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7

Einführung

In den letzten Monaten ist die Aufnah‑
me von Geflüchteten wieder zu einem 
der »Topthemen« der Tagespolitik ge‑
worden, anders als zum Zeitpunkt der 
letzten Aktualisierung dieser Broschü‑
re im Juli 2021, als die andauernde Co‑
vid‑19‑Pandemie alle anderen Themen 
überlagerte.

Aufgrund des russischen Angriffs‑
kriegs sind seit Februar 2022 ca. 1,1 Mil‑
lionen Menschen aus der Ukraine nach 
Deutschland geflohen.1 Die Machtüber‑
nahme der Taliban im August 2021 in Af‑
ghanistan, die Fortsetzung des Krieges in 
Syrien, die politischen Entwicklungen in 
der Türkei, aber auch der Fortbestand au‑
toritärer Regime wie in Eritrea und dem 
Iran machen deutlich, dass neue Flucht
ursachen entstehen, während die alten 
fortbestehen.2 

Gleichzeitig benötigt Deutschland 
Fach- und Arbeitskräfte etwa im Ge‑
sundheits- und Pflegebereich und für die 
Umsetzung der Wohnungsbauziele. Zwei 
Drittel aller Unternehmen geben an, von 
Personalengpässen betroffen zu sein.3 

1	 Mediendienst Integration, Zahl der Flüchtlinge, 
Stand 30.6.2024 mit Hinweis auf Auskünfte der 
Bundesregierung und das Ausländerzentralre‑
gister, abrufbar bei mediendienst-integration.de 
unter »Flucht und Asyl/Zahl der Flüchtlinge«, 
https://t1p.de/v5cs .

2	 Vgl. BAMF, Das Bundesamt in Zahlen 2024, 
S. 19, Tabelle I–3: Zehn zugangsstärkste Staats‑
angehörigkeiten von 2015 bis 2024 (Erstanträge), 
abrufbar bei bamf.de unter »Themen/Statistik/
Asylzahlen«.

3	 Bertelsmann-Stiftung, Fachkräftemigrationsmo
nitor 2024, S. 11, abrufbar bei bertelsmann-stif‑

Der Renteneintritt der geburtenstarken 
Jahrgänge wird die Engpasssituation in 
absehbarer Zeit noch verschärfen.4

Auch die Integration von in Deutsch‑
land lebenden Geflüchteten kann einen 
wichtigen Beitrag zur Deckung des Fach- 
und Arbeitskräftebedarfs leisten. Aktuell 
befinden sich in Deutschland rund 3,3 
Millionen Menschen mit Fluchthinter‑
grund, darunter 1,6 Millionen mit ei‑
nem Schutzstatus. Von denen halten sich 
64 % bereits seit mehr als sechs Jahren in 
Deutschland auf. Hierzu gehören aber 
auch die bereits erwähnten 1,1 Millionen 
Geflüchteten aus der Ukraine, die in der 
überwältigenden Mehrzahl im Jahr 2022 
eingereist sind.5 

Bei der Arbeitsmarktintegration von 
geflüchteten Menschen gibt es bereits ei‑
nige Erfolge: Laut den Zahlen des Instituts 
für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
(IAB) der Bundesagentur für Arbeit (BA)6 
steigen mit zunehmender Aufenthalts‑
dauer nicht nur die Erwerbstätigenquo‑
ten, sondern auch die Beschäftigungsqua‑
lität: Bei Geflüchteten, die zwischen 2013 

tung.de unter »Publikationen«, https://t1p.de/
kh5gz.

4	 Philipp Deschermeier/Holger Schäfer: Die Baby‑
boomer gehen in Rente, IW-Kurzbericht Nr. 78, 
Köln/Berlin 2024, abrufbar bei iwkoeln.de unter 
»Studien«, https://t1p.de/7ldyr. 

5	 Mediendienst Integration, Zahl der Flüchtlinge, 
a. a. O. (Fn. 1).

6	 IAB: Verbesserte institutionelle Rahmenbedin‑
gungen fördern die Erwerbstätigkeit. IAB-Kurz‑
bericht Nr. 10/2024, 18.4.2024, S. 2 f., abrufbar 
bei iab.de unter »Publikationen«, https://doku.
iab.de/kurzber/2024/kb2024-10.pdf. 

https://t1p.de/v5cs
https://t1p.de/kh5gz
https://t1p.de/kh5gz
https://t1p.de/7ldyr
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und 2019 ankamen, ist die Beschäfti‑
gungsquote acht Jahre nach ihrer An‑
kunft auf 68 % gestiegen (bei Männern 
sogar auf 86 %). Von den 2015 Zugezo‑
genen waren 2022 76 % der Beschäftigten 
in Vollzeit tätig, mit steigendem Lohn‑
niveau. Diese Faktoren führen gleichzei‑
tig zu höheren Sozialversicherung- und 
Lohnsteuereinnahmen wie auch zu sin‑
kenden Sozialleistungszahlungen. 

Bereits der Titel des Berichts »Verbes‑
serte institutionelle Rahmenbedingungen 
fördern die Erwerbstätigkeit« des IAB 
weist auf die Bedeutung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für den Erfolg der 
Arbeitsmarktintegration hin und er iden‑
tifiziert verschiedene Hemmnisse für die 
Arbeitsmarktintegration, wie Beschäfti‑
gungsverbote, Wohnsitzauflagen und die 
Art der Leistungsgewährung während des 
Asylverfahrens.7 

Bei den gesetzlichen Rahmenbedin‑
gungen für die Arbeitsmarktintegration 
gab es seit Sommer 2021 folgende Ent-
wicklungen:

Der Koalitionsvertrag der »Ampel-
koalition« enthielt unter der Überschrift 
»Aufenthalts- und Bleiberecht«8 ambitio‑
nierte Vorhaben: Neben der Schaffung ei‑
nes stimmigen, anwendungsfreundlichen 
Einwanderungsrechts sollten u. a. Arbeits‑
verbote für »in Deutschland Lebende« ab‑
geschafft und das komplizierte System der 
Duldungstatbestände geordnet werden. 
An anderer Stelle wurden aber auch die 
Reduzierung der sogenannten »irregulä‑
ren Migration« und der Start einer »Rück‑

7	 Ebd., S. 4 f.
8	 Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen der So‑

zialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), 
Bündnis 90/Die Grünen und den Freien Demo‑
kraten (FDP), S. 110.

führungsoffensive«, um Ausreisen konse‑
quenter umzusetzen, als Ziele genannt.9 

Durch das am 31. Dezember 2022 in 
Kraft getretene Chancen-Aufenthalts-
gesetz10 wurden u. a. die Voraufenthalts‑
zeiten für die permanenten Bleiberechts‑
regelungen nach §§ 25a; 25b AufenthG 
(s. III 2.2 und 2.3) verkürzt. Im Gegenzug 
wurde allerdings bei der Aufenthaltser‑
laubnis für »gut integrierte junge Men‑
schen« eine einjährige Vorduldungszeit 
eingeführt, um nach dem negativen 
Ausgang des Asylverfahrens zunächst 
eine Abschiebung zu ermöglichen (vgl. 
§ 25a Abs. 1 S. 1 AufenthG). Als na‑
mensgebendes Kernstück der Reform 
wurde eine gesetzliche Altfallregelung 
normiert, durch die vor dem 1. Novem‑
ber 2017 eingereiste Personen mit einer 
Duldung relativ niedrigschwellig ohne 
Lebensunterhaltssicherung und ohne 
Identitätsklärung eine Chancen-Auf-
enthaltserlaubnis (§ 104c AufenthG) 
für 18 Monate erhalten können, die ih‑
nen den Übergang in eine Aufenthalts‑
erlaubnis nach §§ 25a, 25b AufenthG 
ermöglichen soll (s. III 2.1). Außerdem 
können jetzt alle Asylsuchenden zum 
Integrationskurs zugelassen werden und 
einen Berufssprachkurs besuchen.11 

In das am 23. Juni 2023 verabschie‑
dete Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Fachkräfteeinwanderung12 hat durch 
eine Beschlussempfehlung des Innenaus‑

9	 Ebd., S. 110 und 112.
10	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.
11	 Siehe auch Johanna Mantel: Überblick zu den 

Änderungen durch das Gesetz zur Einführung 
eines Chancen-Aufenthaltsrechts, Asylmagazin 
1–2/2023, S. 4–7.

12	 BGBl. I, Nr. 217 vom 18.8.2023.
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schusses13 eine Aufenthaltserlaubnis zur 
Berufsausbildung für ausreisepflichtige 
Personen Eingang gefunden. Außerdem 
wurde eine neue Spurwechselmöglich-
keit von der Flucht- in die Erwerbsmig‑
ration beschlossen. Das Gesetz zur Än‑
derung des Bundesvertriebenengesetzes14 
führte zu einer Entfristung der Beschäfti-
gungsduldung, die ansonsten Ende 2023 
ausgelaufen wäre. Am 20. Dezember 2023 
trat die Erweiterung der Liste der soge-
nannten sicheren Herkunftsstaaten um 
Georgien und die Republik Moldau in 
Kraft.15 Durch das sogenannte Rückfüh-
rungsverbesserungsgesetz16 wurden die 
Erteilungsvoraussetzungen für die Be‑
schäftigungsduldung herabgesetzt und 
die Regelungen zum Arbeitsmarktzugang 
(geringfügig) modifiziert. Daneben wur‑
de aber auch die Wartefrist für den Bezug 
von sogenannten Analogleistungen nach 
§ 2 AsylbLG von 18 auf 36 Monate ver‑
doppelt und das Erfordernis der »Zusätz‑
lichkeit« bei Arbeitsgelegenheiten nach 
§ 5 AsylbLG wurde gestrichen. Dieses 
Erfordernis setzte bislang voraus, dass 
die im Rahmen von Arbeitsgelegenheiten 
verrichteten Tätigkeiten sonst nicht, nicht 
in diesem Umfang oder nicht zu diesem 
Zeitpunkt verrichtet werden würden. 

Durch das Gesetz zur Stärkung der 
Aus- und Weiterbildungsförderung vom 
17. Juli 2023 wurde ein Anspruch auf die 
Teilnahme an einer außerbetrieblichen 
Berufsausbildung eingeführt und der 

13	 BT-Drucksache 20/7394 vom 21.6.2023.
14	 BGBl. I, Nr. 390 vom 22.12.2023. 
15	 BGBl. I, Nr. 382 vom 19.12.2023.
16	 BGBl. I, Nr. 54 vom 26.2.2024.

Zugang zu einer Einstiegsqualifizierung 
erleichtert.17 

Weitere Restriktionen im Asylbewer‑
berleistungsgesetz erfolgten durch die 
Einführung der Bezahlkarte durch das 
Gesetz zur Anpassung von Datenüber-
mittlungsvorschriften im Ausländer- 
und Sozialrecht (DÜV-AnpassG) vom 
16. Mai 202418 und durch das sogenannte 
Gesetz zur Verbesserung der inneren Si-
cherheit und des Asylsystems,19 das seit 
31. Oktober 2024 für Personen ohne Auf‑
enthaltspapier, deren Asylantrag wegen 
der Zuständigkeit eines anderen Staates 
oder wegen ihrer Anerkennung dort als 
unzulässig abgelehnt wurde, einen quasi 
vollständigen Leistungsausschluss vor‑
sieht (§ 1 Abs. 4 AsylbLG). Die Recht‑
sprechung20 hat allerdings vielfach bereits 
Zweifel an der Europarechtskonformität 
dieser Regelung geäußert und entspre‑
chenden Eilanträgen stattgegeben. 

Nach langjährigen Verhandlungen 
wurde die Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems (GEAS) am 
14. Mai 2024 endgültig beschlossen.21 
Die Neuregelungen müssen innerhalb 
von zwei Jahren in den EU-Mitglied‑

17	 BGBl. I, Nr. 191 vom 20.7.2023, Art. 3 Nr. 1 und 
17, Abs. 4. 

18	 BGBl. I, Nr. 152 vom 15.5.2023, Art. 15 Nr. 1 und 
2, Art. 16 Abs. 1. 

19	 BGBl. I, Nr. 332 vom 30.10.2024, Art. 4 Nr. 1 und 
Art. 12.

20	 Vgl. u. a.: SG Nürnberg, richterlicher Hinweis 
vom 17.12.2024 – S 17 AY 68/24 ER – asyl.net: 
M33263; SG Landshut, Beschluss vom 18.12.2024 
– S 11 AY 19/24 ER – asyl.net: M32994; SG 
Darmstadt, Beschluss vom 4.2.2025 – S 16 AY 
2/25 ER – asyl.net: M33113. 

21	 Zu den Einzelheiten s. Maximilian Pichl: Die Re‑
form des Europäischen Asylsystems, Asylmaga‑
zins 4–5/2024, S. 141–147.
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staaten implementiert werden; unmittel‑
bare Folgen für den Arbeitsmarktzugang 
von Geflüchteten in Deutschland hat die 
GEAS‑Reform gegenwärtig noch nicht.

Insgesamt ist nach all diesen Ände‑
rungen festzustellen, dass es der Gesetz‑
gebung erneut gelungen ist, die rechtli‑
chen Voraussetzungen des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt noch komplizierter zu ge‑
stalten als sie es ohnehin schon waren. 
Dies wiederum stellt vor allem Personen, 
die sich neu mit diesem Themenfeld be‑
fassen, vor große Herausforderungen. 
Bei der Beratung von Geflüchteten spielt 
die Kenntnis der aktuellen rechtlichen 
Grundlagen – insbesondere des Zusam‑
menwirkens der aufenthaltsrechtlichen 
Bedingungen des Arbeitsmarktzugangs, 
der sozialrechtlichen Fördermöglichkei‑
ten und der aufenthaltsrechtlichen Vor‑
aussetzungen der Aufenthaltssicherung 
– eine zentrale Rolle. Die vorliegende 
Broschüre gibt einen Überblick über die 
Rahmenbedingungen, wobei die neuen 
gesetzlichen Regelungen besonders be‑
rücksichtigt werden. 

Die Rahmenbedingungen des 
Arbeitsmarktzugangs

Im ersten Teil dieser Broschüre werden 
die unionsrechtlichen Vorgaben und die 
aufenthaltsrechtlichen Grundsätze des 
Arbeitsmarktzugangs dargestellt:

	• Wer erhält unter welchen Vorausset‑
zungen und in welchem Verfahren eine 
Beschäftigungserlaubnis und wer kann 
sich selbstständig machen?

	• Welche weiteren Nebenbestimmungen 
wie räumliche Beschränkungen (soge‑

nannte Residenzpflicht) oder Wohn‑
sitzauflagen können relevant sein? 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit 
(sozialrechtlichen) Unterstützungsan‑
geboten, die im Rahmen der gesetzlich 
geregelten Leistungen der Jobcenter, 
der Agenturen für Arbeit, der Jugend‑
sozialarbeit (SGB  VIII), des BAföG so‑
wie durch öffentlich geförderte Projekte 
gewährt werden können. Hierzu zählen 
etwa die Vermittlung freier Stellen, Qua‑
lifizierungsmaßnahmen und Ausbil‑
dungsförderung sowie die Hilfe bei der 
Anerkennung im Ausland erworbener 
Qualifikationen. 

Im dritten Teil wird beschrieben, un‑
ter welchen Voraussetzungen der Auf‑
enthalt vor allem durch eine Ausbildung 
oder eine Beschäftigung gesichert werden 
kann. Dabei geht es zunächst um den so‑
genannten Spurwechsel, also den Über‑
gang von einer Aufenthaltsgestattung, 
einer Duldung oder einem Aufenthalts‑
titel aus völkerrechtlichen, humanitären 
oder politischen Gründen (§§ 22–26 
AufenthG) in einen Aufenthaltstitel 
zum Zwecke der Ausbildung (§§ 16–17 
AufenthG) oder der Erwerbstätigkeit 
(§§ 18–21 AufenthG). Besonders in den 
Blick genommen werden hier die neue 
Ausbildungsaufenthaltserlaubnis für Aus‑
reisepflichtige (§ 16g AufenthG), der neu 
eingeführte Chancenaufenthalt, die Auf‑
enthaltserlaubnis nach den Bleiberechts‑
regelungen infolge »guter« bzw. »nach‑
haltiger Integration« nach §§ 25a und b 
AufenthG sowie die Aufenthaltserlaub‑
nis zum Zweck der Beschäftigung nach 
einem erfolgreichen Ausbildungs- oder 
Studienabschluss nach § 19d AufenthG. 
Ergänzend werden die Bedingungen für 
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eine Ausbildungs- und Beschäftigungs‑
duldung dargestellt.

Im Fazit wird bewertet, inwieweit 
die Änderungen durch die von der Am‑
pel‑Koalition verabschiedeten Gesetze 
die Rahmenbedingungen für die Arbeits‑
marktintegration verbessert haben und es 
werden Änderungsvorschläge unterbrei‑
tet.

Um wen geht es in dieser Broschüre?

Wie im Untertitel bereits angedeutet, steht 
der Begriff »Geflüchtete« in der Über‑
schrift stellvertretend für verschiedene 
Personengruppen, mit deren Rechtsstel‑
lung sich diese Broschüre beschäftigt:

(1) Asylsuchende

Als Asylsuchende werden Personen be‑
zeichnet, die um Asyl nachgesucht ha‑
ben. Umfasst sind Personen mit einem 
Ankunftsnachweis nach § 63a AsylG 
(Bescheinigung über die Meldung als 
Asylsuchende)22 sowie diejenigen, denen 
nach der förmlichen Asylantragstellung 
eine Bescheinigung über die Aufenthalts-
gestattung nach § 63 AsylG erteilt wurde. 

(2) Schutzberechtigte

Hierzu gehören Asylberechtigte, inter‑
national und national schutzberechtigte 
Personen, die eine Aufenthaltserlaubnis 

22	 Der Ankunftsnachweis als Aufenthaltspapier 
wurde durch das Datenaustauschverbesserungs‑
gesetz vom 2. Februar 2016 (BGBl. I, Nr. 5, 
S. 130 ff.) im Asylgesetz verankert.

nach § 25 Abs. 1, Abs. 223 oder Abs. 3 
AufenthG haben. Ergänzend wird zudem 
auch auf weitere Personen eingegangen, 
denen der Aufenthalt aus humanitären 
oder politischen Gründen gewährt wur‑
de (s.u.). Der Begriff der international 
Schutzberechtigten umfasst nach der 
sogenannten Qualifikationsrichtlinie der 
EU (2011/95/EU) sowohl Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Flüchtlingskonventi‑
on als auch die sogenannten »subsidiär 
Schutzberechtigten«.24 International sub‑
sidiär Schutzberechtigte sind nach Art. 15 
der Qualifikationsrichtlinie Personen, die 
in ihrem Herkunftsland von Todesstrafe, 
Folter oder unmenschlicher oder ernied‑
rigender Behandlung oder individuell im 
Rahmen eines bewaffneten Konflikts be‑
droht sind (vgl. Umsetzung in § 4 Abs. 1 
AsylG). 

Während sich der Schutz dieser Per‑
sonengruppen also auf völker- und euro‑
parechtliche Vorgaben stützt, gibt es zu‑
sätzlich noch Möglichkeiten, gefährdeten 
Personen nach nationalem Recht Schutz 
zu gewähren. Seit dem Inkrafttreten des 
Richtlinienumsetzungsgesetzes am 1. De‑

23	 Am 1. Dezember 2013 trat der größte Teil der 
Bestimmungen des sogenannten Richtlinienum‑
setzungsgesetzes in Kraft (Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013, 
BGBl. I, Nr. 54, S. 3474 ff.), mit dem u. a. das 
Konzept der internationalen Schutzberechtigung 
in das deutsche Recht übernommen wurde. 

24	 Art. 2 Bst. b) i. V. m. Art. 2 Bst. e) und Art. 2 
Bst. g) der Qualifikationsrichtlinie – Richtli‑
nie 2011/95/ EU vom 13. Dezember 2011 über 
Normen für die Anerkennung von Drittstaats‑
angehörigen oder Staatenlosen als Personen mit 
Anspruch auf internationalen Schutz, für einen 
einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Per‑
sonen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, 
ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9–26, abrufbar auf 
asyl.net unter »Gesetzestexte/Asylrecht«.
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zember 2013 gehören zu den national 
Schutzberechtigten mit einer Aufent‑
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
insbesondere die Personen, bei denen ein 
Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 
oder Abs. 7 AufenthG vorliegt. Darunter 
fallen Personen, deren Abschiebung we‑
gen des Verstoßes gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) un‑
zulässig ist oder für die im Zielstaat der 
Abschiebung eine erhebliche konkrete 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit be‑
steht. Das im Rahmen des sogenannten 
Migrationspakets von 2019 beschlossene 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz25 hat die 
Rechtsstellung der anderweitig Schutzbe‑
rechtigten im Hinblick auf den Arbeits‑
marktzugang an die der international 
Schutzberechtigten angeglichen. Daher 
werden die für beide Gruppen geltenden 
Rahmenbedingungen jeweils in densel‑
ben Kapiteln dargestellt. 

Erwähnung finden in diesem Kontext 
auch weitere Personengruppen, denen 
aus völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen ein Aufenthaltsrecht 
gewährt wird, etwa im Rahmen der Auf‑
nahme von Schutzsuchenden aus dem 
Ausland oder durch die sogenannten 
»Altfall«- oder »Härtefall«-Regelungen 
(§§ 22–25b AufenthG) sowie Personen 
aus der Ukraine mit einer Aufenthalts‑
erlaubnis zum vorübergehenden Schutz 
nach § 24 AufenthG. Die Voraussetzun‑
gen für die Erteilung einer Aufenthalts‑
erlaubnis nach § 25a AufenthG für »gut 
integrierte Jugendliche und Heranwach‑
sende« und nach § 25b AufenthG bei 
»nachhaltiger Integration« werden im 
Teil III im Einzelnen beschrieben. 

25	 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1307 ff.

(3) Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG

Diese Duldung erhalten Personen, die 
nicht Staatsangehörige von EU-Staaten 
sind (sogenannte Drittstaatsangehörige), 
vor allem dann, wenn sie ausreisepflich‑
tig sind, aber gegenwärtig aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht abge‑
schoben werden können (§ 60a Abs. 2 
S. 1 AufenthG). Außerdem kann eine 
Duldung erteilt werden, wenn dringen‑
de humanitäre oder persönliche Gründe 
oder erhebliche öffentliche Interessen die 
vorübergehende weitere Anwesenheit 
im Bundesgebiet erfordern (§ 60a Abs. 2 
S. 3 AufenthG). Sonderformen dieser so‑
genannten Ermessensduldung sind die 
Ausbildungsduldung (§ 60c AufenthG) 
insbesondere für Personen, die eine min‑
destens zweijährige Berufsausbildung 
aufnehmen, und die Beschäftigungsdul‑
dung (§ 60d AufenthG). Einzelheiten zu 
diesen Duldungsformen sind ebenfalls im 
Teil III zu finden. 

(4) Personen mit einer Duldung nach 
§ 60b AufenthG

Eine Duldung für Personen mit unge-
klärter Identität (§ 60b AufenthG)26 wird 
erteilt, wenn eine Abschiebung wegen 
Täuschung, falscher Angaben oder feh‑

26	 Dabei normiert § 60b AufenthG keine eigenstän‑
dige Rechtsgrundlage für die Duldungserteilung, 
sondern regelt lediglich, unter welchen Vor‑
aussetzungen eine Duldung im Sinne des § 60a 
AufenthG mit dem Zusatz »für Personen mit 
ungeklärter Identität« ausgestellt wird, s. Eichler/
Mantel/Weiser, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AufenthG § 60b Rn. 2 m. w. N.

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AufenthG&p=60b
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AufenthG&p=60a
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lender Mitwirkung bei der Passbeschaf‑
fung nicht möglich ist. Da diese Duldung 
zu einem absoluten Arbeitsverbot und 
einer Wohnsitzauflage führt, werden die 
Rahmenbedingungen für Personen mit 
dieser Art von Duldung in eigenen Kapi‑
teln beschrieben (vgl. I 4 und II 4).
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Teil I: Der aufenthaltsrechtliche Rahmen des 
Arbeitsmarktzugangs

In diesem Kapitel werden die Vorgaben 
des europäischen und des nationalen 
Rechts für den Arbeitsmarktzugang er‑
läutert, wobei nach den zuvor genannten 
Personengruppen differenziert wird. Für 
die jeweilige Gruppe werden die Voraus‑
setzungen für die Ausübung nichtselbst‑
ständiger und selbstständiger Tätigkeiten 
sowie weitere für den Arbeitsmarktzu‑
gang relevante Aspekte wie die Wohnsitz‑
auflage dargestellt. Den Ausgangspunkt 
bilden dabei die Bedingungen des Ar‑
beitsmarktzugangs für Asylsuchende. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, wird in 
den darauffolgenden Abschnitten Bezug 
auf diese Ausführungen genommen, falls 
Gemeinsamkeiten zu den anderen Perso‑
nengruppen bestehen.

1. Asylsuchende

1.1 Nichtselbstständige Erwerbs
tätigkeit

Asylsuchende, also Personen mit einer 
Aufenthaltsgestattung nach § 63 AsylG 
oder einem Ankunftsnachweis nach 
§ 63a AsylG, benötigen für jede Form 
von nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit 
(Beschäftigung) eine Beschäftigungser-
laubnis.

Zur Definition des Begriffs »Beschäfti‑
gung« wird im Aufenthaltsgesetz auf § 7 

SGB IV, also auf das Sozialversicherungs‑
recht verwiesen (§ 2 Abs. 2 AufenthG). 
Nach § 7 Abs. 1 SGB  IV ist Beschäfti‑
gung die nichtselbstständige Arbeit, ins‑
besondere in einem Arbeitsverhältnis. 
Anhaltspunkte für eine Beschäftigung 
sind eine Tätigkeit nach Weisungen und 
eine Eingliederung in die Arbeitsorga‑
nisation der Weisungsgebenden. Als Be‑
schäftigung gilt nach § 7 Abs. 2 SGB  IV 
auch der Erwerb beruflicher Kenntnis‑
se, Fertigkeiten oder Erfahrungen im 
Rahmen betrieblicher Berufsbildung. 
Hierzu gehören alle Tätigkeiten, die zu‑
mindest einem der in § 7 Abs. 2 SGB IV 
genannten Ziele dienen, auch wenn die 
jeweilige Bildungsmaßnahme nicht den 
Vorgaben des Berufsbildungsrechts und 
einem dort geordneten Ausbildungsgang 
entspricht.27 Damit stellen auch Maßnah‑
men zur Berufsfindung, Berufsvorberei‑
tung, Arbeitserprobung, zur beruflichen 
Anpassung und zur Förderung der Er‑
werbs- und Berufstätigkeit, selbst wenn 
sie nicht unmittelbar zu einer Berufstä‑
tigkeit führen, eine Beschäftigung dar.28 
Daher ist für betriebliche Berufsausbil-
dungen und Einstiegsqualifizierungen, 
für einen gesetzlichen Freiwilligendienst 
(Freiwilliges Soziales Jahr, Bundesfrei‑
willigendienst etc.) und grundsätzlich 
für Praktika eine Beschäftigungserlaub‑
nis erforderlich (vgl. § 32 Abs. 2 Nr. 1–3, 

27	 Zieglmeier, in: BeckOGK SGB IV, § 7 Rn. 331. 
28	 Ebd., Rn. 332.
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 !	 Hinweis

In jedem Aufenthaltstitel, jeder 
Duldung und jeder Aufenthaltsge-
stattung muss erkennbar sein, ob 
die Ausübung einer Erwerbstätig-
keit erlaubt ist.31 Die Formulierun-
gen, die dabei verwendet werden 
sollen, sind nachfolgend in den je-
weiligen Kapiteln genannt. Sie die-
nen als Klarstellung, von welchem 
Arbeitsmarktzugang die Auslän-
derbehörde ausgeht. Enthält das 
Dokument keine entsprechende 
Bestimmung, sollte die Ausländer-
behörde darauf hingewiesen wer-
den. 

Abs. 3 BeschV).29 Ausnahmen können 
allerdings für Praktika während des (Be‑
rufs-)Schulbesuchs und im Rahmen einer 
schulischen Berufsausbildung gelten.

Nach den Anwendungshinweisen des 
Bundesinnenministeriums30 kommt es 
bei der Frage, ob praktische Tätigkeiten 
im Rahmen einer schulischen Berufs‑
ausbildung Beschäftigungen sind, darauf 
an, ob die Tätigkeit in die schulische Be-
rufsausbildung integriert ist oder ob der 
Schwerpunkt bei einer beruflichen Aus‑
bildung oder sonstigen beruflichen Tä‑
tigkeit liegt. Von einer Integration in die 
schulische Berufsausbildung ist danach 
auszugehen, wenn

	• die praktische Tätigkeit aufgrund 
bundes- oder landesrechtlicher Vor‑
schriften in die Schulausbildung einge‑
gliedert ist, 

	• die Phasen der betrieblichen Ausbil‑
dung durch die Schule geregelt und ge‑
lenkt werden und 

	• die praktische Tätigkeit sich infolge en‑
ger Verzahnung mit der theoretischen 
Ausbildung als Bestandteil der Schul‑
ausbildung darstellt. 

29	 Für weitere Informationen über die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis bei Praktika, Ein‑
stiegsqualifizierungen und Freiwilligendiensten 
vgl. Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
e. V., ZBS AuF III (Zentrale Beratungsstelle. Ar‑
beitsmarktintegration und Fachkräftesicherung), 
Arbeitshilfe 2: »Rahmenbedingungen von Prak‑
tika und ähnlichen Tätigkeiten für Asylsuchende, 
geduldete Ausländer*innen und andere Geflüch‑
tete«, aktualisierte Fassung vom 31. Oktober 
2020, abrufbar bei zbs-auf.info unter »Publikati‑
onen«.

30	 Anwendungshinweise (AH) des Bundesminis‑
teriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung (BGBl. I, S. 1021) vom 20. Dezem‑
ber 2019, Nr. 60c.0.1, https://bit.ly/3ibLTWH. 

Die im Rahmen der Erfüllung der Schul- 
bzw. der Berufsschulpflicht vorgese‑
henen Praktika erfüllen regelmäßig die 
Voraussetzungen einer Integration in den 
schulischen Bildungsgang.  

Auch wenn sich die Anwendungshin‑
weise des Bundesinnenministeriums nur 
auf praktische Tätigkeiten im Rahmen 
einer schulischen Ausbildung beziehen, 
müssten für Pflichtpraktika während ei‑
nes Studiums dieselben Kriterien gelten. 
Um zu klären, ob bei einem Praktikum im 
Rahmen einer bestimmten schulischen 

31	 § 4a Abs. 3 S. 1 AufenthG, Aktualisierung der 
Anwendungshinweise des Bundesministeriums 
des Innern und für Heimat zum Fachkräfteein‑
wanderungsgesetz (FEG) (BGBl. I 2019, S. 1307) 
unter Berücksichtigung des Gesetzes und der 
Verordnung zur Weiterentwicklung der Fach‑
kräfteeinwanderung (BGBl. I 2023, Nr. 217, 
S. 1 bzw. BGBl. I 2023, Nr. 233, S. 1) auf den ab 
1. Juni 2024 geltenden Rechtsstand, Nr. 4a.3.1, 
https://www.asyl.net/rsdb/m32449.

https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-zum-gesetz-ueber-duldung-bei-ausbildung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.asyl.net/rsdb/m32449
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Ausbildung oder eines konkreten Studi‑
ums die o. g. Kriterien für eine Integra‑
tion im jeweiligen Bildungsgang erfüllt 
sind und daher keine Beschäftigungser‑
laubnis benötigt wird, sollte immer eine 
Rücksprache mit der Ausländerbehörde 
erfolgen. Diese sollte – möglichst schrift‑
lich – bestätigen, dass es sich bei dieser 
Tätigkeit nicht um eine erlaubnispflichti‑
ge Beschäftigung handelt.32

Die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis richten 
sich bei Asylsuchenden unter anderem 
nach der Dauer des bisherigen Aufent-
halts (sogenannter Voraufenthalt) in 
Deutschland. Dabei werden alle Zeiten 
berücksichtigt, in denen sich Asylsuchen‑
de »gestattet«, d. h. mit einem Ankunfts‑
nachweis oder einer Aufenthaltsgestat‑
tung (§ 55 Abs. 1 S. 1 AsylG), geduldet 
oder erlaubt, d. h. mit einem Aufenthalts‑
titel33 im Inland aufgehalten haben (§ 61 
Abs. 2 S. 2 AsylG). 

Seit den Änderungen durch das soge‑
nannte Rückführungsverbesserungsge‑
setz34 können Asylsuchende nach Ablauf 
von sechs Monaten nach der Asylantrag‑
stellung einen Anspruch auf die Ertei‑
lung einer Beschäftigungserlaubnis haben 
(§ 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, Abs. 2 S. 5 AsylG). 
Zuvor liegt die Erteilung der Beschäf‑
tigungserlaubnis für Asylsuchende im 
Ermessen der Ausländerbehörde (§ 61 
Abs. 2 S. 1 AsylG; zu der Frage, welche 
Ermessensgesichtspunkte die Auslän‑
derbehörde bei ihrer Entscheidung zu‑

32	 Vgl. Caritasverband/ZBS AuF: Arbeitshilfe 2, 
a. a. O. (Fn. 29), Teil 1, 4.1 und 5.1.

33	 Hierzu gehören Aufenthaltserlaubnis, Niederlas‑
sungserlaubnis, Visum etc., vgl. § 4 Abs. 1 S. 2 
AufenthG.

34	 BGBl. I, Nr. 54 vom 26.2.2024.

lässigerweise berücksichtigen darf, vgl. 
I 1.1.2 (3)).

Asylsuchende müssen die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis bei der für 
sie zuständigen Ausländerbehörde bean‑
tragen. Falls diese die Erteilung ablehnen 
will, ist sie verpflichtet, einen schriftli-
chen, mit Gründen versehenen Ableh-
nungsbescheid zu erlassen. Die Begrün‑
dung soll auch die Gesichtspunkte erken‑
nen lassen, von denen die Ausländerbe‑
hörde bei der Ausübung ihres Ermessens 
ausgegangen ist (§§ 37, 39 VwVfG). Die 
Möglichkeiten des Arbeitsmarktzugangs 
für Asylsuchende richten sich nach den 
nachfolgend genannten Bestimmungen.

1.1.1 Temporäre und unbefristete 
Arbeitsverbote

Die EU-Aufnahmerichtlinie von 201335 
bestimmt in Art. 15 Abs. 1, dass die Mit‑
gliedstaaten den Arbeitsmarktzugang 
für Asylsuchende grundsätzlich36 für 
die Dauer von maximal neun Monaten 
nach der Asylantragstellung vollständig 
ausschließen können, wenn die Verwal‑
tungsbehörde, also in Deutschland das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlin‑
ge (BAMF), noch nicht über den Asylan‑
trag entschieden hat. Die Mitgliedstaaten 
können bestimmen, unter welchen Vo‑
raussetzungen Asylsuchenden anschlie‑

35	 Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz beantra‑
gen, ABl. L 180/96 vom 29.6.2013, abrufbar auf 
asyl.net unter »Gesetzestexte/Sozialrecht«.

36	 Das gilt nicht, wenn die Verzögerung den An‑
tragstellenden zur Last gelegt werden kann 
(Art. 15 Abs. 1). 

https://www.asyl.net/
https://www.asyl.net/
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in nationales Recht umsetzen müssen,38 
übernimmt diese Regelungen in Art. 17 
Abs. 1 mit der Maßgabe, dass der Zugang 
nach sechs Monaten eingeräumt werden 
muss. Die gegenwärtigen Regelungen zum 
Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden 
in § 61 AsylG entsprechen allerdings be‑
reits dieser Vorgabe (siehe 1.1.1 (1)).

Seit November 201439 kann Asylsu‑
chenden, die sich seit drei Monaten in 
Deutschland aufhalten, eine Beschäfti‑
gungserlaubnis erteilt werden. Arbeits‑
verbote können aber bestehen, wenn 
Asylsuchende in einer Erstaufnahme-
einrichtung wohnen müssen oder aus 
den sogenannten sicheren Herkunftslän-
dern kommen. In diesen Fällen soll der 
Ankunftsnachweis bzw. die Aufenthalts‑
gestattung mit der Nebenbestimmung 
»Erwerbstätigkeit nicht erlaubt« versehen 
werden.40

(1) Temporäre Arbeitsverbote

Asylsuchende, die nicht in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung untergebracht sind, 
dürfen erst arbeiten, wenn sie sich seit drei 
Monaten mit einer Aufenthaltsgestattung, 
einem Ankunftsnachweis, einer Duldung 
oder einem Aufenthaltstitel in Deutsch‑

rufbar auf asyl. net unter »Gesetzestexte/Sozial‑
recht.«

38	 Art. 35 Abs. 1 S. 1; die Umsetzung in deutsches 
Recht steht bislang aus. 

39	 Eingeführt durch das Rechtsstellungsver‑
besserungsgesetz vom 23.12.2014, BGBl. I, 
Nr. 64, S. 2439 ff., und die Änderung in der Be‑
schäftigungsverordnung (BGBl. I, Nr. 50 vom 
10.11.2014, Art. 2). 

40	 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Auf‑
enthaltsgesetz (AVwV zum AufenthG) vom 
26.10.2009, 4.3.1.1.

ßend Zugang zum Arbeitsmarkt gewährt 
wird, wobei sie aber gleichzeitig für einen 
effektiven Arbeitsmarktzugang sorgen 
müssen (Art. 15 Abs. 2). 

Auch nach Ablehnung eines Asylan‑
trags behalten Asylsuchende nach Art. 15 
Abs. 3 der EU-Aufnahmerichtlinie den 
Zugang zum Arbeitsmarkt, wenn ihre 
Klage gegen den Ablehnungsbescheid 
aufschiebende Wirkung hat, d. h. dafür 
sorgt, dass die Entscheidung nicht vollzo‑
gen werden darf. 

In Deutschland tritt diese aufschie‑
bende Wirkung der Klage ein, wenn der 
Asylantrag als (»einfach«) unbegründet 
abgelehnt wurde (§ 75 Abs. 1 S. 1 AsylG). 
In diesen Fällen behalten die Betroffenen 
die Aufenthaltsgestattung und es gelten 
hinsichtlich des Arbeitsmarktzugangs die 
in diesem Abschnitt beschriebenen Rege‑
lungen. Wurde der Asylantrag hingegen 
als »unzulässig« oder »offensichtlich un‑
begründet« abgelehnt, muss mit einem 
Eilantrag bei Gericht darauf hingewirkt 
werden, dass die aufschiebende Wirkung 
angeordnet wird. Nur wenn dieser Eilan‑
trag erfolgreich ist, behalten die Betrof‑
fenen die Aufenthaltsgestattung. Ist der 
Eilantrag nicht erfolgreich, werden sie in 
aller Regel ausreisepflichtig und können 
sich (sofern die Ausreise nicht stattfindet) 
nur noch mit einer Duldung hier aufhal‑
ten (siehe dazu die Abschnitte I.3 und I.4 
unten).

Die im Rahmen der GEAS-Reform 
novellierte EU-Aufnahmerichtlinie,37 
die die Mitgliedstaaten bis 12. Juni 2026 

37	 Richtlinie (EU) 2024/1346 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz beantragen 
(Neufassung), 2024/1346 vom 22.5.2024, ab‑

https://www.asyl.net/
https://www.asyl.net/
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land aufhalten (§§ 61 Abs. 2 S. 1 und 2; 55 
Abs. 1 S. 1 AsylG). Von der Wohnpflicht 
in der Aufnahmeeinrichtung sind nur we‑
nige Asylsuchende befreit. In erster Linie 
trifft dies auf unbegleitete Minderjährige 
zu, die in einer Jugendhilfeeinrichtung 
leben. Daneben sind Personen, die sich 
bei Asylantragstellung bereits mit einem 
Aufenthaltstitel in Deutschland aufhal‑
ten – und denen daher auch die Erwerbs‑
tätigkeit in aller Regel bereits erlaubt ist –, 
von der Wohnpflicht in der Aufnahme‑
einrichtung befreit (§ 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
in Verbindung mit § 47 Abs. 1 AsylG).41 

Damit sind die meisten Asylsuchenden 
verpflichtet, nach der Asylantragstellung 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu 
wohnen, von denen es in jedem Bundes‑
land mindestens eine gibt. Während sie 
dort untergebracht sind, dürfen sie seit 
Inkrafttreten des sogenannten Rückfüh‑
rungsverbesserungsgesetzes nicht arbei‑
ten, wenn seit der Stellung des Asylan‑
trags noch keine sechs Monate vergangen 
sind (§ 61 Abs. 1 S. 1 und 2 Nr. 1 AsylG), 
zuvor waren es neun Monate.

Durch das Migrationspaket wurde im 
Jahr 2019 die maximale Verweildauer 
von zuvor generell höchstens sechs Mo‑
naten für viele Asylsuchende auf jetzt 18 
Monate erheblich verlängert. Werden be‑
stimmte Mitwirkungspflichten verletzt, 
wie etwa Unterlagen zum Reiseweg nicht 
vorgelegt, besteht diese Wohnverpflich‑
tung auch länger. Dies gilt aber nur dann, 
wenn die Mitwirkungspflicht ohne eine 
ausreichende Entschuldigung verletzt 

41	 Dies gilt unter anderem auch für Minderjährige, 
deren gesetzliche Vertretung nicht mehr in einer 
Aufnahmeeinrichtung leben müssen, sowie für 
Personen, die sich in Haft oder im Krankenhaus 
befinden (§ 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 AsylG). 

oder eine unverschuldet unterbliebene 
Mitwirkungshandlung nicht unverzüglich 
nachgeholt wurde (§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 
und 2 AsylG). Außerdem ist es Asylsu‑
chenden nicht zuzumuten, zur Erfüllung 
ihrer Mitwirkungspflicht bei der Pass‑
beschaffung Kontakt zu den Behörden 
ihres Herkunftsstaates aufzunehmen.42 
Die Regelungen zur längeren Wohn‑
pflicht in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
sind für Minderjährige und ihre Eltern 
oder sonstige Sorgeberechtigte sowie ihre 
volljährigen, ledigen Geschwister nicht 
anwendbar: Bei ihnen bleibt es bei einer 
Aufenthaltsdauer von maximal sechs Mo-
naten, auch bei einer Verletzung von Mit‑
wirkungspflichten (§ 47 Abs. 1 S. 1 und 
S. 4 AsylG).

Unabhängig davon können die einzel‑
nen Bundesländer regeln, dass Asylsu‑
chende auch verpflichtet werden können, 
bis zu 24 Monate in der Erstaufnahmeein‑
richtung zu verbleiben, wenn das BAMF 
noch nicht über den Asylantrag entschie‑
den hat (§ 47 Abs. 1b S. 1 AsylG). Unter 
anderem Bayern43 und Sachsen44 haben 
von dieser Möglichkeit Gebrauch ge‑
macht. Andererseits können die zuständi‑
gen Behörden in den Bundesländern auch 
entscheiden, Asylsuchende bereits vor 
Ablauf der oben genannten Fristen auf 

42	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung (a. a. O., Fn. 30), 
Nr. 60c.2.3.4.

43	 Art. 2 Abs. 2 S. 1 des bayerischen Gesetzes über 
die Aufnahme und Unterbringung der Leistungs‑
berechtigten nach dem Asylbewerberleistungsge‑
setz vom 24. Mai 2002, das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GVBl. S. 676) 
geändert worden ist.

44	 Sächsische Wohnpflichtverlängerungsverord‑
nung vom 3. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 324), zu‑
letzt geändert durch die Verordnung vom 8. April 
2024 (SächsGVBl. S. 440). 



1. Asylsuchende 19

eine Kommune »zu verteilen«. Damit en‑
det die Verpflichtung, in der Erstaufnah‑
meeinrichtung zu wohnen (§ 48 Abs. 1 
Nr. 1 AsylG). Die Erteilung einer Beschäf‑
tigungserlaubnis ist dann möglich, wenn 
sich die betroffene Person bereits seit drei 
Monaten mit einer Aufenthaltsgestattung, 
einem Ankunftsnachweis, einer Duldung 
oder einem Aufenthaltstitel in Deutsch‑
land aufhält.

Die »Entlassung« aus einer Erstaufnah‑
meeinrichtung kann außerdem etwa aus 
Gründen der öffentlichen Gesundheits‑
vorsorge sowie aus anderen zwingenden 
Gründen erfolgen (§ 49 Abs. 2 AsylG), 
beispielsweise bei Personen, die dort 
Opfer sexueller Gewalt und Belästigung 
wurden45 oder bei anderen Menschen mit 
besonderen Schutzbedürfnissen. 

Darüber hinaus endet die Wohnpflicht 
auch in den folgenden Konstellationen:

	• Bei einer »positiven« Entscheidung des 
BAMF, also der Zuerkennung interna‑
tionalen Schutzes oder eines Abschie‑
bungsverbots (§ 50 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
AsylG).

	• Bei Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage durch ein Verwal‑
tungsgericht besonders in den Fällen, 
in denen der Asylantrag als »offen‑
sichtlich unbegründet« abgelehnt wur‑
de. Achtung: Dies gilt ausdrücklich 
nicht bei Ablehnung des Asylantrags 
als »unzulässig« in »Dublin-Fällen« so‑
wie in den »Anerkannten-Fällen«, bei 

45	 Vgl. Art. 18 Abs. 4 EU-Aufnahmerichtlinie, 
wonach die Mitgliedstaaten zur Verhinderung 
von Übergriffen und geschlechtsbezogener Ge‑
walt geeignete Maßnahmen treffen müssen, vgl. 
Bender/Bethke/Dorn in: NK-AuslR, AsylG § 49 
Rn. 31 ff.

denen die Ablehnung erfolgte, weil ein 
anderer EU-Staat bereits einen Schutz‑
status gewährt hat46 (§ 50 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 AsylG). 

Nicht ausdrücklich erwähnt wird im 
Gesetz die Ablehnung eines Asylantrags 
als (»einfach«) unbegründet. Die hier 
beschriebene Regelung lässt aber erken‑
nen, dass die Gesetzgebung die Wohn‑
pflicht in der Erstaufnahmeeinrichtung 
dann beenden will, wenn eine Ausreise 
in absehbarer Zeit nicht infrage kommt, 
also zum Beispiel dann, wenn der Klage 
gegen die Ablehnung des Asylantrages 
aufschiebende Wirkung zukommt. Ent‑
sprechend kann der weitere Aufenthalt 
in der Aufnahmeeinrichtung offensicht‑
lich auch dann (erst recht) nicht gewollt 
sein, wenn der Klage bereits von Gesetzes 
wegen aufschiebende Wirkung zukommt. 
Dies ist bei einer »einfach unbegründe‑
ten« Ablehnung des Asylantrags der Fall 
(§ 75 Abs. 1 S. 1 AsylG).47 Daher muss 
die Wohnpflicht nach fristgemäßer Kla‑
geeinreichung erst recht enden, wenn der 
Asylantrag durch das BAMF als einfach 
unbegründet abgelehnt wird. 

46	 Nach § 29 Abs. 1 und 2 AsylG.
47	 So VG Münster, Beschluss vom 6.8.2020 – 

6a L 601/20 – Asylmagazin 9/2020, S. 315, 
asyl.net: M28718; Keßler, in: NK-AuslR, AsylG 
§ 50 Rn. 7; Giesler, in: Huber/Mantel, Kommen‑
tar AufenthG/AsylG, AsylG § 50 Rn. 4; a. A. VG 
Aachen, Beschluss vom 29.10.2020 – 4 L 655/20 
– Rn. 8 ff., wonach eine analoge Anwendung we‑
gen des Fehlens einer planwidrigen Lücke nicht 
in Betracht komme; und Heusch, in: BeckOK 
AuslR, AsylG § 50 Rn. 8.

https://www.asyl.net/rsdb/m28718/
https://www.asyl.net/rsdb/m28718/
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Ausländerbehörden allerdings nicht ge‑
bunden sind,51 maßgeblich sein. Für ein 
Abstellen auf das Asylgesuch spricht u. a., 
dass die Betroffenen auf die Verzögerun‑
gen bei der Stellung des förmlichen Asyl‑
antrags keinen Einfluss hatten, weshalb 
sie nicht zu ihren Lasten gehen können.52

Aufgrund der hier beschriebenen 
Regelung werden ganze Gruppen von 
Asylsuchenden allein aufgrund ihrer 
Staatsangehörigkeit länger als neun Mo‑
nate vollständig vom Arbeitsmarkt ausge‑
schlossen.53 Daher stellt sich die Frage, ob 
dies mit den Vorgaben der EU-Aufnah‑
merichtlinie und des Grundgesetzes im 
Einklang steht: 

Aus Art. 15 EU-Aufnahmerichtlinie 
ergibt sich kein Gestaltungsspielraum 

net: M24674; OVG Hamburg, Beschluss vom 
15.11.2017 – 3 Bs 252/17 – asyl.net: M25853, 
Rn. 9; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss 
vom 18.8.2017 – 18 B 792/17 – asyl.net: M26302, 
Rn. 5; zuletzt OVG Niedersachsen, Beschluss 
vom 19.9.2018 – 13 ME 355/18 – asyl.net: 
M26623, Rn. 5.

51	 Soweit die Bundesländer Bundesgesetze als eige‑
ne Angelegenheit ausführen, wie das Aufenthalts‑
gesetz, kann die Bundesregierung allgemeine 
Verwaltungsvorschriften nur mit Zustimmung 
des Bundesrats erlassen (Art. 83 und 84 Abs. 2 
GG). Da die Anwendungshinweise des BMI vom 
20. Dezember 2019 ohne Zustimmung des Bun‑
desrats ergangen sind, werden sie nur verbind‑
lich, soweit die Länder sie übernehmen und für 
verbindlich erklären.

52	 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
9.10.2017 – 11 S 2090/17 – asyl.net: M25748; vgl. 
auch VG Göttingen, Urteil vom 22.8.2018 – 1 A 
340/17 – asyl.net: M27178, Rn. 23; VG Freiburg, 
Beschluss vom 20.1.2016 – 6 K 2967/15 – asyl.
net: M 24685, S. 5 ff auch mit Hinweis auf den 
Gesetzeszweck.

53	 Allgemein zum Rechtsschutz gegen die Bestim‑
mung »sicherer Herkunftsstaaten« bei Beschrän‑
kung von wirtschaftlichen und sozialen Rechten 
siehe Christoph Tometten: Entrechtet, aber nicht 
ohne Schutz?!, Asylmagazin 9/2016, S. 301–308.

(2) Unbefristete Arbeitsverbote 

Vom Arbeitsmarkt vollständig ausge‑
schlossen sind wie bisher Asylsuchen‑
de aus den sogenannten sicheren Her-
kunftsstaaten, die in einer Erstaufnah‑
meeinrichtung leben oder die nach dem 
31. August 2015 einen Asylantrag ge‑
stellt haben (§ 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 3; Abs. 2 
S. 4 AsylG). Die sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten sind Albanien, Bosni‑
en-Herzegowina, Ghana, Kosovo, Nord‑
mazedonien, Montenegro, Senegal und 
Serbien.48 Da mit Wirkung zum 20. De‑
zember 2023 Georgien und die Repu-
blik Moldau zu sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten erklärt wurden,49 dür‑
fen seither auch Asylsuchende aus diesen 
Staaten nicht mehr arbeiten. Allerdings 
gibt es hier eine Übergangsregelung: Das 
Arbeitsverbot besteht nicht für Personen, 
die bis zum 30. August 2023 einen Asyl‑
antrag gestellt haben und nicht in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung leben (§ 87d 
AsylG).

Hinsichtlich der erwähnten Zeitpunk‑
te für die Antragstellung – nach dem 
31. August 2015 bzw. bis zum 30. August 
2023 – ist streitig, ob es auf den Zeitpunkt 
des Asylgesuchs oder auf den Zeitpunkt 
der Stellung des förmlichen Asylantrags 
ankommt. Letzteres soll unter anderem 
nach den Anwendungshinweisen des 
Bundesinnenministeriums,50 an die die 

48	 Anlage II zu § 29a AsylG; alle anderen Länder 
sind keine sicheren Herkunftsstaaten, auch wenn 
der Begriff in der politischen Debatte immer wie‑
der auch für andere Staaten verwendet wird.

49	 BGBl. I, Nr. 382 vom 22.12.2023.
50	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 

Ausbildung und Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), 
Nr. 60c.2.1.1; so auch OVG Niedersachsen, Be‑
schluss vom 8.12.2016 – 8 ME 183/16 – asyl.
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für die Mitgliedstaaten mit Blick auf die 
Gewährleistung oder Versagung des Zu‑
gangs zum Arbeitsmarkt. Daher steht je‑
denfalls ein ausnahmsloses Arbeitsverbot 
für bestimmte Staatsangehörige nicht im 
Einklang mit der Einräumung eines ef-
fektiven Arbeitsmarktzugangs wie ihn 
Art. 15 EU-Aufnahmerichtlinie vorsieht. 
Diese Regelung darf jedenfalls dann nicht 
angewendet werden, wenn eine Entschei‑
dung über den Antrag auf internationalen 
Schutz nicht innerhalb von neun Mona‑
ten getroffen wurde.54 

Ein unbefristetes Arbeitsverbot ist 
zudem verfassungsrechtlich bedenk-
lich, zum einen im Hinblick auf eine 
unverhältnismäßige Beschränkung der 
allgemeinen Handlungsfreiheit und zum 
anderen wegen eines Verstoßes gegen die 
Menschenwürde, wenn Asylsuchende zu 
einem ihre geistigen und beruflichen Fä‑
higkeiten auf Dauer schädigenden Nichts‑
tun gezwungen werden, das Isolation und 
soziale Ausgrenzung verstärkt, und wenn 
sie nicht für den eigenen Lebensunter‑
halt sorgen können.55 In der bisherigen 
Rechtsprechung56 wird ein Arbeitsverbot 
für Asylsuchende allerdings für verfas‑
sungskonform gehalten, weil der Wunsch, 
während des Asylverfahrens einer Er‑
werbstätigkeit nachzugehen, keinen ver‑
fassungsrechtlichen Schutz genieße. Mit 
der staatlichen Verpflichtung zum Schutz 
der Menschenwürde dürfte es aber nicht 
zu vereinbaren sein, erwerbsfähige und 

54	 Vgl. Röder, in: BeckOK MigR, AsylG § 61 Rn. 10; 
Amir-Haeri, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AsylG § 61 Rn. 6; Dolk, in: 
NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 13.

55	 Dolk, in: NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 6.
56	 BVerfG, Urteil vom 20.9.1983 – 2 BvR 1445/83 – 

Nr. 2.

-willige Personen trotz eines auskömm‑
lichen Beschäftigungsangebots dauerhaft 
auf den Bezug von Asylbewerberleistun‑
gen zu verweisen, weil ihnen dadurch 
ein selbstbestimmtes und unabhängige‑
res Leben vorenthalten wird.57 Auch der 
EuGH58 unterstreicht die Bedeutung einer 
Beschäftigung zur Bestreitung des eige‑
nen Lebensunterhalts für die Wahrung 
der Menschenwürde.

Zudem steht das unbefristete Ar‑
beitsverbot nicht im Einklang mit Art. 6 
UN-Sozialpakt, wonach Deutschland 
verpflichtet ist, das Recht, den eigenen 
Lebensunterhalt durch frei gewählte oder 
angenommene Arbeit zu verdienen, si‑
cherzustellen. 

(3) Rechtsschutz gegen die Versagung 
der Beschäftigungserlaubnis

Versagt die Ausländerbehörde die Ertei‑
lung der Beschäftigungserlaubnis, weil 
sie der Auffassung ist, dass (noch) ein 
Arbeitsverbot besteht, ist sie verpflichtet, 
einen schriftlichen, mit Gründen verse‑
henen Ablehnungsbescheid zu erlassen 
(§§ 37, 39 VwVfG). Dagegen kann, falls 
dies landesrechtlich vorgesehen ist, Wi‑
derspruch eingelegt werden. In den Bun‑
desländern, in denen dies nicht möglich 
ist, kann direkt Klage beim zuständigen 
Verwaltungsgericht erhoben werden.

Da es längere Zeit dauern kann, 
bis – nach einer mündlichen Verhand‑
lung – über die Klage entschieden wird, 
stellt sich die Frage, ob auch ein Eilantrag 

57	 Vgl. Röder, in BeckOK MigR, AsylG, § 61 Rn. 12.
58	 EuGH, Urteil vom 14.1.2021 – C-385/19 – Rn. 69, 

asyl.net: M29218.

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BVERFG&az=2BVR144583&d=1983-09-20
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nach § 123 VwGO gestellt werden sollte. 
Dann muss das Gericht ohne eine münd‑
liche Verhandlung entscheiden, ob die 
Beschäftigungserlaubnis vorläufig, d. h. 
bis zur endgültigen Entscheidung im Kla‑
geverfahren erteilt werden kann.

Ein Eilantrag kann zum Erfolg führen, 
wenn ein sogenannter Anordnungsgrund 
vorliegt, d. h. wenn ohne die vorläufige 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis ein 
schwerer und unzumutbarer, anders nicht 
abwendbarer Nachteil für die Antragstel‑
lenden in Form einer Gefährdung der so‑
zialen, beruflichen oder wirtschaftlichen 
Existenzgrundlage besteht. Das wird al‑
lerdings nicht bereits dann angenommen, 
wenn Asylsuchende ohne eine Erwerbs‑
tätigkeit weiterhin auf Leistungen nach 
dem AsylbLG angewiesen sind.59 

Wenn die Erteilung einer Beschäfti‑
gungserlaubnis für eine Berufsausbildung 
oder eine Einstiegsqualifizierung bean‑
tragt wird, deren Beginn nur einmal jähr‑
lich durchgeführt wird, sollte von einem 
Anordnungsgrund auszugehen sein.60 

1.1.2 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
zwischen drei und sechs Monaten 

Sind seit der Asylantragstellung noch kei‑
ne sechs Monate vergangen, gilt Folgen‑
des: Haben Asylsuchende die Erstaufnah‑
meeinrichtung verlassen und besteht kein 
unbefristetes Arbeitsverbot, können sie 
unter bestimmten Voraussetzungen eine 
Beschäftigungserlaubnis für eine konkre-

59	 VG München, Beschluss vom 25.1.2016 – M 10 E 
15.5827 –.

60	 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016 – 4 K 
4114/16 – asyl.net: M28796, Rn. 20 zur Einstiegs‑
qualifizierung.

te Beschäftigung erhalten; die Auslän‑
derbehörde trifft eine Ermessensentschei‑
dung (zu den Einzelheiten vgl. I 1.1.2 
(3)). Sie haben damit einen sogenannten 
eingeschränkten oder »abstrakten« Ar‑
beitsmarktzugang. In ihrer Aufenthalts‑
gestattung soll die Nebenbestimmung 
»Beschäftigung nur mit Genehmigung 
der Ausländerbehörde erlaubt« ver‑
merkt werden.61 Im nächsten Schritt ist 
zu klären, wann die Bundesagentur für 
Arbeit an dem Verfahren zu beteiligen ist 
und was sie zu prüfen hat:

(1) Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit erforderlich

Für die Erteilung einer Beschäftigungs‑
erlaubnis für ein Arbeitsverhältnis ist 
die Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) im Regelfall erforderlich. 
Dies gilt auch für einige Praktikumsfor-
men.62 Seit dem 1. August 2019 führt die 
BA bundesweit nur noch eine sogenann‑
te Beschäftigungsbedingungsprüfung 
durch (§ 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 und Abs. 2 
S. 1 AsylG; § 39 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG). 
Es erfolgt bei Asylsuchenden keine Vor-
rangprüfung mehr; es wird also nicht 
mehr untersucht, ob für den konkreten 
Arbeitsplatz bevorrechtigte Arbeitneh‑
mende – wie etwa deutsche Staatsangehö‑
rige – zur Verfügung stehen. Leiharbeit 
ist uneingeschränkt möglich.63 

61	 Anwendungshinweise des BMI zum Fachkräfte‑
einwanderungsgesetz, Stand 1.6.2024, Nr. 4a.3.1; 
AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 4.3.1.1.

62	 Zur Frage, bei welchen Beschäftigungsformen die 
BA nicht zustimmen muss, vgl. I. 1.1.2 (2).

63	 Seit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 
6. August 2016 wurde zuvor in den ersten 15 Mo‑
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Im Rahmen der Beschäftigungsbedin‑
gungsprüfung wird untersucht, ob Asyl‑
suchende nicht zu ungünstigeren Ar-
beitsbedingungen beschäftigt werden als 
vergleichbare deutsche Arbeitnehmende 
(§ 39 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG). Zu den Ar‑
beitsbedingungen gehören insbesondere: 
Höhe und Fälligkeit des Arbeitsentgelts, 
Arbeitszeiten, Probezeit, Kündigungs‑
fristen, Arbeitsort, Urlaubsansprüche 
oder Überstundenregelungen.64 Es wird 
also vor allem geprüft, ob der angebotene 
Lohn bei einer Tarifbindung dem Tarif‑
lohn, ansonsten dem Branchenmindest‑
lohn entspricht. Ist kein Branchenmin‑
destlohn einschlägig, muss der ortsübli‑
che Lohn für vergleichbare Tätigkeiten 
inländischer Arbeitnehmenden gezahlt 
werden. Als unterste Grenze ist der allge‑
meine gesetzliche Mindestlohn einzuhal‑
ten.65

Das Prüfungsverfahren gestaltet 
sich folgendermaßen: Möchten Asylsu‑
chende eine Beschäftigung aufnehmen, 
müssen sie zunächst ein konkretes Stel‑
lenangebot finden.66 Für dieses Stellen‑
angebot beantragen sie bei der für sie 
zuständigen Ausländerbehörde die Er‑
teilung einer Beschäftigungserlaubnis. 
Dem Antrag ist eine Beschreibung der 
Arbeitsstelle beizufügen, aus der sich 
insbesondere die Art der Tätigkeit, die 
Dauer und Verteilung der Arbeitszeit 
sowie die Vergütung ergibt. Eine hier‑

naten in einigen Teilen Deutschlands noch eine 
Vorrangprüfung durchgeführt und Leiharbeit 
war ein Versagungsgrund. 

64	 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei‑
sungen (FW) Aufenthaltsgesetz und Beschäfti‑
gungsverordnung, Stand 6/2024, Rn. 39.0.10. 

65	 Ebd., Rn. 39.0.11 f.
66	 Zu der Unterstützung, die Asylsuchende bei die‑

ser Suche erhalten können, s. u., Teil II. 

für zur Verfügung stehende »Erklärung 
zum Beschäftigungsverhältnis«67 muss 
ausgefüllt und vom Arbeitgebenden un‑
terschrieben sein. Die Ausländerbehörde 
leitet den Antrag an die BA weiter. Dort 
erfolgt die Beschäftigungsbedingungs‑
prüfung und es wird untersucht, ob ein 
Versagungsgrund vorliegt. Das kann 
etwa dann der Fall sein kann,68 wenn in 
der Vergangenheit ohne eine Beschäfti‑
gungserlaubnis gearbeitet wurde (§ 40 
Abs. 2 Nr. 1 AufenthG, § 404 Abs. 2 Nr. 4 
SGB III). Eine Tätigkeit als Leiharbeitneh‑
mender ist kein Versagungsgrund mehr 
(vgl. § 32 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 BeschV). Es 
gibt noch weitere mögliche Versagungs‑
gründe, die aber – soweit ersichtlich – in 
der Praxis keine wesentliche Rolle spie‑
len. Liegen keine Versagungsgründe und 
keine ungünstigeren Beschäftigungsbe‑
dingungen vor, erteilt die BA gegenüber 
der Ausländerbehörde die Zustimmung. 
Daraufhin kann die Ausländerbehörde 
die Beschäftigungserlaubnis erteilen, in 
der die Dauer, die Art der beruflichen Tä‑
tigkeit und die Beschränkung auf einen 
Betrieb festgelegt sein kann (§ 34 Abs. 1 
BeschV). 

Das Verfahren wird durch die soge‑
nannte Zustimmungsfiktion deutlich be‑
schleunigt: Nach § 36 Abs. 2 S. 1 BeschV 
gilt die Zustimmung nach Ablauf von 
zwei Wochen als erteilt, wenn bis dahin 
keine Entscheidung der Bundesagentur 

67	 Bundesagentur für Arbeit, Erklärung zum 
Beschäftigungsverhältnis, abrufbar auf 
arbeitsagentur.de unter »Unternehmen/Arbeits‑
kräfte finden/Geflüchtete Menschen beschäfti‑
gen/So beantragen Sie die Beschäftigung«.

68	 Die Bundesagentur für Arbeit trifft eine Ermes‑
sensentscheidung, ob sie die Zustimmung in die‑
sem Fall versagt. 

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/arbeitskraefte/beschaeftigung-beantragen
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/arbeitskraefte/beschaeftigung-beantragen
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ergangen ist. Diese Frist verlängert sich 
nur dann, wenn die BA der Ausländerbe‑
hörde innerhalb von zwei Wochen nach 
der Übermittlung der Zustimmungsan‑
frage mitteilt, dass die vorliegenden Infor‑
mationen für die Entscheidung über die 
Zustimmung nicht ausreichen oder dass 
der Arbeitgebende die erforderlichen 
Auskünfte nicht oder nicht rechtzeitig er‑
teilt hat.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
können das Zustimmungsverfahren au‑
ßerdem beschleunigen, wenn sie vorab, 
d. h. vor der Stellung des Antrags auf die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis, 
die Voraussetzungen für eine spätere Zu‑
stimmung durch die BA prüfen lassen 
(§ 36 Abs. 3 BeschV).69 Hierzu sollten sie 
sich an den Arbeitgeberservice der Agen‑
tur für Arbeit vor Ort wenden. 

Die Ausländerbehörde ist jedoch nicht 
verpflichtet, die Beschäftigungserlaub‑
nis im Falle der Zustimmungsfiktion zu 
erteilen. Außerdem muss sie selbst auch 
nicht innerhalb einer bestimmten Frist 
über den Beschäftigungserlaubnisantrag 
entscheiden. Dadurch läuft die Beschleu‑
nigung des Verfahrens durch die oben ge‑
nannte Zustimmungsfiktion in der Praxis 
häufig ins Leere. 

Versagt die BA die Zustimmung, ist 
die Ausländerbehörde verpflichtet, einen 
schriftlichen, mit Gründen versehenen 
Ablehnungsbescheid zu erlassen (§§ 37, 
39 VwVfG). Dagegen kann, falls dies lan‑
desrechtlich vorgesehen ist, Widerspruch 
eingelegt werden. Sieht das Landesrecht 
den Widerspruch nicht vor, kann direkt 

69	 BA, FW Aufenthaltsgesetz und Beschäftigungs‑
verordnung, a. a. O. (Fn. 64), Rn. 39.36.5.

Klage beim zuständigen Verwaltungsge‑
richt erhoben werden (vgl. I 1.1.1 (3)).

(2) Keine Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erforderlich

Bei den folgenden Formen von Beschäf‑
tigung muss die BA der Erteilung der Be‑
schäftigungserlaubnis nicht zustimmen: 

	• Berufsausbildungen in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar gere‑
gelten Ausbildungsberuf (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 2 BeschV) – dies gilt nicht 
nur für qualifizierte Ausbildungen im 
Sinne des § 2 Abs. 12a AufenthG (min‑
destens zweijährige Berufsausbildung), 
sondern auch für Ausbildungen mit 
kürzerer Regelausbildungsdauer, z. B. 
als Altenpflegefachkraft.70

	• Pflichtpraktika während einer Ausbil‑
dung oder eines Studiums (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 1 BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 
S. 2 Nr. 1 MiLoG).

	• Begleitende Praktika während einer 
Ausbildung oder eines Studiums bis 
zu drei Monaten, wenn nicht zuvor 
ein solches Praktikumsverhältnis mit 
dem- oder derselben Auszubildenden 
bestanden hat (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 1 
BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
MiLoG).

	• Praktika zur Orientierung für eine 
Ausbildungs- oder Studienaufnah‑
me bis zu drei Monaten (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 1 BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 
S. 2 Nr. 2 MiLoG).

70	 Ebd., Rn. 4a.61.7.



1. Asylsuchende 25

	• Einstiegsqualifizierungen (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 1 BeschV; § 54a SGB  III 
i. V. m. § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 MiLoG).

	• Tätigkeiten im Rahmen eines gesetz‑
lich geregelten Freiwilligendienstes wie 
dem Freiwilligen Sozialen Jahr oder 
dem Bundesfreiwilligendienst71 (§ 32 
Abs. 3, Abs. 2 Nr. 3, § 14 Abs. 1 Nr. 1 
BeschV).

	• Beschäftigungen von engen Famili‑
enangehörigen der Arbeitgebenden, 
die mit diesen zusammenleben (§ 32 
Abs. 3, Abs. 2 Nr. 4 BeschV).

	• Beschäftigungen von Fachkräften mit 
akademischer Ausbildung, von Hoch‑
qualifizierten, in Wissenschaft und 
Forschung etc. (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 
Nr. 3; § 5 BeschV; §§ 18c Abs. 3; 18g 
Abs. 1 S. 1 AufenthG).

	• Tätigkeiten von besonderen Berufs‑
gruppen im Bereich des professionel‑
len Sports, von Fotomodellen und im 
Zusammenhang mit internationalen 
Sportveranstaltungen (§§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 3, 22 Nr. 3–6, 23 BeschV).

Tätigkeiten im Rahmen von Anpassungs‑
qualifizierungen zur Anerkennung im 
Ausland erworbener Qualifikationen (vgl. 
II 1.4) können in analoger Anwendung 
der Regelung zu Pflichtpraktika eben‑
falls zustimmungsfrei sein.72 Die Zustim‑
mungsfreiheit von Berufsausbildungen, 
Orientierungspraktika und Einstiegsqua‑
lifizierungen hat eine hohe praktische Be‑
deutung, da das Verfahren ohne Beteili‑
gung der BA erheblich einfacher ist.

71	 Ebd., Rn. 19c.14.1. 
72	 Wissenschaftlicher Dienst des Bundestages, Min‑

destlohnfreiheit von Anpassungspraktika nach 
dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – 
WD 6-3000-002/17 – 17.1.2017, S. 11.

(3) Ermessen

Sind seit der Asylantragstellung noch 
keine sechs Monate vergangen, steht die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis für 
Asylsuchende im Ermessen der Auslän‑
derbehörde. Im Asylgesetz heißt es hier 
nämlich, dass Asylsuchenden die Aus‑
übung einer Beschäftigung erlaubt wer‑
den »kann« (§ 61 Abs. 2 S. 1 AsylG). Die 
Ausländerbehörde kann also die Beschäf‑
tigungserlaubnis auch verweigern, selbst 
wenn die Asylsuchenden alle sonstigen 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit erfüllen. 

Grundsätzlich gilt aber auch, dass bei 
Ermessensentscheidungen nach § 61 
Abs. 2 S. 1 AsylG der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das höherrangige 
Recht – wie der verfassungsrechtliche 
Gleichheitsgrundsatz – berücksichtigt 
werden müssen.73 Vor diesem Hinter‑
grund stellt sich die Frage, welche Ge‑
sichtspunkte die Ausländerbehörde im 
Rahmen der Ermessensentscheidung be‑
rücksichtigen darf und welche nicht. 

(a) »Migrationspolitische« Erwägungen

Manche Ausländerbehörden begründen 
die Versagung der Beschäftigungserlaub‑
nis damit, dass dadurch eine Aufent‑
haltsverfestigung verhindert bzw. die Er‑
füllung einer möglichen Ausreisepflicht 
erleichtert oder andere ausländische 
Personen von einer Einreise zur Arbeits‑
aufnahme abgehalten werden sollen.74 

73	 Vgl. VG München, Urteil vom 3.2.2016 – M 9 K 
15.3496 – Rn. 28, openJur 2020, 63091. 

74	 Diese Ermessenserwägung wird für zulässig 
gehalten von: VGH Bayern, Beschluss vom 
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Seit der Senkung der Wartefrist auf drei 
Monate im Jahr 2014 und der Schaffung 
eines Rechtsanspruchs auf Erteilung der 
Beschäftigungserlaubnis nach sechs Mo‑
naten ist nicht davon auszugehen, dass 
dies der Intention der Gesetzgebung 
entspricht; im Gegenteil wurden Erleich‑
terungen des Arbeitsmarktzugangs für 
Asylsuchende in der Vergangenheit sogar 
ausdrücklich mit »integrationspolitischen 
Erwägungen« begründet.75 Die Wartezei‑
tregelung ist also insoweit als abschlie‑
ßende Regelung anzusehen, mit deren 
Hilfe die o. g. migrationspolitischen Ziele 
erreicht werden sollen. Die Behörde sollte 
hier keinen Spielraum haben, um diesel‑
ben Ziele noch im Rahmen der Ermes‑
sensausübung durchzusetzen.

Auch das Argument, durch eine Be‑
schränkung des Arbeitsmarktzugangs 
müsse eine Integration verhindert wer‑
den, um im Fall einer negativen Entschei‑
dung über den Asylantrag eine Aufent‑
haltsbeendigung leichter durchsetzen zu 
können, dürfte keine zulässige Ermes‑
senserwägung darstellen. Es läuft sogar 
der ausdrücklichen Zielsetzung der Ge‑
setzgebung entgegen, die ja gerade durch 
Verkürzung der Sperrfrist die Integration 
in den Arbeitsmarkt fördern wollte.76 

21.4.2017 – 10 ZB 16.2281 – asyl.net: M25358 
Fn. 38; VG München, Urteil vom 15.11.2016 – 
M 4 K 16.673 – juris; VG München, Urteil vom 
3.2.2016, a. a. O. (Fn. 73), Rn. 28. 

75	 BR-Drucksache 182/13 (Beschluss) vom 3.5.2013, 
Nr. 7 zu § 32 Abs. 4 BeschV, S. 9.

76	 Vgl. ebd.

(b) Herkunft aus einem Land ohne 
»hohe Bleibeperspektive«

Aus der Praxis wurde berichtet, dass Aus‑
länderbehörden die Erteilung einer Be‑
schäftigungserlaubnis im Rahmen ihres 
Ermessens mit der Begründung ablehn‑
ten, dass die Antragstellenden aus einem 
Staat kämen, bei dem keine »hohe Bleibe‑
perspektive« bestehe. Dabei wurde auf die 
Schutzquote des BAMF im Asylverfah‑
ren Bezug genommen. Es wurde davon 
ausgegangen, dass nur bei Afghanistan, 
Eritrea, Somalia und Syrien,77 eine hohe 
Schutzquote (über 50 %) besteht.78 Die 
Anerkennungsquote des Bundesamts 
ist – auch nach Auffassung der Rechtspre‑
chung79 – bereits deshalb als Ermessens‑
gesichtspunkt für die Erteilung einer Be‑
schäftigungserlaubnis ungeeignet, weil es 
weder eine gleichmäßige, kontinuierliche 
Entscheidungspraxis für alle Herkunfts‑
länder gibt, noch alle bestandskräftigen 
Entscheidungen in die Statistik einfließen. 
So bleibt unberücksichtigt, wie viele Ent‑
scheidungen des BAMF durch Gerichte 
nachträglich abgeändert werden. Vor al‑
lem aber wird die beachtliche Zahl der so‑
genannten »formellen Entscheidungen« 
bei der Statistik des BAMF mit berechnet. 
Hierbei handelt es sich um Entscheidun‑

77	 Vgl. BA, Anlage Förderinstrumente zu den Fach‑
lichen Empfehlungen zum Integrationsprozess 
von Geflüchteten, Stand 24. März 2023.

78	 Zur Kritik am Konzept der Bleibeperspektive sie‑
he Abschnitt II.1.2.3.(2). Zur Heranziehung der 
Schutzquote als Kriterium für die Bleibeperspek‑
tive vgl. auch Claudius Voigt: Die »Bleibepers‑
pektive« – Wie ein Begriff das Aufenthaltsrecht 
verändert, Asylmagazin 8/2016, S. 245–251, 
S. 247.

79	 So VG München, Urteil vom 5.4.2017 – M 9 K 
17.254 – openJur 2020, 58412.
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gen, bei denen das BAMF den Asylantrag 
gar nicht inhaltlich geprüft hat, sondern 
ihn aus formalen Gründen ablehnt (z. B. 
weil ein anderes europäisches Land für 
die Bearbeitung des Antrags zuständig ist 
oder weil der Antrag zurückgenommen 
wurde). Werden diese formellen Ent‑
scheidungen bei der Statistik herausge‑
rechnet und wird auf diese Weise die so‑
genannte »bereinigte Schutzquote« ermit‑
telt, steigt auch die Quote der »positiven« 
Entscheidungen. Auch das VG München 
hält die Frage, ob der Jahresstatistik des 
Bundesamts überhaupt ein Aussagewert 
für die Bleibeperspektive des Antragstel‑
lers im vorliegenden Verfahren zukommt, 
aus mehreren Gründen für zweifelhaft.80 
Gegen eine Heranziehung des Kriteriums 
der »Bleibeperspektive« spricht aber vor 
allem, dass die Gesetzgebung abschlie‑
ßend geregelt hat, für welche Gruppen 
von Asylsuchenden ein Erwerbstätig‑
keitsverbot besteht.81 

Unabhängig davon hat die Gesetzge‑
bung mittlerweile eine weitgehende Ab‑
kehr von dem Konstrukt der »guten Blei‑
beperspektive« vollzogen: Die Erwartung 
eines rechtmäßigen und dauerhaften Auf‑
enthalts spielt für den Zugang von Asyl‑
suchenden zum Integrationskurs (vgl. 
§ 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 AufenthG) sowie zu 
den Leistungen der Arbeitsagenturen zur 
Ausbildungsförderung (vgl. II 1.2.4) keine 
Rolle mehr, sie ist nur noch für den früh‑
zeitigen Zugang zu einzelnen Leistungen 
relevant (vgl. II 1.2.3 (2)).

80	 VG München, Beschluss vom 9.8.2017 – M 9 E 
17.3293 – asyl.net: M25420, Rn. 26.

81	 Dolk, in: NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 19; a. A. VG 
München, Urteil vom 5.8.2017 – M 4 K 17.2394 – 
Rn. 18.

Im Rahmen der Ermessensentschei-
dung über die Erteilung einer Beschäfti‑
gungserlaubnis darf die Ausländerbehör‑
de daher nicht pauschal bestimmte Grup‑
pen vom Arbeitsmarkt ausschließen.82 
Jedenfalls ist die ausschließliche Berück‑
sichtigung der »Bleibewahrscheinlich‑
keit« unter Heranziehung der Statistik des 
BAMF ohne Berücksichtigung der priva‑
ten Belange der antragstellenden Person 
ermessensfehlerhaft.83

Wenn in der Verwaltungspraxis die 
Berücksichtigung der Anerkennungs‑
quote des Bundesamts im Rahmen der 
Ermessensentscheidung dazu führt, dass 
faktisch alle Angehörigen bestimmter 
Herkunftsstaaten vollständig vom Ar‑
beitsmarkt ausgeschlossen werden, beste‑
hen auch im Hinblick auf die Vereinbar‑
keit mit höherrangigem Recht erhebliche 
Bedenken: 

Wird durch die Ausländerbehörde 
durch eine Ermessensentscheidung ein 
von der Gesetzgebung grundsätzlich er‑
öffneter Zugang für bestimmte Staatsan‑
gehörige pauschal verschlossen, verstößt 
dies gegen den Gleichheitsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG),84 der sachgrund‑
lose Benachteiligungen aufgrund der 
Herkunft verbietet.85 Ein Sachgrund für 
die Ungleichbehandlung liegt nicht da‑
rin, dass die Arbeitsaufnahme im Fall 
einer späteren Ablehnung des Asylan‑
trags eine Abschiebung erschwert. Die 

82	 Amir-Haeri, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AsylG § 61, Rn. 11; Dolk, in: 
NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 19.

83	 Röder, in: BeckOK MigR, AsylG § 61 Rn. 77; 
Neundorf, in: BeckOK AuslR, AsylG § 61 Rn. 28. 

84	 A. A. VG München, Urteil vom 3.2.2016, a. a. O. 
(Fn. 73), Rn. 24.

85	 Vgl. auch Tometten: Entrechtet, a. a. O. (Fn. 53), 
S. 305.
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Arbeitsaufnahme allein führt rechtlich 
nicht zu einem Aufenthaltsrecht und die 
Beschäftigungserlaubnis wird nur befris‑
tet erteilt. Bereits aus diesem Grund wi‑
derspricht eine generelle Versagung auch 
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz; 
das Erwerbstätigkeitsverbot ist hier kein 
geeignetes Mittel. 

Ein generelles Arbeitsverbot verstößt 
zudem, wie oben bereits dargelegt (vgl. I 
1.1.2), gegen die Menschenwürde. 

(c) Verstoß gegen eine 
Mitwirkungspflicht aus § 15 AsylG

Es wird davon ausgegangen, dass es die 
Ausländerbehörde bei der Ermessensent‑
scheidung zulasten von Asylsuchenden 
berücksichtigen kann, wenn sie gegen 
zumutbare Mitwirkungspflichten ver‑
stoßen.86 Nach § 15 AsylG besteht die 
Verpflichtung, im Asylverfahren bei der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzuwir‑
ken und insbesondere relevante Urkun‑
den vorzulegen. In diesem Fall müsste 
das Vorliegen dieser Verstöße und ihre 
Ursächlichkeit für die Verfahrensdauer 
allerdings entsprechend der allgemeinen 
verwaltungsrechtlichen Grundsätze87 
durch die Ausländerbehörde im Verwal‑
tungsverfahren dargelegt und nachgewie‑
sen werden, wenn die Vorwürfe bestritten 
werden. 

Im laufenden Asylverfahren ist es auch 
regelmäßig nicht zumutbar, im Falle des 
Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder 

86	 Röder, in: BeckOK AuslR, AsylG § 61 Rn. 75.
87	 Beispielsweise trägt beim ausländerrechtlichen 

Versagungstatbestand nach § 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG grundsätzlich die Behörde die Darle‑
gungs- und Beweislast, vgl. I 4.1.4. 

Passersatzes an der Beschaffung eines 
Identitätspapiers mitzuwirken (vgl. § 15 
Abs. 2 Nr. 6 AsylG).88 Asylsuchenden 
ist es insbesondere nicht zuzumuten, 
bei der jeweiligen Auslandsvertretung 
Pass(ersatz-)dokumente zu beantragen.89 
Daher kann eine fehlende Mitwirkung 
bei der Passbeschaffung durch das Un‑
terlassen der Kontaktaufnahme mit der 
Auslandsvertretung des Heimatstaates 
bei der Ermessensentscheidung nicht be‑
rücksichtigt werden.90 

(d) Ungeklärte Identität

Die Klärung der Identität ist nach den 
Anwendungshinweisen des BMI91 durch 
einen Pass- oder Passersatz oder durch 
amtliche Dokumente aus dem Herkunfts‑
staat, die biometrische Merkmale und 
Angaben zur Person enthalten (z. B. ein 
Wehrpass oder ein Führerschein), mög‑
lich. Liegen diese nicht vor und können 
sie nicht beschafft werden, so können 
auch amtliche Dokumente aus dem Her‑
kunftsstaat ohne biometrische Merkmale 
zum Nachweis der Identität in Betracht 
kommen, wie beispielsweise eine Ge‑
burtsurkunde, Heiratsurkunde, Meldebe‑
scheinigung, Schulzeugnisse oder Schul‑
bescheinigungen. 

88	 Müller, in: NK-AuslR, AsylG § 15 Rn. 31ff. 
89	 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018 – 5 L 31/18 

– asyl.net: M26148; BT-Drucksache 19/8286 
vom 13.3.2019, S. 15; AH des BMI zum Gesetz 
über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 30), Nr. 60c.2.3.4.

90	 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018, a. a. O. 
(Fn. 89).

91	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung (a. a. O., Fn. 30), 
Nr. 60c.2.3.2.
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Asylsuchenden ist es nicht zuzumuten, 
bei der jeweiligen Auslandsvertretung 
Pass(ersatz-)dokumente zu beantragen.92 
Oft ist auch eine Kontaktaufnahme zu 
Familienmitgliedern oder anderen Per‑
sonen im Herkunftsstaat mit der Bitte 
um Beschaffung und Übersendung der 
entsprechenden Unterlagen nicht durch‑
führbar oder bleibt erfolglos. Damit ist 
die Identitätsklärung im Asylverfahren 
vielfach nicht möglich bzw. nicht zumut‑
bar. Daher dürfte dieser Gesichtspunkt 
nicht berücksichtigt werden.93 

(e) Arbeitsmarktpolitische Belange

Erwägungen zur Situation auf dem Ar‑
beitsmarkt können bei der Ermessensent‑
scheidung der Ausländerbehörde nicht 
herangezogen werden, da sie im Rahmen 
des Zustimmungsverfahrens durch die 
BA geprüft werden.94 Bei den Beschäfti‑
gungsformen, bei denen die Zustimmung 
der BA nicht erforderlich ist (vgl. I 1.1.2 
(2)), gilt dies erst recht, denn hier wurden 
derartige Erwägungen ja bereits durch die 
Gesetzgebung für nicht erforderlich er‑
achtet.

92	 Müller, in: NK-AuslR, AsylG § 15 Rn. 31; Hubert 
Heinhold: Passpflicht für ausländische Staats‑
angehörige, Asylmagazin 1–2/2018, S. 7–15 
(8); AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung (a. a. O., Fn. 30), 
Nr. 60c.2.3.4.

93	 Amir-Haeri, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AsylG § 61, Rn. 11.

94	 Dolk, in: NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 17–20. 

(f ) Erwägungen zugunsten von 
Asylsuchenden

Gesichtspunkte, die im Rahmen der Er‑
messensentscheidung für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis sprechen, 
sind gute schulische Leistungen, gute 
Deutschkenntnisse sowie der Erwerb ei‑
nes deutschen Schulabschlusses.95 Auch 
die bisherige und voraussichtliche Dau‑
er des Asylverfahrens und die bisherige 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit sind zu 
berücksichtigen.96 Öffentliche Interessen 
wie die Förderung der Integration spie‑
len ebenso eine Rolle97 wie die Deckung 
von Arbeitskräftebedarfen. Nach der 
Rechtsprechung98 kann zudem das Inter-
esse der öffentlichen Sozialkassen an der 
Einsparung von Ausgaben für Sozialleis‑
tungen berücksichtigt werden.99 

Damit stehen allen Ermessensgesichts‑
punkten, die sich zulasten der Antrag‑
stellenden auswirken können, eine Reihe 
überzeugender Argumente gegenüber. 
Da für die betroffenen Asylsuchenden 
die Verpflichtung, in einer Erstaufnahme‑
einrichtung zu wohnen, bereits entfallen 

95	 VG München, Beschluss vom 9.8.2017, a. a. O. 
(Fn. 80).

96	 Dolk, in: NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 20.
97	 Nach den Erwägungen im Vorschlag der EU-

Kommission für die Novellierung der EU-Auf‑
nahmerichtlinie (KOM/2008/0815, Nr. 2) könnte 
ein leichterer Zugang zur Beschäftigung für Asyl‑
bewerbende deren Ausgrenzung aus der Aufnah‑
megesellschaft verhindern und somit zu ihrer 
Integration beitragen. 

98	 VG Sigmaringen, Urteil vom 14.6.2005 – 4 K 
468/05 – asyl.net: M6908.

99	 Vgl. Vorschlag für Novellierung der EU-Aufnah‑
meRL, a. a. O. (Fn. 97), wonach erzwungene Ar‑
beitslosigkeit zu mehr irregulärer Beschäftigung 
führen könnte und darüber hinaus dem Aufnah‑
meland erhebliche Mehrkosten durch zusätzliche 
Sozialleistungsausgaben verursacht. 
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ist, sind die Intention der Gesetzgebung, 
Asylsuchenden außerhalb von Erstauf‑
nahmeeinrichtungen nach drei Monaten 
Voraufenthalt grundsätzlich den Zugang 
zu einer Beschäftigung zu ermöglichen 
(vgl. I 1.1.2), sowie das Gebot des effek‑
tiven Arbeitsmarktzugangs nach Art. 15 
Abs. 2 EU-Aufnahmerichtlinie zu ihren 
Gunsten zu werten. Bei Vorliegen der 
Erteilungsvoraussetzungen sollte die Be‑
schäftigungserlaubnis daher im Regel‑
fall erteilt werden.100 Auch das Nieder‑
sächsische Ministerium für Inneres und 
Sport hat die Ausländerbehörden seines 
Bundeslandes in einem Schreiben vom 
12.3.2020 darauf hingewiesen, »dass das 
bei der Entscheidung über den Arbeits‑
marktzugang dieses Personenkreises er‑
öffnete Ermessen in der Regel zu Gunsten 
eines Beschäftigungszugangs auszuüben 
ist.«101

Gehen Ausländerbehörden dennoch 
von einem uneingeschränkten Ermes‑
sensspielraum aus, führen Klagen gegen 
die Ablehnung der Beschäftigungserlaub‑
nis im Rahmen der Ermessensentschei‑
dung selten dazu, dass der Bescheid durch 
das Gericht aufgehoben wird. Nur wenn 
das Ermessen der Ausländerbehörde auf 
Null reduziert ist – also nach Abwägung 
aller Argumente nur eine rechtmäßige 
Option übrigbleibt –, führt eine Klage zu 
einem Urteil, in dem das Verwaltungsge‑
richt die Ausländerbehörde zur Erteilung 
der Beschäftigungserlaubnis verpflichtet. 

100	 Amir-Haeri, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AsylG § 61, Rn. 11.

101	 Der Erlass ist abrufbar bei www.mi.niedersachsen.
de unter »Themen/Ausländerangelegenheiten/
Zahlen, Daten, Fakten«, https://t1p.de/y2b85.

So ist das VG Köln102 im Rahmen eines 
Eilverfahrens zu dem Ergebnis gekom‑
men, dass eine solche Ermessensreduzie‑
rung auf Null vorliegt, nachdem sich die 
Ausländerbehörde als einzige Ermessens‑
erwägung auf die fehlende Mitwirkung 
bei der Beschaffung von Passersatzpapie‑
ren berufen hatte, obwohl eine entspre‑
chende Verpflichtung nicht bestand. In 
den Fällen, in denen keine Ermessensre‑
duzierung auf Null vorliegt, wird das Ver‑
waltungsgericht dagegen der Ausländer‑
behörde auferlegen, unter Beachtung der 
Rechtsauffassung des Gerichts eine neue 
Ermessensentscheidung zu treffen.

Vor allem bei Berufsausbildungen, die 
nur einmal jährlich beginnen, sollte ne‑
ben der Klage ein Eilantrag gestellt wer‑
den. In solchen Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes kann das Verwaltungsge‑
richt die Ausländerbehörde verpflichten, 
bis zum bestandskräftigen Abschluss des 
Verfahrens eine Beschäftigungserlaubnis 
zu erteilen, da dies auch bei offenem Er‑
messen möglich ist.103 

1.1.3 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
zwischen sechs Monaten und vier 
Jahren

Besteht kein temporäres oder unbefris‑
tetes Arbeitsverbot (vgl. I 1.1.1), ha‑
ben Asylsuchende seit den Änderungen 
durch das sogenannte Rückführungsver‑
besserungsgesetz nach Ablauf von sechs 
Monaten nach der Asylantragstellung 
einen Anspruch auf die Erteilung einer 

102	 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018, a. a. O. 
(Fn. 89). 

103	 VG München, Beschluss vom 9.8.2017, a. a. O. 
(Fn. 90).

https://azf3.de/innenministerium-nds-ermessen-bei-beschaeftigungserlaubnis-i-d-r-zu-gunsten-eines-beschaeftigungszugangs-ausueben/
https://azf3.de/innenministerium-nds-ermessen-bei-beschaeftigungserlaubnis-i-d-r-zu-gunsten-eines-beschaeftigungszugangs-ausueben/
https://t1p.de/y2b85
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Beschäftigungserlaubnis (§ 61 Abs. 1 S. 2; 
Abs. 2 S. 5 AsylG), wenn die BA ihre Zu‑
stimmung erteilt hat (vgl. I 1.1.2 (1)) oder 
die Erteilung zustimmungsfrei ist (vgl. I 
1.1.2 (2)).104 

1.1.4 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
ab vier Jahren

Bereits seit dem Inkrafttreten der Be‑
schäftigungsverordnung am 1. Juli 2013 
muss die BA bei Asylsuchenden, die sich 
seit vier Jahren mit einer Aufenthaltsge‑
stattung, Aufenthaltserlaubnis oder ei‑
ner Duldung im Inland aufhalten, der 
Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 
für jede Art von Tätigkeit nicht mehr 
zustimmen (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 5 
BeschV).

In der Praxis wird die Aufenthaltsge‑
stattung teilweise mit der Nebenbestim‑
mung »Beschäftigung allgemein erlaubt« 
o. Ä. versehen. In diesen Fällen liegt dann 
eine Beschäftigungserlaubnis für jede Art 
von Beschäftigung vor. Ist diese Nebenbe‑
stimmung nicht eingetragen, muss wei‑
terhin für jedes konkrete Beschäftigungs‑
angebot eine Beschäftigungserlaubnis be‑
antragt werden. 

Damit haben Asylsuchende nach vier 
Jahren Voraufenthalt einen Anspruch auf 
die Erteilung einer Beschäftigungserlaub‑
nis für jede Art von nichtselbstständiger 
Beschäftigung. 

104	 Vgl. auch AH des BMI zum Gesetz über Dul‑
dung bei Ausbildung und Beschäftigung (a. a. O., 
Fn. 30), Nr. 61.2; Amir-Haeri in: Huber/Mantel, 
AufenthG/AsylG, AsylG § 61, Rn. 12.

1.2 Selbstständige Erwerbstätigkeit

Seit Inkrafttreten des Fachkräfteeinwan‑
derungsgesetzes am 1. März 2020 stellt 
sich die Frage, ob Asylsuchenden die 
Ausübung einer selbstständigen Erwerbs‑
tätigkeit erlaubt werden kann. Dies würde 
es beispielsweise möglich machen, dass 
Asylsuchende freiberuflich als Dolmet‑
schende oder Dozierende tätig werden. 
Zwar wird dies in der Praxis offenbar bis‑
lang nicht ermöglicht, es sprechen aber 
gute Gründe dafür:

Nach § 4a Abs. 4 AufenthG darf ein 
»Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel 
besitzt, […] eine andere Erwerbstätigkeit 
nur ausüben, […] deren Ausübung ihm 
durch die zuständige Behörde erlaubt 
wurde.« Der Begriff Erwerbstätigkeit um‑
fasst nach § 2 Abs. 2 AufenthG die selbst‑
ständige Tätigkeit, die Beschäftigung im 
Sinne von § 7 SGB  IV und die Tätigkeit 
als Beamter und Beamtin.

Die Formulierung in § 4a Abs. 4 
AufenthG legt damit nahe, dass die Aus‑
länderbehörde Asylsuchenden die Aus‑
übung einer selbstständigen Erwerbs‑
tätigkeit erlauben kann, dass also § 4a 
Abs. 4 AufenthG eine eigenständige 
Rechtsgrundlage für die Erlaubnis auch 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
darstellt.105 Hierfür sprechen auch die fol‑
genden Erwägungen:

	• Nach dem Wortlaut der Vorgänger-
norm § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG a. F. 
konnte Asylsuchenden nur die Aus 
 

105	 So auch Weizsäcker, in: NK-AuslR, AufenthG 
§ 4a Rn. 24; a. A. Verfahrenshinweise zum Auf‑
enthalt in Berlin, Stand 18.6.2025, 4a.4.2.
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übung einer »Beschäftigung« erlaubt 
werden. Das Gesetz verwendet demge‑
genüber nun ausdrücklich den Begriff 
der »Erwerbstätigkeit«. Dies spricht 
dafür, dass die Ausländerbehörde auch 
eine selbstständige Erwerbstätigkeit er‑
lauben kann. 

	• Außerdem gibt es bei Personen mit 
einer Duldung nach Ende der Wohn‑
pflicht in einer Erstaufnahmeeinrich‑
tung außer § 4a Abs. 4 AufenthG auch 
keine andere Rechtsgrundlage für 
die Erlaubnis einer nichtselbstständi‑
gen Erwerbstätigkeit. Da § 32 BeschV 
lediglich die Zustimmung durch die 
Bundesagentur für Arbeit regelt, aber 
nicht die Erteilung der Beschäftigungs‑
erlaubnis selbst, kommt diese Norm 
hierfür nicht in Betracht (vgl. I 4.1). 

	• Dass die Gesetzgebung für Asylsuchen‑
de bzw. Personen mit einer Duldung in 
§ 61 Abs. 1 AsylG sowie für Gedulde‑
te auch in §§ 60a Abs. 6; 60b Abs. 5 
AufenthG ein Verbot der Erwerbstä-
tigkeit und nicht lediglich ein Verbot 
der Beschäftigung normiert hat,106 ist 
ein weiteres Argument dafür, dass die 
selbstständige Erwerbstätigkeit erlaubt 
werden kann.

Dem kann auch nicht entgegengehalten 
werden, dass die Gesetzgebung in §§ 21 
Abs. 6; 4a Abs. 1 S. 3 AufenthG die Er‑
laubnis einer selbstständigen Erwerbstä‑
tigkeit abschließend geregelt habe. Nach 
§ 21 Abs. 6 AufenthG kann Personen, de‑
nen eine Aufenthaltserlaubnis, eine Blaue 

106	 Auch § 60a Abs. 5b AufenthG, wonach Personen 
mit einer Duldung jetzt einen Regelanspruch auf 
die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis ha‑
ben können, verwendet den Begriff »Erwerbstä‑
tigkeit«.

Karte EU, eine ICT-Karte und eine Mo‑
bile-ICT-Karte zu einem anderen Zweck 
erteilt wurde, die Ausübung einer selbst‑
ständigen Tätigkeit erlaubt werden. Wäre 
diese Regelung abschließend, könnte Per‑
sonen, die keinen dieser Aufenthaltstitel 
besitzen, die Ausübung einer selbststän‑
digen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt wer‑
den. Nach den Anwendungshinweisen 
des BMI107 kann die Ausländerbehörde 
aber durchaus der Gruppe der »unter‑
nehmensintern transferierten Arbeitneh‑
merinnen und Arbeitnehmer«, die nach 
§ 19a AufenthG für einen bestimmten 
Zeitraum keinen Aufenthaltstitel benö‑
tigen, neben der Beschäftigung auch eine 
selbstständige Erwerbstätigkeit erlauben. 
Als Rechtsgrundlage hierfür kommt nur 
§ 4a Abs. 4 AufenthG in Frage, da diese 
unternehmensintern transferierten Ar‑
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer kei‑
nen Aufenthaltstitel haben. 

Daher müsste § 4a Abs. 4 AufenthG 
eine eigenständige Ermächtigungsgrund‑
lage für die Erlaubnis einer konkreten 
selbstständigen Erwerbstätigkeit an Per‑
sonen ohne Aufenthaltstitel darstellen. 
Die Ausländerbehörde müsste damit auch 
Personen mit einer Aufenthaltsgestattung 
oder einer Duldung die Ausübung einer 
konkreten selbstständigen Erwerbstä‑
tigkeit gestatten können.108 Demgegen‑
über gehen die Verwaltungsvorschriften 
des Landes Berlin (Verfahrenshinweise 
zum Aufenthalt in Berlin) ohne weitere 
Begründung davon aus, dass die selbst‑

107	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz (a. a. O., Fn. 61), Nr. 19a.V.12, 18.V.7.

108	 Vgl. auch GGUA Flüchtlingshilfe e. V., Projekt Q/
Claudius Voigt: Übersicht: Zugang zum SGB II 
und zur Erwerbstätigkeit für drittstaatsangehöri‑
ge Menschen, Stand: Januar 2025, S. 19 und 21.
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ständige Erwerbstätigkeit nicht erlaubt 
werden kann.109 Darüber hinaus gibt es zu 
dieser Frage – soweit ersichtlich – keine 
Rechtsprechung und keine Erlasse; nach 
Rückmeldungen aus der Praxis wird aller‑
dings Asylsuchenden eine selbstständige 
Erwerbstätigkeit bislang nicht erlaubt. 

1.3 Sonstige Rahmenbedingungen

Neben der Frage der Beschäftigungser‑
laubnis können auch die folgenden Fak‑
toren einen Einfluss auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt haben:

Wohnsitzauflagen, die Personen ver‑
pflichten, an einem bestimmten Ort zu 
wohnen, beschränken den Aktionsradius 
für die Beschäftigungssuche erheblich und 
erschweren deren Aufnahme in einer ande‑
ren Stadt.110 Die Wohnsitzregelungen bei 
Asylsuchenden sind besonders komplex, da 
neben der Regelung der Wohnsitzauflage 
in § 60 Abs. 1 S. 1 AsylG auch die Vorga‑
ben zur Zuweisung im Asylverfahren eine 
zentrale Rolle spielen. Diese normieren die 
landesinterne und die länderübergreifende 
Verteilung (§§ 50 f. AsylG). Im Jahr 2019 
wurde für viele Asylsuchende die maxi‑
male Wohnpflicht in einer Erstaufnah-
meeinrichtung auf jetzt bis zu 18 Monate 
erheblich verlängert (§ 47 Abs. 1 AsylG; zu 
den Einzelheiten vgl. I 1.1.1 (1)), in einigen 
Bundesländern werden Asylsuchende in 
der Praxis allerdings deutlich früher verteilt. 

109	 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin, 
Stand 18.6.2025, 4a.4.2.

110	 Vgl. WIR-Netzwerk/AG Aufenthaltsverfestigung: 
Empfehlungen zur Verbesserung der Wohnsitz‑
regelungen im Aufenthalts- und Asylrecht vom 
21.11.2023, S. 1 f., abrufbar bei ibs-thueringen.de 
unter »Publikationen/Positionspapiere«.

Wenn Asylsuchende ihren Lebensun‑
terhalt noch nicht selbst sichern können, 
was zu diesem Zeitpunkt ganz überwie‑
gend der Fall ist, besteht nach der soge‑
nannten Zuweisungsentscheidung (§ 50 
Abs. 4 AsylG) eine Wohnsitzauflage an 
dem dort genannten Ort (§ 60 Abs. 1 S. 1 
AsylG).111

Möchten Asylsuchende wegen der 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in ein 
anderes Bundesland ziehen, ist für die 
Änderung einer Wohnsitzauflage zwin‑
gend eine gleichzeitige Änderung der 
Verteilentscheidung erforderlich.112 An 
dieser Entscheidung sind bei einem bun‑
deslandübergreifenden Umzug bis zu vier 
Behörden beteiligt, was das Verfahren 
kompliziert und langwierig macht.113 Bei 
einem Umzug innerhalb des Bundeslan‑
des muss die Verteilentscheidung aller‑
dings ggf. nicht geändert werden.114

Bei eigenständiger Lebensunterhalts
sicherung müsste die gewünschte Umver‑
teilung und eine Aufhebung der Wohn‑
sitzauflage erfolgen.115 Grundsätzlich gilt 

111	 Vgl. Nds. Ministerium für Inneres und Sport, 
Hinweise zum Umgang mit Wohnsitzauflagen 
nach § 60 Abs. 1 des Asylgesetzes (AsylG) vom 
22.1.2024, S. 1 mit Hinweis auf entsprechende 
Ausführungen des BMI, abrufbar bei asyl.net un‑
ter »Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilungen«.

112	 Ebd.
113	 WIR-Netzwerk/AG Aufenthaltsverfestigung: 

Empfehlungen zur Verbesserung der Wohnsitz‑
regelungen, a. a. O. (Fn. 110).

114	 So jedenfalls Nds. Ministerium für Inneres und 
Sport, Hinweise zum Umgang mit Wohnsitzauf‑
lagen nach § 60 Abs. 1 des Asylgesetzes (AsylG) 
vom 22.1.2024, S. 2, abrufbar bei asyl.net unter 
»Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilungen«.

115	 Vgl. Nds. Ministerium für Inneres und Sport, 
Hinweise zum Umgang mit Wohnsitzauflagen 
nach § 60 Abs. 1 des Asylgesetzes (AsylG) vom 
4.5.2023, S. 5, abrufbar bei asyl.net unter »Recht/
Erlasse«.
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der Lebensunterhalt bereits dann als nicht 
gesichert, wenn ein Anspruch auf Sozial‑
leistungen besteht, nicht erst dann, wenn 
sie tatsächlich bewilligt werden (§ 60 
Abs. 1 S. 1 AsylG, § 2 Abs. 2 AufenthG).116 
Da die Fähigkeit zur Bestreitung des Le‑

116	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 2.3.1.2.

bensunterhalts nicht nur vorübergehend 
sein darf,117 sollte bei befristeten Arbeits‑
verträgen und einer arbeitsvertraglich 
vereinbarten Probezeit begründet wer‑
den, warum eine längerfristige Lebensun‑
terhaltssicherung erwartet werden kann. 

Unabhängig davon kann im Einzelfall 
grundsätzlich eine konkret bestehen‑
de qualifizierte Berufsausbildungsmög‑
lichkeit oder eine konkrete Möglichkeit 
der Erwerbstätigkeit einen »humanitä‑
ren Grund« für eine Umverteilung nach 
§ 50 Abs. 4 Satz 4 AsyIG darstellen. Die‑
ser kann von besonderem Gewicht sein, 
wenn u. a. nach Art und Anlage der Be‑
rufsausbildung oder Erwerbstätigkeit von 
einer nachhaltigen Beschäftigung ausge‑
gangen werden kann, diese nicht in dem 
zugewiesenen Zuständigkeitsbezirk der 
Ausländerbehörde ausgeübt werden kann 
und die Ausbildungs- bzw. Arbeitsstelle 
vom bisherigen Wohnort nicht zumutbar 
erreichbar ist.118

Ansonsten kann eine Umverteilung 
und Änderung der Wohnsitzauflage er‑
folgen, wenn dies zur Ermöglichung des 
Zusammenlebens einer Familie (Ehe oder 
Lebenspartnerschaft und minderjährige 
ledige Kinder) oder aus sonstigen hu‑
manitären Gründen von vergleichbarem 
Gewicht erforderlich ist (§§ 51 Abs. 1, 50 
Abs. 4 S. 4 AsylG). 

Zudem können Asylsuchende auch 
verpflichtet werden, in einer bestimmten 
Unterkunft zu wohnen (§ 60 Abs. 2 S. 1 
Nr. 1 AsylG).

117	 Ebd., 2.3.3.
118	 Nds. Ministerium für Inneres und Sport, Hinwei‑

se zum Umgang mit Wohnsitzauflagen nach § 60 
Abs. 1 des Asylgesetzes (AsylG) vom 22.1.2024, 
S. 4, abrufbar bei asyl.net unter: »Recht/Erlasse«.

Beispiel

Frau L. ist Asylsuchende und wur-
de verpflichtet, im Landkreis A. zu 
wohnen. Sie findet Arbeit als Kü-
chenhelferin in der 50 km entfern-
ten Stadt B. Die Beschäftigungser-
laubnis wird erteilt und sie kann 
auch regelmäßig zur Arbeit nach 
B. fahren, da die Residenzpflicht 
für sie nicht mehr gilt. Um die 
Fahrtzeit, die eine Stunde pro Weg 
beträgt, und Kosten zu verringern, 
würde sie nun auch gerne nach 
B. umziehen. Ihr Einkommen ist 
allerdings nicht ausreichend, um 
ihren Lebensunterhalt vollständig 
(d. h. ohne Inanspruchnahme von 
ergänzenden Sozialleistungen) si-
chern zu können. Daher besteht 
die Wohnsitzauflage unverän-
dert fort und sie muss weiterhin 
im Landkreis A. wohnen. Sie hat 
nur die Möglichkeit, einen »Um-
verteilungsantrag« zu stellen, um 
in die Stadt B. ziehen zu dürfen. 
Dieser Umverteilungsantrag hat 
aber wahrscheinlich nur geringe 
Erfolgsaussichten, da die Fahrtzeit 
vermutlich als zumutbar betrach-
tet wird.  
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Von der Wohnsitzauflage zu unter‑
scheiden ist die räumliche Beschrän-
kung nach §§ 56, 59a AsylG, die auch als 
»Residenzpflicht« bezeichnet wird und 
die Bewegungsfreiheit von Asylsuchen‑
den erheblich einschränkt. 

Residenzpflicht bedeutet, dass Asyl‑
suchende einen bestimmten räumlichen 
Bereich – etwa den Landkreis – nur mit 
einer behördlichen Genehmigung verlas‑
sen dürfen (§§ 56, 59a AsylG). Dies gilt in 
der Regel aber nur, solange sich Asylsu‑
chende in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
aufhalten müssen. Wie bereits dargestellt 
(s. I 1.1.1(1)) kann diese Verpflichtung 
generell maximal für 18 Monate beste‑
hen; für minderjährige Asylsuchende und 
ihre Eltern längstens sechs Monate (§ 47 
Abs. 1 AsylG). 

Sind Asylsuchende verpflichtet, in ei‑
ner Erstaufnahmeeinrichtung zu woh‑
nen, bedeutet die Residenzpflicht für sie, 
dass ihr Aufenthalt räumlich auf den Be‑
zirk der Ausländerbehörde beschränkt 
ist, in dem die Einrichtung liegt (§ 56 
Abs. 1 AsylG). Das Bundesamt kann ih‑
nen erlauben, diesen Bereich vorüberge‑
hend zu verlassen (sogenannte Verlas‑
senserlaubnis), wenn zwingende Gründe 
es erfordern (§ 57 Abs. 1 AsylG). Zur 
Wahrnehmung von Terminen u. a. bei 
Bevollmächtigten und bei Organisatio‑
nen der Flüchtlingshilfe soll die Erlaubnis 
unverzüglich erteilt werden (§ 57 Abs. 2 
AsylG). Damit gibt es zwar keine aus‑
drückliche Regelung für Ausnahmen bei 
der Aufnahme einer Beschäftigung, wenn 
diese außerhalb der Geltung der räumli‑
chen Beschränkung liegt. Die Ausübung 
einer Beschäftigung muss aber dennoch 
einen zwingenden Grund darstellen. Es 
widerspräche der Intention des Rechtsan‑

spruchs auf die Erteilung einer Beschäfti‑
gungserlaubnis nach sechs Monaten nach 
der Asylantragstellung (§ 61 Abs. 1 S. 2 
AsylG, siehe I 1.1.2), wenn dieser durch 
die Versagung einer Verlassenserlaubnis 
unterlaufen werden könnte.119 

Wenn Asylsuchende nicht mehr in der 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen und 
sie seit drei Monaten gestattet, geduldet 
oder erlaubt in Deutschland leben, gilt 
die Residenzpflicht nicht mehr, das heißt, 
sie haben im Regelfall das Recht, sich in‑
nerhalb Deutschlands zu bewegen, ohne 
zuvor eine Erlaubnis hierfür erhalten zu 
haben (§ 59a Abs. 1 AsylG). 

Nach § 59b Abs. 1 AsylG kann die 
räumliche Beschränkung nach dem Ablauf 
von drei Monaten bzw. nach der Beendi‑
gung der Wohnpflicht in der Aufnahme‑
einrichtung nur noch in Ausnahmefällen, 
etwa bei Straffälligkeit, angeordnet werden.

Sollte eine räumliche Beschränkung 
bestehen, ist die Ausländerbehörde im 
Regelfall verpflichtet, die räumliche Be‑
schränkung auf den Bezirk einer anderen 
Ausländerbehörde zu erweitern, wenn 
Asylsuchende dort arbeiten, eine betrieb‑
liche Aus- oder Weiterbildung absolvie‑
ren oder studieren möchten (§ 58 Abs. 1 
S. 3 AsylG). 

Ein weiteres Hindernis beim Zugang 
zum Arbeitsmarkt ist die übliche Unter‑
bringung von Asylsuchenden. Asylsu‑
chende sollen nach dem Verlassen der 

119	 Röder, in: BeckOK MigR, AsylG § 57 Rn. 10a; 
Neundorf, in: BeckOK AuslR, AsylG § 57 Rn. 9; 
a. A. Bergmann, in: Bergmann/Dienelt, Kom‑
mentar Ausländerrecht, AsylG § 57, Rn. 21, wo‑
nach die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nur 
dann einen zwingenden Grund darstellt, wenn 
spezielle Fähigkeiten ohne Übung unwieder‑
bringlich verloren gehen, wie bei Musikschaffen‑
den und bei Personen aus dem Spitzensport.
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Erstaufnahmeeinrichtung in der Regel in 
Gemeinschaftsunterkünften unterge‑
bracht werden (§ 53 Abs. 1 S. 1 AsylG). 
Diese Formen der Unterbringung können 
wegen der häufig abgeschiedenen Lage der 
Einrichtungen und der damit verbunde‑
nen Isolierung die Kontaktaufnahme zur 
Arbeitswelt faktisch erschweren. Asylsu‑
chende können nach dem Auszug aus der 
Erstaufnahmeeinrichtung unter bestimm‑
ten Voraussetzungen auch dezentral – d. h. 
in Wohnungen – untergebracht werden.120 

Schließlich kann für Asylsuchende 
auch die in ihrem Aufenthaltspapier ver‑
merkte Befristung bei der Arbeitssuche 
hinderlich sein. Seit 2024 beträgt die ma‑
ximale Geltungsdauer einer Aufenthalts‑
gestattung nach Verlassen der Erstaufnah‑
meeinrichtung zwölf Monate, zuvor sind 
es weiterhin sechs Monate (§ 63 Abs. 2 
S. 2 AsylG). Der Ankunftsnachweis – das 
Aufenthaltspapier, das Asylsuchende bis 
zur förmlichen Asylantragstellung erhal‑
ten – wird für längstens sechs Monate 
erteilt und kann unter bestimmten Vor‑
aussetzungen um jeweils drei Monate ver‑
längert werden (§ 63a Abs. 2 S. 1 AsylG). 
Daher müssen potenzielle Arbeitgebende 
in manchen Fällen zunächst davon über‑
zeugt werden, dass Asylsuchende nach 
Ablauf der Geltungsdauer nicht automa‑
tisch ausreisen müssen, sondern dass Auf‑
enthaltsgestattungen in der Regel121 ver‑
längert werden, solange das Asylverfahren 

120	 Vgl. u. a. § 2 Abs. 4 Thüringer Flüchtlingsaufnah‑
megesetz; § 9 Abs. 1 S. 2 Flüchtlingsaufnahmege‑
setz Baden-Württemberg.

121	 Wenn der Asylantrag als unzulässig oder als of‑
fensichtlich unbegründet abgelehnt wird, hat die 
Klage keine aufschiebende Wirkung, daher er‑
lischt die Aufenthaltsgestattung (§§ 75 Abs. 1; 67 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 AsylG). 

dauert, einschließlich eines möglichen 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens. 

2. Asylberechtigte sowie 
international und national 

Schutzberechtigte

Zu dieser Gruppe gehören

	• nach Art. 16a GG anerkannte Asylbe‑
rechtigte, die eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 1 AufenthG erhalten, 

	• Personen, denen nach der Zuerken‑
nung der Flüchtlingseigenschaft nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK)122 (§ 3 AsylG) eine Aufenthalts‑
erlaubnis nach § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 
AufenthG erteilt wird, 

	• subsidiär Schutzberechtigte (§ 4 AsylG) 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG sowie 

	• national Schutzberechtigte (§ 60 Abs. 5 
oder Abs. 7 AufenthG) mit einer Auf‑
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG.

2.1 Nichtselbstständige und 
selbstständige Erwerbstätigkeit

Nach Art. 26 Abs. 1 der Qualifikations‑
richtlinie123 gestatten die Mitgliedstaaten 
international Schutzberechtigen, also 
GFK-Flüchtlingen und subsidiär Schutz‑

122	 Abkommen über die Rechtsstellung der Flücht‑
linge vom 28. Juli 1951.

123	 Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013; 
Umsetzung in Deutschland: BGBl. I, Nr. 54 vom 
5.9.2013, S. 3474 ff.
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berechtigten, unmittelbar nach Zuerken‑
nung des Schutzes die Aufnahme einer 
nichtselbstständigen oder selbstständigen 
Erwerbstätigkeit nach den Vorschrif‑
ten, die für den betreffenden Beruf oder 
für die öffentliche Verwaltung allgemein 
gelten. Dabei darf die nationale Arbeits‑
marktlage nicht berücksichtigt werden. 
Am 1. Juli 2026 wird die Qualifikations‑
richtlinie zwar durch die im Rahmen der 
GEAS-Reform beschlossene Qualifikati‑
onsverordnung ersetzt,124 die als Verord‑
nung unmittelbar anwendbar ist. Diese 
enthält in Art. 28 Abs. 1 jedoch eine iden‑
tische Regelung.

Durch das am 1. März 2020 in Kraft 
getretene Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(FEG) kam es zu einem Paradigmenwech‑
sel bezüglich des Regel-Ausnahme-Ver‑
hältnisses beim Arbeitsmarktzugang: Bis 
dahin war ausländischen Personen ohne 
Staatsangehörigkeit eines EU-Landes eine 
Erwerbstätigkeit in der Regel verboten, 
solange ihnen hierfür keine Erlaubnis er‑
teilt wurde (sogenanntes Verbot mit Er‑
laubnisvorbehalt). Nach der Neuregelung 
durch das FEG dürfen auch Drittstaatsan‑
gehörige, wenn sie einen Aufenthaltstitel 
besitzen, in Deutschland grundsätzlich 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Die 
Erwerbstätigkeit kann aber durch die ge‑

124	 Art. 42 S. 2 Verordnung (EU) 2024/1347 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Mai 2024 über Normen für die Anerkennung 
von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Personen, denen internationaler Schutz gewährt 
wurde, für einen einheitlichen Status für Flücht‑
linge oder für Personen mit Anspruch auf subsi‑
diären Schutz und für den Inhalt des gewährten 
Schutzes, zur Änderung der Richtlinie 2003/109/
EG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
2011/95/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates, ABl. 2024/1347 vom 22.5.2024.

setzlichen Regelungen zu dem jeweiligen 
Aufenthaltstitel verboten sein (sogenann‑
te Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt).125 Da 
es bei der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1–3 AufenthG kein Verbot der Er‑
werbstätigkeit gibt, ist Asyl- und Schutz‑
berechtigten aufenthaltsrechtlich jede 
Beschäftigung und jede selbstständige 
Erwerbstätigkeit erlaubt. Der Eintrag »Er‑
werbstätigkeit erlaubt« in der Aufenthalts‑
erlaubnis ist daher nur deklaratorisch, mit 
anderen Worten: Er ist nicht das Ergebnis 
einer behördlichen Entscheidung, son‑
dern bestätigt lediglich, was gesetzlich 
vorgesehen ist.126

Bei den meisten der sonstigen aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen erteilten Aufent‑
haltserlaubnissen ist die Erwerbstätigkeit 
ebenfalls gestattet. Dies gilt etwa auch 
für die Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG zum vorübergehenden Schutz, 
die zur Umsetzung der sogenannten Mas‑
senzustromsrichtlinie127 den wegen des 
Krieges aus der Ukraine geflüchteten 
Personen erteilt wird, sowie für Personen 
mit dem Chancenaufenthalt nach § 104c 
AufenthG (s. III 2.1). 

Ausnahmen bestehen zum einen bei 
den Aufenthaltserlaubnissen nach § 25 
Abs. 4 S. 1 AufenthG (vorübergehender 
Aufenthalt aus dringenden humanitären 

125	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz, a. a. O. (Fn. 61), Nr. 4a.1.1.

126	 Ebd. Nr. 4a.3.1.
127	 Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 

2001 über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes im Falle eines Mas‑
senzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen 
zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung 
der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser 
Personen und den Folgen dieser Aufnahme ver‑
bunden sind, auf die Mitgliedstaaten.



38 I. Der aufenthaltsrechtliche Rahmen des Arbeitsmarktzugangs

oder persönlichen Gründen), nach § 25 
Abs. 4 S. 2 AufenthG (Verlängerung einer 
Aufenthaltserlaubnis, wenn die Ausreise 
wegen besonderer Umstände eine außer‑
gewöhnliche Härte bedeuten würde) und 
nach § 25 Abs. 4a und 4b AufenthG (Op‑
fer von Menschenhandel und Arbeitsaus‑
beutung). Personen mit diesen Formen 
der Aufenthaltserlaubnis müssen eine Be‑
schäftigungserlaubnis beantragen, die die 
Ausländerbehörde ohne Zustimmung der 
BA erteilen kann (§ 31 BeschV). Auch die 
Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit 
kann von der Ausländerbehörde nach ei‑
nem entsprechenden Antrag erlaubt wer‑
den (§ 21 Abs. 7 AufenthG).

Zum anderen wurde von dem Verbots‑
vorbehalt bei der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 23 Abs. 1 AufenthG (Aufenthalts‑
gewährung durch die obersten Landesbe‑
hörden aus völkerrechtlichen oder huma‑
nitären Gründen etc.) Gebrauch gemacht: 
Der § 23 Abs. 1 AufenthG ist in den letz‑
ten Jahren vor allem bei der Aufnahme 
syrischer Geflüchteter im Zuge von Auf‑
nahmeprogrammen der Bundesländer 
zur Anwendung gekommen. Die Aufnah‑
meanordnung, die ein Bundesland für ein 
solches Aufnahmeprogramm erlässt, kann 
vorsehen, dass die Beschäftigung und die 
selbstständige Tätigkeit grundsätzlich er‑
laubt sein sollen oder dass die Ausländer‑
behörde eine selbstständige Tätigkeit und 
eine Beschäftigung ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erlauben kann. 

2.2 Sonstige Rahmenbedingungen

Seit dem Inkrafttreten des Integrationsge‑
setzes im August 2016 gilt u. a. für Asyl‑
berechtigte sowie für international und 

anderweitig Schutzberechtigte die Wohn-
sitzregelung nach § 12a AufenthG, die 
der »Förderung einer nachhaltigen Integ‑
ration in die Lebensverhältnisse der Bun‑
desrepublik Deutschland« dienen soll. 

Durch die Neuregelung müssen Asyl‑
berechtigte bzw. international Schutz‑
berechtigte in den ersten drei Jahren ab 
der Anerkennung in dem Bundesland 
wohnen, dem sie während des Asylver‑
fahrens zugewiesen waren (§ 12a Abs. 1 
S. 1 AufenthG). Auch die Aufenthaltser‑
laubnis von anderweitig Schutzberechtig‑
ten nach § 25 Abs. 3 AufenthG ist für den 
Zeitraum von drei Jahren ab Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis mit einer Wohn-
sitzauflage zu versehen. Diese Regelung 
gilt auch für Geflüchtete aus der Ukrai-
ne mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 AufenthG sowie für Personen mit 
einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 22, 23 
AufenthG. 

Darüber hinaus kann die Ausländerbe‑
hörde unter bestimmten Voraussetzungen 
anordnen, dass innerhalb des Bundes‑
lands an einem bestimmten Ort gewohnt 
werden muss oder nicht gewohnt werden 
darf (§ 12a Abs. 3–4 AufenthG). Eine 
Wohnsitzzuweisung innerhalb eines Bun‑
deslands ist jedoch ermessensfehlerhaft 
und damit rechtswidrig, wenn die Aus‑
länderbehörde nicht begründet, warum 
die Integration am zugewiesenen Wohn‑
ort besser möglich sein soll als an anderen 
Orten.128 Verschiedene Bundesländer129 
haben in Rechtsverordnungen oder in Er‑

128	 VG Arnsberg, Beschluss vom 9.2.2017 – 9 L 5/17 
– asyl.net: M24678, Asylmagazin 3/2017. 

129	 Vgl. Nds. Erlass vom 7.11.2016 – 14.11-12230/18 
– § 12a, Anlage 2; NRW, Ausländer-Wohnsitzre‑
gelungsverordnung – AWoV – vom 15. Novem‑
ber 2016. 
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lassen insbesondere geregelt, ob eine Ver‑
pflichtung zur Wohnsitznahme an einem 
bestimmten Ort bestehen soll und wie die 
Voraussetzungen für eine Aufhebung der 
Wohnsitzregelung auszulegen sind. Nicht 
alle dabei getroffenen Regelungen haben 
jedoch einer gerichtlichen Überprüfung 
standgehalten. So hat das OVG Nord‑
rhein-Westfalen eine landesrechtliche Be‑
stimmung (§ 5 Abs. 4 Ausländer-Wohn
sitzregelungsverordnung NRW, AWoV) 
für rechtswidrig und nichtig erklärt, die 
vorsah, dass Schutzberechtigte regelmä‑
ßig der Gemeinde zugewiesen wurden, 
in der sie schon während des Asylverfah‑
rens lebten.130 Das OVG entschied, dass 
die Landesregierung mit dieser Regelung 
den bundesrechtlichen Ermächtigungs‑
rahmen, den das Aufenthaltsgesetz nach 
§ 12a Abs. 9 AufenthG für landesrechtli‑
che Regelungen einräumt, überschritten 
hat. Weiterhin sieht § 12a AufenthG vor, 
dass die Bundesländer Orte bestimmen 
dürfen, denen international oder national 
Schutzberechtigte nicht zugewiesen wer‑
den sollen, insbesondere unter Berück‑
sichtigung der dortigen Arbeitsmarktsitu‑
ation. Soweit bekannt macht zur Zeit nur 
Niedersachsen von dieser Regelung Ge‑
brauch und bestimmt, dass kein Zugang 
in die Städte Salzgitter, Delmenhorst oder 
Wilhelmshaven (Niedersachsen) erfolgen 
darf.131 Die Wohnsitzregelung in § 12a 
AufenthG galt zunächst nur für Personen, 

130	 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 4.9.2018 
– 18 A 256/18 – Asylmagazin 12/2018, S. 450 ff., 
asyl.net: M26621.

131	 Nds. Innenministerium, Erlass vom 9.10.2017 
und vom 14.11.2017, abrufbar bei www.
mi.niedersachsen.de unter »Themen/Ausländer‑
angelegenheiten/Zahlen, Daten, Fakten«, https://
t1p.de/y2b85. 

die zwischen dem 1. Januar 2016 und 
dem 6. August 2019 als Asylberechtigte 
bzw. als international Schutzberechtigte 
anerkannt bzw. denen in diesem Zeit‑
raum eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 3 AufenthG erteilt wurde.132 Diese 
Regelung wurde im Rahmen der Geset‑
zesänderungen des sogenannten Mig‑
rationspakets im Jahr 2019 entfristet,133 
obwohl eine ursprünglich vorgesehene 
Evaluierung ihres Nutzens nicht stattge‑
funden hatte.134

Die Wohnsitzverpflichtung gilt nicht, 
wenn ein Beschäftigungsverhältnis be‑
steht, welches die folgenden Vorausset‑
zungen erfüllt: 

	• Es handelt sich um eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung mit 
einem Umfang von mindestens 15 Wo‑
chenstunden;

	• das Gehalt entspricht mindestens dem 
SGB-II-Regelsatz zuzüglich der Bedar‑
fe für Unterkunft und Heizung (§§ 20, 
22 SGB II). 

Weiterhin entfällt die Wohnsitzverpflich‑
tung, wenn die Betroffenen eine Berufs‑
ausbildung oder ein Studium aufgenom‑
men haben (§ 12a Abs. 1 S. 2 AufenthG). 

132	 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, BGBl. I, 
Nr. 39, S. 1939 ff., Art. 8 Abs. 5. Vgl. auch Ant‑
wort der Bundesregierung auf eine Kleine An‑
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
BT‑Drucksache 19/9537 vom 17.4.2019, S. 4.

133	 Gesetz zur Entfristung des Integrationsgesetzes 
vom 7. Juli 2019, BGBl. I, Nr. 25, S. 914 ff., das 
u. a. auch Einzelheiten zur Wohnsitzauflage für 
volljährig gewordene unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge enthält (§ 12a Abs. 1a AufenthG). 

134	 Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung, 
BT‑Drucksache 19/8692 vom 25.3.2019.

https://azf3.de/innenministerium-nds-ermessen-bei-beschaeftigungserlaubnis-i-d-r-zu-gunsten-eines-beschaeftigungszugangs-ausueben/
https://azf3.de/innenministerium-nds-ermessen-bei-beschaeftigungserlaubnis-i-d-r-zu-gunsten-eines-beschaeftigungszugangs-ausueben/
https://t1p.de/y2b85
https://t1p.de/y2b85


40 I. Der aufenthaltsrechtliche Rahmen des Arbeitsmarktzugangs

Fallen die Gründe für den Verzicht auf 
die Wohnsitzauflage innerhalb von drei 
Monaten weg, weil zum Beispiel das Be‑
schäftigungsverhältnis in der Probezeit 
gekündigt wurde, besteht die Wohnsitz‑
auflage in dem Bundesland weiter, in das 
die Asyl- oder Schutzberechtigten umge‑
zogen sind (§ 12a Abs. 1 S. 4 AufenthG).

Kann später eine dieser Tätigkeiten 
aufgenommen werden oder leben Fami‑
lienangehörige (in Ehe/Lebenspartner‑
schaft oder minderjährige Kinder) an ei‑
nem anderen Ort, ist die Wohnsitzauflage 
auf Antrag aufzuheben (§ 12a Abs. 5 S. 1 
Nr. 1a AufenthG).135 Nach der Gesetzes‑
begründung136 sollen damit die Fälle er‑
fasst werden, »in denen bereits wesentli‑
che Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Integration geschaffen wurden«. Daher 
sind hier auch berufsorientierende oder 
berufsvorbereitende Maßnahmen, die 
dem Übergang in eine entsprechende 
betriebliche Ausbildung dienen, sowie 
studienvorbereitende Sprachkurse oder 
der Besuch eines Studienkollegs zu be‑
rücksichtigen. Fallen die Gründe für die 
Aufhebung der Wohnsitzauflage etwa we‑
gen der Kündigung des Arbeitsvertrags 
innerhalb von drei Monaten weg, besteht 
die Wohnsitzauflage in dem Zuzugsbun‑
desland (§ 12a Abs. 5 S. 2 AufenthG). 

Die Aufhebung der Wohnsitzverpflich‑
tung muss bei der bislang zuständigen 
Ausländerbehörde beantragt werden. 
Die Ausländerbehörde des geplanten 
Zuzugsorts muss der Aufhebung zustim‑
men; eine Ablehnung der Zustimmung 
muss begründet werden (§ 72 Abs. 3a S. 1 

135	 Außerdem ist die Wohnsitzauflage in Härtefällen 
aufzuheben (§ 12 a Abs. 5 S. 1 Nr. 2 AufenthG).

136	 BT-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, S. 45. 

und 2 AufenthG). Die Zustimmung gilt 
als erteilt, wenn die Ausländerbehörde 
am Zuzugsort nicht innerhalb von vier 
Wochen ab Zugang des Ersuchens wider‑
spricht (§ 72 Abs. 3a S. 3 AufenthG).

Es bestehen allerdings erhebliche 
Zweifel,137 ob die Wohnsitzregelung bei 
international Schutzberechtigten mit 
Art. 33 der EU-Qualifikationsrichtlinie, 
der Freizügigkeit garantiert,138 sowie bei 
GFK-Flüchtlingen zusätzlich mit Art. 26 
GFK, der die freie Wahl des Aufenthalts‑
ortes vorsieht, im Einklang steht. 

Unabhängig von diesen rechtlichen 
Erwägungen gibt es zudem erhebliche 
Zweifel an der integrationsfördernden 
Wirkung dieser Auflagen. So kommt eine 
vom BAMF herausgegebene Studie139 u. a. 
zu dem Ergebnis, dass die Wohnsitzre‑
gelung mittelfristig zu einer geringeren 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und 

137	 Vgl. Dorothee Frings/Eva Steffen: Die neuen 
Wohnsitzauflagen und die sozialrechtlichen 
Auswirkungen, S. 3 ff. (Dokument als pdf ab‑
rufbar siehe https://bit.ly/3hsSGfl); sowie Clara 
Schlotheuber/Sebastian Röder, Die neue Wohn‑
sitzauflage nach § 12a AufenthG, Asylmagazin 
11/2016, S. 364–373, abrufbar bei asyl.net unter 
»Asylmagazin/Beiträge zum Aufenthaltsrecht«. 
A. A. VGH Bayern, Beschluss vom 19.3.2018 – 10 
C 17.2591 – asyl.net: M26657; und OVG Nieder‑
sachsen, Beschluss vom 2.8.2017 – 8 ME 90/17 
– asyl.net: M26658.

138	 Nach Auffassung des OVG Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 4.9.2018, a. a. O. (Fn. 130), spricht 
Vieles gegen einen Verstoß, wenn u. a. die Wohn‑
sitzauflage mit dem Ziel erteilt, »die Integration 
in den Mitgliedstaat zu erleichtern«. 

139	 Ludger Baba/Marco Schmandt/Constantin Tiel‑
kes/Felix Weinhardt/Katrin Wilbert: Evaluation 
der Wohnsitzregelung nach § 12a AufenthG (Bei‑
träge zu Migration und Integration, Band 13, 1. 
aktualisierte Fassung). Nürnberg: Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 2024, S. 145 f., https://
doi.org/10.48570/bamf.fz.beitr.b13.d.2023.
wohnsitzregelung.1.1.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Wohnsitzauflage_Gemeinsamer_Artikel_0509016.pdf
https://www.asyl.net/rsdb/m26658/
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zum späteren Beginn eines Integrations‑
kurses führt, einen hohen bürokratischen 
Aufwand verursacht und Härtefälle pro‑
duziert. 

Bei anderweitig Schutzberechtigten, 
deren Aufenthaltserlaubnis vor dem 1. Ja‑
nuar 2016 erteilt wurde (§ 12a Abs. 7 
AufenthG), sowie bei sonstigen Perso‑
nen mit einer Aufenthaltserlaubnis aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen nach §§ 23a–25b 
AufenthG und damit auch bei Perso‑
nen mit Chancen‑Aufenthaltsrecht nach 
§ 104c AufenthG (§ 104c Abs. 3 S. 2 
AufenthG, s. III 2.1) wird nach den All‑
gemeinen Verwaltungsvorschriften zum 
Aufenthaltsgesetz140 eine Wohnsitzaufla-
ge erteilt, solange Leistungen nach SGB II 
oder SGB XII bezogen werden. Die 
Wohnsitzauflage ist aufzuheben, wenn 
der Lebensunterhalt am neuen Wohnort 
auch für alle Familienangehörigen vor‑
aussichtlich dauerhaft ohne Inanspruch‑
nahme dieser Leistungen gesichert wird. 
Bei der beabsichtigten Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit genügt die Vorlage ei‑
nes entsprechenden Arbeitsvertrages; 
bei befristeten Arbeitsverhältnissen ist 
eine Prognoseentscheidung zu treffen, 
ob der Abschluss neuer Arbeitsverträge 
zu erwarten ist. Ausreichend ist es auch, 
wenn das für die Sicherung des Lebens‑
unterhalts erforderliche Einkommen um 
bis zu 10 % unterschritten wird.141 Damit 
hat sich die Situation von anderweitig 
Schutzberechtigten – anders als bei inter‑
national Schutzberechtigten – durch das 
Integrationsgesetz verbessert. 

140	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 12.2.5.2.2.
141	 Ebd., 12.2.5.2.4.1; 2.3.3.

Eine räumliche Beschränkung (also 
die sogenannte »Residenzpflicht«) darf 
bei schutzberechtigten Personen nach 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Aufenthaltsgesetz142 nur in Ausnah‑
mefällen erfolgen, wenn dies zur Wah‑
rung öffentlicher Interessen, etwa zur 
Verhinderung von Straftaten, notwendig 
ist. Dabei sind Art. 26 der Genfer Flücht‑
lingskonvention und Art. 33 der Qualifi‑
kationsrichtlinie zu berücksichtigen, wo‑
nach international Schutzberechtigten die 
gleiche Bewegungsfreiheit zu gewähren 
ist wie anderen Drittstaatsangehörigen.143

Die Geltungsdauer der Aufenthalts‑
erlaubnis für anerkannte Asylberechtigte 
und GFK-Flüchtlinge beträgt drei Jahre 
(§ 26 Abs. 1 S. 2 AufenthG). Dies gilt seit 

142	 Ebd., 12.1.1.1.
143	 Müller, in: NK-AuslR, AufenthG § 12 Rn. 17 ff.

 i 	       Informationen  
zur Wohnsitzauflage

•	 Arbeitshilfe der GGUA Flücht-
lingshilfe, »Wohnsitzregelung 
nach § 12a AufenthG auch für 
anerkannte Flüchtlinge: Praxis-
tipps und Hintergründe«, Okto-
ber 2016, abrufbar bei asyl.net 
unter »Publikationen/Arbeits-
hilfen zum Aufenthaltsrecht«.

•	 Clara Schlotheuber/Sebasti-
an Röder: Die neue Wohnsitz-
auflage nach § 12a AufenthG, 
Asylmagazin 11/2016, S. 364– 
373, abrufbar bei asyl.net unter 
»Asylmagazin/Beiträge zum 
Aufenthaltsrecht«.
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2024 auch für subsidiär Schutzberechtig‑
te. Bei anderweitig Schutzberechtigten 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 3 AufenthG beträgt die Geltungs-
dauer zwischen einem und drei Jahren 
(§ 26 Abs. 1 S. 1, 4 AufenthG); über die 
Dauer im Einzelfall trifft die Ausländer‑
behörde eine Ermessensentscheidung.144 
Damit ist es grundsätzlich möglich, be‑
stimmte Anforderungen von Arbeitge‑
benden an die Laufzeit der Aufenthaltser‑
laubnis zu berücksichtigen. 

Weitere, den Arbeitsmarktzugang be‑
rührende Nebenbestimmungen gibt es 
bei anerkannten Asylberechtigten und 
Schutzberechtigten nicht.

3. Personen mit einer 
Duldung nach § 60a 

AufenthG

Nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG erhal‑
ten Drittstaatsangehörige eine Duldung, 
wenn ihre Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen unmög-
lich ist und keine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. Außerdem kann ihnen eine 
Duldung erteilt werden, wenn dringen‑
de humanitäre oder persönliche Gründe 
oder erhebliche öffentliche Interessen ihre 
vorübergehende weitere Anwesenheit 
im Bundesgebiet erfordern (sogenann‑
te Ermessensduldung, § 60a Abs. 2 S. 3 
AufenthG). Auch wenn die oberste Lan‑
desbehörde einen Abschiebungsstopp 
etwa für ein bestimmtes Herkunftsland 

144	 Ebd., 26.1.2.

erlassen hat, erhalten die Betroffenen eine 
Duldung (§ 60a Abs. 1 AufenthG).

Seit August 2016 besteht zudem ein 
Rechtsanspruch auf die Erteilung ei‑
ner sogenannten Ausbildungsduldung, 
wenn eine Ausbildung aufgenommen 
wird (jetzt § 60c AufenthG). Durch 
das Migrationspaket wurde eine soge‑
nannte Beschäftigungsduldung (§ 60d 
AufenthG) geschaffen. Diese beiden Dul‑
dungsformen werden als Möglichkeiten 
der Aufenthaltssicherung in Teil III aus‑
führlich beschrieben. 

Im Rahmen des Migrationspakets 
wurde 2019 auch die Duldung für Per-
sonen mit ungeklärter Identität (§ 60b 
AufenthG) neu eingeführt. Da sie mit 
einem Arbeitsverbot verbunden ist, wird 
sie in Kapitel I 4 dargestellt. 

3.1 Nichtselbstständige Erwerbs
tätigkeit

3.1.1 Temporäre und unbefristete 
Arbeitsverbote

(1) Temporäre Arbeitsverbote

Personen mit einer Duldung, die in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen, dür‑
fen nicht arbeiten, wenn sie noch nicht 
seit sechs Monaten eine Duldung nach 
§ 60a AufenthG besitzen (§ 61 Abs. 1 S. 3 
AsylG). Dies betrifft vor allem Personen, 
deren Asylantrag als »unzulässig« (soge‑
nannte »Dublin-Fälle« sowie »Anerkann‑
ten-Fälle«) oder als »offensichtlich unbe‑
gründet« abgelehnt wurde und bei de‑
nen ein eventuell gestellter Eilantrag zur 
Herstellung der aufschiebenden Wirkung 
der Klage abgelehnt wurde (vgl. oben Ab‑
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schnitt I 1.1.1 (1)). Bei diesen Gruppen 
tritt die Ausreisepflicht ein und sie erhal‑
ten eine Duldung, wenn die Abschiebung 
nicht sofort vollzogen werden kann. Zu‑
gleich bleibt die Wohnpflicht in der Erst‑
aufnahmeeinrichtung bestehen. Durch 
das Migrationspaket wurde die maximale 
Verweildauer von zuvor generell höchs‑
tens sechs Monaten auch für viele Perso‑
nen mit einer Duldung, die sich nach der 
Ablehnung ihres Asylantrags noch in der 
Erstaufnahmeeinrichtung befinden, auf 
jetzt 18 Monate erheblich verlängert. Es 
gelten die gleichen Regelungen wie für 
Asylsuchende (§ 47 AsylG, vgl. I 1.1.1(1)). 
Anders als Asylsuchende145 sind Perso‑
nen mit einer Duldung allerdings auch 
verpflichtet, sich zur Passbeschaffung an 
die Botschaft ihres Herkunftsstaates zu 
wenden. Ein Verstoß gegen diese Mitwir‑
kungspflicht kann zu einem unbefristeten 
Verbleib in der Erstaufnahmeeinrichtung 
führen (§§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1; 15 Abs. 2 
Nr. 6 AsylG). 

Leben Personen mit einer Duldung 
nicht in einer Erstaufnahmeeinrichtung, 
kann ihnen die Zustimmung zur Aus‑
übung einer Beschäftigung erst erteilt 
werden, wenn sie sich seit drei Monaten 
gestattet, erlaubt oder geduldet im Inland 
aufhalten (§ 32 Abs. 1 BeschV). Damit 
dürfen auch sie in den ersten drei Mona‑
ten des Aufenthalts keine zustimmungs‑
pflichtige Beschäftigung beginnen, also 
nicht arbeiten. 

Eine Berufsausbildung sowie ande‑
re Beschäftigungen, bei denen die Bun‑
desagentur für Arbeit der Erteilung der 
Beschäftigungserlaubnis nicht zustim‑
men muss (vgl. I 1.1.2 (2)), können ohne 

145	 Vgl. hierzu I 1.1.2 (3) (c).

Wartezeit erlaubt werden (§ 32 Abs. 2 
BeschV). Weder § 32 Abs. 2 BeschV, der 
regelt, welche Formen der Beschäftigung 
zustimmungsfrei sind, noch eine andere 
Stelle in der Beschäftigungsverordnung 
oder im Aufenthaltsgesetz schreiben eine 
Wartefrist für die Erteilung einer Beschäf‑
tigungserlaubnis für eine zustimmungs‑
freie Beschäftigung vor.146

(2) Permanente Arbeitsverbote

Für Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG sind die Gründe für ein 
Arbeitsverbot in § 60a Abs. 6 AufenthG 
geregelt. Nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG wird eine Beschäftigungser‑
laubnis auch dann nicht erteilt, wenn 
Personen mit einer Duldung aus von 
ihnen zu vertretenden Gründen nicht 
abgeschoben werden können, z. B. weil 
sie eine falsche Identität oder Staatsan‑
gehörigkeit angegeben haben, oder weil 
sie Mitwirkungspflichten nicht nachge‑
kommen sind.147 Unerheblich ist aber, ob 
eine freiwillige Ausreise möglich ist.148 
Wenn dies der Fall ist, liegen fast immer 

146	 Breidenbach, in: BeckOK AuslR, BeschV § 32 
Rn. 5. 

147	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 12.8.2010 
– 8 PA 183/10 – asyl.net: M17607; OVG Nord‑
rhein-Westfalen, Beschluss vom 18.1.2006 – 18 B 
1772/05 – asyl.net: M7931. 

148	 Vgl. den unterschiedlichen Wortlaut in § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG (entspricht den Vor‑
gängerregelungen in § 33 BeschV und zuvor in 
§ 11 BeschVerfV »keine Vollziehung aufenthalts‑
beendender Maßnahmen«) und § 25 Abs. 5 S. 3 
AufenthG (»unverschuldet an der Ausreise gehin‑
dert«); vgl. auch OVG Niedersachsen, Beschluss 
vom 8.11.2005 – 12 ME 397/05 – asyl. net: M7732; 
VG Braunschweig, Beschluss vom 6.4.2005 – 6 B 
113/05 – asyl.net: M6448; H. Leineweber: Die Be‑
schäftigung von geduldeten Ausländern seit In‑
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§ 	 § 60a Abs. 6 AufenthG

»1Im Übrigen darf dem Auslän-
der, der eine Duldung besitzt, die 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
nicht erlaubt werden, wenn
1.	 er sich in das Inland begeben 

hat, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
zu erlangen, 

2.	 aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen bei ihm aus Gründen, 
die er selbst zu vertreten hat, 
nicht vollzogen werden können 
oder er 

3.	 Staatsangehöriger eines siche-
ren Herkunftsstaates nach § 29a 
des Asylgesetzes ist und sein 
nach dem 31. August 2015 ge-
stellter Asylantrag abgelehnt 
oder zurückgenommen wurde, 
es sei denn, die Rücknahme er-
folgte auf Grund einer Beratung 

	 nach § 24 Absatz 1 des Asylge-
setzes beim Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge, oder ein 
Asylantrag nicht gestellt wurde.

2Zu vertreten hat ein Ausländer die 
Gründe nach Satz 1 Nummer 2 ins-
besondere, wenn er das Abschie-
bungshindernis durch eigene Täu-
schung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch ei-
gene falsche Angaben selbst her-
beiführt oder durch eigene falsche 
Angaben selbst herbeiführt. 

3Satz 1 Nummer 3 gilt bei unbe-
gleiteten minderjährigen Aus-
ländern nicht für die Rücknahme 
des Asylantrags oder den Verzicht 
auf die Antragstellung, wenn die 
Rücknahme oder der Verzicht auf 
das Stellen eines Asylantrags im 
Interesse des Kindeswohls erfolg-
te. [...]«

auch die Voraussetzungen für die Ertei‑
lung einer Duldung für Personen mit un‑
geklärter Identität vor (§ 60b Abs. 1 S. 1 
AufenthG). Diese durch das Migrations‑
paket im Sommer 2019 eingeführte neue 
Duldungsform149 wird erteilt, wenn die 
Abschiebung aus selbst zu vertretenden 
Gründen nicht vollzogen werden kann, 
weil das Abschiebungshindernis durch 
eigene Täuschung über die Identität oder 

krafttreten des Zuwanderungsgesetzes, InfAuslR 
7–8/2005, S. 302 ff. (303).

149	 Durch das Zweite Gesetz zur besseren Durch‑
setzung der Ausreisepflicht, BGBl. I, Nr. 31 vom 
20.8.2019. 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene fal‑
sche Angaben selbst herbeigeführt oder 
zumutbare Handlungen zur Erfüllung der 
besonderen Passbeschaffungspflicht nicht 
vorgenommen wurden (zu den Einzelhei‑
ten vgl. I 4.1). Nur wenn eine Person aus 
anderen selbst zu vertretenden Gründen 
nicht abgeschoben werden kann, könnten 
im Ausnahmefall die Voraussetzungen 
für ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG vorliegen, ohne dass 
die Erteilung einer Duldung nach § 60b 
AufenthG möglich ist. Kein Zusam-
menhang mit der Identitätsklärung und 
Passpflichterfüllung besteht etwa bei Täu‑
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schung über die Reisefähigkeit, weshalb 
hier ein Versagungsgrund nach § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG vorliegen 
kann, ohne dass die Erteilung einer Dul‑
dung nach § 60b AufenthG in Betracht 
kommt.

Damit findet § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG keine Anwendung, wenn der 
Anwendungsbereich des § 60b Abs. 1 
AufenthG eröffnet ist.150 Wird bei Per‑
sonen mit einer Duldung nach § 60a 
AufenthG trotzdem geprüft, ob die Vor‑
aussetzungen für ein Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG wegen 
fehlender Mitwirkung oder falscher An‑
gaben etc. vorliegen, stellen sich diesel‑
ben Rechtsfragen wie bei § 60b AufenthG 
(vgl. I 4.). 

Ein Arbeitsverbot besteht auch ganz 
überwiegend für Personen mit einer Dul‑
dung, die Staatsangehörige eines soge‑
nannten sicheren Herkunftsstaates sind 
– bislang waren das die Westbalkanstaa‑
ten, Ghana und Senegal, seit dem 20. De‑
zember 2023 gehören auch Georgien und 
die Republik Moldau hierzu151 (Anlage II 
zu § 29a AsylG, s. o. Abschnitt I 1.1.1 (2)). 

Eine Beschäftigungserlaubnis wird 
zum einen dann nicht erteilt, wenn die 
Personen mit einer Duldung Staatsan‑
gehörige eines sogenannten sicheren 
Herkunftsstaates sind und ein nach dem 
31. August 2015 gestellter Asylantrag 
abgelehnt wurde. Nach einer Übergangs-
vorschrift besteht jedoch kein Beschäfti‑
gungsverbot für Personen aus Georgien 

150	 Vgl. Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Ber‑
lin, Stand 18.6.2025, 60a.6.1.2; Andre Schuster 
und Claudius Voigt: Erwerbstätigkeit mit huma‑
nitärem Aufenthalt, Duldung und Gestattung, 
Asylmagazin 3/2020; S. 64 ff. (70).

151	 BGBl. I, Nr. 382 vom 22.12.2023.

und der Republik Moldau, die bis zum 
30. August 2023 einen Asylantrag gestellt 
oder sich zu diesem Zeitpunkt geduldet 
in Deutschland ohne Asylantragantrag‑
stellung aufgehalten haben und die nicht 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung leben 
(§ 104 Abs. 18 AufenthG).

Zum anderen152 besteht ein Arbeits‑
verbot auch dann, wenn der Asylantrag 
zurückgenommen oder kein Asylantrag 
gestellt wurde (§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
AufenthG). Hiervon gibt es aber folgen‑
de Ausnahmen: Kein Arbeitsverbot ist 
gegeben, wenn der Asylantrag wegen ei‑
ner Beratung beim BAMF (§ 24 Abs. 1 
AsylG) zurückgenommen wurde oder 
wenn die Rücknahme oder der Verzicht 
auf das Stellen eines Asylantrags bei unbe‑
gleiteten Minderjährigen im Interesse des 
Kindeswohls erfolgte (§ 60a Abs. 6 S. 1 
Nr. 3 und S. 3 AufenthG). Für die Annah‑
me, dass die Rücknahme des Asylantrags 
wegen der Beratung erfolgt, genügt zum 
Nachweis, dass die Rücknahmeabsicht 
oder -erklärung in die Niederschrift zur 
Anhörung oder ein Beratungsprotokoll 
aufgenommen werden.153 Gleiches gilt, 
wenn der aufgrund der behördenunab‑
hängigen Beratung nach § 12a AsylG vor‑
gefasste Rücknahmeentschluss nach einer 
Beratung des BAMF – etwa im Rahmen 
der Anhörung – bekräftigt und dann um‑
gesetzt wird sowie bei der Erklärung, auf 
die Durchführung eines Asylverfahrens 
für ein minderjähriges Kind zu verzichten 

152	 Dies gilt seit dem 1.1.2020, vgl. Art. 3 des Geset‑
zes über Duldung bei Ausbildung und Beschäfti‑
gung vom 8. Juli 2019, BGBl. I, Nr. 26, S. 1021 ff.

153	 Kluth/Breidenbrach, in: BeckOK AuslR, 
AufenthG § 60a Rn. 58.
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(§ 14a Abs. 3 S. 1 AsylG), wenn sie bera‑
tungsbedingt abgegeben werden.154

Eine Ausnahme vom Arbeitsverbot 
nach § 60a Abs. 6 S. 3 AufenthG liegt bei 
unbegleiteten Minderjährigen vor, wenn 
das Jugendamt nicht zur Asylantrag‑
stellung nach § 42 Abs. 2 S. 5 SGB  VIII 
verpflichtet ist, weil keine Aussicht auf 
die Zuerkennung von internationalem 
Schutz besteht.155 Da die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit, vor allem einer Berufs‑
ausbildung, im Hinblick auf ihre Ent‑
wicklung dem Kindeswohl dient, sollte 
dies als Motiv für die Rücknahme oder 
den Verzicht genügen.156 

Nach der wohl überwiegenden Recht‑
sprechung kommt es beim Stichtag 
31.8.2015 auf die Stellung des förmlichen 
Asylantrags und nicht auf den Zeitpunkt 
des Asylgesuchs an (vgl. I 1.1.1 (2)).157

Nach einer Entscheidung des VGH 
Baden-Württemberg158 kommt ein Ar‑
beitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 

154	 Röder, in: BeckOK MigR, AufenthG § 60a 
Rn. 140.

155	 VG Wiesbaden, Beschluss vom 21.1.2021 – 4 L 
3/21.WI – asyl.net: M29228; AH des BMI zum 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be‑
schäftigung, a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60c.2.1.4; Se‑
bastian Röder/Philipp Wittmann: Spurwechsel 
leicht gemacht? Überlegungen zu neuen Aus‑
bildungs- und Beschäftigungsduldung, Asylma‑
gazin-Beilage 8–9/2019, S. 23–36 (27); a. A. VG 
Cottbus, Beschluss vom 23.9.2022 – 9 L 255/22 
– asyl.net: M31072.

156	 Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG § 60a, 
Rn. 88.

157	 So OVG Niedersachsen, Beschluss vom 8.12.2016, 
a. a. O. (Fn. 50); OVG Nordrhein-Westfalen, 
Beschluss vom 18.8.2017, a. a. O. (Fn. 50); OVG 
Hamburg, Beschluss vom 15.11.2017, a. a. O. 
(Fn. 50); AH des BMI zum Gesetz über Dul‑
dung bei Ausbildung und Beschäftigung, , a. a. O. 
(Fn. 30), Nr. 60c.2.1. 

158	 Beschluss vom 12.12.2024 – 12 S 1275/24 – 
Rn. 35, asyl.net: M33061.

AufenthG nicht in Betracht, wenn der zu‑
vor gestellte Asylantrag hinsichtlich sei‑
nes Schutzgesuchs keinen Bezug zu dem 
betreffenden sicheren Herkunftsstaat hat, 
wie ein Antrag auf Familienasyl nach 
§ 26 AsylG. In diesen Fällen kann das 
Ziel des Arbeitsverbots nach § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 3 AufenthG, die Verhinderung 
aussichtsloser Asylanträge, nicht erreicht 
werden. Damit besteht für Geduldete aus 
den sogenannten sicheren Herkunfts‑
staaten ein fast vollständiger Ausschluss 
vom Arbeitsmarkt, wobei es besonders 
fragwürdig ist, an den Verzicht auf die 
Stellung eines aussichtslosen Asylantrags 
oder an dessen Rücknahme aufgrund 
eigener Überlegungen negative Konse‑
quenzen zu knüpfen.159 Gegen die Verfas‑
sungsmäßigkeit dieser Regelung spricht 
auch, dass damit Ausreisepflichtige aus 
diesen Ländern, deren Abschiebung aus 
Gründen unmöglich ist, die sie nicht zu 
vertreten haben, ohne nachvollziehbaren 
Grund anders behandelt werden als Per‑
sonen aus anderen Herkunftsstaaten.160 
Jedenfalls der Ausschluss der Eltern von 
einer Integration durch Erwerbstätigkeit 
kann einen ungerechtfertigten Eingriff 
in das nach Art 6 GG bzw. Art 8 EMRK 
geschützte Familienleben des – etwa nach 
§ 25a AufenthG- aufenthaltsberechtig‑
ten Kindes darstellen, da er durch keinen 
sachlichen Grund gerechtfertigt ist.161 

159	 Zur Kritik an dieser Regelung siehe auch Schus‑
ter/Voigt, Erwerbstätigkeit, a. a. O. (Fn. 150), 
m. w. N.

160	 Vgl. Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG 
§ 60a Rn. 86.

161	 VG Köln, Beschluss vom 5.10.2022 – 5 K 5085/21 
–; nach Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG 
§ 60a Rn. 86 ist eine Erwerbtätigkeit in diesen 
Fällen im Wege einer verfassungsrechtlich gebo‑
tenen Reduktion zu gestatten.
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Ein generelles Arbeitsverbot verstößt zu‑
dem gegen die Menschenwürde, da es die 
Betroffenen zu einem in jeder Hinsicht un‑
befriedigenden Nichtstun zwingt, das ihre 
geistigen und beruflichen Fähigkeiten auf 
Dauer schädigen kann (vgl. I 1.1.1 (2)).162 

Exkurs: Erleichterung der 
»Arbeitseinwanderung« für Personen 

aus den Westbalkanstaaten

Durch die 2015 beschlossene Regelung in 
§ 26 Abs. 2 BeschV sollte – im Gegenzug 
zu den damals neu geschaffenen Arbeits‑
verboten für (abgelehnte) Asylsuchende – 
die Einwanderung zum Zwecke der Er‑
werbstätigkeit erleichtert werden. Danach 
kann die deutsche Auslandsvertretung in 
den Staaten des Westbalkans, die als siche‑
re Herkunftsstaaten eingestuft wurden, ein 
Einreisevisum für jede Art von Tätigkeit 
erteilen – also nicht nur für Arbeitsver‑
hältnisse, die eine bestimmte Ausbildung 
voraussetzen. Nach der Einreise erhalten 
die Betreffenden dann eine Aufenthaltser‑
laubnis zur Ausübung einer Beschäftigung 
(§ 19c Abs. 1 AufenthG) und eine entspre‑
chende Beschäftigungserlaubnis. 

Voraussetzung ist, dass sie ein konkre‑
tes Arbeitsplatzangebot in Deutschland 
haben,163 für das keine bevorrechtigten Ar‑
beitnehmende (Deutsche oder ausländische 
Staatsangehörige, die ohne Einschränkun‑
gen erwerbstätig sein dürfen) zur Verfügung 
stehen (sogenannte Vorrangprüfung).164

162	 Vgl. Dolk, in: NK-AuslR, AsylG § 61 Rn. 6; Rö‑
der, in: BeckOK MigR, AsylG § 61 Rn. 12 zu 
Asylsuchenden.

163	 § 18 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG.
164	 § 26 Abs. 2 S. 1 BeschV.

Außerdem dürfen sie nicht zu ungünstige‑
ren Arbeitsbedingungen als vergleichba‑
re deutsche Arbeitnehmende beschäftigt 
werden (sogenannte Beschäftigungsbedin‑
gungsprüfung, vgl. I. 1.1.2 (1)).165 Leiharbeit 
ist nicht möglich.166 Bei Arbeitnehmenden, 
die bei Beschäftigungsbeginn über 44 Jah‑
re alt sind, muss im Regelfall167 das Gehalt 
mindestens 55 % der jährlichen Beitragsbe‑
messungsgrenze in der allgemeinen Ren‑
tenversicherung betragen.168 Die Aufent‑
haltserlaubnis wird nicht erteilt, wenn die 
Betreffenden in den letzten zwei Jahren vor 
der Antragstellung in Deutschland Leistun‑
gen nach dem AsylbLG bezogen haben.169 
Diese zunächst bis Ende 2020 befristete 
Regelung, die dann bis zum 31. Dezem‑
ber 2023 verlängert wurde,170 gilt jetzt un-
befristet171 und ist nunmehr dahingehend 
eingeschränkt, dass pro Kalenderjahr bis 
zu 50.000 Visa erteilt werden dürfen, zuvor 
waren es 25.000.172

165	 § 39 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG.
166	 § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, zu den anderen Ver‑

sagungsgründen vgl. § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
AufenthG.

167	 Zu den Ausnahmen siehe § 1 Abs. 2 S. 4 BeschV.
168	 § 1 Abs. 2 S. 1 BeschV, zu weiteren Einzelheiten 

siehe auch Caritasverband für die Diözese Osna‑
brück e. V., ZBS AuF (Zentrale Beratungsstelle. 
Arbeitsmarktintegration und Fachkräftesiche‑
rung III), Arbeitshilfe 6: »Arbeitskräfteeinwande‑
rung«, aktualisierte Fassung vom 5. Februar 2025, 
abrufbar bei zbs-auf.info unter »Publikationen«. 

169	 § 26 Abs. 2 S. 4 BeschV. 
170	 Zweite Verordnung zur Änderung der Beschäfti‑

gungsverordnung und der Aufenthaltsverordnung 
vom 18. Dezember 2020, BGBl. I, Nr. 64, S. 3046. 

171	 Verordnung zur Weiterentwicklung der Fach‑
kräfteeinwanderung vom 30. August 2023, 
BGBl. I 2023 Nr. 233, Art. 1 Nr. 3 und Art. 9.

172	 § 26 Abs. 2 S. 3 BeschV; Verordnung zur Weiter‑
entwicklung der Fachkräfteeinwanderung vom 
30. August 2023, BGBl. I 2023 Nr. 233, Art. 1 Nr. 3.

https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.mi.niedersachsen.de/download/155926/2020-06-08_Rd-Erl._MI_BMI_Hinweise_zum_Fachkraefteeinwanderungsgesetz_zum_Duldungsgesetz_und_zur_Corona-Pandemie.pdf
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Die Voraussetzungen für die Erteilung 
eines Arbeitsverbots liegen schließlich 
nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 AufenthG 
auch vor, wenn die betreffende Person 
eingereist ist, um Leistungen nach dem 
AsylbLG zu erhalten, wobei die Einreise 
jedoch vorrangig wegen des Bezugs von 
Sozialleistungen erfolgt sein muss (Leis‑
tungsbezug als prägendes Motiv).173 Die‑
ser Versagungsgrund spielt aber in der 
Praxis, soweit ersichtlich, keine Rolle, da 
dies von der Ausländerbehörde nachge‑
wiesen werden müsste.174

3.1.2 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
bis vier Jahren

Besteht kein temporäres oder unbefriste‑
tes Arbeitsverbot, können Personen mit 
einer Duldung unter bestimmten Voraus‑
setzungen eine Beschäftigungserlaubnis 
für eine konkrete Beschäftigung erhal‑
ten. Sie haben damit einen sogenannten 
eingeschränkten Arbeitsmarktzugang. 
In ihrer Duldung soll die Nebenbestim‑
mung »Beschäftigung nur mit Geneh-
migung der Ausländerbehörde erlaubt« 
vermerkt werden.175 Wie Asylsuchende 
müssen Personen mit Duldung für ein 
konkretes Arbeitsangebot eine Beschäf‑
tigungserlaubnis beantragen; das Verfah‑
ren, die Erteilungsvoraussetzungen und 
die Ausnahmen vom Zustimmungserfor‑
dernis sind identisch (vgl. I 1.1.2). Wie 
bei Asylsuchenden erteilt die Ausländer‑
behörde für die in § 32 Abs. 2 BeschV 

173	 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
9.11.2005 – 17 B 1485/05 – asyl.net: M7604.

174	 Siefert, in: Siefert, AsylbLG § 1a Rn. 30.
175	 Vgl. AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 

4.3.1.1. 

genannten Beschäftigungsarten (wie 
etwa bestimmte Berufsausbildungen oder 
Praktika) eine Beschäftigungserlaubnis 
ohne Zustimmung der BA. 

Bis zum Inkrafttreten des sogenannten 
Rückführungsverbesserungsgesetzes176 
am 27. Februar 2024 wurde eine Beschäf‑
tigungserlaubnis bei Personen mit einer 
Duldung ausschließlich nach Ermessen 
erteilt. Nach der Neuregelung ist – unab‑
hängig vom Aufenthalt in einer Erstauf‑
nahmeeinrichtung – das Ermessen redu-
ziert, d. h. eine Beschäftigungserlaubnis 
soll erteilt werden können (§ 61 Abs. 1 
HS. 2 AsylG; § 60 Abs. 5b AufenthG). 
Damit kann die Erteilung nur bei aty-
pischen Sachverhalten versagt werden. 
Die Gesetzgebungsmaterialien177 enthal‑
ten jedoch keine Hinweise darauf, wann 
ein atypischer Fall vorliegen soll,. Dieser 
sogenannte Regelerteilungsanspruch 
besteht allerdings nicht, wenn zum Zeit‑
punkt der Beantragung der Beschäfti‑
gungserlaubnis konkrete Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung bevorste-
hen, die »in einem hinreichenden sachli‑
chen und zeitlichen Zusammenhang zur 
Aufenthaltsbeendigung stehen«. Hierzu 
werden verschiedene Fallgruppen ge‑
nannt, die den Versagungsgründen bei 
der Ausbildungsaufenthaltserlaubnis und 
Ausbildungsduldung entsprechen (§§ 16g 
Abs. 2 Nr. 5; 60c Abs. 2 Nr. 5 AufenthG):

	• eine ärztliche Untersuchung zur Fest‑
stellung der Reisefähigkeit wurde ver‑
anlasst, 

176	 BGBl. I, Nr. 54 vom 26.2.2024.
177	 Vgl. BT-Drucksache 20/10090 vom 17.1.2024, 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus‑
ses für Inneres und Heimat. 
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	• die betroffene Person hat einen Antrag 
zur Förderung einer freiwilligen Aus‑
reise mit staatlichen Mitteln gestellt, 

	• die Buchung von Transportmitteln für 
die Abschiebung wurde eingeleitet, 

	• vergleichbar konkrete Vorbereitungs‑
maßnahmen zur Abschiebung wurden 
eingeleitet, wenn ihre Erfolglosigkeit 
nicht von vornherein absehbar ist oder 

	• ein Dublin-Verfahren (also ein Zustän‑
digkeitsbestimmungsverfahren nach 
Art. 20 Abs. 1 der Dublin III-VO178) 
wurde eingeleitet. 

Nach der Gesetzesbegründung179 soll die‑
se Ausnahme von der Regelerteilung dazu 
dienen, »den bereits angelaufenen Vollzug 
der Ausreisepflicht nicht zu verhindern«. 

Selbst wenn eine der genannten Vor‑
aussetzungen vorliegt, ist die Erteilung 
der Beschäftigungserlaubnis aber nicht 
automatisch ausgeschlossen. Vielmehr 
trifft die Ausländerbehörde hierüber 
eine Ermessensentscheidung.180 Liegt 
bei einer »Soll«-Regelung ein atypischer 
Ausnahmefall vor, wird auf der Rechts‑
folgenseite stets nach Ermessen entschie‑
den.181 Das ergibt sich auch aus der Nor‑

178	 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäi‑
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestell‑
ten Antrags auf internationalen Schutz zuständig 
ist (Neufassung).

179	 BT-Drucksache 20/10090 vom 17.1.2024, S. 17.
180	 VG Augsburg, Urteil vom 27.3.2024 – 6 K 24.122 

–, Rn. 25; Röder, in: BeckOK MigR, 19. Ed. 
1.5.2025, AufenthG § 60a Rn. 117a; Kluth/Brei‑
denbach, in: BeckOK AuslR, AufenthG § 60a 
Rn. 49.

181	 BVerwG, Urteil vom 17.12.2015 – 1 C 31.14 – 
Asylmagazin 6/2016, S. 183 ff., asyl.net: M23517, 
Rn. 21; BVerwG, Urteil vom 18.12.2019 – 1 C 

mierung dieser Regelung in § 60a Abs. 5b 
AufenthG, da damit das Bevorstehen 
konkreter Maßnahmen zur Aufenthalts‑
beendigung gerade nicht als weiteres 
Erwerbstätigkeitsverbot in § 60a Abs. 6 
S. 1 AufenthG verortet wurde. 

Bei der Ermessensentscheidung kann 
das Bevorstehen konkreter Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung lediglich ein 
Gesichtspunkt sein, wobei zu berück‑
sichtigen ist, dass keine empirischen Be‑
lege dafür vorliegen, dass die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit den Vollzug der 
Ausreisepflicht verhindert. Auch rechtlich 
führt dies nicht zu einer unmittelbaren 
Aufenthaltsverfestigung: Eine Beschäfti‑
gungsduldung wird erst nach einer Vor‑
duldungszeit von einem Jahr erteilt, um 
eine Durchsetzung der Ausreisepflicht in 
diesem Zeitraum zu ermöglichen,182 und 
die Erteilung einer Ausbildungsaufent‑
haltserlaubnis oder -duldung ist ohnehin 
ausgeschlossen, wenn aufenthaltsbeen‑
dende Maßnahmen unmittelbar bevor‑
stehen (§§ 16g Abs. 2 Nr. 5; 60c Abs. 2 
Nr. 5 AufenthG). 

Stehen aufenthaltsbeendende Maß‑
nahmen konkret bevor und ist eine Er‑
messensentscheidung zu treffen, stellt 
sich auch hier die Frage, welche Gesichts‑
punkte zur Versagung der Beschäfti‑
gungserlaubnis im Rahmen der Ermes-
sensentscheidung herangezogen werden 
dürfen:

34/18 – Asylmagazin 4/2020, S. 131 ff., asyl.net: 
M28100, Rn. 56.

182	 So die Gesetzesbegründung BT-Drucksache 
19/8286 vom 13.3.2019, S. 17.
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(1) »Migrationspolitische Erwägungen«

Dabei geht es darum, ob die Intention, 
eine »Verfestigung des Aufenthalts zu 
verhindern« bzw. die »Erfüllung der Aus‑
reisepflicht nicht durch eine Arbeitsauf‑
nahme zu erschweren« zulässige Gründe 
darstellen.

Bei Personen mit Duldung gilt dieser 
Aspekt als berücksichtigungsfähig,183 ins‑
besondere in den Fällen, in denen eine 
freiwillige Ausreise möglich und zumut‑
bar erscheint oder eine Abschiebung in 
absehbarer Zeit möglich ist. Wenn eine 
Erwerbstätigkeit aber nicht der Grund 
einer Aufenthaltsverfestigung sein kann, 
weil eine freiwillige Ausreise in absehba‑
rer Zeit nicht möglich und zumutbar ist, 
dürfte dieser Gesichtspunkt nicht berück‑
sichtigt werden können.

(2) Fehlende Mitwirkung 
bzw. falsche Angaben

Als ein weiterer Aspekt bei der Ermes‑
sensentscheidung wird von Ausländerbe‑
hörden möglicherweise auch die Annah‑
me berücksichtigt, dass bei der Passbe‑
schaffung nicht ausreichend mitgewirkt 
wird oder falsche Angaben zur Identität 
oder Staatsangehörigkeit gemacht wer‑
den. Die Heranziehung dieses Arguments 
für die Ermessensprüfung ist allerdings 
fragwürdig, weil die mögliche fehlende 
Mitwirkung bereits an anderer Stelle ge‑
prüft wird, nämlich wenn es um das Ar‑

183	 VG Augsburg, Urteil vom 27.3.2024, a. a. O. 
(Fn. 180), Rn. 25; VGH Baden-Württemberg, 
Beschluss vom 8.1.2021 – 12 S 3651/20 – asyl.net: 
M29245, m. w. N.; zu der Situation bei Asylsu‑
chenden s. I. 1.1.2 (3) (a).

beitsverbot nach §§ 60b Abs. 5 S. 2; 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG geht. Dabei 
geht es um Fälle, in denen kein Arbeits‑
verbot nach diesen Vorschriften ausge‑
sprochen wurde, zum Beispiel weil die 
fehlende Mitwirkung nicht der einzige 
Grund für das Unterbleiben der Abschie‑
bung ist (vgl. I 4.1). In diesen Fällen wird 
dann allerdings derselbe Aspekt bei der 
Prüfung der Beschäftigungserlaubnis im 
Rahmen der Ermessensentscheidung für 
die Beschäftigungserlaubnis erneut her‑
vorgeholt und zulasten der Betroffenen 
gewertet. Dies wird jedoch von der Recht‑
sprechung auch überwiegend gebilligt.184 
Gegen eine Berücksichtigung dieser Um‑
stände ist aber einzuwenden, dass die An‑
wendung der §§ 60b, 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG durchaus engen Anforderun‑
gen unterliegt (s. I 4.1). Diese Anforde‑
rungen werden ausgehebelt, wenn später 
im Rahmen der Ermessensentscheidung 
aus dem gleichen Grund, aber unter 
Missachtung der Anforderungen der 

184	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 29.4.2015 – 
11 LA 274/14 – Asylmagazin 7–8/2015, S. 273 ff., 
asyl.net: M22946; OVG Nordrhein-Westfalen, 
Beschluss vom 18.1.2006, a. a. O. (Fn. 147); VG 
Karlsruhe, Beschluss vom 14.4.2005 – 10 K 
493/05 – asyl.net: M7029; Jochen Zühlcke: Die 
Zulassung von geduldeten Ausländern zur Aus‑
übung einer Beschäftigung nach dem neuen Zu‑
wanderungsrecht, ZAR 10/2005, S. 317 ff. (320); 
vgl. auch VGH Baden-Württemberg, Beschluss 
vom 10.5.2005 – 11 S 1011/05 – asyl.net: M7437, 
wonach eine unterbliebene Mitwirkungshand‑
lung im Rahmen des § 10 BeschVerfV (jetzt nach 
§ 4a Abs. 4 AufenthG) jedoch dann nicht be‑
rücksichtigt werden kann, wenn der Betreffende 
sie mangels Zumutbarkeit pflichtgemäßen Han‑
delns nicht zu vertreten hat, da sonst Zumutbar‑
keitserwägungen unterlaufen würden. Nach VG 
Stuttgart, Urteil vom 19.10.2010 – 6 K 1479/10 
– asyl.net: M17822, kann die Nichterfüllung der 
Passpflicht in die Ermessensentscheidung einbe‑
zogen werden.
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§§ 60b, 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG, 
die Arbeitsaufnahme gleichsam »durch 
die Hintertür« untersagt wird.185 Wenn 
also die Ausschlussgründe der §§ 60b, 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG nicht greifen, 
sollten sie auch nicht im Rahmen der Er‑
messensentscheidung nach § 60a Abs. 5b 
AufenthG herangezogen werden können.

(3) Ungeklärte Identität

Auch gegen die Heranziehung der nicht 
geklärten Identität als Aspekt bei der Er‑
messensentscheidung spricht, dass die 
Gesetzgebung in § 60b AufenthG jetzt 
detailliert geregelt hat, unter welchen 
Voraussetzungen die mit einem Arbeits‑
verbot verbundene Duldung für Perso‑
nen mit ungeklärter Identität erteilt wird. 
Auch hier würde die Berücksichtigung 
dieses Gesichtspunkts also im Ergebnis 
eine Umgehung der Regelungen des § 60b 
AufenthG bedeuten.

(4) Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland

Die Anwendung dieses Aspekts dürfte 
sich auf wenige Ausnahmefälle beschrän‑
ken. In einem solchen Fall hat der VGH 
Baden-Württemberg entschieden,186 dass 
einer wegen Kriegsverbrechen verurteil‑
ten Person die Beschäftigungserlaubnis 
versagt werden kann. Das Interesse der 
Bundesrepublik wurde hier darin gese‑

185	 Klaus Peter Stiegeler, »Duldung und Erwerbstä‑
tigkeit – Arbeitsverbot auf Umwegen?«, Asylma‑
gazin 6/2005, S. 5 ff. (7).

186	 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
8.1.2021, a. a. O. (Fn. 183), m. w. N.

hen, dass außenpolitisch nicht das Signal 
gesendet werden sollte, solchen Perso‑
nen eine Integrationsoption – und damit 
letztlich auch einen Rückzugsort – zu 
bieten. Diese Erwägung wurde vom VGH 
ausdrücklich als zulässiger Ermessensge‑
sichtspunkt akzeptiert. 

(5) Arbeitsmarktpolitische 
Gesichtspunkte

Da diese im Rahmen des Zustimmungs‑
verfahrens geprüft werden, dürfen sie 
im Rahmen der Ermessensentscheidung 
nicht berücksichtigt werden (vgl. 1.1.2 (3)
(e)).

(6) Erwägungen zugunsten von 
Personen mit Duldung

Gesichtspunkte, die im Rahmen der Er‑
messensentscheidung für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis sprechen, 
sind der Unterhalt der Familie und die 
Möglichkeit der Erteilung einer Auf‑
enthaltserlaubnis nach §§ 25a und 25b 
AufenthG,187 die eine Aufenthaltsge‑
währung für »gut integrierte« Personen 
mit einer Duldung vorsehen. Aber auch 
andere Aspekte, die bei Asylsuchenden 
für eine Erteilung der Beschäftigungs‑
erlaubnis sprechen (vgl. I 1.1.2(3)(f)), 
müssten hier herangezogen werden kön‑
nen, wie die Gefahr, durch unterbliebene 
Erwerbstätigkeit erworbene Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu verlieren. Auch die 

187	 Hailbronner, Kommentar Ausländerrecht, Ord‑
ner 4 Asylrecht, Arbeits-/Sozialrecht, EU-Recht, 
EU-Recht: C 1.1, Rn. 239.
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Deckung von Arbeitskräftebedarfen und 
das Interesse der öffentlichen Sozialkas-
sen an der Einsparung von Ausgaben für 
Sozialleistungen sollten berücksichtigt 
werden.

Die neue Rechtslage führt dazu, dass 
die Ausländerbehörde neben den Be‑
schäftigungsverboten jetzt zusätzlich 
prüfen muss, ob konkrete Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, 
was gegebenenfalls die Beteiligung der 
zuständigen Landesbehörde erforderlich 
macht, soweit diese für die Organisation 
von Abschiebungen zuständig ist.188 Wird 
dies angenommen, muss eine Ermessens‑
entscheidung über die Erteilung getroffen 
werden. Erfolgt dies nicht, ist die Versa‑
gung der Beschäftigungserlaubnis bereits 
wegen des Ermessensnichtgebrauchs 
rechtswidrig (§ 40 VwVfG; § 114 S. 1 
VwGO)189 mit der Folge, dass das Verwal‑
tungsgericht den Bescheid aufheben und 
die Ausländerbehörde verpflichten wür‑
de, unter Ausübung des Ermessens erneut 
zu entscheiden (§ 113 Abs. 5 S. 2 VwGO). 
Stehen keine konkreten Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung bevor, muss das 
Vorliegen eines atypischen Sachverhalts 
geprüft werden. 

Jedenfalls für das Bundesland Nieder‑
sachsen stellt die neue Rechtslage schon 
deswegen keine Verbesserung dar, weil 
das dortige Innenministerium bereits 
2020 die Ausländerbehörden darauf hin‑

188	 Vgl. für Sachsen: Anwendungshinweise (AH) 
des SMI zur Ausbildungsduldung nach § 60c 
AufenthG, S. 14; für Mecklenburg-Vorpommern: 
§ 3 Abs. 2 S. 2 Zuwanderungszuständigkeitslan‑
desverordnung – ZuwZLVO M-V.

189	 Nach § 114 S. 2 VwGO kann die Verwaltungsbe‑
hörde ihre Ermessenserwägungen hinsichtlich 
des Verwaltungsaktes allerdings auch noch im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren ergänzen.

gewiesen hatte, dass das eröffnete Ermes‑
sen in der Regel zugunsten eines Beschäf‑
tigungszugangs auszuüben ist.190

3.1.3 Beschäftigung bei 
Voraufenthalt ab vier Jahren

Bereits seit dem Inkrafttreten der Be‑
schäftigungsverordnung am 1. Juli 2013 
muss die BA bei Personen mit einer Dul‑
dung, die sich seit vier Jahren gestattet, 
erlaubt oder geduldet im Inland aufhal‑
ten, der Erteilung einer Beschäftigungs‑
erlaubnis für jede Art von Tätigkeit nicht 
mehr zustimmen (§ 32 Abs. 2 Nr. 5 
BeschV).

In der Praxis wird die Duldung teil‑
weise mit der Nebenbestimmung »Be‑
schäftigung allgemein erlaubt« o. Ä. ver‑
sehen. In diesen Fällen liegt dann eine 
Beschäftigungserlaubnis für jede Art von 
Beschäftigung vor. Ist diese Nebenbestim‑
mung nicht eingetragen, muss weiterhin 
für jedes konkrete Beschäftigungsangebot 
eine Beschäftigungserlaubnis beantragt 
werden. Stehen konkrete Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevor, 
soll die Ausländerbehörde die Beschäfti‑
gungserlaubnis erteilen (vgl. I 3.1.2) 

3.2 Selbstständige Erwerbstätigkeit

Seit Inkrafttreten des Fachkräfteeinwan‑
derungsgesetzes am 1. März 2020 stellt 
sich die Frage, ob Personen mit einer Dul‑
dung die Ausübung einer selbstständigen 

190	 Nds. Innenministerium Schreiben vom 12.3.2020, 
s. Niedersächsische Erlasse, Nds. Ministerium für 
Inneres und Sport (niedersachsen.de).

https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/themen/auslanderangelegenheiten/zahlen_daten_fakten/niedersachsische_erlasse/niedersachsische-erlasse-139998.html
https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/themen/auslanderangelegenheiten/zahlen_daten_fakten/niedersachsische_erlasse/niedersachsische-erlasse-139998.html
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Erwerbstätigkeit erlaubt werden kann. Da 
die Rechtslage dieselbe ist wie bei Asylsu‑
chenden, kann auf die Ausführungen zu I 
1.2 verwiesen werden.

3.3 Sonstige Rahmenbedingungen

Eine auch im Kontext der Arbeitsmarkt‑
integration relevante Nebenbestimmung 
zur Duldung ist die Wohnsitzauflage.

Im Jahr 2019 wurde für Menschen mit 
einer Duldung die maximale Wohnpflicht 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung auf 
18 Monate erheblich verlängert, wenn 
sie dort nicht mit ihren minderjährigen 
Kindern zusammenleben (§ 47 Abs. 1 
S. 1 AsylG). Diese zeitliche Begrenzung 
gilt nicht, wenn Geduldete fortgesetzt bei 
der Beseitigung von Ausreisehindernis‑
sen nicht mitwirken. Als Verletzung der 
Mitwirkungspflichten nennt das Gesetz 
insbesondere: 

	• Täuschung über die Identität oder 
Staatsangehörigkeit sowie fortgesetzte 
falsche Angaben hierzu (§ 47 Abs. 1 
S. 3 Nr. 3 AsylG).

	• Nicht-Erfüllung zumutbarer Anforde‑
rungen an die Identifizierung, an die 
Vorlage eines Reisedokuments oder an 
der Passersatzbeschaffung (§ 47 Abs. 1 
S. 3 Nr. 4 AsylG). 

	• Nicht-Erfüllung weiterer Mitwirkungs‑
pflichten, darunter die Pflicht zur Vor‑
lage relevanter Dokumente sowie das 
Dulden erkennungsdienstlicher Maß‑
nahmen. Verstöße gegen diese weiteren 
Mitwirkungspflichten sind »heilbar«. 
Sie dürfen also nur zulasten der Betrof‑
fenen berücksichtigt werden, wenn die 
Pflichten unentschuldigt verletzt und 

nicht unverzüglich nachgeholt werden 
(§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 und 2 AsylG).191 

Außerdem besteht eine unbefristete 
Wohnpflicht, wenn der Asylantrag als 
»offensichtlich unbegründet« abgelehnt 
wurde, weil Antragstellende aus einem 
sogenannten sicheren Herkunftsland192 
kommen. Gleiches gilt bei der Ablehnung 
des Asylantrags als »unzulässig«, wenn 
dies wegen der Zuständigkeit eines an‑
deren Staates für das Asylverfahren, vor 
allem wegen der Dublin-III-Verordnung, 
erfolgt ist (§ 47 Abs. 1a AsylG).

Leben Minderjährige mit ihren Eltern 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung, endet 
die Wohnpflicht für die Familien immer 
nach maximal sechs Monaten (§ 47 
Abs. 1 S. 1 und Abs. 1a S. 2 AsylG). 

Die Verpflichtung, in einer Erstauf‑
nahmeeinrichtung zu leben, kann in allen 
Fällen unter anderem aus Gründen der 
öffentlichen Gesundheitsvorsorge sowie 
aus anderen zwingenden Gründen, z. B. 
bei Personen, die dort Opfer sexueller 
Gewalt und Belästigung wurden oder 
bei anderen Menschen mit besonderen 
Schutzbedürfnissen,193 beendet werden 
(§ 49 Abs. 2 AsylG). Leben Personen mit 
einer Duldung nicht (mehr) in einer Erst‑

191	 Bei einigen Mitwirkungspflichten führt nur der 
wiederholte Verstoß zur Verpflichtung, zeitlich 
unbefristet in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
wohnen zu müssen, vgl. § 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 
AsylG. 

192	 § 29a AufenthG, Anlage II zum AsylG. 
193	 Vgl. Art. 20 Abs. 4 der Richtlinie 2013/33/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen 
für die Aufnahme von Personen, die internatio‑
nalen Schutz beantragen (Neufassung), wonach 
die Mitgliedstaaten zur Verhinderung geeigne‑
te Maßnahmen treffen, vgl. NK-AuslR/Bender/
Bethke/Dorn, 3. Aufl. 2023, AsylG § 49 Rn. 31 ff.
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aufnahmeeinrichtung, wird eine Wohn‑
sitzauflage angeordnet, wenn sie zur Si‑
cherung des Lebensunterhalts auf Sozial-
leistungen angewiesen sind (§ 61 Abs. 1d 
S. 1 AufenthG). Grundsätzlich gilt der Le‑
bensunterhalt bereits dann als nicht gesi‑
chert, wenn ein Anspruch auf bestimmte 
Sozialleistungen besteht, nicht erst dann, 
wenn sie tatsächlich gewährt werden 
(§ 2 Abs. 2 AufenthG).194 Die Ausländer‑
behörde kann die Wohnsitzauflage von 
Amts wegen oder auf Antrag ändern (§ 61 
Abs. 1d S. 3 AufenthG). Damit könnte ein 
Umzug, der der Arbeitsmarktintegrati‑
on dient, auch dann ermöglicht werden, 
wenn der Lebensunterhalt noch nicht 
vollständig gesichert ist, etwa bei der Auf‑
nahme einer Teilzeitbeschäftigung. 

Müssen Personen mit einer Duldung 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung woh‑
nen bleiben, ist ihr Aufenthalt räumlich 
auf den Bezirk der Ausländerbehörde be-
schränkt (sogenannte Residenzpflicht), 
in dem die Erstaufnahmeeinrichtung liegt 
(§§ 59a Abs. 1 S. 2; 56 Abs. 1 AsylG). Das 
Bundesamt kann ihnen erlauben, die‑
sen Bereich vorübergehend zu verlassen 
(sogenannte Verlassenserlaubnis), wenn 
zwingende Gründe dies erfordern (§ 57 
Abs. 1 AsylG). Zur Wahrnehmung von 
Terminen u. a. bei Bevollmächtigten und 
bei Organisationen der Flüchtlingshil‑
fe soll die Erlaubnis unverzüglich erteilt 
werden (§ 57 Abs. 2 AsylG). 

Damit gibt es keine ausdrückliche 
Regelung für Ausnahmen bei der Auf‑
nahme einer Beschäftigung, wenn der 
Arbeitsplatz außerhalb der Geltung der 
räumlichen Beschränkung liegt. Obwohl 
Personen mit einer Duldung nach § 60a 

194	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 2.3.1.2.

AufenthG in Erstaufnahmeeinrichtungen 
nach sechs Monaten eine Beschäftigungs‑
erlaubnis erteilt werden kann (§ 61 Abs. 1 
S. 2 Asyl), würde die Residenzpflicht also 
eine Beschäftigungsaufnahme in vielen 
Fällen unmöglich machen, wenn hier 
keine Ausnahme von der räumlichen Be‑
schränkung erfolgen könnte. Daher sollte 
der zwingende Grund nach § 57 Abs. 1 
AsylG in Anlehnung an § 61 Abs. 1 S. 2 
AufenthG dahingehend ausgelegt wer‑
den, dass eine Verlassenserlaubnis zur 
Ausübung einer Beschäftigung erteilt 
werden kann (vgl. I 3.1.1).

Eine räumliche Beschränkung darf 
sonst generell nur für die ersten drei Mo‑
nate auferlegt werden; in dieser Zeit ist der 
Aufenthalt auf das Gebiet des Bundeslan‑
des beschränkt (§ 61 Abs. 1 AufenthG). 
Nach drei Monaten des ununterbroche‑
nen gestatteten, erlaubten oder gedulde‑
ten Voraufenthalts haben Personen mit 
einer Duldung im Regelfall das Recht, sich 
überall im Inland aufzuhalten, ohne zu‑
vor eine Erlaubnis beantragen zu müssen 
(§ 61 Abs. 1b AufenthG). Eine räumliche 
Beschränkung auf das Bundesland kann 
dann nur noch in diesen Fällen angeord‑
net werden (§ 61 Abs. 1c S. 1 AufenthG):

	• bei der Verurteilung wegen einer Straftat 
(ausgenommen hiervon sind Straftaten, 
die nur von ausländischen Staatsange‑
hörigen begangen werden können, etwa 
Unterlassen von Angaben zu ihrer Iden‑
tität, (vgl. § 95 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG),

	• beim Vorliegen von Tatsachen, die die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, dass 
ein Verstoß gegen das Betäubungsmit‑
telgesetz vorliegt sowie 

	• beim Bevorstehen konkreter aufent‑
haltsbeendender Maßnahmen.
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Der Aufenthalt soll räumlich auf den Be-
zirk der Ausländerbehörde beschränkt 
werden, wenn die der Abschiebung entge‑
genstehenden Gründe durch vorsätzlich 
falsche Angaben oder durch eigene Täu‑
schung über die Identität oder Staatsan‑
gehörigkeit selbst herbeigeführt wurden 
oder wenn zumutbare Anforderungen an 
die Mitwirkung bei der Beseitigung von 
Ausreisehindernissen nicht erfüllt wer‑
den (§ 61 Abs. 1c S. 2 AufenthG).

Sollte eine räumliche Beschränkung 
bestehen, kann die Ausländerbehörde 
hiervon – auf Antrag der betroffenen Per‑
son – abweichen, wenn dies wegen der 
Aufnahme einer Arbeit, einer betriebli‑
chen Aus- oder Weiterbildung oder eines 
Studiums erforderlich ist (§ 61 Abs. 1 S. 2 
AufenthG). 

Auch die Duldung kann mit der Aufla‑
ge versehen werden, in einer bestimmten 
Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen.195 

Über die Geltungsdauer der Duldung 
entscheidet die Ausländerbehörde nach 
Ermessen. In der Praxis wird die Duldung 
häufig für einen Zeitraum von drei oder 
sechs Monaten erteilt. Machen Arbeitge‑
bende ihr Arbeitsangebot von einer be‑
stimmten Laufzeit der Duldung abhängig, 
könnte daher bei der Ausländerbehörde 
die Einräumung einer entsprechenden 
Geltungsdauer beantragt werden. Gege‑
benenfalls kann auch versucht werden, 
die Arbeitgebenden davon zu überzeu‑
gen, dass eine Abschiebung voraussicht‑
lich auch nach dem Ablauf der Geltungs‑
dauer unmöglich bleibt und die Duldung 
daher aller Voraussicht nach verlängert 
wird. 

195	 Ebd., 61.1.2.

4. Personen mit einer 
Duldung nach § 60b 

AufenthG

Durch das »Zweite Gesetz zur besseren 
Durchsetzung der Ausreisepflicht«196 
wurde im Rahmen des Migrationspa‑
kets die sogenannte Duldung für Perso‑
nen mit ungeklärter Identität nach § 60b 
AufenthG, die auch als »Duldung light« 
bezeichnet wird, geschaffen.197 Die Be‑
troffenen erhalten dann eine Bescheini‑
gung über die Duldung mit dem Zusatz 
»Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität« (§ 60b Abs. 1 S. 2 AufenthG). 

Diese Bezeichnung ist irreführend: 
Eine Duldung nach § 60b AufenthG wird 
nicht in allen Fällen erteilt, in denen die 
Identität ungeklärt ist, sondern »nur« 
dann, wenn im Zusammenhang damit 
eine Abschiebung aus selbst zu vertreten‑
den Gründen nicht möglich ist. Außer‑
dem wird sie auch erteilt, wenn trotz der 
geklärten Identität der ausreisepflichtigen 
Person ein selbst zu vertretendes Ab-
schiebungshindernis vorliegt, was etwa 
bei einem abgelaufenen Reisepass der Fall 
sein könnte.198 Die Regelung sanktioniert 
damit nicht einen fehlenden Erfolg bei 
der Passbeschaffung, sondern das Verhal‑
ten der betroffenen Person.199 

196	 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1294 ff. 
197	 Vgl. hierzu auch Kirsten Eichler: Das Sankti‑

onsregime der »Duldung light«. Die neue »Dul‑
dung für Personen mit ungeklärter Identität« 
nach § 60b AufenthG, Beilage zum Asylmagazin 
8–9/2019, S. 64–72 ff. 

198	 Wittmann, in: BeckOK MigR, AufenthG § 60b 
Rn. 14 ff.

199	 Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG § 60b 
Rn. 13.
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Die genannte besondere Passbeschaf‑
fungspflicht besteht in folgenden Kon‑
stellationen nicht (§ 60b Abs. 2 S. 2 
AufenthG):

	• wenn ein Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 5 AufenthG vorliegt, weil 
eine Abschiebung gegen die Euro‑
päische Menschenrechtskonvention 
verstoßen würde und dennoch kei‑
ne Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde 
(§ 25 Abs. 3 S. 2 und 3 AufenthG)

	• wenn ein Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 7 AufenthG besteht (wegen 
erheblicher konkreter Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit) und keine Aufent‑
haltserlaubnis erteilt wurde (§ 25 Abs. 3 
S. 2 und 3 AufenthG); es sei denn, das 
Abschiebungsverbot beruht allein auf 
gesundheitlichen Gründen; allerdings 
dürfte es auch in diesen Fällen an der 
erforderlichen Alleinursächlichkeit 
etwa der fehlenden Mitwirkung für das 
Unterbleiben der Abschiebung fehlen 
(siehe I 4.1.2)202 

	• ab Stellung eines Asylgesuchs bzw. ei‑
nes Asylantrags bis zur rechtskräfti-
gen Ablehnung des Asylantrages. Das 
betrifft Personen, deren Asylantrag 
vom BAMF als offensichtlich unbe‑
gründet oder als unzulässig abgelehnt 
wurde, deren Eilantrag erfolglos blieb 
oder nicht gestellt wurde und bei de‑
nen das Verwaltungsgericht noch nicht 
im Hauptsacheverfahren über die von 
ihnen eingereichte Asylklage entschie‑
den hat.203 

202	 Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG § 60b 
Rn. 20.

203	 Eichler/Mantel/Weiser in: Huber/Mantel, Kom‑
mentar AufenthG/AsylG, AufenthG § 60b 
Rn. 13.

Mit dieser Duldung sind ein vollstän‑
diger Ausschluss vom Arbeitsmarkt und 
weitere erhebliche Nachteile verbunden 
(§ 60b Abs. 5 AufenthG). In der Praxis hat 
die Einführung der Duldung nach § 60b 
AufenthG vielfach dazu geführt, dass be‑
stehende Arbeits- und Ausbildungsver‑
hältnisse beendet werden mussten und 
die Geduldeten wieder auf Leistungen 
nach dem AsylbLG angewiesen sind. Die 
im Koalitionsvertrag 2021 vorgesehene 
Abschaffung dieser Regelung200 wurde 
nicht umgesetzt.

4.1 Erteilungsvoraussetzungen 

Eine Duldung für Personen mit unge‑
klärter Identität nach § 60b AufenthG 
wird erteilt, wenn eine Person vollziehbar 
ausreisepflichtig ist, etwa nach der end‑
gültigen Ablehnung des Asylantrags, und 
sie aus selbst zu vertretenden Gründen 
nicht abgeschoben werden kann. Das 
Gesetz definiert diese Gründe wie folgt: 

	• eigene Täuschung über die Identität 
oder Staatsangehörigkeit oder 

	• eigene falsche Angaben oder 
	• keine Vornahme zumutbarer Hand‑

lungen zur Erfüllung der besonderen 
Passbeschaffungspflicht.

Damit ist es unerheblich, ob eine freiwilli‑
ge Ausreise möglich ist.201 

200	 Koalitionsvertrag 2021–2025, a. a. O. (Fn. 8), 
S. 138.

201	 Vgl. den unterschiedlichen Wortlaut gegenüber 
§ 25 Abs. 5 S. 3 AufenthG (»unverschuldet an 
der Ausreise gehindert«), siehe auch OVG Nie‑
dersachsen, Beschluss vom 8.11.2005, a. a. O. 
(Fn. 148); VG Braunschweig, Beschluss vom 
6.4.2005, a. a. O. (Fn. 148).
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Die Gesetzgebung hat in § 60b Abs. 3 
AufenthG umfassend festgelegt, welche 
Mitwirkungshandlungen »regelmäßig 
zumutbar« sein sollen:

	• Angabe aller Tatsachen zur Feststellung 
der Person der Passbeantragenden 

	• Erbringung der entsprechenden Nach‑
weise

	• Abnahme von Fingerabdrücken, Auf‑
nahme von Fotos, Durchführung von 
Messungen (erkennungsdienstliche 
Maßnahmen)

	• Persönliche Vorsprache bei den Behör‑
den des Herkunftsstaates

	• Teilnahme an Anhörungen
	• Abgabe von Erklärungen sowie Vor‑

nahme von Handlungen, die der 
Rechts- und Verwaltungspraxis des 
Herkunftsstaates entsprechen, soweit 
dies nicht unzumutbar ist

	• Abgabe der Erklärung, freiwillig aus‑
zureisen

	• Abgabe der Erklärung, die Wehrpflicht 
zu erfüllen, sofern das nicht unzu‑
mutbar ist, und anderen zumutbaren 
staatsbürgerlichen Pflichten nachzu‑
kommen

	• Zahlung der allgemein festgelegten 
Gebühren, sofern es nicht unzumutbar 
ist.

Die in § 60b Abs. 3 S. 1 AufenthG ge‑
nannten Mitwirkungshandlungen sind 
nicht abschließend geregelt, es können 
also noch weitere Aktivitäten infrage 
kommen.204 Wenn wegen einer Ände‑
rung der Sach- und Rechtslage mit der 

204	 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020 – 7 L 
1317/19 – Asylmagazin 4/2020, S. 134 ff., asyl.net: 
M28140, Rn. 37–39 zu § 60b AufenthG. 

Ausstellung des Passes oder Passersatzes 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
gerechnet werden kann und die Auslän‑
derbehörde die Betroffenen zur erneuten 
Vornahme der Handlungen auffordert, 
sind sie verpflichtet, dem nachzukom‑
men (§ 60b Abs. 3 S. 1 Nr. 6 AufenthG). 
Nicht erbrachte Mitwirkungshandlungen 
können jederzeit nachgeholt werden; 
dann muss eine Duldung ohne den Zu‑
satz »für Personen mit ungeklärter Iden‑
tität« ausgestellt werden (§ 60b Abs. 4 
AufenthG).

Die Regelung führt zu verschiedenen 
Fragen vor allem in Bezug auf die Mög‑
lichkeit und Zumutbarkeit der einzelnen 
Mitwirkungshandlungen, das Erforder‑
nis der Kausalität, also der (Allein-)Ur‑
sächlichkeit der selbst zu vertretenden 
Gründe – wie falsche Angaben und feh‑
lende Mitwirkung – für das Unterblei‑
ben der Abschiebung, die Hinweispflicht 
der Ausländerbehörden und die Darle‑
gungs- und Beweispflicht. Diese Fragen 
haben sich schon vor dem Inkrafttreten 
des § 60b AufenthG in verschiedenen 
Zusammenhängen gestellt, vor allem bei 
der Auslegung des vergleichbar formu‑
lierten Arbeitsverbots in § 60a Abs. 6 S. 1 
Nr. 2 AufenthG, aber auch bei der Ertei‑
lung der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 5 AufenthG (unverschuldetes Aus‑
reisehindernis), beim Reiseausweis für 
ausländische Personen nach § 5 Abs. 2 
AufenthV, bei Leistungskürzung nach 
§ 1a Abs. 3 AsylbLG sowie bei der räum‑
lichen Beschränkung nach § 61 Abs. 1c 
S. 2 AufenthG. Daher kann auch auf die 
umfangreiche Rechtsprechung zu diesen 
Regelungen zurückgegriffen werden. 

Das Bundesinnenministerium hat am 
14. April 2020 Anwendungshinweise zu 

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__61.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__61.html
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§ 60b AufenthG herausgegeben.205 So‑
weit die Bundesländer Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheit ausführen, wie das 
beim Aufenthaltsgesetz der Fall ist, kann 
die Bundesregierung allgemeine Verwal‑
tungsvorschriften nur mit Zustimmung 
des Bundesrats erlassen (Art. 83 und 84 
Abs. 2 GG). Da die Anwendungshinwei‑
se des BMI ohne Zustimmung des Bun‑
desrats ergangen sind, werden sie nur 
verbindlich, soweit einzelne Länder sie 
übernehmen und für verbindlich erklä‑
ren.206 

Soweit ersichtlich, haben dies Nord‑
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schles
wig-Holstein und Thüringen jeweils mit 
spezifischen Ergänzungen getan.207 Da‑
von unabhängig hat Sachsen den Erlass 
»Zur Mitwirkungspflicht des Ausländers 
sowie zur Hinweis- und Anstoßpflicht 
der Ausländerbehörde« vom 15. Dezem‑
ber 2020208 veröffentlicht. Im Folgenden 
wird vor allem die Rechtsprechung zu den 

205	 Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei‑
mat, Anwendungshinweise zu § 60b des Aufent‑
haltsgesetzes vom 14. April 2020, Download des 
Textes als pdf unter https://bit.ly/3k5PI2a.

206	 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MKFFI NRW), »Anwendungshinweise zu § 60b 
des Aufenthaltsgesetzes« vom 4. August 2020, 
Dokument abrufbar unter https://bit. ly/2Vi92yD. 

207	 MKFFI NRW, Anlage zum Erlass vom 4. Au‑
gust 2020, Dokument als pdf abrufbar unter 
https://bit.ly/3k3zXJ5; eine Übersicht über 
Erlasse zu verschiedenen Themen bietet das 
WIR-Projekt »BLEIBdran+. Berufliche Pers‑
pektiven für Geflüchtete in Thüringen«, in der 
Tabelle »Erlasslage Ausländerrecht«, abrufbar 
unter asyl.net »Recht/Erlasse/Behördliche 
Mitteilungen«.

208	 Freistaat Sachsen, Staatsministerium des Inne‑
ren, Erlass vom 15. Dezember 2020, Dokument 
als pdf abrufbar unter: https://bit.ly/3AYRZ5g. 

bei der Auslegung des § 60b AufenthG 
zentralen Aspekten näher dargestellt.209 

4.1.1 Möglichkeit und Zumutbarkeit der 
einzelnen Mitwirkungshandlungen

Ist die geforderte Mitwirkungshandlung 
objektiv unmöglich oder verspricht sie 
von vornherein keinen Erfolg, so kann 
ihre Durchführung nicht verlangt werden 
und eine Verweigerung ihrer Erfüllung 
darf keine rechtlichen Folgen haben.210

Es ist nur in Ausnahmefällen unzu-
mutbar, sich zunächst um die Ausstellung 
eines Nationalpasses zu bemühen, wobei 
die einen Ausnahmefall begründenden 
Umstände dargelegt und nachgewiesen 
werden müssen. Eine Unzumutbarkeit 
liegt etwa vor, wenn 

	• die Betroffenen durch Nachfragen in 
ihrem Herkunftsland Familienangehö‑
rige in akute Lebensgefahr bringen,211

	• sie beispielsweise gesundheitlich nicht 
in der Lage sind, erforderliche Hand‑
lungen durchzuführen212 oder

209	 Entscheidungen auch zu einzelnen Herkunfts‑
ländern sind der Übersicht »Entscheidungen zu 
Mitwirkungspflichten« des WIR-Projekts Netz‑
werk Integration, NetwinPlus zu entnehmen, 
abrufbar bei esf-netwin.de unter »Rechtliche 
Informationen/2. Mitwirkungspflichten bei der 
Passbeschaffung«.

210	 VGH Bayern, Beschluss vom 28.4.2011 – 19 ZB 
11.875 – zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG; vgl. 
auch OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
5.8.2014 – OVG 7 M 19.14 –, wonach von vornhe‑
rein erkennbar aussichtslose Handlungen unzu‑
mutbar sind; so auch VG Minden, Beschluss vom 
13.1.2020, a. a. O. (Fn. 204), zu § 60b AufenthG.

211	 VG Hannover, Urteil vom 20.5.2020 – 12 A 
2452/19 – asyl.net: M28507, S. 7 f.

212	 OVG Niedersachsen, Urteil vom 25.3.2014 – 2 LB 
337/12 – asyl.net: M21971 – zu § 5 Abs. 2 Nr. 2 

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/b1313a0963c7c363c125856e003d618a/$FILE/BMI-Anwendungshinweise-_60b_AufenthG_20200414.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/F-MKFFI-NRW-Erlass-§-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/F-MKFFI-NRW-Erlass-§-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/B-Anwendungshinweise-MKFFI-NRW-zu-§-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/B-Anwendungshinweise-MKFFI-NRW-zu-§-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2021/01/C-Mitwirkung-Sachsen.pdf
https://www.esf-netwin.de/wp-content/uploads/2021/06/Entscheidungen-zu-Mitwirkungspflichten_Stand_28.06.2021.pdf
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/685904.html
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	• mit der Passbeschaffung so erhebli‑
che Kosten verbunden wären, dass sie 
von ihnen nicht aufgebracht werden 
können.213 Dabei ist auch zu berück‑
sichtigen, ob die Kosten von der Leis-
tungsbehörde nach § 6 Abs. 1 S. 1 
AsylbLG bzw. nach § 2 AsylbLG i. V. m. 
SGB  XII übernommen werden kön‑
nen.214 Die Kostenübernahme kommt 
auch bei gekürzten Leistungen nach 
§ 1a AsylbLG in Betracht.215  

Entscheidend für die Zumutbarkeit der 
Passbeschaffungshandlungen sind nach 
§ 60b Abs. 2 S. 1 AufenthG alle Umstände 
des Einzelfalls.216

Lange umstritten war die Frage, ob 
es zumutbar ist, gegenüber den Behör‑
den des Herkunftslandes eine Erklärung 
abzugeben, dass die Ausreise freiwillig 
erfolgt – unabhängig davon, ob dies der 
Wahrheit entspricht oder nicht. Einige 
Staaten, darunter vor allem der Iran, stel‑
len Pässe oder Passersatzpapiere nur aus, 
wenn eine solche Freiwilligkeitserklä-
rung abgegeben wird. Die Gesetzgebung 
hat jetzt in § 60b Abs. 3 Nr. 3 AufenthG 
normiert, dass es regelmäßig zumutbar 
ist, eine derartige Erklärung gegenüber 
den Behörden des Herkunftsstaates abzu‑

AufenthV im Kontext Reiseausweises für Auslän‑
der.

213	 Eichler: Das Sanktionsregime der »Duldung 
light«, a. a. O (Fn. 197), S. 67; Dollinger, in: Berg‑
mann/Dienelt, AufenthG § 60b Rn. 17.

214	 BT-Drucksache 19/10047 vom 10.5.2019, S. 39.
215	 SG Dresden, Beschluss vom 25.11.2020 – S 3 AY 

79/20 ER. 
216	 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020, a. a. O. 

(Fn. 204), Rn. 37–39 zu § 60b AufenthG; so 
auch OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
5.8.2014, a. a. O. (Fn. 210), Rn. 5 zu § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG. 

geben.217 Demgegenüber wird vor allem in 
der sozialgerichtlichen Rechtsprechung218 
die Auffassung vertreten, dass die Forde‑
rung einer Freiwilligkeitserklärung nicht 
mit dem deutschen Recht im Einklang 
steht, weil sie von dem Antragstellenden, 
die nicht ausreisen wollen, ein Verhalten 
verlangt, dass seine Intimsphäre als un‑
antastbaren Kernbereich des Persönlich‑
keitsrechts des Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 
Abs. 1 GG berührt. Hingewiesen wurde 
auch darauf, dass in Anbetracht des Ge‑
bots der Achtung der Menschenwürde 
(Art. 1 Abs. 1 GG) eine Lüge niemandem 
abverlangt werden kann.219 Vor dem Hin‑
tergrund, dass somit erhebliche Zweifel 
an der Verfassungsmäßigkeit der Rege‑
lung des § 60b Abs. 3 Nr. 3 AufenthG 
bestehen, ist diese Norm einschränkend 
auszulegen. Entgegen der gesetzlichen 
Vermutung, wonach die Freiwilligkeits‑
erklärung regelmäßig zumutbar ist, sollte 
die Zumutbarkeit im Einzelfall geprüft 
werden, um eine verfassungskonforme 
Anwendung sicherzustellen. 

Weiterhin verlangt speziell der eritrei‑
sche Staat von seinen Staatsangehörigen 
als Voraussetzung für die Ausstellung von 

217	 So auch BVerwG, Urteil vom 10.11.2009 – 1 C 
19/08 – Asylmagazin 2010, S. 134f., asyl.net: 
M16642, Rn. 14 zu § 25 Abs. 5 AufenthG und 
§ 104a AufenthG. 

218	 BSG, Urteil vom 30.10.2013 – B 7 AY 7/12 R – 
Rn. 26 ff., asyl.net: M21860; LSG Niedersach‑
sen‑Bremen, Beschuss vom 16.1.2020 – L 8 AY 
22 /19 B ER –, S. 9 ff., zu § 1a Abs. 3 AsylbLG 
m. w. N., asyl.net: M27996; BayOLG, Urteil vom 
16.1.2007 – 2 St OLG Ss 242/06 – S. 14 f., asyl.net: 
M9527; a. A. aber die verwaltungsgerichtliche 
Rechtsprechung, etwa VG Frankfurt a.M., Urteil 
vom 23.1.2008 – 1 E 3668/07 (2) – S. 9 ff. m. w. N., 
asyl.net: M12846.

219	 Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG § 60b 
Rn. 14 m. w. N.

https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/716509.html
https://openjur.de/u/716509.html
https://www.bverwg.de/101109U1C19.08.0
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Dokumenten die Unterzeichnung einer 
»Reueerklärung«. Darin sollen eritrei‑
sche Staatsangehörige erklären, dass sie 
sich durch das unerlaubte Verlassen des 
Landes strafbar gemacht haben und bei 
Rückkehr eine noch festzulegende Strafe 
akzeptieren werden. Da das durch Art. 2 
Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG geschütz‑
te allgemeine Persönlichkeitsrecht den 
Schutz vor Zwang zur Selbstbezichtigung 
sowie vor Abgaben von Erklärungen ent‑
gegen der eigenen Überzeugung umfasst, 
ist die Abgabe einer Reueerklärung un-
zumutbar, was mittlerweile in der Recht‑
sprechung220 geklärt ist.

Von einer Unzumutbarkeit der Vor-
sprache bei der Auslandsvertretung ist 
auszugehen, wenn belastbare Anhalts‑
punkte dafür bestehen, dass den Antrag‑
stellenden im Rahmen der Beantragung 
eines Passes Gefahren drohen.221 

Zur Aufnahme von Passfotos mit 
Kopfbedeckung wurde entschieden,222 
dass die verfassungsrechtlich geschützte 
Glaubensfreiheit dadurch nicht berührt 
sei, weil das Tragen eines Kopftuchs we‑
der in Deutschland noch im Iran aus‑

220	 BVerwG, Urteil vom 11.10.2022 – 1 C 9.21, 
Rn. 19, 26 f., asyl.net: M30993 zu § 5 Abs. 2 
AufenthV; VG Hannover, Urteil vom 20.5.2020, 
a. a. O. (Fn. 211) zu § 5 Abs. 2 AufenthV (Aus‑
stellung eines Reiseausweises für Ausländer für 
einen subsidiär Schutzberechtigten aus Erit‑
rea); VG Wiesbaden, Urteil vom 8.6.2020 – 4 K 
2002/19.WI – Rn. 23 ff., asyl.net: M28566, S. 8; 
vgl. auch Bruns/Hocks, in: NK-AuslR, AufenthG 
§ 60b Rn. 14.

221	 VG Hannover, Urteil vom 20.5.2020, a. a. O. 
(Fn. 211).

222	 VGH Bayern, Beschluss vom 7.11.2000 – 3 Zbr 
335/00 – zu § 57 Abs. 3 S. 2 AuslG im Kontext 
von Abschiebungshaft; VG Düsseldorf, Beschluss 
vom 11.11.2002 – 24 L 2529/02; a. A. Möller, in: 
NK-AuslR, AufenthG § 48 Rn. 24 jedenfalls bei 
zum Christentum konvertierten Personen.

schließlich religiöse Bedeutung habe. 
Ein Verstoß gegen die Menschenwürde, 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht und 
den Gleichheitssatz liege nicht vor, weil 
die Verpflichtung, für den kurzen Mo‑
ment der Anfertigung eines Passfotos das 
Kopftuch abzulegen, keine Bekleidungs‑
vorschrift für das Leben in Deutschland 
darstelle.223 

Die Einschaltung von Familienmit‑
gliedern, sonstigen Mittelspersonen so‑
wie einer anwaltlichen Vertretung im 
Herkunftsland wird für grundsätzlich 
zumutbar gehalten. Bei nicht ausreichen‑
den finanziellen Mittel zur Kontaktauf‑
nahme mit diesen Personen bestehe die 
Verpflichtung, eine entsprechende sozial‑
rechtliche Finanzierung (s. o.) zu organi‑
sieren. 224

4.1.2 Kausalität

Wie bereits beim Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG stellt 
sich auch bei der Duldung nach § 60b 
AufenthG die Frage, ob die unterbliebene 
Mitwirkung oder die falschen Angaben 
bzw. die Täuschung über die Identität 
oder Staatsangehörigkeit zum Zeitpunkt 
der Entscheidung die einzige Ursache 
für die Unmöglichkeit der Abschiebung 
sein müssen. Für die Erforderlichkeit der 
alleinigen Kausalität spricht neben dem 
eindeutigen Gesetzeswortlaut, dass eine 
Sanktion nur verhältnismäßig ist, wenn 

223	 VGH Bayern, Beschluss vom 23.3.2000 – 24 CS 
00.12 – asyl.net: 15170, zu § 70 Abs. 4 S. 1 und 
2 AuslG (Mitwirkungspflichten bei der Passbe‑
schaffung).

224	 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020, a. a. O. 
(Fn. 204).

https://www.asyl.net/rsdb/ba20414e7f5c5af9aee7bb2a5eabe30d/
https://www.judicialis.de/Bayerisches-Oberstes-Landesgericht_3Z-BR-335-00_Beschluss_07.11.2000.html
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGDUESSELDORF&az=24L252902&d=2002-11-11
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der damit verfolgte Zweck erreicht wer‑
den kann. Das ist nicht der Fall, wenn der 
Abschiebung ein weiteres, nicht beein‑
flussbares Hindernis, wie etwa fehlende 
Flugverbindungen, Erkrankungen oder 
familiäre Beziehungen entgegensteht. Lie‑
gen weitere Abschiebungshindernisse vor, 
ist § 60b AufenthG daher nicht anwend‑
bar. Dies entspricht der überwiegenden 
Auffassung in der Rechtsprechung,225 in 
der Literatur226 und unter den Bundes‑
ländern.227 Wenn die Ausländerbehörde 
selbst die Möglichkeit hatte, Passersatz‑
papiere zu beschaffen, weil die Identität 
geklärt ist, ist die fehlende Mitwirkung 
ebenfalls nicht die einzige Ursache.228 

225	 VGH Bayern, Beschluss vom 9.7.2019 – 10 C 
18.1082 – Rn. 8, asyl.net: M28797; OVG Nie‑
dersachsen, Beschluss vom 9.6.2021 – 13 ME 
587/20 – Rn. 49, asyl.net: M29697; OVG Sachsen, 
Beschluss vom 28.7.2020 – 3 B 45/20 – asyl.net: 
M29622; VGH Hessen, Beschluss vom 6.12.2021 
– 3 B 777/21 – Rn. 19, asyl.net: M30361; VG 
Cottbus, Beschluss vom 28.5.2020 – 9 L 134/20 
– Asylmagazin 8/2020, S. 282 f., asyl.net: M28483 
zur Unmöglichkeit der Abschiebung wegen der 
Einstellung des internationalen Luftverkehrs; 
a. A. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 
20.11.2019 – 7 A 11161/19 – asyl.net: M28093, 
Rn. 27.

226	 Eichler: Das Sanktionsregime der »Duldung 
light«, a. a. O (Fn. 197) S. 65 f.; Kluth, in: BeckOK 
AuslR, AufenthG § 60b Rn. 16 ff.; Bruns/Hocks, 
in: NK-AuslR, AufenthG § 60b Rn. 22; Witt‑
mann, in: BeckOK MigR, AufenthG § 60b 
Rn. 28 ff.; Eichler/Mantel/Weiser, in: Huber/
Mantel, Kommentar AufenthG/AsylG, AufenthG 
§ 60b Rn. 7; a. A. Daniel Thym: Geordnete Rück‑
kehr und Bleiberechte im Dschungel des Migrati‑
onsrechts, ZAR 39/11, 2019, S. 353–362, S. 355.

227	 Erlass NRW 2. AusrPflDurchsG, S. 3 f., s. asyl.net/
Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilungen; VAB 
Berlin, Stand 18.6.2025, 60b.0; Nds., Hinweis 
vom 28.6.2021 zu §§ 60a Abs. 6; 60b, S. 1, s. nds. 
MI Erlasse; a. A. AH des BMI zu § 60b AufenthG, 
a. a. O. (Fn. 205), S. 2. 

228	 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
22.11.2016 – 23 S 61.16 – Asylmagazin 1–2/2017, 

Gründe, die den Vollzug der Abschiebung 
ausschließlich in der Vergangenheit ver‑
zögert oder behindert haben, sind unbe‑
achtlich.229 

4.1.3 Hinweispflicht

Die Ausländerbehörde muss auf die 
Mitwirkungspflichten hinweisen (§ 60b 
Abs. 3 S. 2 AufenthG). Der Gesetzeswort‑
laut sowie die Gesetzesbegründung lassen 
offen, in welcher Form die Belehrung zu 
erfolgen hat. Wegen der gravierenden 
Rechtsfolgen der »Duldung für Perso‑
nen mit ungeklärter Identität« sowie zu 
Dokumentationszwecken ist jedoch die 
Schriftform bzw. ein Vermerk über ei‑
nen mündlichen Hinweis zweckmäßig.230 
Daher ist auch sicherzustellen, dass der 
Hinweis von der betreffenden Person 
verstanden wurde. Insbesondere bei 
nicht-alphabetisierten Personen ist eine 
schriftliche Belehrung somit nicht ausrei‑
chend. Bei Menschen mit Behinderun-
gen müssen die Hinweise in einer für sie 
barrierefreien Form gegeben werden.231 

S. 56 ff., asyl.net: M24431, Rn. 4.
229	 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 

9.7.2020 – OVG 3 M 129/20 – asyl.net: M28654 
zu § 60c AufenthG und § 60a Abs. 2 S. 4 ff. 
AufenthG a. F.; VGH Bayern, Beschluss vom 
22.1.2018 – 19 CE 18.51 – asyl.net: M25897, 
Rn. 26 zu § 60a Abs. 2 S. 4 ff. und Abs. 6 S. 1 
Nr. 2 AufenthG; Wittmann, in: BeckOK MigR, 
AufenthG § 60b Rn. 29.

230	 Dollinger, in: Bergmann/Dienelt, Kommentar 
Ausländerrecht, AufenthG § 60b Rn. 23; AH des 
BMI zu § 60b AufenthG, a. a. O. (Fn. 205), S. 13.

231	 Vgl. Art. 9 Abs. 1 lit. b UN-Behindertenrechts‑
konvention; Entwurf eines Gesetzes zur Weiter‑
entwicklung des Behindertengleichstellungsrech‑
tes, BT-Drucksache 18/7824.

https://openjur.de/ni/niedersachsisches_ovg.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-3047?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-3047?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-3047?hl=true
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Nach den Berliner Verwaltungsvor‑
schriften232 soll nach der erstmaligen Be-
lehrung eine Duldung nach § 60a Abs. 2 
S. 1 AufenthG regelmäßig für die Dauer 
von zunächst zwölf Monaten ausgestellt 
werden, innerhalb derer die Betroffenen 
ihren Pflichten nachkommen und dies 
glaubhaft machen können. Auch nach 
der Rechtsprechung233 zum Arbeitsver‑
bot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG 
muss zunächst eine angemessene Zeit-
spanne eingeräumt werden, um sich um 
die Beschaffung von Identitätsdokumen‑
ten zu bemühen, bevor angenommen 
werden kann, dass eine Abschiebung aus 
Gründen, die die Betroffenen zu vertreten 
haben, nicht vollzogen werden kann. 

Es stellt sich allerdings die Frage, wie 
konkret die behördlichen Hinweise sein 
müssen. Nach den Anwendungshinwei‑
sen des BMI234 ist es zumutbar, sich beim 
eigenen Herkunftsstaat selbst zu erkundi‑
gen, welche Voraussetzungen die dortigen 
Behörden an die Ausstellung eines aus‑
reichenden Dokuments im Ausland stel‑
len. Ein in allgemeiner Form gegebener 
Hinweis, dass die betroffenen Personen 
sich selbst in zumutbarer Weise bei ihren 
Herkunftsstaaten um einen Pass oder Pas‑
sersatz zu bemühen haben, reiche daher 
aus. Nur im Sinne einer Beschleunigung 
des Verfahrens könne es zusätzlich sinn‑
voll sein, konkrete Hinweise zu geben. 

Demgegenüber ist nach den Verwal‑
tungsvorschriften in Nordrhein-West-

232	 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin, 
Stand: 18.6.2025, 60b.3.2.

233	 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016, a. a. O. 
(Fn. 60), Rn. 15 zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG.

234	 AH des BMI zu § 60b AufenthG, a. a. O. (Fn. 205), 
Nr. 11.4. 

falen235 im Rahmen einer Anhörung 
konkret darzulegen, welche zumutbare 
Handlung zur Erfüllung der besonderen 
Passbeschaffungspflicht nach dem aktuel‑
len Stand unterlassen wurde. Für die Be‑
troffenen muss erkennbar sein, von wel‑
chen ganz konkreten Handlungspflichten 
die Ausländerbehörde ausgeht. 

Die Verwaltungsvorschriften des Lan‑
des Berlin enthalten hierzu keine abwei‑
chenden Vorgaben.  

Bisherige Rechtsprechung zu diesem 
Themengebiet ist unter anderem zum Ar‑
beitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG ergangen,236 bei dem die Hin‑
weispflicht nicht gesetzlich verankert war. 
Danach muss die Ausländerbehörde kon-
kret bezeichnen, was genau in welchem 
Umfang von den Betroffenen erwartet 
wird, um aus der mangelnden Mitwir‑
kung negative aufenthaltsrechtliche Fol‑
gen ziehen zu können. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn sich ein bestimmtes Verhal‑
ten den Betroffenen nicht bereits aufdrän‑
gen musste. Die Behörde ist regelmäßig 

235	 MKFFI NRW, Anlage zum Erlass vom 4.8.2020, 
a. a. O. (Fn. 207), Nr. 11.13.

236	 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
7.11.2019 – 3 S 111.19 – asyl.net: M28791, Rn. 7 
zu § 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG; VGH Bayern, 
Beschluss vom 9.5.2018 – 19 CE 18.51 – asyl.net: 
M25897, Rn. 25 zu § 60a Abs. 2 S. 4 ff. und Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG; BVerwG Urteil vom 
26.10.2010 – 1 C 18.09 – Rn. 7, asyl.net: M17997; 
OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 18.9.2019 
– 2 M 79/19 – Rn. 19, asyl.net: M27663, S. 7; 
nach Auffassung des VG Karlsruhe, Beschluss 
vom 29.9.2016, a. a. O. (Fn. 60) – Rn. 15 hat die 
Ausländerbehörde, wenn nach ihrem Kenntnis‑
stand noch andere Wege der Passbeschaffung 
gibt, den Betroffenen aufzufordern, entsprechen‑
de Initiativen zu entfalten, vgl. auch LSG Nieder‑
sachsen‑Bremen, Beschluss vom 9.4.2020 – L 8 
AY 4/20 B ER – Asylmagazin 6–7/2020, asyl.net: 
M28365, zu § 1a Abs. 3 AsylbLG.
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angesichts ihrer organisatorischen Über-
legenheit und Sachnähe besser in der 
Lage, die bestehenden Möglichkeiten zu 
erkennen und die erforderlichen Schritte 
in die Wege zu leiten. 

Gemäß der Rechtsprechung zu § 25 
Abs. 5 AufenthG,237 wonach bei einer Un‑
möglichkeit der freiwilligen Ausreise eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden kann, 
haben vollziehbar Ausreisepflichtige eine 
Mitwirkungs- und Initiativpflicht. Diese 
gilt als erfüllt, wenn sie sämtlichen An‑
forderungen nachgekommen sind und 
einerseits keine naheliegenden Möglich‑
keiten mehr bestehen, Ausreisehindernis‑
se zu beseitigen, sowie andererseits eine 
Aufforderung zu weiteren Mitwirkungs‑
handlungen der Behörde unterblieben ist. 
Die Ausländerbehörde hat eine Hinweis- 
und Anstoßpflicht. Sie kann daher die 
Nichterfüllung bestimmter Handlungen 
im Grundsatz damit nur vorwerfen, wenn 
sie hierauf hingewiesen hat.

Das VG Cottbus238 hat entschieden, 
dass auch eine Duldung nach § 60b 
AufenthG erst nach einem hinreichend 
konkreten Hinweis wegen Verletzung 
der Mitwirkungspflichten erteilt werden 
kann, weil die Gesetzgebung in § 60b 
AufenthG eine Hinweispflicht geregelt hat 
und eine Duldung nach § 60b AufenthG 
nur dann zu erteilen ist, wenn die Grün‑
de, aus denen die Abschiebung nicht voll‑
zogen werden kann, von den Betroffenen 
zu vertreten sind. Um eine mangelnde 
Mitwirkung mit den anderen Fallgrup‑

237	 VGH Bayern, Urteil vom 23.3.2006 – 24 B 
05.2889 – asyl.net: M8129. 

238	 VG Cottbus, Beschluss vom 28.5.2020, a. a. O. 
(Fn. 225); so im Ergebnis auch OVG Sachsen, 
Beschluss vom 3.6.2021 – 3 B 164/21 – Rn. 11, 
asyl.net: M30089.

pen des § 60b Abs. 1 S. 1 AufenthG, den 
aktiven, vorsätzlichen und stets zu vertre‑
tenen Täuschungshandlungen gleichset‑
zen zu können, ist es jedenfalls geboten, 
dass über die verlangten Handlungen bei 
der Passbeschaffung hinreichend belehrt 
wird. 

Wenn die Ausländerbehörde auf Nach‑
frage keine Erfolg versprechende und 
zumutbare Mitwirkungshandlung benen‑
nen kann, dürfte also die Erteilung einer 
Duldung nach § 60b AufenthG nicht in 
Betracht kommen. Wenn die Betroffe‑
nen nicht wissen und es sich ihnen auch 
nicht aufdrängen muss, welche konkreten 
Handlungen sie zur Erfüllung ihrer Mit‑
wirkungspflicht vornehmen sollen, haben 
sie das Unterbleiben der Abschiebung 
nicht zu vertreten. 

4.1.4 Glaubhaftmachung, Darlegungs- 
und Beweislast

Die Mitwirkungshandlungen gelten als 
erfüllt, wenn die Vornahme der Hand‑
lungen glaubhaft gemacht wurde (§ 60b 
Abs. 3 S. 3 AufenthG). Hält die Auslän‑
derbehörde die Darlegungen und Nach‑
weise zur Erfüllung der Mitwirkungs‑
pflicht für nicht ausreichend, kann sie mit 
Fristsetzung dazu auffordern, die Vornah‑
me dieser Handlungen durch Erklärung 
an Eides statt glaubhaft zu machen. Bei 
einer unrichtigen Aussage können sich 
die Betroffenen strafbar machen (§ 60b 
Abs. 3 S. 4 und 5 AufenthG, § 156 StGB). 

Nach einer Entscheidung des VG Lü‑
neburg239 haben zunächst die Betroffenen 

239	 VG Lüneburg, Beschluss vom 22.5.2019 – 6 B 
27/19 – asyl.net: M27462 zu § 60a Abs. 6 S. 1 

https://openjur.de/u/2257664.html
https://www.asyl.net/rsdb/m27462/
https://www.asyl.net/rsdb/m27462/
https://www.asyl.net/rsdb/m27462/
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darzulegen, dass sie ihren Mitwirkungs‑
pflichten in ausreichender und zumut‑
barer Weise nachgekommen sind. Wenn 
sie die aufgezeigten (üblichen) Mitwir‑
kungspflichten erfüllt haben,240 trägt die 
Ausländerbehörde die Darlegungs- und 
Beweislast dafür, welche konkreten und 
nicht von vorneherein aussichtslosen 
Mitwirkungshandlungen sie noch erbrin‑
gen können.

Auch nach der Rechtsprechung zum 
Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG trägt die Ausländerbehörde 
für die dort genannten Gründe die Dar‑
legungs- und Beweislast:241 Sie muss etwa 
vortragen, aus welchen Gründen sie der 
Auffassung ist, dass eine Person mit Dul‑
dung falsche Angaben zu ihrer Identität 
oder Staatsangehörigkeit gemacht hat 
bzw. dass die Nichterfüllung der Mitwir‑
kungspflicht ursächlich für das Unterblei‑
ben der Abschiebung war. Bestreiten die 
Betroffenen diese Ausführungen, muss 
die Ausländerbehörde sie beweisen – etwa 
durch die Vorlage von Urkunden. Gelingt 

Nr. 2 AufenthG; so auch VGH Baden-Württem‑
berg, Beschluss vom 9.4.2019 – 11 S 2868/18 – 
asyl.net: M27237, Rn. 14 zu § 25b Abs. 2 Nr. 1 
AufenthG. 

240	 Der oben zitierte Beschluss des VG Lüneburg 
vom 22.5.2019, a. a. O. (Fn. 239), S. 11, beschreibt 
im Einzelnen, welche Mitwirkungshandlungen 
der aus der Côte d’Ivoire kommende Betroffene 
eigeninitiativ erfüllt hat, darunter eine mehrfache 
Nachfrage bei der Botschaft. 

241	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 24.8.2006 
– 7 MW 36/06 – asyl.net: M8720; Leineweber, 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 148), S. 303; Stiegeler, 
Duldung, a. a. O. (Fn. 185), m. w. N.; vgl. auch VG 
Mainz, Beschluss vom 11.1.2010 – 4 L 1443/09. 
MZ – asyl.net: M16916; a. A. VGH Bayern, Be‑
schluss vom 12.10.2011 – 10 C 11.788 –, wonach 
der Duldungsinhaber darlegen und beweisen 
muss, dass die verlangte Mitwirkung von vornhe‑
rein keinen Erfolg haben würde.

der Ausländerbehörde das nicht, kann 
sie die Beschäftigungserlaubnis nicht aus 
diesem Grund versagen. Die Person mit 
Duldung muss allerdings die Erfüllung 
ihrer Mitwirkungspflicht ebenso darlegen 
und beweisen.242 

242	 VGH Bayern, Beschluss vom 27.7.2010 – 10 ZB 
10.276, openJur 2012, 109407; OVG Berlin-Bran‑
denburg, Urteil vom 18.5.2011 – OVG 3 B 3.11 
– openJur 2012, 15177.

243	 AH des BMI zu § 60b AufenthG, a. a. O. (Fn. 205), 
Nr. 2.2.6.

! 	Duldung nach § 60b AufenthG 
bei jungen Menschen

Sind die Migrant*innen volljährig, 
kommt es allein auf ihr eigenes 
Verhalten an. Dies kann bei He-
ranwachsenden zu Interessens-
konflikten führen, da die Erfüllung 
der eigenen Mitwirkungspflich-
ten erhebliche Konsequenzen für 
ihre Eltern und minderjährigen 
Geschwister haben kann, etwa 
wenn dadurch deutlich wird, dass 
die Eltern zuvor falsche Angaben 
gemacht haben oder wenn so de-
ren Abschiebung möglich wird. 
Bei Minderjährigen wurde durch 
die Formulierung »eigene Täu-
schung/eigene falsche Angaben« 
in § 60b Abs. 1 S. 1 AufenthG klar-
gestellt, dass das Verhalten der El-
tern ihren minderjährigen Kindern 
nicht zugerechnet werden darf.243
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4.2 Erwerbstätigkeit und sonstige 
Rahmenbedingungen

Bei einer Duldung für »Personen mit un‑
geklärter Identität« darf keine Beschäfti-
gungserlaubnis erteilt und die Ausübung 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
darf nicht erlaubt werden; zudem besteht 
eine Wohnsitzauflage (§§ 60b Abs. 5 S. 2 
und 3; 61 Abs. 1d AufenthG).

Die Zeiten, in denen die Betroffenen 
nur eine Duldung nach § 60b AufenthG 
hatten, werden auch nicht als Vordul-
dungszeiten angerechnet (§ 60b Abs. 5 
S. 1 AufenthG). Diese Voraufenthalts‑
zeiten können also nicht berücksichtigt 
werden, wenn später eine Aufenthalts‑
sicherung angestrebt wird, zum Beispiel 
mit einem Antrag auf eine Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsduldung (§ 60c und d 
AufenthG), eine Ausbildungsaufenthalts‑
erlaubnis für Ausreisepflichtige (§ 16g 
AufenthG) oder auf eine Aufenthaltser‑
laubnis wegen »guter Integration« (§ 25a 

und b AufenthG), nur beim sogenannten 
Chancen-Aufenthaltsrecht nach § 104c 
AufenthG werden sie mitgezählt (zu den 
Einzelheiten vgl. III 2.1).

Eine maximale Geltungsdauer für die 
Duldung nach § 60b AufenthG ist gesetz‑
lich nicht vorgesehen. 

Auch wenn gegen die Erteilung der 
Duldung mit dem Zusatz »für Personen 
mit ungeklärter Identität« ein Wider‑
spruch (falls dieser landesrechtlich vor‑
gesehen ist) bzw. eine Klage (falls dies 
nicht der Fall ist) eingelegt wird, hat das 
Rechtsmittel keine aufschiebende Wir‑
kung (§§ 60b Abs. 6, 84 Abs. 1 Nr. 3 
AufenthG). Das hat zur Folge, dass eine 
bislang erlaubte Beschäftigung nicht 
fortgesetzt werden darf. Es muss geprüft 
werden, ob ein Antrag nach § 123 VwGO 
auf Erteilung einer Duldung nach § 60a 
AufenthG ohne den Zusatz »für Personen 
mit ungeklärter Identität« gestellt werden 
sollte.244

244	 Zu den Einzelheiten des Rechtsschutzes vgl. Eich‑
ler/Mantel/Weiser, in: Huber/Mantel, Kommen‑
tar AufenthG/AsylG, AufenthG § 60b Rn. 50 f.
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Teil II: Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und 
weitere Unterstützungsangebote

In diesem zweiten Teil wird dargestellt, 
welche Angebote die vier eingangs ge‑
nannten Personengruppen für einen Ein‑
stieg in den Arbeitsmarkt nutzen können. 
Dabei wird zunächst der Zugang zu den 
Leistungen der Jobcenter, der Arbeits‑
agenturen und der Jugendsozialarbeit 
dargestellt. Anschließend wird auf die 
Möglichkeit, im Ausland erworbene be‑
rufliche Qualifikationen anerkennen zu 
lassen, sowie auf die Angebote im Rah‑
men öffentlich geförderter Programme 
eingegangen. 

1. Asylsuchende

Möchten Asylsuchende eine Arbeit auf‑
nehmen oder eine Berufsausbildung be‑
ginnen, stellt sich die Frage, welche Un‑
terstützung sie von der Arbeitsverwaltung 
erhalten können. 

1.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II) 

Asylsuchende mit einem Ankunftsnach‑
weis oder einer Aufenthaltsgestattung er‑
halten Leistungen nach dem Asylbewer‑
berleistungsgesetz (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 
1a AsylbLG), solange ihr Asylverfahren 
nicht abgeschlossen ist. Für Verwirrung 
kann in diesem Zusammenhang die Kon‑
struktion der sogenannten Analogleis‑

tungen sorgen: Demnach können Asylsu‑
chende nach 36 Monaten des Aufenthalts 
in Deutschland von den Grundleistungen 
des AsylbLG in einen Leistungsbezug 
»aufsteigen«, der der Sozialhilfe ent‑
spricht (sogenannte Analogleistungen in 
entsprechender Anwendung des SGB XII, 
§ 2 Abs. 1 S. 1 AsylbLG). Auch diese er‑
höhten Leistungen werden aber durch 
das Asylbewerberleistungsgesetz gere‑
gelt. Unabhängig davon, ob Asylsuchende 
Grund- oder Analogleistungen beziehen, 
fallen sie also unter das Asylbewerber‑
leistungsgesetz und sind damit von Bür‑
gergeld als Leistungen nach dem SGB II 
zur Sicherung des Lebensunterhalts, aber 
auch von der Förderung zur Eingliede‑
rung in Arbeit ausgeschlossen (§ 7 Abs. 1 
S. 2 Nr. 3 SGB II). Die Jobcenter sind so‑
mit nicht für Asylsuchende zuständig.

1.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III) 

Wegen des Ausschlusses von den Hilfen 
des SGB  II hat der Zugang zu den im 
SGB  III geregelten Fördermaßnahmen 
der Agenturen für Arbeit für Asylsuchen‑
de eine besondere Bedeutung. 

Zu diesen Leistungen gehören neben 
der Berufsberatung und der Vermittlung 
freier Stellen auch die Übernahme von 
Bewerbungskosten, die Förderung der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung so‑
wie Lohnkostenzuschüsse. Im Folgenden 
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werden zunächst die allgemeinen Voraus‑
setzungen für die Leistungen der Agen‑
tur für Arbeit erläutert (II 1.2.1) und an‑
schließend die einzelnen Instrumente de‑
tailliert dargestellt (II 1.2.2 und II 1.2.3). 

1.2.1 Grundsätzlicher Zugang zu den 
Leistungen des SGB III

Das Ausländerbeschäftigungsförderungs-
gesetz (AuslBFG), das als ein Teil des 
»Migrationspakets« am 1. August 2019 
in Kraft getreten ist,245 hat die Rahmen‑
bedingungen für den Zugang zu den 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit 
zur aktiven Arbeitsförderung (§§ 29–135 
SGB III) grundlegend verändert. 

Seit dem 1. August 2019 können grund‑
sätzlich alle ausländischen Staatsangehö‑
rigen – unabhängig von ihrem Aufent‑
haltsstatus oder bestimmten Voraufent‑
haltszeiten und somit unter den gleichen 
Voraussetzungen wie inländische Perso‑
nen – die im SGB  III verankerten Leis‑
tungen erhalten,246 wenn sie einen »ab‑
strakten Zugang zum Arbeitsmarkt«247 
haben, also generell erwerbstätig sein 
dürfen oder ihnen eine Beschäftigungs‑
erlaubnis erteilt werden kann248 und für 

245	 BGBl. I. Nr. 26 vom 15.7.2019. 
246	 So besteht etwa für Auszubildende mit einer Auf‑

enthaltserlaubnis nach §§ 16a; 16g AufenthG ein 
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe, die zur 
Sicherung des Lebensunterhalts beitragen kann.

247	 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
Ausbildung und Beschäftigung von Ausländerin‑
nen und Ausländern – Ausländerbeschäftigungs‑
förderungsgesetz –, BT-Drucksache 19/10053 
vom 10.5.2019, S. 2; BT-Drucksache 18/6185 
vom 29.9.2015, S. 58. 

248	 Nur für die Berufsberatung nach § 29 SGB  III 
ist kein Arbeitsmarktzugang erforderlich, zur 

die jeweilige Leistung keine Ausnahme 
normiert ist. 

Die Erforderlichkeit des Arbeitsmarkt‑
zugangs kann sich aus dem Inhalt der 
Förderung (z. B. beim Lohnkostenzu‑
schuss) oder aus den bei einzelnen För‑
derleistungen vorausgesetzten persön‑
lichen Eigenschaften ergeben (etwa ar‑
beitslos im Sinne des SGB III zu sein, vgl. 
II 1.2.3 (4)).249 Bei einzelnen Leistungen 
ist als Fördervoraussetzung für auslän‑
dische Staatsangehörige auch ausdrück‑
lich genannt, dass »eine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt werden darf oder ihnen eine 
Erwerbstätigkeit erlaubt werden kann« 
(zum Beispiel bei berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen, § 52 Abs. 2 S. 1 
SGB III). Damit ist eine Förderung mög‑
lich, wenn eine Beschäftigungserlaubnis 
erteilt werden kann, also wenn kein tem-
poräres oder unbefristetes Beschäfti-
gungsverbot besteht (vgl. I 1.1).250 Einige 
Leistungen (Vermittlung, Förderung aus 
dem Vermittlungsbudget und Maßnah‑
men zur Aktivierung und beruflichen 
Eingliederung) können Asylsuchende 
aber auch ohne Arbeitsmarktzugang er‑
halten, wenn bei ihnen ein rechtmäßiger 
und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 
ist (sogenannte gute Bleibeperspektive) 
(§§ 39a, 44 Abs. 4, 45 Abs. 9 SGB III, vgl. 
auch II 1.2.3). 

Berufseinstiegsbegleitung (§ 49 SGB  III) vgl. II 
1.2.3 (4).

249	 Zum Zugang zu Vermittlungsleistungen vgl. II 
1.2.3 (2).

250	 Vgl. hierzu auch die Gesetzesbegründung zum 
AuslBFG, wonach die Fördervoraussetzungen 
für eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnah‑
me zum Beispiel bei einem Beschäftigungsverbot 
nicht vorliegen (BT-Drucksache 19/10053 vom 
10.5.2019, S. 23).
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Das SGB  III formuliert aber – als 
Ausnahme von dem grundsätzlichen 
Zugang – bei einzelnen Förderinstru‑
menten für bestimmte Gruppen weitere 
Voraussetzungen oder sieht Ausschlüsse 
vor, insbesondere für Asylsuchende und 
Personen mit einer Duldung. Diese Ein‑
schränkungen bzw. Ausschlüsse bestehen 
bei berufsvorbereitenden Bildungsmaß‑
nahmen, der Vorphase der Assistierten 
Ausbildung, der Außerbetrieblichen Be‑
rufsausbildung, der Berufsausbildungs‑
beihilfe sowie dem Ausbildungsgeld (zu 
den Einzelheiten vgl. II 1.2.4). Bei allen 
anderen Leistungen können aufenthalts‑
rechtliche Gesichtspunkte nur im Rah‑
men von Ermessensentscheidungen be‑
rücksichtigt werden.  

1.2.2 Gesichtspunkte im Rahmen der 
Ermessensentscheidung

Mit Ausnahme insbesondere der Berufs‑
beratung und der Berufsausbildungsbei‑
hilfe251 werden die meisten Leistungen der 
aktiven Arbeitsförderung nach Ermessen 
der Arbeitsagenturen erbracht. Nach § 39 
Abs. 1 S. 1 SGB I haben sie ihr Ermessen 
entsprechend dem Zweck der Ermäch‑
tigung auszuüben und die gesetzlichen 
Grenzen des Ermessens einzuhalten.

(1) Geltungsdauer des Aufenthaltspapiers

Nach Rückmeldungen aus der Praxis wird 
eine Förderung durch die Arbeitsagentur 

251	 Zu den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeits‑
förderung, auf die ein Anspruch besteht, siehe § 3 
Abs. 3 SGB III, vgl. auch II 1.2.3.

oft mit Hinweis darauf abgelehnt, dass die 
Dauer der beantragten Maßnahme die 
Laufzeit des Aufenthaltspapiers überstei‑
gen würde. 

Das SGB III selbst regelt an keiner Stel‑
le, dass eine Leistung nur erbracht werden 
kann, wenn die Restlaufzeit des Aufent‑
haltspapiers länger ist als die Förderdauer. 
Gegenwärtig enthalten – soweit ersicht‑
lich – zwei Fachliche Weisungen der BA252 
Ausführungen zu diesem Aspekt, die als 
Verwaltungsvorschriften zwar für die 
Arbeitsverwaltung,253 nicht aber für die 
Sozialgerichte bindend sind.

Nach den Fachlichen Weisungen der 
BA zum Eingliederungszuschuss (s. II 
1.2.3 (9))254 ist eine der im Rahmen der 
Ermessensentscheidung255 festzustellen‑
den Fördervoraussetzungen, dass die Be‑
fristung des jeweiligen Aufenthaltstitels 
bzw. der Aufenthaltsgestattung dem Ziel 
und Zweck der Förderung nicht entge‑
genstehe, die arbeitsuchende Person län‑
gerfristig in Beschäftigung einzugliedern. 
Davon könne dann ausgegangen werden, 
wenn der Förderzeitraum und die Nach‑
beschäftigungszeit innerhalb der Gel‑

252	 BA, Fachliche Weisungen zum Eingliederungszu‑
schuss, Stand 3.12.2024, Nr. 88.55 f., eine Überar‑
beitung dieser Weisungen wurde angekündigt, 
wobei künftig auf die Nachfrage bei der Auslän‑
derbehörde verzichtet werden soll, und BA, Fach‑
liche Weisungen zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung nach § 16 Abs. 1 SGB  II i. V. m. 
§§ 81 ff. SGB III, Stand 1.11.2024, Rn. 2.2.3. 

253	 Keine Bindung besteht allerdings für die zugelas‑
senen kommunalen Träger bei sogenannten Op‑
tionskommunen (§ 6a SGB II).

254	 BA, Fachliche Weisungen zum Eingliederungs‑
zuschuss, Stand 3.12.2024, Nr. 88.55 f.; sie sind, 
soweit ersichtlich, die einzigen an die Arbeits‑
agenturen gerichteten Weisungen, die sich mit 
diesem Aspekt beschäftigen.

255	 Die Verortung bei der Ermessensausübung er‑
folgt durch den Hinweis auf § 39 SGB I. 
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tungsdauer des Aufenthaltstitels bzw. der 
Aufenthaltsgestattung liegt. Anderenfalls 
sei zu prüfen, ob nach Ablauf eines befris‑
teten Aufenthaltsrechts voraussichtlich 
weiterhin von einem erlaubten Aufenthalt 
ausgegangen werden könne. Hierzu erfol‑
gen dann weitere Ausführungen u. a. zur 
sogenannten guten Bleibeperspektive bei 
Asylsuchenden (s. II.1.2.3 (2) und (9)). 
Bei anderen Asylsuchenden, die nicht 
Staatsangehörige aus sicheren Herkunfts‑
staaten sind, sei durch Nachfrage bei der 
Ausländerbehörde zu klären, ob von einer 
Verlängerung des Aufenthaltsrechts aus‑
gegangen werden kann.

Auch in den Fachlichen Weisungen 
der BA zur Beruflichen Weiterbildung,256 
die sich an die Jobcenter richten, wird 
ausgeführt, dass bei befristeten Aufent‑
haltstiteln, deren Geltungsdauer während 
der Maßnahme endet, eine Förderung 
erfolgen kann, wenn in der Regel mit ei‑
ner Verlängerung des Aufenthaltstitels zu 
rechnen ist, was in Rücksprache mit der 
Ausländerbehörde geklärt werden könne. 

Damit kommt es auch nach den Fach‑
lichen Weisungen der BA im Ergebnis 
darauf an, ob die Antragstellenden vor‑
aussichtlich weiterhin erlaubt in Deutsch‑
land bleiben werden. Bei Personen mit 
einer Aufenthaltsgestattung, die nach 
§ 63 Abs. 2 S. 2 AsylG für maximal zwölf 
Monate erteilt werden kann, ist vor dem 
Abschluss des Asylverfahrens in der Re‑
gel nicht absehbar, ob eine Schutzberech‑
tigung festgestellt werden wird.257 Aber 

256	 BA, Fachliche Weisungen zur Förderung der 
beruflichen Weiterbildung nach § 16 Abs. 1 
SGB II i. V. m. §§ 81 ff. SGB III, Stand 1.11.2024, 
Nr. 2.2.3.

257	 Zur Frage der Aufenthaltsperspektive bei einer 
Schutzberechtigung s. II 2.2.

auch bei einer endgültigen Ablehnung des 
Asylantrags erfolgt in vielen Fällen keine 
Beendigung des Aufenthalts: So können 
die Voraussetzungen für die Erteilung ei‑
ner Ausbildungsaufenthaltserlaubnis (s. 
III 1.3) oder Ausbildungsduldung (s. III 
3.1) vorliegen, es können Ausreise- oder 
Abschiebehindernisse bestehen oder es 
kommt die Erteilung eines Aufenthaltsti‑
tels etwa aus familiären Gründen infrage. 

Daher sollte eine Leistung der aktiven 
Arbeitsförderung nur dann mit Hinweis 
auf die beschränkte Laufzeit des Auf‑
enthaltspapiers abgelehnt werden, wenn 
die Arbeitsagenturen positive Kenntnis 
von der bevorstehenden Ausreise oder 
Abschiebung haben. Dies würde auch 
der Auffassung des Bundessozialminis‑
teriums (BMAS) zur Geltungsdauer von 
Schwerbehindertenausweisen für Perso‑
nen mit einer Duldung entsprechen.258

Wegen der dargestellten Regelungen in 
den Fachlichen Weisungen der BA sollte 
bei der Beantragung von Leistungen, de‑
ren Dauer die Laufzeit der Aufenthalts‑
gestattung übersteigt – wie gegebenen‑
falls bei der Beruflichen Weiterbildung 
nach § 81 SGB  III (siehe II 1.2.3 (7)) –, 
dargelegt werden, aus welchen Gründen 
sich die Antragstellenden voraussichtlich 
langfristig in Deutschland aufhalten und 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
werden. Hier spielen neben dem Her‑
kunftsland, den individuellen Chancen 
im Asylverfahren und dessen Stand vor 
allem auch die Optionen für eine Aufent‑
haltsverfestigung und fehlende Möglich‑
keiten der Aufenthaltsbeendigung eine 
Rolle. Dabei sollte ergänzend darauf hin‑

258	 BMAS, Schreiben vom 21. September 2021 – Va 
2 – 58170-3. 
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gewiesen werden, dass die Gesetzgebung 
selbst den Zugang zu den Leistungen der 
aktiven Arbeitsförderung nicht davon 
abhängig gemacht hat, dass die Geltungs‑
dauer des Aufenthaltspapiers nicht kürzer 
ist als die Förderdauer. 

Die aufenthaltsrechtliche Situation 
kann also lediglich ein Aspekt in der 
Ermessensentscheidung sein. Soweit er‑
sichtlich gibt es zu dieser Frage noch kei‑
ne sozialgerichtlichen Entscheidungen. 

(2) Deutschkenntnisse

In der Praxis wird eine Förderung zudem 
oft pauschal mit dem Hinweis abgelehnt, 
dass keine Deutschkenntnisse auf dem 
Niveau B1 oder B 2 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Spra‑
chen (GER) vorhanden sind.

Das SGB  III regelt an keiner Stelle, 
dass für einzelne Leistungen Deutsch‑
kenntnisse auf einer bestimmten Ni‑
veaustufe des GER erforderlich sind; 
auch bei den Berufsvorbereitenden Bil‑
dungsmaßnahmen und der Vorphase 
der Assistierten Ausbildung ist lediglich 
normiert, dass Asylsuchende und Perso‑
nen mit einer Duldung über Deutsch‑
kenntnisse verfügen, die einen erfolg‑
reichen Übergang in eine Berufsausbil‑
dung erwarten lassen (§§ 52 Abs. 2 S. 2 
Nr. 2; 75a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB III, siehe 
II 1.2.4 (2) und (3)). 

Daher dürften Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung im Rahmen der Ermes‑
sensentscheidung nicht pauschal mit die‑
ser Begründung abgelehnt werden. Viel‑
mehr ist im Einzelfall zu prüfen, welche 
Deutschkenntnisse für einen erfolgrei‑
chen Abschluss einer konkreten Maßnah‑

me erforderlich sind, und erforderlichen‑
falls, ob und wie diese Kenntnisse durch 
begleitende Maßnahmen erworben wer‑
den könnten. 

Im Folgenden werden die zentralen 
einzelnen Leistungen des SGB III zur Ar‑
beitsmarktintegration dargestellt und es 
wird aufgezeigt, unter welchen Vorausset‑
zungen Asylsuchende sie nutzen können. 
Bei der Beschreibung der Rahmenbe‑
dingungen für die anderen Flüchtlings‑
gruppen wird hierauf Bezug genommen, 
soweit für sie keine abweichenden Rege‑
lungen gelten. 

1.2.3 Förderinstrumente ohne aufent-
haltsrechtliche Sonderregelungen

Zunächst werden die Leistungen be‑
schrieben, bei denen das SGB  III keine 
aufenthaltsrechtlichen Ausschlüsse oder 
Einschränkungen definiert. Alle Asyl‑
suchenden, bei denen kein temporäres 
oder dauerhaftes Beschäftigungsverbot 
besteht, also alle Personen, die seit drei 
Monaten (oder bei der Wohnpflicht in 
einer Erstaufnahmeeinrichtung seit neun 
Monaten) hier leben und nicht aus einem 
sogenannten sicheren Herkunftsstaat 
kommen (vgl. I 1.1.1), haben Zugang zu 
diesen Förderangeboten der Arbeitsagen‑
turen. 

(1) Beratung (§§ 29 ff. SGB III)

Die Agentur für Arbeit hat jungen Men‑
schen und Erwachsenen, die am Arbeits‑
leben teilnehmen oder teilnehmen wol‑
len, Berufsberatung anzubieten. Somit 
besteht ein Anspruch insbesondere auf 
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Auskünfte und Rat zur Berufswahl, zur 
Arbeitsmarktlage, zur Ausbildungsplatz‑
suche und Ausbildungsförderung sowie 
zur schulischen Bildung (§ 30 SGB  III). 
Wenn es für die Feststellung der Berufs‑
eignung oder der Vermittlungsfähigkeit 
erforderlich ist, sollen Ratsuchende mit 
ihrem Einverständnis ärztlich und psy‑
chologisch untersucht und begutachtet 
werden (§ 32 SGB  III). Die Agentur für 
Arbeit soll außerdem zur Vorbereitung 
auf die Berufswahl Berufsorientierung 
anbieten. Dabei wird u. a. über Fragen der 
Berufswahl, über die Berufe und ihre An‑
forderungen und Aussichten sowie über 
Wege und Förderung der beruflichen Bil‑
dung informiert (§ 33 SGB III). 

Da die Absicht, am Erwerbsleben teil‑
nehmen zu wollen, nach § 29 SGB III für 
den Zugang zu Berufsberatung ausreicht, 
können Asylsuchende sie auch dann in 
Anspruch nehmen, wenn (noch) kein Ar‑
beitsmarktzugang besteht.259

(2) Vermittlung (§§ 35 ff. SGB III) 

Die Arbeitsagentur muss allen Arbeit- 
und Ausbildungsuchenden die Vermitt‑
lung von Arbeitsstellen und betrieblichen 
Ausbildungsstellen anbieten. Nach der 
Meldung als arbeit- oder ausbildungsu‑
chend hat die Agentur unverzüglich mit 
dem Betreffenden zusammen die für die 
Vermittlung erforderlichen beruflichen 
und persönlichen Merkmale, die beruf‑
lichen Fähigkeiten sowie seine Eignung 
festzustellen (Potenzialanalyse). Die 
Feststellung erstreckt sich auch darauf, 
ob und durch welche Umstände die be‑

259	 BT-Drucksache 18/6185 vom 29.9.2015, S. 58. 

rufliche Eingliederung erschwert ist (§ 37 
Abs. 1 SGB  III). In einer gemeinsamen 
Eingliederungsvereinbarung werden das 
Eingliederungsziel, die Vermittlungs‑
bemühungen der Agentur, die Eigenbe‑
mühungen und deren Nachweis sowie 
die vorgesehenen Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung für einen bestimmten 
Zeitraum festgelegt.

Vorliegen bestimmter  
persönlicher Eigenschaften 

Den Anspruch auf Vermittlung haben 
nach § 35 SGB  III Ausbildungsuchende, 
Arbeitsuchende und Arbeitgeber. Arbeit-
suchende sind nach der gesetzlichen De‑
finition Personen, die eine Beschäftigung 
als Arbeitnehmende suchen (§ 15 S. 2 
SGB III).

Anders als Arbeitslose müssen Ar‑
beitsuchende nicht den Vermittlungs‑
bemühungen der Agentur für Arbeit 
zur Verfügung stehen.260 Daraus könnte 
geschlossen werden, dass Arbeitsuchen‑
de auch Personen sein können, für die 
noch ein Beschäftigungsverbot besteht, 
welches aber in absehbarer Zeit entfällt 
(beim Aufenthalt in Aufnahmeeinrich‑
tung nach Ablauf der sechs Monate, vgl. 
I 1.1.1 (1)).261 Es wird allerdings wohl 
überwiegend vertreten, dass zwar keine 
Verfügbarkeit, aber eine grundsätzliche 
Vermittlungsfähigkeit vorhanden sein 
müsse. Ist eine Arbeitsvermittlung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
gänzlich ausgeschlossen, liegt auch keine 

260	 Baldschun, in: BeckOGK, SGB III 1.9.2020, § 15 
Rn. 16.

261	 § 61 Abs. 1 S. 2 AsylG.
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Stellen.264 Das Aufenthaltsgesetz verwen‑
det diese Formulierung seit der allge‑
meinen Öffnung der Integrations- und 
Berufssprachkurse durch das Chancen-
Aufenthaltsgesetz seit dem 31. Dezember 
2022265 nicht mehr. Zur Auslegung dieser 
Tatbestandsvoraussetzung enthält das 
SGB III nur den Hinweis, dass bei Asyl‑
suchenden aus den sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten vermutet wird, dass ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
nicht zu erwarten ist (§ 39a S. 2 SGB III); 
eine positive Bestimmung fehlt266 

Nach der Gesetzesbegründung kann 
eine gute Bleibeperspektive jedenfalls bei 
Personen angenommen werden, die aus 
Staaten mit einer hohen Anerkennungs‑
quote stammen oder bei denen anzuneh‑
men ist, dass der Asylantrag erfolgreich 
sein wird.267 Die Fachlichen Weisungen 
der BA verweisen bei der Frage, aus wel‑
chen Herkunftsländern förderfähige Per‑
sonen stammen können, lediglich auf 
ihren nicht öffentlich zugänglichen In‑
tranetauftritt.268 In der – soweit ersicht‑
lich – letzten Veröffentlichung der BA 
hierzu vom 4. Dezember 2023 werden Sy-
rien, Eritrea, Somalia und Afghanistan 

264	 Die beiden anderen Leistungen sind die Förde‑
rung aus dem Vermittlungsbudget und die Maß‑
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein‑
gliederung (§§ 44 Abs. 4; 45 Abs. 9; 39a SGB III).

265	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30. Dezember 2022, 
S. 2847 ff.

266	 Auch die früheren Regelungen im AufenthG zu 
Integrations- und Berufssprachkursen enthielten 
keine weitergehende Definition, vgl. §§ 44 Abs. 4 
S. 3; 45a Abs. 2 S. 3 AufenthG a. F. 

267	 BT-Drucksache 18/6185, S. 48; BeckOGK/Hlava, 
1.8.2023, SGB III § 39a Rn. 13.

268	 BA Fachliche Weisungen zu Maßnahmen bei ei‑
nem Arbeitgeber (MAG) nach § 45 SGB  III im 
Rahmen der Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung, Stand 30.1.2024, 
Nr. 45.03.

Arbeitssuche i. S. d. § 15 SGB  III vor.262 
Auch die Gesetzgebung hat in § 39a 
SGB III geregelt, dass Asylsuchende, bei 
denen ein rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt zu erwarten ist, auch dann, 
wenn sie keinen Arbeitsmarktzugang 
haben, u. a. durch die Vermittlung freier 
Stellen gefördert werden können. Das 
spricht dafür, dass für die Vermittlung263 
grundsätzlich ein Zugang zum Arbeits‑
markt vorliegen muss, sie entsprechend 
also nicht möglich ist, solange das Be‑
schäftigungsverbot gilt. 

Jedenfalls besteht für alle Asylsuchen‑
de mit mindestens eingeschränktem Ar‑
beitsmarktzugang ein Anspruch auf Ver‑
mittlung. Asylsuchende, bei denen ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
zu erwarten ist, haben ihn ohne Wartezeit 
(§ 39a SGB III). 

Exkurs: Wann ist bei Asylsuchenden 
ein rechtmäßiger und dauerhafter 

Aufenthalt zu erwarten? 

Wie bereits dargestellt (vgl. II 1.2.1) nor‑
miert das SGB III die Leistungsvorausset‑
zung des zu erwartenden rechtmäßigen 
und dauerhaften Aufenthalts nur beim 
vorzeitigen Zugang zu bestimmten Leis‑
tungen, darunter die Vermittlung freier 

262	 Kühl, in: Brand, Kommentar Sozialgesetzbuch, 
SGB III § 15 Rn. 4 m. w. N.; das entspricht auch 
der Auffassung des BMAS, Faktenpapier Migra‑
tionspaket, Verbesserungen für Gestattete und 
Geduldete, Juli 2019, abrufbar unter https://
bit.ly/36s08kt.

263	 Gesetzesbegründung: BT-Drucksache 18/6185 
vom 29.9.2015, S. 58.
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genannt.269 Es ist davon auszugehen, dass 
damit – wie bislang – an die sogenann‑
te Schutzquote des BAMFs angeknüpft 
wird.270 Das BAMF hatte auf seiner Inter‑
netseite angegeben,271 dass Menschen, die 
aus Herkunftsländern mit einer Schutz‑
quote von über 50 % kommen, eine gute 
Bleibeperspektive hätten. Dabei ging das 
BAMF bei seinen Berechnungen von der 
»unbereinigten« Schutzquote272 aus.273 Da 
die sogenannte gute Bleibeperspektive 
jetzt nur noch dafür relevant ist, ob Asyl‑
suchende bereits während des temporä‑
ren Arbeitsverbots in den ersten drei bzw. 
sechs Monaten ihres Aufenthalts (siehe 
I 1.1.1) Zugang zu bestimmten Leistun‑
gen haben, hat die Frage, ob diese Quote 
überhaupt ein geeignetes Kriterium ist, 
um die Prognose für einen rechtmäßigen 
und dauerhaften Aufenthalt zu definie‑
ren, mittlerweile kaum noch praktische 
Bedeutung.

269	 BA, Anlage Förderinstrumente zu den Fachli‑
chen Empfehlungen zum Integrationsprozess 
von Geflüchteten, Anlage FGL 1/ KPI 21 –, S. 1 
Stand 4.12.2023.

270	 Vgl. BMAS, Geflüchtete, Arbeitsmarktzugang 
und -Förderung, Ein Leitfaden für Mitarbeitende 
von Arbeitsagentur und Jobcenter, Stand Okto‑
ber 2024, S. 36, Fn. 1, in dem dieselben Länder 
genannt werden.

271	 Abrufbar gewesen bamf.de unter »Fragen & Ant‑
worten/ Frage: Was heißt gute Bleibeperspekti‑
ve?«.

272	 Bei der »bereinigten« Schutzquote werden die 
Fälle herausgerechnet, in denen das BAMF keine 
inhaltliche Entscheidung über das Asylbegehren 
getroffen hat, etwa weil der Asylantrag wegen der 
Zuständigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates 
nach der Dublin-III-Verordnung unzulässig war. 
Daher müsste eigentlich diese Quote maßgeblich 
sein. 

273	 Zur Schutzquote vgl. Voigt: Die »Bleibeperspekti‑
ve«, a. a. O. (Fn. 78), S. 247.

(3) Berufsorientierungspraktikum  
(§ 48a SGB III)

Seit 1. April 2024274 können junge Men‑
schen ohne abschließende Berufswahl 
durch ein Berufsorientierungspraktikum 
gefördert werden, um sie beim Übergang 
in eine Berufsausbildung zu unterstüt‑
zen. Die Leistung beinhaltet im Regelfall 
die Übernahme der Kosten für Fahrten 
zwischen Unterkunft und Praktikumsbe‑
trieb sowie für eine Unterkunft, wenn der 
Praktikumsbetrieb vom Wohnort nicht in 
angemessener Zeit erreicht werden kann 
(§ 48a Abs. 3 S. 1 SGB III).

Voraussetzung ist neben der Vollzeit‑
schulpflicht, dass die jungen Menschen 
keine Schule besuchen und bei der Ar‑
beitsagentur gemeldet sind.

Das Berufsorientierungspraktikum 
kann bei einem oder bei mehreren Ar‑
beitgebenden durchgeführt werden. Es 
soll bei dem jeweiligen Betrieb eine Dau‑
er von einer Woche nicht unterschreiten 
und von sechs Wochen nicht überschrei‑
ten. Wie für andere Praktika ist eine Be‑
schäftigungserlaubnis erforderlich (s. I 
1.1).

(4) Berufseinstiegsbegleitung  
(§ 49 SGB III)

Durch Maßnahmen der Berufseinstiegs‑
begleitung können förderungsbedürftige 
junge Menschen gefördert werden, um sie 
beim Übergang von der allgemeinbilden‑
den Schule in eine Berufsausbildung zu 

274	 Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbil‑
dungsförderung vom 17. Juli 2023, BGBl. I vom 
20.7.2023, Nr. 191.
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(5) Förderung aus dem 
Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III)

Die Anbahnung oder Aufnahme einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung 
kann aus dem Vermittlungsbudget ge‑
fördert werden, wenn dies für die be‑
rufliche Eingliederung notwendig ist 
(§ 44 SGB III). So können beispielsweise 
die folgenden Ausgaben übernommen 
werden:277

	• Bewerbungskosten
	• Dolmetsch- und Übersetzungskosten
	• bei der Anerkennung im Ausland er‑

worbener Berufsqualifikationen ent‑
stehende Kosten (vgl. II 1.4)

	• Ausrüstungsbeihilfe für Arbeitsklei‑
dung und/oder Arbeitsgeräte

	• Kosten für einen Gesundheitsnachweis  
	• Reisekosten
	• Kosten für Führerschein und Zuschüs‑

se zur Beschaffung eines Beförde‑
rungsmittels.

Die Förderung muss allerdings vor dem 
Eintritt des Ereignisses, das die Leistung 
erforderlich macht (etwa die Fahrt zum 
Vorstellungsgespräch), beantragt werden 
(§ 324 Abs. 1 S. 1 SGB III). 

Für eine Förderung aus dem Vermitt‑
lungsbudget wird vorausgesetzt, dass die 
Antragstellenden 

	• Arbeitslose
	• Ausbildungsuchende oder
	• von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeit‑

suchende sind.

277	 Brand/Hassel, in: Brand Kommentar Sozialge‑
setzbuch, SGB III § 44 Rn. 8–17.

unterstützen, wenn sich Dritte, wie etwa 
die Bundesländer,275 mit mindestens 50 % 
an der Förderung beteiligen (§ 49 Abs. 1 
SGB III).

Unterstützt werden sollen insbeson‑
dere das Erreichen des Abschlusses einer 
allgemeinbildenden Schule, die Berufs‑
orientierung und -wahl, die Suche nach 
einer Ausbildungsstelle und die Stabilisie‑
rung des Berufsausbildungsverhältnisses 
(§ 49 Abs. 2 S. 2 SGB III). 

Nach § 49 Abs. 4 SGB III sind bezüg‑
lich der Maßnahmen der Berufseinstiegs‑
begleitung diejenigen jungen Menschen 
förderungsbedürftig, die voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, den Ab‑
schluss der allgemeinbildenden Schule zu 
erreichen oder den Übergang in eine Be‑
rufsausbildung zu bewältigen. 

Weil aufenthaltsrechtliche Einschrän‑
kungen fehlen und die Förderung keinen 
Arbeitsmarktzugang voraussetzt (vgl. II 
1.2.1), müssten Asylsuchende unter den 
gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige durch diese Maßnah‑
men gefördert werden können.276

275	 BA, Fachliche Weisungen zur Berufseinstiegs‑
begleitung – § 49 SGB  III, Stand: August 2019, 
Nr. 49.13.

276	 Auch die Fachlichen Weisungen (FW) der BA 
Berufseinstiegsbegleitung – § 49 SGB  III, Stand 
August 2019 nennen das Bestehen eines Arbeits‑
marktzugangs nicht als Fördervoraussetzung. 
Wenn Maßnahmen der Berufseinstiegsbeglei‑
tung förderungsbedürftige junge Menschen beim 
Übergang von der allgemeinbildenden Schule in 
eine Berufsausbildung unterstützen, umfasst dies 
dem Wortlaut nach auch schulische Berufsaus‑
bildungen, für die keine Beschäftigungserlaubnis 
erforderlich ist, vgl. I. 1.1.
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Erste Fallgruppe: Arbeitslose

Damit stellt sich die Frage, ob Asylsu‑
chende Arbeitslose sein können. Zur Be‑
stimmung, wer »Arbeitsloser« im Sinne 
der §§ 44 f. SGB III ist, wird auf die De‑
finition des § 16 SGB III verwiesen. Da‑
nach kann »Arbeitsloser« sein, wer die 
folgenden drei Voraussetzungen erfüllt:278 

Erste Voraussetzung: Die Person steht 
vorübergehend nicht in einem Beschäfti‑
gungsverhältnis. Das ist jedenfalls dann 
der Fall, solange die Person nicht endgül‑

278	 Bieback, in: BeckOGK, SGB  III 1.5.2020, § 44 
Rn. 16.

tig aus dem Erwerbsleben als abhängig 
Beschäftigte ausgeschieden ist.279 

Zweite Voraussetzung: Die Person 
sucht eine Beschäftigung und steht dabei 
für Vermittlungsbemühungen zur Ver‑
fügung. Nach § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III 
steht den Vermittlungsbemühungen der 
Agentur für Arbeit zur Verfügung, wer 
u. a. eine versicherungspflichtige, min‑
destens fünfzehn Stunden wöchentlich 
umfassende zumutbare Beschäftigung 
unter den üblichen Bedingungen des für 
sie oder ihn in Betracht kommenden Ar‑
beitsmarktes ausüben kann und darf. 

Damit stellt sich die Frage, ob dies 
auf Asylsuchende und andere ausländi‑
sche Staatsangehörige zutrifft, denen die 
Aufnahme einer Beschäftigung nicht un‑
eingeschränkt gestattet ist (vgl. I 1.1.2, I 
4.1.2).

Solange Asylsuchenden überhaupt kei‑
ne Beschäftigungserlaubnis erteilt werden 

279	 Kühl, in: Brand, Kommentar Sozialgesetzbuch, 
SGB III § 16 Rn. 3.

§ 	 § 44 Abs. 1 SBG III

»1Ausbildungsuchende, von Ar-
beitslosigkeit bedrohte Arbeitsu-
chende und Arbeitslose können 
aus dem Vermittlungsbudget der 
Agentur für Arbeit bei der Anbah-
nung oder Aufnahme einer ver-
sicherungspflichtigen Beschäfti-
gung gefördert werden, wenn dies 
für die berufliche Eingliederung 
notwendig ist. 2Sie sollen insbe-
sondere bei der Erreichung der in 
der Eingliederungsvereinbarung 
festgelegten Eingliederungsziele 
unterstützt werden. 3Die Förde-
rung umfasst die Übernahme der 
angemessenen Kosten, soweit 
der Arbeitgeber gleichartige Leis-
tungen nicht oder voraussichtlich 
nicht erbringen wird.«

§ 	 § 16 Abs. 1 SBG III

»Arbeitslose sind Personen, die 
wie beim Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld
1. vorübergehend nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen,
2. eine versicherungspflichtige Be-
schäftigung suchen und dabei den 
Vermittlungsbemühungen der 
Agentur für Arbeit zur Verfügung 
stehen und 
3. sich bei der Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet haben.« 
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kann, also in den ersten drei Monaten 
des Aufenthalts, beim Aufenthalt in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung in den ersten 
sechs Monaten nach der Asylantragstel‑
lung oder gegebenenfalls wegen der Her‑
kunft aus einem sogenannten sicheren 
Herkunftsstaat (vgl. I 1.1.1, I 4.1.1), liegt 
bei ihnen (noch) keine Verfügbarkeit 
vor.280

Dagegen stehen Personen mit einge‑
schränktem Arbeitsmarktzugang den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur 
für Arbeit zur Verfügung. Das ergibt sich 
aus der Klarstellung der Gesetzgebung in 
§ 8 Abs. 2 S. 2 SGB II. Demnach ist es für 
die Annahme der Erwerbsfähigkeit von 
ausländischen Staatsangehörigen ausrei‑
chend, wenn die rechtliche Möglichkeit 
besteht, eine Beschäftigung vorbehaltlich 
einer Zustimmung nach § 39 AufenthG 
aufzunehmen. Hierfür ist ein einge‑

280	 BA, Fachliche Weisungen zum Arbeitslosengeld, 
gültig ab 1.12025, Nr. 138.5.1.4 (7).

schränkter Arbeitsmarktzugang ausrei‑
chend.281

Auch wenn die Regelung der Erwerbs‑
fähigkeit im SGB  II dem Wortlaut nach 
nicht der Vorschrift über die Verfügbar‑
keit in § 138 SGB III entspricht, kann die 
Intention der Gesetzgebung, den einge‑
schränkten Arbeitsmarktzugang ausrei‑
chend sein zu lassen, bei der Auslegung 
des § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB  III Berück‑
sichtigung finden. Dies hat dann zur Fol‑
ge, dass auch für die Frage der Verfügbar‑
keit für die Vermittlungsbemühungen ge‑
nerell ein eingeschränkter Arbeitsmarkt‑
zugang ausreicht.282 

Damit stehen Personen mit einer Auf‑
enthaltsgestattung oder Duldung den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur 
für Arbeit zur Verfügung, wenn kein tem‑

281	 Vgl. Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 
17/3404 vom 26.10.2010 zu Nr. 12c, S. 93. 

282	 Vgl. BA, Fachliche Weisungen zum Arbeitslosen‑
geld, gültig ab 1.1.2025, Nr. 138.5.1.4 (7); Brand, 
in: Brand, Kommentar Sozialgesetzbuch, SGB III 
§ 138 Rn. 73; Müller, in: BeckOK Sozialrecht, 
Stand: 1.6.2025, § 138 Rn. 91.

§ 	§ 138 Abs. 5 Nr. 1 SBG III

»Den Vermittlungsbemühungen 
der Agentur für Arbeit steht zur 
Verfügung, wer 
1. eine versicherungspflichtige, 
mindestens 15 Stunden wöchent-
lich umfassende zumutbare Be-
schäftigung unter den üblichen 
Bedingungen des für sie oder ihn 
in Betracht kommenden Arbeits-
marktes ausüben kann und darf, 
[…].«

§ 	 § 8 Abs. 2 SBG II

»1Im Sinne von Absatz 1 können 
Ausländerinnen und Ausländer 
nur erwerbstätig sein, wenn ih-
nen die Aufnahme einer Beschäf-
tigung erlaubt ist oder erlaubt 
werden könnte. 2Die rechtliche 
Möglichkeit, eine Beschäftigung 
vorbehaltlich einer Zustimmung 
nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes 
aufzunehmen, ist ausreichend.«
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poräres oder permanentes Arbeitsverbot 
besteht.

Dritte Voraussetzung: Die Person hat 
sich bei der Agentur für Arbeit arbeits‑
los gemeldet. Eine Meldung als arbeitslos 
(§ 141 SGB  III) ist auch möglich, wenn 
zuvor keine versicherungspflichtige Be‑
schäftigung ausgeübt wurde und die für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld er‑
forderliche Anwartschaftszeit nicht erfüllt 
ist.283 

Damit können Asylsuchende wie auch 
andere Zugewanderte mit mindestens 
eingeschränktem Arbeitsmarktzugang 
diese Voraussetzungen erfüllen und Ar‑
beitslose werden. 

Zweite Fallgruppe: 
Ausbildungsuchende

Neben Arbeitslosen können als zweite 
Gruppe Ausbildungsuchende eine För‑
derung aus dem Vermittlungsbudget 
erhalten. Nach § 15 S. 1 SGB  III sind 
Ausbildungsuchende Personen, die eine 
Berufsausbildung suchen. Das umfasst 
auch Personen auf der Suche nach Aus‑
bildungsgängen an Fach- und Berufsfach‑
schulen sowie Berufsakademien, soweit 
hierfür ein Ausbildungsvertrag mit einem 
Arbeitgebenden abgeschlossen wird und 
deswegen eine sozialversicherungspflich‑
tige Beschäftigung vorliegen würde.284 Die 
schulische Berufsausbildung ist dagegen 

283	 Baldschun, in: BeckOGK 1.9.2019, SGB III § 16 
Rn. 4; Kühl, in: Brand, Kommentar Sozialgesetz‑
buch, SGB III § 16 Rn. 2. 

284	 BA, Fachliche Weisungen zur Förderung aus 
dem Vermittlungsbudget gemäß § 44 SGB  III, 
Stand: 3.3.2025, Nr. 44.02; Bieback, in: BeckOGK 
1.5.2020, SGB III § 44 Rn. 13.

nicht eingeschlossen.285 Erforderlich ist 
nicht, dass die Person sich bei der Agentur 
für Arbeit ausbildungsuchend gemeldet 
hat.286 Damit können auch Asylsuchende 
Ausbildungsuchende sein.

Dritte Fallgruppe: Von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Arbeitsuchende

Schließlich sind auch »von Arbeitslosig‑
keit bedrohte Arbeitsuchende« förderfä‑
hig. Hierzu können neben versicherungs‑
pflichtig Beschäftigten auch sonstige Ar‑
beitnehmende und – in sinngemäßer An‑
wendung des § 17 Nr. 2 und 3 SGB III – 
auch Berufsrückkehrende, Personen mit 
Hochschulabschluss und Selbstständige 
gehören.287

Damit können Asylsuchende jedenfalls 
durch eine Arbeitslosmeldung sowie als 
Ausbildungsuchende und gegebenenfalls 
auch als Arbeitsuchende die Vorausset‑
zungen für eine Förderung aus dem Ver‑
mittlungsbudget erfüllen.

Asylsuchende, bei denen ein recht‑
mäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu 
erwarten ist, können eine Förderung 
aus dem Vermittlungsbudget auch dann 
schon erhalten, wenn noch kein Arbeits‑
marktzugang besteht (§§ 44 Abs. 4, 39a 
SGB III; vgl. hierzu II 1.2.3 (2)).

Liegen die Fördervoraussetzungen vor, 
trifft die Arbeitsagentur eine Ermessens-

285	 Bieback, in: BeckOGK 1.5.2020, SGB  III § 44 
Rn. 13; Kühl, in: Brand, Kommentar Sozialge‑
setzbuch, SGB III § 15 Rn. 3.

286	 Bieback, in: BeckOGK, SGB III § 44 Rn. 14; auch 
die BA, Fachliche Weisungen zur Förderung aus 
Vermittlungsbudget, a. a. O. (Fn. 239), Nr. 44.02 
nennt die Meldung als ausbildungsuchend nicht 
als Voraussetzung. 

287	 Bieback, in: BeckOGK, SGB III § 44 Rn. 17. 
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entscheidung, ob und in welcher Höhe 
gefördert wird.

(6) Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung (§ 45 SGB III)

Arbeitslose, Ausbildungsuchende und 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsu‑
chende können auch durch Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Ein‑
gliederung unterstützt werden. Im Rah‑
men dieser Maßnahmen sollen sie u. a. 
an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
herangeführt werden, bestehende Ver‑
mittlungshemmnisse sollen festgestellt, 
verringert oder beseitigt werden und sie 
sollen in eine sozialversicherungspflichti‑
ge Beschäftigung vermittelt werden. Die 
Maßnahme kann entweder bei Bildungs‑
trägern, die dann Teile bei Arbeitgeben‑
den enthalten kann, oder insgesamt bei 
Arbeitgebenden stattfinden. Die Maß‑
nahmen oder Maßnahmenteile bei Ar‑
beitgebenden können maximal sechs Wo‑
chen dauern (§ 45 Abs. 2 S. 2 SGB III);288 
bei Personen, die mindestens ein Jahr 
arbeitslos sind oder deren berufliche 
Eingliederung aufgrund von schwerwie‑
genden Vermittlungshemmnissen beson‑
ders erschwert ist, sind es zwölf Wochen 
(§§ 45 Abs. 8; 18 SGB  III). Zweck der 
Maßnahme darf es nicht sein, ausschließ‑
lich oder überwiegend Tätigkeiten auszu‑
üben, für die in der Regel Entgelt gezahlt 

288	 Für weitere Informationen über die arbeits- und 
sozialrechtlichen Rahmenbedingungen bei Maß‑
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein‑
gliederung vgl. Caritas/ZBS AuF: Arbeitshilfe 2, 
a. a. O. (Fn. 29), Nr. 11, S. 54 ff.

wird.289 Nach den Fachlichen Weisungen 
der Bundesagentur für Arbeit290 begrün‑
den diese betrieblichen Maßnahmen kein 
Beschäftigungsverhältnis und sie stellen 
auch keine Praktika dar.

Zur Vermittlung in eine sozialversi‑
cherungspflichtige Beschäftigung kommt 
für Arbeitslose und Arbeitsuchende eine 
Maßnahme bei einem Träger der privaten 
Arbeitsvermittlung in Betracht.291

Fahrt- und Kinderbetreuungskosten 
können übernommen werden.292 Die 
Agentur für Arbeit kann den Förderbe‑
darf bescheinigen und Maßnahmeziel 
und -inhalt in einem Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutschein festlegen. Die‑
ser berechtigt Asylsuchende zur Auswahl 
von Trägern oder Arbeitgebenden (§ 45 
Abs. 4 SGB  III). Die Entscheidung über 
die Teilnahme an einer solchen Maßnah‑
me ist in der Regel eine Ermessensent‑
scheidung (§ 45 Abs. 7 SGB III).

Wie bei der Förderung aus dem Ver‑
mittlungsbudget ist es erforderlich, dass 
die Antragstellenden Arbeitslose, Ausbil‑
dungsuchende oder von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Arbeitsuchende sind. Asylsu‑

289	 BA, Fachliche Weisungen zu Maßnahmen bei 
einem Arbeitgeber (MAG) im Rahmen der Maß‑
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein‑
gliederung, Stand: 3.3.2025, 45.12. 

290	 Ebd., Rn. 45.01.
291	 Zu den Einzelheiten siehe BA, Fachliche Weisun‑

gen, Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein 
für eine Maßnahme bei einem Träger der priva‑
ten Arbeitsvermittlung – AVGS MPAV – nach 
§ 45 SGB III, Stand: 3.3.2025.

292	 BA, Fachliche Weisungen zu Maßnahmen bei 
einem Arbeitgeber (MAG) im Rahmen der Maß‑
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein‑
gliederung, Stand: 3.3.2025, Rn. 45.14; BA, Fach‑
liche Weisungen, Maßnahmen bei einem Träger 
(MAT) im Rahmen der Maßnahmen zur Akti‑
vierung und beruflichen Eingliederung, Stand: 
3.3.2025, Rn. 45.13.
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chende, bei denen ein rechtmäßiger und 
dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, 
können eine Förderung aus dem Vermitt‑
lungsbudget auch dann schon erhalten, 
wenn noch kein Arbeitsmarktzugang be‑
steht (§§ 45 Abs. 9, 39a SGB III; vgl. hier‑
zu II 1.2.3 (2)). 

(7) Berufliche Weiterbildung  
(§§ 81 ff. SGB III)

Durch die Übernahme von Weiterbil‑
dungskosten kann u. a. der Erwerb eines 
Berufsabschlusses, einer berufsanschluss‑
fähigen Teilqualifikation293 und von 
Grundkompetenzen gefördert werden.

	• Arbeitnehmende können nach § 81 
Abs. 1 SGB III gefördert werden, wenn 
die Weiterbildung notwendig ist, um 
sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzu‑
gliedern oder eine drohende Arbeitslo‑
sigkeit abzuwenden 

	• die Agentur für Arbeit sie vor Beginn 
der Teilnahme beraten hat und 

	• die Maßnahme und deren Träger für 
die Förderung zugelassen sind.

Arbeitslose Arbeitnehmende können 
auch teilnehmen, wenn durch den Erwerb 
erweiterter beruflicher Kompetenzen die 
individuelle Beschäftigungsfähigkeit ver‑
bessert wird und die Weiterbildung nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmark‑
tes zweckmäßig ist (§ 81 Abs. 1a SGB III).

Unter diesen Voraussetzungen kann 
auch eine Förderung von Arbeitnehmen‑

293	 S. BA Anlage zu den Fachlichen Weisungen zur 
Förderung der beruflichen Weiterbildung, gültig 
ab 1.1.2025. 

den zum Erwerb von Grundkompeten-
zen erfolgen, wenn dies die Grundlage 
für eine erfolgreiche berufliche Weiterbil‑
dung schafft oder allgemein die Beschäf‑
tigungsfähigkeit verbessert (§ 81 Abs. 3a 
SGB III). Nach § 81 Abs. 2 SGB III haben 
Arbeitnehmende einen Anspruch auf die 
Übernahme der Weiterbildungskosten 
zum nachträglichen Erwerb eines Be-
rufsabschlusses, wenn sie

	• nicht über einen Berufsabschluss ver‑
fügen, für den eine Ausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren festgelegt 
ist, oder 

	• wegen einer mehr als vier Jahre aus‑
geübten Beschäftigung in an- oder 
ungelernter Tätigkeit eine ihrem Be‑
rufsabschluss entsprechende Beschäf‑
tigung voraussichtlich nicht mehr 
ausüben können und

	• für den angestrebten Beruf geeignet 
sind und

	• voraussichtlich erfolgreich an der Maß‑
nahme teilnehmen werden und

	• mit dem angestrebten Beruf ihre Be‑
schäftigungschancen verbessern.

Arbeitnehmende ohne Berufsabschluss, 
die noch nicht drei Jahre beruflich tätig 
gewesen sind,294 werden allerdings nur 
gefördert, wenn eine Berufsausbildung 
oder eine berufsvorbereitende Bildungs‑
maßnahme aus in ihrer Person liegenden 
Gründen nicht möglich oder nicht zu‑

294	 Nach § 81 Abs. 2 S. 3 SGB III gelten Zeiten der 
Arbeitslosigkeit, der Kindererziehung und der 
Pflege pflegebedürftiger Personen mit mindes‑
tens Pflegegrad 2 als Zeiten einer Beschäftigung; 
außerdem muss zuvor eine Beratung durch die 
Agentur für Arbeit erfolgt sowie Maßnahme und 
Träger zugelassen sein (§ 81 Abs. 2 S. 4 SGB III).
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mutbar ist oder die Weiterbildung in ei‑
nem Engpassberuf angestrebt wird. 

Die Arbeitnehmenden erhalten einen 
Bildungsgutschein, dieser kann jedoch 
zeitlich befristet sowie regional und auf 
bestimmte Bildungsziele beschränkt sein 
(§ 81 Abs. 4 S. 1 und 2 SGB III). Eine 
bundesweite Übersicht über berufliche 
Weiterbildungsangebote ist auf der Inter‑
netseite der Bundesagentur für Arbeit zu 
finden.295

Darüber hinaus besteht ein Anspruch 
auf die Übernahme der Weiterbildungs‑
kosten zum nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses oder eines 
gleichwertigen Schulabschlusses, wenn 
die Voraussetzungen für die Förderung 
der beruflichen Weiterbildung erfüllt sind 
und eine erfolgreiche Teilnahme zu er‑
warten ist (§ 81 Abs. 3 S. 1 SGB III).

Nach § 82 Abs. 1 SGB III können 
Arbeitnehmende unabhängig von den 
dargestellten Voraussetzungen auch im 
Rahmen eines bestehenden Arbeitsver-
hältnisses an einer beruflichen Weiter‑
bildung teilnehmen. Dabei werden die 
Weiterbildungskosten ganz oder teilweise 
übernommen, wenn 

	• Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig‑
keiten vermittelt werden, die über 
ausschließlich arbeitsplatzbezogene 
kurzfristige Anpassungsfortbildungen 
hinausgehen, 

	• der Erwerb des Berufsabschlusses, für 
den eine Ausbildungsdauer von min‑
destens zwei Jahren festgelegt ist, in 
der Regel mindestens zwei Jahre zu‑
rückliegt,

295	 Siehe http://kursnet-finden.arbeitsagentur.de/
kurs/index.jsp.

	• die Arbeitnehmenden in den letzten 
zwei Jahren vor Antragsstellung nicht 
an einer geförderten beruflichen Wei‑
terbildung teilgenommen haben

	• die Maßnahme mehr als 120 Stunden 
dauert und

	• die Maßnahme und deren Träger für 
die Förderung zugelassen sind.

Eine Förderung soll nur erfolgen, wenn 
sich die Arbeitgebenden in angemesse‑
nem Umfang an den Lehrgangskosten be‑
teiligen (§ 82 Abs. 2 S. 1 SGB III). Für die 
berufliche Weiterbildung von Arbeitneh‑
menden können Arbeitgebende durch 
Zuschüsse zum Arbeitsentgelt gefördert 
werden (§ 82 Abs. 3 S. 1 SGB III).

Durch das Bürgergeldgesetz296 erhalten 
Arbeitnehmende seit 1. Juli 2023 nach 
§ 87a Abs. 1 SGB III Weiterbildungsprä-
mien, wenn sie an einer nach § 81 SGB III 
geförderten beruflichen Weiterbildung 
teilnehmen, die zu einem Abschluss in 
einem Ausbildungsberuf führt, für den 
eine Ausbildungsdauer von mindestens 
zwei Jahren festgelegt ist. Die Höhe der 
Weiterbildungsprämien beträgt nach Be‑
stehen einer Zwischenprüfung oder des 
ersten Teils einer gestreckten Abschluss‑
prüfung 1.000 € und nach Bestehen einer 
Abschlussprüfung 1.500 €. Arbeitslose 
Arbeitnehmende beziehen nach § 87a 
Abs. 2 SGB III bei Teilnahme an einer sol‑
chen Weiterbildung zusätzlich ein Wei-
terbildungsgeld von monatlich 150 €.

Seit 1. April 2024297 erhalten Beschäf‑
tigte, denen im besonderen Maße durch 

296	 BGBl. I, Nr. 51 vom 20.12.2022, Art. 2 und 13 
Abs. 2.

297	 Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbil‑
dungsförderung, BGBl. I, Nr. 191 vom 20.7.2023, 
Art. 2 und 17 Abs. 2.
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die Transformation der Arbeitswelt der 
Verlust des Arbeitsplatzes droht, während 
einer beruflichen Weiterbildung unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Quali-
fizierungsgeld nach §§ 82a, 82b SGB III, 
um ihnen so die zukunftssichere Beschäf‑
tigung im aktuellen Betrieb zu ermögli‑
chen.298

Soweit die Entscheidung über die För‑
derung eine Ermessensentscheidung ist, 
stellt sich in der Praxis wegen der höhe‑
ren Kosten als bei anderen Maßnahmen 
häufiger die Frage nach der Laufzeit der 
Aufenthaltsgestattung bzw. der Aufent‑
haltsperspektive (siehe II 1.2.2 (1)). 

(8) Einstiegsqualifizierung  
(§ 54a SGB III) 

Bei der Einstiegsqualifizierung handelt 
es sich um ein Praktikum, das eine be‑
triebliche Berufsausbildung vorbereitet 
und die Chance bietet, in vier bis ma-
ximal zwölf Monaten den Arbeitsalltag 
in einem bestimmten Tätigkeitsfeld und 
in einem Betrieb kennenzulernen. Die 
Einstiegsqualifizierung kann in Vollzeit 
oder in Teilzeit mit einem Umfang von 
mindestens 20 Wochenstunden durch‑
geführt werden (§ 54a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 
SGB  III) und schließt mit einem Zerti‑
fikat ab, das die zuständige Kammer auf 
der Grundlage der Bescheinigung des 
Arbeitgebenden ausstellt, und sie kann 
auf die Ausbildungszeit angerechnet 
werden.299 Arbeitgebende, die eine be‑
triebliche Einstiegsqualifizierung durch‑

298	 BA, Fachliche Weisungen FW zum Qualifizie‑
rungsgeld, gültig ab 20.2.2025, Rn. 4. 

299	 BA, Fachliche Weisungen zur Einstiegsqualifizie‑
rung, gültig ab 1.6.2024, Rn. 54a.32 f. und 54a.14.

führen, erhalten einen Zuschuss in Höhe 
der mit den Auszubildenden verein‑
barten Vergütung zuzüglich eines pau‑
schalierten Anteils am durchschnittli‑
chen Gesamtsozialversicherungsbeitrag, 
maximal 276 Euro monatlich. Hierfür 
müssen die Arbeitgebenden einen ent‑
sprechenden Antrag beim Arbeitgeber‑
service der Agentur für Arbeit stellen. 
Die Teilnehmenden an einer Einstiegs‑
qualifizierung können auch durch Über‑
nahme von Fahrkosten gefördert werden 
(§ 54a Abs. 6 S. 1 SGB III).

Eine Altersbegrenzung bei der För‑
derung besteht nicht mehr.300 Voraus‑
setzung für eine Förderung ist, dass sich 
die Asylsuchenden bei der Agentur für 
Arbeit ausbildungsuchend gemeldet ha‑
ben, und

	• aus individuellen Gründen eine ein‑
geschränkte Vermittlungsperspektive 
besteht und auch die bundesweiten 
Nachvermittlungsaktionen erfolglos 
blieben, oder 

	• wenn ihnen die erforderliche Ausbil‑
dungsreife fehlt, oder 

	• wenn sie lernbeeinträchtigt oder so‑
zial benachteiligt sind (§ 54a Abs. 4 
SGB III). 

Die erforderliche Ausbildungsreife fehlt 
Personen, die eignungsbedingte Ein‑
schränkungen im Hinblick auf den ange‑
strebten Ausbildungsberuf aufweisen, die 
aber grundsätzlich für die Ausbildung in 
einem Betrieb geeignet sind.301 Als lern-
beeinträchtigt gelten unabhängig vom 
erreichten Schulabschluss insbesondere 

300	 Ebd., 54a.42. 
301	 Ebd., 54a.43.
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Personen ohne Hauptschulabschluss so‑
wie solche, die ehemals Förderschulen 
für Menschen mit einer Lernbehinderung 
besucht haben. Eine soziale Benachteili-
gung wird etwa bei jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund angenommen, 
die aufgrund von Sprachdefiziten oder 
wegen bestehender sozialer Eingewöh‑
nungsschwierigkeiten in einem fremden 
soziokulturellen Umfeld eine besonde‑
re Unterstützung brauchen.302 Da viele 
Asylsuchende, die noch nicht lange in 
Deutschland leben, keinen Hauptschul‑
abschluss erwerben konnten und mangels 
ausreichendem tatsächlichen Zugang zu 
Deutschkursen Defizite in der deutschen 
Sprache haben, liegen diese Fördervor‑
aussetzungen bei der Zielgruppe häufig 
vor.

Bei einer Einstiegsqualifizierung müs‑
sen die Auszubildenden mindestens 
70 % der Gesamtzeit im Betrieb verbrin‑
gen (§ 3 Abs. 1 Einstiegsqualifizierungs‑
förderungs-Anordnung – EQFAO). Bei 
Teilnahme an einem erforderlichen Be‑
rufssprachkurs kann der Anteil an Zeit 
im Betrieb reduziert werden, wobei sie 
mindestens 50 % betragen muss (§ 3 
Abs. 1a EQFAO). Sind Teilnehmende 
berufsschulpflichtig, sollten sie mög‑
lichst die entsprechende Fachklasse be‑
suchen.303

Es besteht die Möglichkeit, dass auch 
eine weitere Einstiegsqualifizierung bei 
einem anderen Arbeitgebenden gefördert 
wird (vgl. § 54a Abs. 5 SGB  III). Insbe‑
sondere bei aneinander anschließenden 

302	 Ebd., 54a.43; BA, Fachliche Weisungen zur Au‑
ßerbetrieblichen Berufsausbildung, Stand: Sep‑
tember 2023, Rn. 76.27 f.

303	 BA, Fachliche Weisungen zur Einstiegsqualifizie‑
rung, gültig ab 1.6.2024, Rn. 54a.25.

Förderungen darf die Förderzeit insge‑
samt 12 Monate nicht überschreiten. Wird 
eine Einstiegsqualifizierung in einen an‑
deren bzw. einem nicht verwandten Aus‑
bildungsberuf angestrebt, kann auf die 
Anrechnung verzichtet werden. Sofern 
nach der Einstiegsqualifizierung trotz in‑
tensiver Bewerbungsaktivitäten keine Be‑
rufsausbildung begonnen werden konn‑
te, kann im begründeten Ausnahmefall 
eine erneute Förderung im gleichen oder 
einem verwandten Beruf über eine Ein‑
stiegsqualifizierung erfolgen.304 

Während einer Einstiegsqualifizierung 
kann eine Förderung durch Maßnahmen 
der Assistierten Ausbildung erfolgen 
(§ 74 Abs. 1 S. 1 SGB  III), wozu Asylsu‑
chende eingeschränkt Zugang haben (vgl. 
II 1.2.2 i). Bei der Einstiegsqualifizierung 
handelt es sich um eine zustimmungsfreie 
Beschäftigung (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 1 
BeschV; § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 MiLoG; vgl. 
I 1.1.2 b).305 

(9) Eingliederungszuschuss für 
Arbeitgebende (§ 88 SGB III)

Arbeitgebende können zur Eingliede‑
rung von Arbeitnehmenden mit Ver‑
mittlungshemmnissen Zuschüsse zu den 
Arbeitsentgelten erhalten, wenn deren 
Vermittlung wegen in ihrer Person lie‑
gender Umstände erschwert ist. Dies 
können z. B. gesundheitliche Einschrän‑
kungen, unzureichende Deutschkennt‑

304	 Ebd., Rn. 54a.52.
305	 Vgl. ebd., Rn. V.EQ.11b; für weitere Informatio‑

nen über die arbeits- und sozialrechtlichen Rah‑
menbedingungen bei einer Einstiegsqualifizie‑
rung vgl. Caritas/ZBS AuF: Arbeitshilfe 2, a. a. O. 
(Fn. 29), Nr. 6, S. 31 ff. 
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nisse, eine fehlende bzw. unzureichen‑
de berufliche Qualifikation oder eine 
besondere Einarbeitungsbedürftigkeit 
sein, etwa weil jemand längere Zeit nicht 
gearbeitet hat.306 Förderhöhe und -dau‑
er richten sich nach dem Umfang einer 
Minderleistung der Arbeitnehmenden 
und nach den jeweiligen Eingliede‑
rungserfordernissen. Die Höhe des Ein‑
gliederungszuschusses beträgt maximal 
50 % des berücksichtigungsfähigen Ar‑
beitsentgelts; der Lohnkostenzuschuss 
wird für längstens zwölf Monate geleistet 
(§ 89 SGB III).307 Der Arbeitgebende ist 
verpflichtet, die Arbeitnehmenden nach 
dem Ende der Förderung entsprechend 
der Förderdauer, längstens jedoch zwölf 
Monate, weiter zu beschäftigen (§ 92 
Abs. 2 S. 5 SGB III).

Die Förderung eines befristeten Ar‑
beitsverhältnisses ist möglich.308 Ein 
Eingliederungszuschuss kann grundsätz‑
lich nur gezahlt werden, wenn er vor der 
Arbeitsaufnahme beantragt worden ist 
(§ 324 Abs. 1 S. 1 SGB III).309

Die Entscheidung über die Gewährung 
eines Eingliederungszuschusses, die der 
Arbeitgebende beim Arbeitgeberservice 
der Agentur für Arbeit beantragen muss, 
ist eine Ermessensentscheidung, zu den 
Einzelheiten siehe II.1.2.2 (1).  

306	 Kühl, in: Brand, Kommentar Sozialgesetzbuch, 
SGB  III § 88 Rn. 9–14; Schneil, in: BeckOGK, 
§ 88 Rn. 24–33; BA, Fachliche Weisungen zum 
Eingliederungszuschuss, gültig ab 3.12.2024, 
Rn. 88.13 f. 

307	 Bei Arbeitnehmenden ab 55 Jahren kann die 
Förderdauer bis zu 36 Monate betragen, wenn 
die Förderung bis zum 31.12.2028 begonnen hat 
(§ 89 S. 3 SGB III).

308	 BA, Fachliche Weisungen zum Eingliederungs‑
zuschuss, gültig ab 3.12.2024, Rn. 88.54.

309	 Ebd., V.EGZ.1. 

(10) Förderung der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen am 

Arbeitsleben (§§ 112 ff. SGB III)

Für Menschen mit Behinderungen kön‑
nen Leistungen zur Förderung der Teil‑
habe am Arbeitsleben erbracht werden, 
um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, 
zu verbessern oder (wieder-)herzustellen 
und ihre Teilhabe am Arbeitsleben zu si‑
chern (§ 112 Abs. 1 SGB III). Hierzu kön‑
nen auch Personen mit einer psychischen 
Erkrankung gehören (§ 19 Abs. 1 SGB III, 
§ 2 Abs. 1 SGB  IX) – etwa infolge einer 
posttraumatischen Belastungsstörung, 
die bei Asylsuchenden nicht selten vor‑
liegt. Leistungen können auch erfolgen, 
wenn eine Behinderung mit beruflichen 
Folgen droht (§ 19 Abs. 2 SGB III). 

Gewährt werden zum einen allgemei-
ne Leistungen, etwa zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung, zur Förde‑
rung der Berufsausbildung – wie eine au‑
ßerbetriebliche Berufsausbildung – oder 
zur beruflichen Weiterbildung (§§ 115 f. 
SGB  III). Soweit § 116 SGB  III keine 
günstigere Regelung enthält, sind für den 
Zugang zu diesen allgemeinen Leistungen 
grundsätzlich die Voraussetzungen des je‑
weiligen Förderinstruments maßgeblich. 

Hier stellt sich allerdings die Frage, 
ob auch die aufenthaltsrechtlichen Ein‑
schränkungen in den allgemeinen Rege‑
lungen des SGB III310 zur Ausbildungsför‑
derung (vgl. II 1.2.3) für Menschen mit 
Behinderungen gelten, die Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben nutzen möch‑
ten. Zu diesen Leistungen zählt beispiels‑
weise die Aufnahme einer außerbetrieb‑

310	 §§ 52 Abs. 2 S. 2 und 3, 60 Abs. 3 S.1, 74a Abs. 1 
S. 3 und 4, 76 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 SGB III.
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lichen Ausbildung nach §§ 115 Nr. 2, 76 
SGB III. 

Nach einer Auffassung, die bislang teil‑
weise in der Rechtsliteratur und in der – 
soweit ersichtlich – einzigen Gerichtsent‑
scheidung311 vertreten wurde, bestehen 
diese aufenthaltsrechtlichen Einschrän‑
kungen beim Zugang zu den allgemei‑
nen Leistungen nicht. Das wird damit 
begründet, dass § 114 SGB  III312 nur in 
Bezug auf den Leistungsrahmen, nicht 
aber hinsichtlich des förderfähigen Perso‑
nenkreises auf die allgemeinen Vorschrif‑
ten der §§ 44–94 SGB  III verweise (so‑
genannte Rechtsfolgenverweisung). Das 
SGB III enthalte danach in den Regelun‑
gen der §§ 112–116 SGB III eine vorran‑
gige Spezialregelung für die Leistungen 
für die Ausbildung und die Weiterbildung 
von Menschen mit Behinderung mit der 
Folge, dass alle ausländischen Staatsan‑
gehörigen mit Wohnsitz oder gewöhnli‑
chem Aufenthalt im Inland unabhängig 
von ihrem Aufenthaltsstatus förderfähig 
seien. Damit würden die Leistungen auch 
Asylsuchenden und Personen mit Dul‑
dung bei Vorliegen einer Behinderung 
uneingeschränkt zustehen.

Demgegenüber wird aber in der Ge‑
setzesbegründung zum Integrationsge‑
setz vom 31. Mai 2016313 ausgeführt, dass 
die aufenthaltsrechtlichen Einschrän‑

311	 SG Hamburg, Urteil vom 23.1.2012 – S 47 AL 
36/10 – m. w. N., asyl.net: M19799; Bienert, in: 
NK-SGB III, § 112 SGB III, Rn. 12; Jenaky, in: Ju‑
risPK, § 122 SGB III, Rn. 40; Nebe, in: BeckOGK 
1.12.2018, SGB  III, § 19 Rn. 23; a. A. Siefert, in: 
Hauck/Noftz, SGB III, § 122 SGB III, Rn. 33.

312	 Nach § 114 SGB III richten sich die allgemeinen 
und besonderen Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben nach den §§ 44–94 SGB III, soweit 
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

313	 BT-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, S. 31.

kungen auch auf Personen mit einer Be‑
hinderung anwendbar seien. Da es sich 
bei § 114 SGB  III um eine sogenannte 
Rechtsgrundverweisung handele,314 seien 
nach Auffassung u. a. der Bundesagentur 
für Arbeit alle Leistungsvoraussetzungen 
der Vorschrift, auf die verwiesen wird, 
zu prüfen.315 Bei den Regelungen zu den 
allgemeinen Leistungen bestünde keine 
abweichende Vorgabe für Menschen mit 
Behinderungen. 

Dies würde bedeuten, dass viele Asyl‑
suchende mit einer Behinderung von 
den allgemeinen Leistungen zur Ausbil‑
dungsförderung, bei denen aufenthalts‑
rechtliche Einschränkungen bestehen, 
ausgeschlossen sein können. Sie könnten 
insbesondere keine außerbetriebliche Be‑
rufsausbildung aufnehmen (zu den De‑
tails siehe den nachfolgenden Abschnitt 
II 1.2.3). 

Vor dem Hintergrund des besonderen 
Schutzes von Menschen mit Behinderun‑
gen durch das höherrangige Recht – wie 
durch die UN-Behindertenrechtskonven‑
tion – ist diese Auslegung aber abzuleh‑
nen. Allen Menschen mit Behinderungen 
muss die größtmögliche Teilhabe am Ar‑
beitsleben eingeräumt werden. Aufent‑
haltsrechtliche Einschränkungen, die die 
Teilhabe unmöglich machen, müssen un‑
terbleiben. Wenn die Gesetzgebung keine 
Klarstellung vornimmt, müsste hier eine 

314	 So auch Schmidt, in: BeckOK Sozialrecht, 
SGB  III § 114 Rn. 1; Nebe, in: BeckOGK 
1.5.2025, SGB  III § 114 Rn. 1; Karmanski, in: 
Brand, Kommentar Sozialgesetzbuch, SGB  III 
§ 114 Rn. 2.

315	 BA, Fachliche Weisungen Reha zum Leistungs‑
rahmen, Stand: 6/2023, Nr. 2; so auch Siefert, in: 
Hauck/Noftz, SGB  III, Stand: Dezember 2019, 
§ 122 SGB III, Rn. 33. 
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Klärung durch die Rechtsprechung abge‑
wartet werden.316

Neben den allgemeinen Leistungen 
können unter bestimmten Vorausset‑
zungen besondere Leistungen wie das 
Übergangsgeld und das Ausbildungsgeld 
zur Finanzierung des Lebensunterhalts 
während einer Berufsausbildung sowie 
die Übernahme der Teilnahmekosten 
an Maßnahmen wie die unterstützte Be‑
schäftigung (§§ 117 ff. SGB  III; §§ 49 ff. 
SGB  IX) in Anspruch genommen wer‑
den.

Aufenthaltsrechtliche Einschränkun‑
gen bestehen beim Ausbildungsgeld, das 
Menschen mit Behinderungen unter an‑
derem während einer Berufsausbildung 
und einer Maßnahme im Eingangsver‑
fahren oder Berufsbildungsbereich einer 
Werkstatt für behinderte Menschen (§ 57 
SGB  IX) erhalten, da hierfür die Vor‑
schriften über die Berufsausbildungsbei‑
hilfe entsprechend gelten (§ 122 Abs. 2 
SGB  III). Wenn davon ausgegangen 
wird, dass auch für Menschen mit Be‑
hinderungen die aufenthaltsrechtlichen 
Voraussetzungen gegeben sein müssen, 
können Asylsuchende mangels Zugangs 
zu Berufsausbildungsbeihilfe kein Ausbil‑
dungsgeld erhalten (zu den Einzelheiten 
und Folgen dieses Ausschlusses vgl. II 
1.2.3 (1)).

Die Entscheidung über die Gewährung 
allgemeiner Leistungen ist eine Ermes-

316	 Zu weiteren Einzelheiten vgl. auch Barbara Wei‑
ser: Sozialleistungen für Menschen mit einer 
Behinderung im Kontext von Migration und 
Flucht. Eine Übersicht zu den rechtlichen Rah‑
menbedingungen, hg. von passage gGmbH/
Universität Hamburg, November 2016, S. 95 ff., 
25 ff., abrufbar auf esf-netwin.de unter »Rechtli‑
che Informationen/6. Geflüchtete mit einer Be‑
hinderung«.

sensentscheidung der Agentur für Ar‑
beit, bei der aber die Vorgaben des höher‑
rangigen Rechts zu berücksichtigen sind; 
auf die Bewilligung der besonderen Leis-
tungen besteht ein Anspruch (§ 3 Abs. 3 
Nr. 8 SGB III).

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit ist Grundlage 
für die Leistungen zur Teilhabe am Ar‑
beitsleben nach §§ 112 SGB III eine so‑
genannte Reha-Antragstellung nach § 14 
SGB IX und eine entsprechende positive 
Entscheidung zur Bedarfsfeststellung.317 
Bei der Entscheidung über den persönli‑
chen Teilhabebedarf, d. h. über Art und 
Umfang der erforderlichen Leistungen, 
können u. a. der Ärztliche Dienst, der 
Berufspsychologische Service und der 
Technische Beratungsdienst hinzugezo‑
gen werden.318 Die Fachlichen Weisun‑
gen binden als Verwaltungsvorschriften 
allerdings nur die jeweiligen Behörden, 
nicht aber die Gerichte (s. II 1.2.2). Au‑
ßerdem können Arbeitgebende bei der 
Beschäftigung von Asylsuchenden mit 
einer Behinderung oder einer Schwer‑
behinderung einen Lohnkostenzu-
schuss sowie einen Zuschuss zur Aus‑
bildungsvergütung erhalten (§§ 90, 73 
SGB III).319

317	 BA, Fachliche Weisungen zu § 112 SGB III Teil‑
habe am Arbeitsleben, Stand: 6/2023, Nr. 2 (3). 5.

318	 BA, Merkblatt: Teilhabe am Arbeitsleben, Januar 
2024, S. 6.

319	 Weitere Informationen u. a. zu Unterstützungs‑
möglichkeiten bietet der Leitfaden Maren Gag 
und Barbara Weiser: Beratung von Menschen 
mit einer Behinderung im Kontext von Mi‑
gration und Flucht, 4. Aufl. September 2024, 
abrufbar auf esf-netwin.de unter »Rechtliche 
Informationen/6. Geflüchtete mit einer Behin‑
derung«.

https://www.esf-netwin.de/download/604/
https://www.esf-netwin.de/download/602/
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(11) Begleitende Phase der  
Assistierten Ausbildung

Die Assistierte Ausbildung gliedert sich 
in eine Vorphase, zu der Asylsuchende 
nur unter bestimmten Voraussetzungen 
Zugang haben (§ 75a Abs. 1 S. 3 SGB III, 
zu den Einzelheiten vgl. II 1.2.3 (3), und 
in eine begleitende Phase. Im Rahmen 
dieser Maßnahme werden die jungen 
Menschen auch im Betrieb individuell 
und kontinuierlich unterstützt und so‑
zialpädagogisch begleitet. Hierzu steht 
beim Träger der Assistierten Ausbildung 
über die gesamte Förderdauer eine fes‑
te Ausbildungsbegleiterin oder ein fes‑
ter Ausbildungsbegleiter zur Verfügung 
(§ 74 Abs. 4 SGB III).

Förderungsberechtigt sind junge 
Menschen, die ohne Unterstützung eine 
Berufsausbildung nicht aufnehmen oder 
fortsetzen können oder voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, die Be‑
rufsausbildung abzuschließen. Eine För‑
derberechtigung besteht auch, wenn sie 
aus personenbedingten Gründen nach 
dem vorzeitigen Ende einer betrieblichen 
Berufsausbildung keine weitere Ausbil‑
dung aufnehmen oder nach Abschluss 
einer mit Assistierter Ausbildung unter‑
stützten Berufsausbildung kein Arbeits‑
verhältnis beginnen oder festigen können. 
Auch wenn während einer Einstiegsqua-
lifizierung zusätzliche Unterstützung er‑
forderlich ist, kann eine Förderung erfol‑
gen (§ 74 Abs. 3 S. 1–2 SGB III).

Eine Altersbeschränkung sieht das 
Gesetz nicht vor.320 Die begleitende Phase 
der Assistierten Ausbildung endet spä‑

320	 BA, Fachliche Weisungen zur Assistierten Aus‑
bildung, Stand: Juli 2024, Rn. 74.10.

testens sechs Monate nach Beginn eines 
Arbeitsverhältnisses oder ein Jahr nach 
Ende der Berufsausbildung (§ 74 Abs. 3 
S. 3 SGB III).

Die begleitende Phase umfasst neben 
der sozialpädagogischen Begleitung Maß‑
nahmen zur Stabilisierung des Berufsaus‑
bildungsverhältnisses oder der Einstiegs‑
qualifizierung, Angebote zum Abbau von 
Bildungs- und Sprachdefiziten sowie 
zur Vermittlung fachtheoretischer Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
(§ 75 Abs. 2 SGB  III). Die Agentur für 
Arbeit legt die erforderlichen Unterstüt‑
zungselemente nach Beratung des jungen 
Menschen in Abstimmung mit dem Trä‑
ger der Maßnahme im Einzelfall fest (§ 75 
Abs. 3 SGB III). 

Auch Betriebe können administrativ 
und organisatorisch sowie zur Stabilisie‑
rung des Berufsausbildungsverhältnisses 
oder der Einstiegsqualifizierung unter‑
stützt werden, wenn die Auszubildenden 
durch eine Assistierte Ausbildung geför‑
dert werden (§ 75 Abs. 7 SGB III).

Asylsuchende können durch Maßnah‑
men der Assistierten Ausbildung in der 
begleitenden Phase uneingeschränkt ge‑
fördert werden.321 

1.2.4 Förderinstrumente mit aufent-
haltsrechtlichen Sonderregelungen

Im Folgenden werden nun die Leistungen 
dargestellt, bei denen im SGB III weiter‑
hin ausdrücklich Ausschlüsse oder Zu‑
gangsbeschränkungen genannt sind (vgl. 
II 1.2.1). Kriterien hierfür sind der Auf‑
enthaltsstatus – gegebenenfalls zusam‑

321	 Ebd., Rn. 75.29.
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men mit einer bestimmten Voraufent‑
haltsdauer sowie einem bestimmten Maß 
an Schulwissen und Deutschkenntnissen. 
Dies betrifft die Berufsausbildungsbeihil‑
fe, das Ausbildungsgeld, die berufsvorbe‑
reitenden Bildungsmaßnahmen, die Vor‑
phase der Assistierten Ausbildung sowie 
die außerbetriebliche Berufsausbildung. 
Eine Übersicht über alle Förderinstru‑
mente ist in der Tabelle im Anhang zu 
finden. 

(1) Berufsausbildungsbeihilfe  
(§§ 56 ff. SGB III)

Während einer betrieblichen Berufs‑
ausbildung haben Auszubildende, wenn 
sie nicht bei ihren Eltern wohnen, unter 
bestimmten Voraussetzungen einen An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe. 
Sind sie jünger als 18 Jahre, ist in der Re‑
gel eine Förderung nur möglich, wenn sie 
die Ausbildungsstelle von der elterlichen 
Wohnung aus nicht in angemessener Zeit 
erreichen können (§§ 56, 57, 60 SGB III). 
Das Vorliegen einer abgeschlossenen Aus‑
bildung kann der Förderung gegebenen‑
falls dann nach § 57 Abs. 2 SGB III ent‑
gegenstehen, wenn ein Berufsabschluss 
in einem nach dem BBiG, der HwO oder 
nach bundes- oder landesrechtlichen Vor‑
schriften anerkannten Beruf erworben 
wurde, für den die Ausbildungszeit mit 
mindestens zwei Jahren festgesetzt ist.322 
Nach der vorzeitigen Beendigung eines 
Ausbildungsverhältnisses wird auch ein 

322	 BA, Fachliche Weisungen zur förderfähigen Be‑
rufsausbildung, Stand: 29.5.2020, Rn. 57.2.2.

neues Ausbildungsverhältnis gefördert.323 
Auch während einer außerbetrieblichen 
Berufsausbildung, einer berufsvorbe‑
reitenden Bildungsmaßnahme sowie 
während der Vorphase der Assistierten 
Ausbildung kann ein Anspruch auf Be‑
rufsausbildungsbeihilfe bestehen (§§ 57 
Abs. 1; 56 Abs. 2 S. 1 und 2 SGB III). 

Die Höhe der Berufsausbildungsbei‑
hilfe während einer Berufsausbildung 
beträgt gegenwärtig maximal 822 € (§ 61 
Abs. 1 SGB  III; § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 2 Nr. 2 BAföG); das Einkommen der 
Auszubildenden und ihrer Eltern etc. ist 
darauf anzurechnen (§ 67 SGB III). Eine 
Altersgrenze gibt es für die Berufsaus‑
bildungsbeihilfe nicht. Zudem können 
Fahrtkosten und weitere Aufwendungen 
etwa für Berufskleidung übernommen 
werden (§§ 63 f. SGB III).

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Asylsuchende sind seit dem 1. August 
2019324 vollständig von Berufsausbil‑
dungsbeihilfe ausgeschlossen. 

Aufgrund der gleichzeitigen Ände‑
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
im Rahmen des Migrationspakets von 
2019325 haben Asylsuchende während 
einer durch Berufsausbildungsbeihilfe 
(BAB) förderfähigen Berufsausbildung326 

323	 Ebd., Rn. 57.3.2.
324	 Inkrafttreten des Gesetzes zur Förderung der 

Ausbildung und Beschäftigung von Auslände‑
rinnen und Ausländern vom 8.7.2019, BGBl. I, 
Nr. 26 vom 15.7.2019, S. 1021 ff. 

325	 Drittes Gesetz zur Änderung des Asylbewerber‑
leistungsgesetzes, BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, 
in Kraft getreten am 1.9.2019.

326	 § 57 SGB III.
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oder Ausbildungsvorbereitung327 jetzt 
generell einen Anspruch auf (ergänzen‑
de) Leistungen nach § 2 AsylbLG – die 
sogenannten Analogleistungen – zur Si‑
cherung ihres Lebensunterhalts, wenn sie 
seit 36 Monaten in Deutschland leben.328 

Asylsuchende, die noch nicht 36 Mo‑
nate hier leben, beziehen wie bislang 
(ergänzend) Grundleistungen nach § 3 
AsylbLG. 

Auch wenn damit die Finanzierung 
des Lebensunterhalts während einer Aus‑
bildung oder einer Vorbereitungsmaß‑
nahme sichergestellt wird, ist kein Sach‑
grund erkennbar, aus dem Asylsuchende 
als einzige Personengruppe von Berufs‑
ausbildungsbeihilfe – als dem Regelför‑
derinstrument zur Ausbildungsfinanzie‑
rung – ausgeschlossen und auf (ergänzen‑
de) Transferleistungen verwiesen werden. 
Damit wird die Ausbildungsfinanzierung 
als eine Aufgabe, die ansonsten mit Bun‑
desmitteln erfüllt wird, auf die Länder 
bzw. die Kommunen abgewälzt.

Der Ausschluss führt dazu, dass der 
Lebensunterhalt bei ergänzendem Bezug 
von Leistungen nach dem AsylbLG als 
nicht eigenständig gesichert gilt, da Leis‑
tungen nach dem AsylbLG – anders als 
Berufsausbildungsbeihilfe – sogenannte 
»schädliche Sozialleistungen« darstellen 
(§ 2 Abs. 3 S. 2 Nr. 5 AufenthG). Dies 
kann sich etwa dann negativ auswirken, 
wenn für die Aufnahme der Ausbildung 

327	 § 51 SGB III; Teilnehmende an der Vorphase der 
Assistierten Ausbildung haben Anspruch auf 
Berufsausbildungsbeihilfe wie Auszubildende in 
einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah‑
me (§ 56 Abs. 2 S. 2 SGB III); daher müsste ihre 
Ausbildung auch nach § 51 SGB III dem Grunde 
nach förderfähig sein.

328	 § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AsylbLG; die Leistung erfolgt 
als Zuschuss.

ein Umzug notwendig ist und dafür die 
Aufhebung einer Wohnsitzauflage bean‑
tragt wird: Eine Wohnsitzauflage muss 
nämlich nur dann aufgehoben werden, 
wenn der Lebensunterhalt eigenständig 
gesichert ist (§ 60 Abs. 1 S. 1 AsylG), was 
rechtlich gesehen aufgrund des Bezugs 
der »schädlichen Sozialleistungen« nicht 
der Fall ist. Dadurch ist ein Umzug zur 
Aufnahme einer Ausbildung nur mög‑
lich, wenn die Ausländerbehörde bei der 
Entscheidung über den Umverteilungs‑
antrag anerkennt, dass humanitäre Grün‑
de für die Umverteilung sprechen, die von 
vergleichbarem Gewicht sind wie das Zu‑
sammenleben mit nahen Familienange‑
hörigen (§§ 51 Abs. 1, 50 Abs. 4 S. 4 Asyl; 
vgl. I 1.3). Niedersachsen hat in einem 
Erlass329 vorgegeben, dass in diesen Fällen 
zugunsten der Umverteilung zu entschei‑
den ist.  

Exkurs: Lebensunterhaltssicherung 
während einer schulischen Ausbildung 

oder eines Studiums 

Asylsuchende haben nur dann einen An‑
spruch auf Leistungen nach dem BAföG, 
wenn sie selbst oder ihre Eltern eine be‑
stimmte Zeit in Deutschland erwerbstätig 
waren.330 

Halten sie sich noch keine 36 Monate 
in Deutschland auf, haben sie auch wäh‑
rend einer schulischen Ausbildung oder 

329	 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 
Sport, Erlass vom 22.1.2024, S. 4 abrufbar bei 
www.mi.niedersachsen.de unter »Themen/Aus‑
länderangelegenheiten/Zahlen, Daten, Fakten/ 
Niedersächsische Erlasse«. 

330	 § 8 Abs. 3 BAföG.

https://www.mi.niedersachsen.de/download/152366/2020-02-26_MI_Erl._Hinweise_zum_Umgang_mit_Wohnsitzauflagen_nach_60_Abs.1_AsylG_und_zur_Verteilung_u._Zuweisung_von_Asylbegehrenden_bei_Aufnahme_eines_Ausbildungsverhaeltnisses_oder_einer_Erwebstaetigkeit.pdf
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eines Studiums in der Regel331 Zugang 
zu Grundleistungen nach § 3 AsylbLG. 
Nach der Änderung des AsylbLG können 
Asylsuchende auch anschießend während 
einer schulischen Ausbildung oder eines 
Studiums nach § 2 AsylbLG Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach §§ 27 ff. SGB XII als 
Zuschuss oder als Darlehen beziehen.332

(2) Berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen (§ 51 SGB III)

Im Rahmen einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme werden junge Men‑
schen vorrangig auf die Aufnahme einer 
Berufsausbildung, ansonsten auf den Be‑
ginn einer Beschäftigung vorbereitet. 

Dabei sollen die Teilnehmenden bei 
ihrer Berufswahlentscheidung unterstützt 
werden und es sollen ihnen die erforderli‑
chen Kenntnisse und Fertigkeiten für eine 
Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme ver‑
mittelt werden.333 Im Regelfall dauert die 
Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme bis zu zwölf Monate; 
für junge Menschen mit Behinderungen 
ist eine Verlängerung der individuellen 
Förderdauer möglich.334 Berufsvorberei‑
tende Bildungsmaßnahmen, die von Bil‑
dungsträgern durchgeführt werden, kön‑
nen in angemessenem Umfang betrieb‑

331	 Kein Zugang zu Grundleistungen nach § 3 
AsylbLG besteht u. a., wenn die Voraussetzungen 
für gekürzte Leistungen nach § 1a AsylbLG vor‑
liegen. 

332	 § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 und S. 3 AsylbLG.
333	 BA, Fachliche Weisungen zu Berufsvorbereiten‑

den Bildungsmaßnahmen, gültig ab 1.8.2023, 
Rn. 51.1.1. 

334	 Ebd., Rn. 51.2.5 ff.

liche Praktika beinhalten (§ 51 Abs. 4 
SGB III).335

Die Teilnehmenden dürfen nicht mehr 
vollzeitschulpflichtig sein (§ 52 Abs. 1 
Nr. 2 SGB  III) und noch keine Berufs‑
ausbildung absolviert haben. Nach der 
Definition in § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB  VIII 
sind junge Menschen Personen unter 27 
Jahren, daher sollte nach Auffassung der 
Rechtsliteratur336 im Regelfall diese Al‑
tersgrenze maßgeblich sein. 

Die Entscheidung über die Förderung 
ist eine Ermessensentscheidung. Förde‑
rungsberechtigte junge Menschen ohne 
Schulabschluss haben zudem einen An-
spruch, im Rahmen einer berufsvorbe‑
reitenden Bildungsmaßnahme auf den 
nachträglichen Erwerb des Hauptschul‑
abschlusses oder eines gleichwertigen 
Schulabschlusses vorbereitet zu werden 
(§ 53 SGB III).

Während einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme besteht ein An‑
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
(§ 56 Abs. 2 S. 1 SGB III). 

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Asylsuchende können seit Inkrafttreten 
des AuslBFG an einer berufsvorberei‑
tenden Bildungsmaßnahme teilnehmen, 
wenn sie sich seit 15 Monaten gestattet, 
geduldet oder erlaubt in Deutschland 

335	 Für weitere Informationen über die arbeits- und 
sozialrechtlichen Rahmenbedingungen bei Prak‑
tika im Rahmen von berufsvorbereitenden Bil‑
dungsmaßnahmen siehe Caritas/ZBS AuF: Ar‑
beitshilfe 2, a. a. O. (Fn. 29), Nr. 7, S. 36 ff.

336	 Brecht-Heitzmann, in: BeckOGK 1.6.2015, 
SGB III § 52 Rn. 8.
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Bei Asylsuchenden, die aufgrund einer 
Behinderung spezifische Schwierigkeiten 
haben, die entsprechenden Schul- und 
Deutschkenntnisse zu erlangen, sollte 
aufgrund der Vorgaben der UN-Behin‑
dertenrechtskonvention eine Förderung 
dennoch möglich sein.339 

(3) Vorphase der 
Assistierten Ausbildung 

Unter II 1.2.2 (11) wurde bereits die be‑
gleitende Phase der Assistierten Ausbil‑
dung dargestellt, durch die alle Asylsu‑
chenden mit Arbeitsmarktzugang geför‑
dert werden können. 

In der Vorphase der Assistierten Aus‑
bildung werden junge Menschen bei der 
Suche nach einer betrieblichen Berufs‑
ausbildung und bei deren Aufnahme un‑
terstützt (§ 75a Abs. 2 S. 1 SGB III). Zum 
Kennenlernen eines potenziellen Ausbil‑
dungsbetriebes und zur Absicherung der 
Berufswahlentscheidung sollen betriebli‑
che Praktika eingesetzt werden.340 Durch 
eine Teilnahme an dieser Maßnahme wird 
die Berufsschulpflicht nicht berührt.341

Eine Förderung in der Vorphase der 
Assistierten Ausbildung ist möglich, 
wenn junge Menschen die Vollzeitschul‑
pflicht erfüllt haben, ausbildungsreif sind, 
ihre Berufswahl getroffen haben und 

339	 Vgl. auch Maren Gag/Barbara Weiser: Herausfor‑
derungen bei der Inklusion von Geflüchteten mit 
einer Behinderung – Erfahrungen im Kontext 
des ESF Plus-Bundesprogramms »WIR – Netz‑
werke integrieren Geflüchtete in den regionalen 
Arbeitsmarkt«, Februar 2024, S. 35 ff., abrufbar 
bei www.esf-netwin.de, https://t1p.de/c0uyu.

340	 BA, Fachliche Weisungen zur Assistierten Aus‑
bildung, Stand Juli 2024, Rn. 74a.22.

341	 Ebd., Rn. 74a.24. 

aufhalten (§ 52 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 SGB III). 
Außerdem sind schulische Kenntnisse 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 52 
Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB III).

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit337 müssen die 
Teilnehmenden nachweislich mindestens 
das Sprachniveau B1 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Spra‑
chen (GER) bei Beginn der Maßnahme 
bereits erreicht haben, da für die Aufnah‑
me einer dualen Berufsausbildung im All‑
gemeinen das Sprachniveau B2 vorliegen 
sollte.338  

Mit dieser starren Vorgabe lassen die 
Fachlichen Weisungen keinen Beurtei‑
lungsspielraum in Bezug auf den Einzel‑
fall. Entscheidend müsste sein, welches 
Sprachniveau der jeweilige junge Mensch 
nach seinen persönlichen Möglichkeiten 
während der langen Qualifizierungs‑
maßnahme erreichen kann und welche 
Ausbildungsaufnahme im Anschluss an‑
gestrebt wird. Da die Fachlichen Weisun‑
gen als Verwaltungsvorschriften für die 
Sozialgerichte nicht bindend sind, stellt 
sich die Frage, ob bei einer Ablehnung der 
Leistung wegen der fehlenden Deutsch‑
kenntnisse ggf. Widerspruch und später 
eine Klage eingelegt werden sollte.

Vorgaben zu den erforderlichen Schul‑
kenntnissen sowie zu deren Feststellung 
erhalten die Fachlichen Weisungen der 
BA nicht. 

337	 BA, Fachliche Weisungen zu Berufsvorbereiten‑
den Bildungsmaßnahmen, gültig ab 1.8.2023, 
Rn. 51.1.12 und 52.2.5.

338	 Vgl. die Übersicht zum Gemeinsamen Europä‑
ischen Referenzrahmen für Sprachen (GER) im 
Anhang.

http://www.esf-netwin.de/
https://t1p.de/c0uyu
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grundsätzlich über hinreichende Befähi‑
gungen für eine Berufsausbildung verfü‑
gen, aber dennoch ohne Unterstützung 
eine Berufsausbildung nicht aufnehmen 
können.342 Eine Altersbeschränkung sieht 
das Gesetz nicht vor.343

Die Vorphase kann bis zu sechs Mo-
nate dauern. Kommt in dieser Zeit keine 
Vermittlung in eine betriebliche Berufs‑
ausbildung zustande, kann diese Phase 
um bis zu zwei Monate verlängert werden 
(§ 75a Abs. 3 SGB III). Während der Vor‑
phase der Assistierten Ausbildung kann 
ein Anspruch auf Berufsausbildungsbei‑
hilfe bestehen (§ 56 Abs. 2 S. 2 SGB III).

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Asylsuchende können an der Vorphase 
der Assistierten Ausbildung teilnehmen, 
wenn sie sich seit 15 Monaten gestattet, 
geduldet oder erlaubt in Deutschland 
aufhalten (§ 75a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB III). 
Außerdem sind schulische Kenntnisse 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 75a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB III). Damit bestehen 
insoweit die gleichen gesetzlichen Förder‑
voraussetzungen wie bei den berufsvor‑
bereitenden Bildungsmaßnehmen.344 

Allerdings enthalten die Fachlichen 
Weisungen der BA zur Vorphase der As‑
sistierten Ausbildung in diesem Punkt 
eine etwas andere Regelung als die Ver‑
waltungsvorschriften zu Berufsvorberei‑

342	 Ebd., Rn. 74a.11. 
343	 Ebd., Rn. 74.10. 
344	 Ebd., Rn. 75a.15.

tenden Bildungsmaßnahmen, nach de‑
nen Deutschkenntnisse auf dem Sprach‑
niveau B1 vorliegen müssen (s. II 1.2.4 
(2)):345 Um das Ziel der Vorphase nicht 
zu gefährden, sollte danach in der Regel 
das Sprachniveau B1 bei Eintritt bereits 
erreicht sein. Die notwendigen Sprach‑
kenntnisse hängen sehr vom Zielberuf 
bzw. angestrebten Berufsfeld ab.346 Damit 
eröffnen die Fachlichen Weisungen hier 
die Möglichkeit, im Einzelfall von einem 
Sprachniveau von B1 GER abzusehen.

(4) Außerbetriebliche Berufsausbildung 
(§ 76 SGB III) 

Seit 1. August 2024 besteht ein durch 
das Gesetz zur Stärkung der Aus- und 
Weiterbildungsförderung eingeführter 
Anspruch auf die Teilnahme an einer 
außerbetrieblichen Berufsausbildung.347 
Dadurch soll die mit dem Gesetz geschaf‑
fene Ausbildungsgarantie umgesetzt 
werden, wonach jeder ausbildungsinter‑
essierte junge Mensch eine Berufsausbil‑
dung beginnen kann, der die Fördervor‑
aussetzungen für eine außerbetriebliche 
Berufsausbildung erfüllt.348

Hierbei handelt es sich um eine Be‑
rufsausbildung für förderungsberechtigte 
junge Menschen, die in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf au‑
ßerbetrieblich durchgeführt wird. Aber 

345	 Fachliche Weisungen zu Berufsvorbereiten‑
den Bildungsmaßnahmen, gültig ab 1.8.2023, 
Rn. 51.1.12 und 52.2.5.

346	 BA, Fachliche Weisungen zur Assistierten Aus‑
bildung, Stand Juli 2024, Rn. 75a.15.

347	 BGBl. I, Nr. 191 vom 20.7.2023, Art. 3 Nr. 1 und 
17 Abs. 4. 

348	 Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 20/6518 
vom 24.4.2023, S. 49.



92 II. Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und Unterstützungsangebote

auch die sogenannten theoriereduzier-
ten Ausbildungen, auch Fachpraktiker‑
ausbildung genannt, auf der Grundlage 
des § 66 BBiG oder des § 42r HwO,349 die 
Menschen mit Behinderungen aufneh‑
men können, werden als außerbetriebli‑
che Berufsausbildungen angeboten.350 Die 
Förderung von Berufsausbildungen nach 
dem Pflegeberufegesetz oder dem Alten‑
pflegegesetz sind im Rahmen einer au‑
ßerbetrieblichen Berufsausbildung nicht 
möglich.351

Außerbetriebliche Berufsausbildun‑
gen können integrativ oder kooperativ 
durchgeführt werden: Bei der integrativen 
Form wird sowohl der fachtheoretische 
als auch der fachpraktische Teil bei einem 
Bildungsträger absolviert und durch be‑
triebliche Ausbildungsphasen von in der 
Regel mindestens 40 Arbeitstagen je Aus‑
bildungsjahr ergänzt. Kooperative außer‑
betriebliche Berufsausbildung bedeutet, 
dass die fachpraktische Ausbildung voll‑
ständig bei einem Kooperationsbetrieb 
erfolgt.352 

Förderungsberechtigt sind junge Men‑
schen, die lernbeeinträchtigt oder sozial 
benachteiligt sind und auch mit ausbil‑
dungsfördernden Leistungen wie einer 
Assistierten Ausbildung keine betriebli‑
che Berufsausbildung aufnehmen kön‑
nen. Als lernbeeinträchtigt gelten un‑
abhängig vom erreichten Schulabschluss 

349	 Vgl. Erstausbildungen nach § 66 BBiG – § 42r 
HwO – Fachpraktikerberufe, abrufbar bei 
rehadat-bildung.de unter »Maßnahmefinder/ 
Ausbildung zur Fachpraktikerin / zum Fachprak‑
tiker«.

350	 BA Fachliche Weisungen zur Außerbetriebli‑
chen Berufsausbildung Stand: September 2023, 
Rn. 76.11.

351	 Ebd., Rn. 76.13.
352	 Ebd. Rn. 76.01 bis 76.04.

insbesondere junge Menschen ohne 
Hauptschulabschluss sowie Personen, die 
ehemals Förderschulen für Menschen mit 
einer Lernbehinderung besucht haben. 
Eine soziale Benachteiligung wird etwa 
bei jungen Menschen mit Migrationshin‑
tergrund angenommen, die aufgrund von 
Sprachdefiziten oder wegen bestehender 
sozialer Eingewöhnungsschwierigkeiten 
in einem fremden soziokulturellen Um‑
feld eine besondere Unterstützung brau‑
chen.353 Unabhängig von einer Lernbe‑
einträchtigung oder sozialen Benachtei‑
ligung ist eine Förderung möglich, wenn 
ein betriebliches oder außerbetriebliches 
Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig 
gelöst worden ist (§ 76 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 
SGB  III). Förderungsberechtigt sind seit 
dem 1. August 2024 auch junge Men‑
schen, bei denen trotz hinreichender 
Bemühungen und der Vermittlungsbe‑
mühungen der Agentur für Arbeit die 
Aufnahme einer betrieblichen Berufsaus‑
bildung auch mit ausbildungsfördernden 
Leistungen nach SGB III nicht zu erwar‑
ten ist, wenn sie in einer Region wohnen, 
in der eine erhebliche Unterversorgung 
an Ausbildungsplätzen festgestellt wurde 
(§ 76 Abs. 5 S. 2 SGB III). 

Eine Altersbeschränkung sieht das Ge‑
setz nicht vor.354

Während einer außerbetrieblichen Be‑
rufsausbildung besteht ein Anspruch auf 
Berufsausbildungsbeihilfe (§ 57 Abs. 1 
SGB III).

353	 Ebd., Rn. 76.26 f.
354	 Ebd., Rn. 76.25.

https://www.rehadat-bildung.de/bildungsmassnahmen/angepasste-ausbildungwege/erstausbildung-fachpraktikerberufe/
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Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen 

Da Personen im Bezug von Leistun‑
gen nach dem AsylbLG nicht gefördert 
werden können (§ 76 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
SGB III), sind Asylsuchende vollständig 
von dieser Leistung ausgeschlossen.

1.3 Leistungen der Jugendsozialarbeit 
(SGB VIII)

Unterstützung beim Einstieg in den 
Arbeitsmarkt bietet nicht nur die Ar‑
beitsverwaltung, sondern auch die Ju‑
gendsozialarbeit, in deren Rahmen 
geeignete sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaß‑
nahmen angeboten werden (§ 13 Abs. 2 
SGB  VIII). Grundsätzlich richten sich 
diese Maßnahmen an junge Menschen, 
die noch nicht 27 Jahre alt sind (§ 13 
und § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII). Zu den 
Leistungsberechtigten nach SGB  VIII 
gehören auch ausländische Staatsange‑
hörige mit rechtmäßigem Aufenthalt 
oder Duldung (§ 6 Abs. 2 SGB  VIII). 
Da Asylsuchende ausdrücklich als Ziel‑
gruppe des SGB VIII benannt sind (§ 86 
Abs. 7 S. 1 und 3 SGB  VIII), halten sie 
sich rechtmäßig im Sinne des SGB VIII 
in Deutschland auf und haben daher Zu‑
gang zu allen Leistungen des SGB VIII. 
Im Rahmen der Jugendsozialarbeit kann 
auch eine Förderung der Vorbereitung 
auf die Nachholung eines Hauptschulab‑
schlusses erfolgen.

1.4 Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikationen

Mit dem am 1. April 2012 in Kraft getrete‑
nen Anerkennungsgesetz,355 welches das 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
(BQFG) und Änderungen in 63 Fach‑
gesetzen enthält, sollte die Nutzung von 
im Ausland erworbenen Berufsqualifika‑
tionen für den deutschen Arbeitsmarkt 
erleichtert werden (§ 1 BQFG). Jede Per‑
son, die im Ausland einen Ausbildungs‑
nachweis (Prüfungszeugnisse und Befä‑
higungsnachweise) erworben hat und in 
Deutschland eine der Berufsqualifikation 
entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben 
will, hat Zugang zu einem Anerken-
nungsverfahren (§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2, 
§ 6 Abs. 1 BQFG). Da bestimmte aufent‑
haltsrechtliche Voraussetzungen nicht 
genannt sind, können auch Asylsuchen‑
de ebenso wie Personen mit Duldung ein 
solches Verfahren einleiten.356 

Von dem Anerkennungsgesetz nicht 
umfasst sind

	• landesrechtlich geregelte Berufe (etwa 
Schuldienst, Architektur, Sozialarbeit),

	• reine Hochschulabschlüsse, die nicht 
zu einem reglementierten Beruf357 hin‑

355	 BGBl. I, Nr. 63 vom 12.12.2011, S. 2515 ff.
356	 Bundesministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF), Erläuterungen zum Anerkennungsge‑
setz des Bundes, 15. März 2012, S. 16, abrufbar 
unter https://bit.ly/3yOFKGB.

357	 Dies sind berufliche Tätigkeiten, deren Aufnah‑
me oder Ausübung nicht durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften an den Besitz bestimm‑
ter Berufsqualifikationen gebunden ist (vgl. § 3 
Abs. 5 BQFG). Zu den nicht reglementierten 
Berufen gehören auch die rund 350 Ausbildungs‑
berufe im dualen System (vgl. BMBF, Erläuterun‑
gen zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 357). 

https://www.anerkennung-in-deutschland.de/assets/content/Medien_Dokumente-Fachpublikum/20120320_erlaeuterungen_zum_anerkennungsg_bund.pdf
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führen (z. B. in Physik, Mathematik, 
Ökonomie),358 

	• allgemeinbildende Schulabschlüsse 
und Leistungen aus einer noch nicht 
abgeschlossenen Schullaufbahn,359 

	• die Hochschulzugangsberechtigung 
sowie Studien- und Prüfungsleistun‑
gen, die insbesondere durch die Hoch‑
schulen geprüft werden.360 

Es besteht ein Rechtsanspruch auf ein 
Verfahren zur Gleichwertigkeitsprüfung, 
wobei die festgestellte Gleichwertigkeit für 
ganz Deutschland gilt.361 Fehlen Nachwei‑
se über die erworbene Berufsqualifikation 
aus nicht zu vertretenden Gründen, kann 
eine Feststellung der beruflichen Fähig‑
keiten und Kenntnisse in sonstiger Weise, 
z. B. durch Arbeitsproben, Fachgespräche, 
praktische und theoretische Prüfungen 
erfolgen (§ 14 BQFG). Diese Regelung er‑
möglicht auch Asylsuchenden, die häufig 
ohne Unterlagen aus ihrem Herkunfts‑
land geflohen sind, die Anerkennung ih‑
rer Berufsqualifikationen.

Bestehen wesentliche Unterschiede 
zwischen der aus- und der inländischen 
Berufsqualifikation, wird geprüft, ob die‑
se durch nachgewiesene einschlägige Be‑
rufserfahrung oder andere Befähigungs‑
nachweise (z. B. Weiterbildungen, Zusatz‑

358	 Hier besteht die Möglichkeit einer individuellen 
Zeugnisbewertung durch die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen bei der Kultusmi‑
nisterkonferenz (Zentralstelle für ausländisches 
Bildungswesen – kmk.org; BMBF, Erläuterungen 
zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 357). 

359	 Prüfung durch Zeugnisbewertungsstellen oder 
die aufnehmende Schule (vgl. BMBF, Erläuterun‑
gen zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 357)). 

360	 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 356), S. 7.

361	 Ebd., S. 12.

ausbildungen) ausgeglichen werden (§§ 4 
Abs. 2; 9 Abs. 2 BQFG).362 

Grundsätzlich soll die Entscheidung 
innerhalb von drei Monaten ab Vorlage 
aller Unterlagen getroffen werden kön‑
nen (§ 6 Abs. 3 BQFG). Das Verfahren 
ist grundsätzlich gebührenpflichtig, die 
Gebühren sind derzeit je nach Beruf und 
Land sehr unterschiedlich und liegen zwi‑
schen 25 € und 1.000 €.363 

Diese Kosten364 können bis zu einem 
Betrag von 600 € bei allen Personen, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland haben, unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus aus Mitteln des Bundes‑
ministeriums für Bildung und Forschung 
übernommen werden (sogenannter An‑
erkennungszuschuss zur Verfahrensför‑
derung), wenn die Kosten nicht durch die 
Arbeitsverwaltung oder andere Stellen 
übernommen werden.365 Damit können 
auch Asylsuchende und Personen aus 
anderen Geflüchtetengruppen gefördert 
werden.

Bei Personen, die Leistungen nach dem 
AsylbLG beziehen, kann eine Übernah‑
me dieser Kosten auch durch die Agen‑
tur für Arbeit über die Förderung aus 
dem Vermittlungsbudget (§ 44 SGB  III) 
erfolgen (vgl. II 1.2.2 (4)). Bei Personen 
im SGB II‑Leistungsbezug kann das Job‑
center die Gebühren nach § 16 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 SGB II übernehmen (vgl. II 2.1). 

362	 Ebd., S. 24.
363	 Ebd., S. 15.
364	 Zur Übernahme weiterer Kosten, etwa für Über‑

setzungen oder für Anpassungslehrgänge s. 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Richtlinie zur Förderung von Personen mit im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen vom 
16.12.2024 – BAnz AT 9.1.2025 B1 – Nr. 4.

365	 Ebd., Nr. 2, 3 und 4.1.

https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen.html
https://www.kmk.org/zab/zentralstelle-fuer-auslaendisches-bildungswesen.html
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Die Entscheidung über die Gleich‑
wertigkeitsprüfung ergeht durch ei‑
nen schriftlichen, rechtsmittelfähigen 
Bescheid,366 wobei der Rechtsweg zum 
Verwaltungsgericht eröffnet ist (§ 16 
BQFG). In dem Bescheid werden die vor‑
handenen Qualifikationen sowie die Un‑
terschiede zum deutschen Abschluss und 
– bei reglementierten Berufen – zusätz‑
lich die zu deren Ausgleich erforderlichen 
Maßnahmen dargestellt (§§ 7 Abs. 2; 
10 BQFG). Zu diesen Maßnahmen, so‑
genannte Anpassungsqualifizierungen, 
berät das ESF-Bundesprogramm »Integ-
ration durch Qualifizierung« (IQ).367 Im 
Rahmen von IQ wird bundesweit auch 
eine Anerkennungsberatung durch spezi‑
alisierte Beratungsstellen angeboten (vgl. 
II 1.5).368 

Exkurs: Validierungsverfahren

Seit dem 1. Januar 2025 besteht durch das 
Berufsbildungsvalidierungs- und -digita‑
lisierungsgesetz369 unter bestimmten Vo‑
raussetzungen ein Anspruch auf Feststel-
lung der beruflichen Handlungsfähig-
keit. Zuvor war im Rahmen des Projekts 
»ValiKom« ein Verfahren entwickelt und  

366	 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 356), S. 26. 

367	 Siehe www.netzwerk-iq.de.
368	 Übersicht über die Anerkennungsberatungsstel‑

len auf www.netzwerk-iq.de unter »Förderpro‑
gramm IQ/Anerkennungs- und Qualifizierungs‑
beratungsstellen und Beratungsstellen Faire Inte‑
gration«.

369	 BGBl. I, Nr. 246 vom 23.7.2024, Art. 1 Nr. 30; 6 
und 7 Abs. 1.

erprobt worden, mit dem berufsrelevante 
Kompetenzen, die außerhalb des forma‑
len Bildungssystems erworben wurden, 
bewertet und zertifiziert (validiert) wer‑
den können.

Nach § 50b BBiG stellt die zuständige 
Stelle, d. h. die jeweilige Handwerkskam‑
mer, Industrie- und Handelskammer bzw. 
Landwirtschaftskammer, auf Antrag die 
individuelle berufliche Handlungsfähig‑
keit der Antragstellenden am Maßstab 
eines von ihnen genannten anerkannten 
Ausbildungsberufs (Referenzberuf) fest 
und bescheinigt sie, wenn diese über‑
wiegend oder vollständig mit der für die 
Ausübung des Referenzberufs erforderli‑
chen beruflichen Handlungsfähigkeit ver‑
gleichbar ist.

Es müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein:

	• Kein Berufsabschluss in dem Refe‑
renzberuf und keine Feststellung der 
Gleichwertigkeit nach dem Berufsqua‑
lifikationsfeststellungsgesetz 

	• Kein Berufsausbildungsverhältnis im 
Referenzberuf 

	• Alter ab 25 Jahren 
	• Die Dauer der Tätigkeit in dem Re‑

ferenzberuf beträgt mindestens das 
Eineinhalbfache der Zeit, die als Aus‑
bildungsdauer für den Referenzberuf 
vorgeschrieben ist.

	• Glaubhaftmachung, dass eine beruf‑
liche Handlungsfähigkeit erworben 
wurde, die derjenigen, die für die Aus‑
übung des Referenzberufs erforderlich 
ist, überwiegend oder vollständig ver‑
gleichbar ist.

	• Wohnsitz in Deutschland oder Absol‑
vierung mindestens der Hälfte der not‑
wendigen Berufstätigkeit im Inland. 

https://www.netzwerk-iq.de/
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/programmuebersicht/beratung
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darauf ab, Geflüchtete über einen länge‑
ren Zeitraum hinweg zu begleiten und 
bei ihrer Teilhabe am Arbeitsmarkt zu 
unterstützen.370 Die Zielgruppe sind Per‑
sonen mit Aufenthaltserlaubnis und Auf‑
enthaltsgestattung sowie mit einer Dul‑
dung, die keinem absoluten Arbeitsverbot 
unterliegen (vgl. I 1.1.1, I 3.1.1, I 4.2).371 
Besondere Berücksichtigung sollen Per‑
sonen mit Beeinträchtigung oder Behin‑
derung sowie mit fluchtspezifischen Fol‑
geerkrankungen finden. Seit dem 1. Ok‑
tober 2022 bieten insgesamt 41 Projekt‑
verbünde mit ca. 300 Teilprojekten hierzu 
Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegra‑
tion an. Ziel sind die Aufnahme einer 
Beschäftigung und/oder Ausbildung, die 
(Wieder-)Aufnahme des Schulbesuchs, 
die Begleitung des Übergangs von der 
Schule in den Beruf sowie die Förderung 
der Beschäftigungsfähigkeit. Unter die 
Projektmaßnahmen fallen beispielswei‑
se arbeitsmarktbezogene Beratung und 
Berufsorientierung, Unterstützung beim 
Zugang zu den Leistungen des regulären 
Hilfesystems, bei Bedarf individuell er‑
forderliche Qualifizierungsmaßnahmen, 
die Vermittlung von Praktika und Ähnli‑
ches.372 Ergänzend erfolgen Angebote zu 
strukturellen Verbesserungen, z. B. durch 
Schulungen für die Arbeitsverwaltung 
und den Wissenstransfer etwa durch Pu‑
blikationen oder Fachveranstaltungen.

370	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, För‑
derrichtlinie Europäischer Sozialfonds Plus (ESF 
Plus) Förderperiode 2021 bis 2027»WIR − Netz‑
werke integrieren Geflüchtete in den regionalen 
Arbeitsmarkt« vom 19. April 2021, BAnz AT 
25.4.2022 B2i, Nr. 1.

371	 Ebd., Nr. 1.1.
372	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 

Website des ESF-Plus Programms »WIR« für Ge‑
flüchtete, https://t1p.de/oy1g3. 

Am Ende des Feststellungsverfahrens wird 
ein Bescheid erteilt: Bei einer vollständigen 
Vergleichbarkeit stellt er in der Form eines 
schriftlichen Zeugnisses die vollständige 
Vergleichbarkeit der beruflichen Hand‑
lungsfähigkeit mit der für die Ausübung 
des Referenzberufs erforderlichen Hand‑
lungsfähigkeit fest; bei einer überwiegen‑
den Vergleichbarkeit weist der Bescheid 
zusätzlich die festgestellten und die nicht 
festgestellten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten der für die Ausübung des Re‑
ferenzberufs erforderlichen beruflichen 
Handlungsfähigkeit aus (§ 50c Abs. 3 S. 1 
und 2 BBiG). In diesem Fall besteht nach 
§ 50b Abs. 5 S. 1 BBiG ein Anspruch auf 
Durchführung eines Ergänzungsverfah‑
rens, wenn glaubhaft gemacht wird, dass 
der Teil der beruflichen Handlungsfähig‑
keit, der für eine vollständige Vergleichbar‑
keit gefehlt hat, nach der Zulassung zum 
Feststellungsverfahren erworben wurde.

1.5 Angebote im Rahmen von 
Förderprogrammen auf Bundesebene

Bundesweit agieren im Themenfeld der 
Arbeitsmarktintegration von Geflüchte‑
ten insbesondere die nach den folgenden 
Richtlinien geförderten Projekte. Dane‑
ben gibt es in den verschiedenen Bundes‑
ländern auch entsprechende landesgeför‑
derte Angebote. 

1.5.1 WIR-Netzwerke integrieren 
Geflüchtete in regionalen Arbeitsmarkt

Das Programm WIR, das mit ESF-Plus- 
und Bundesmitteln gefördert wird, zielt 

https://t1p.de/oy1g3
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Damit werden die Aktivitäten früherer 
Programme aus der Gemeinschaftsinitia‑
tive EQUAL (2002–2007) und den ESF-
Förderperioden 2007–2022 fortgesetzt.  

Informationen zu den Standorten der 
einzelnen Netzwerke sind auf der Inter‑
netseite der Bundesregierung zu finden.373 

1.5.2 Integration durch Qualifizierung 
(IQ)

Das Förderprogramm »Integration durch 
Qualifizierung« arbeitet an der Ziel‑
setzung, die Arbeitsmarktchancen für 
Menschen mit Migrationshintergrund 
zu verbessern, und ist in allen 16 Bun‑
desländern mit rund 270 Teilvorhaben 
vertreten. Gegenwärtig bestehen folgende 
teilnehmendenbezogene Angebote: 

	• Anerkennungs-/Qualifizierungsbera‑
tung

	• Beratung zu Fairer Integration 
	• Qualifizierungsbegleitungen, Anpas‑

sungsqualifizierungen, Coaching und 
Begleitung Kompetenzfeststellung 

Kleinen und mittleren Unternehmen 
werden zudem Beratungen, Schulun‑
gen und Veranstaltungen angeboten. 
Neben den Landesnetzwerken gibt es au‑
ßerdem drei IQ-Fachstellen, die bundes‑
weit zu bestimmten Spezialthemen arbei‑
ten.374

373	 Siehe Europäischer Sozialfonds für Deutschland, 
ESF Plus-Förderprogramme, Standortkarte der 
Projekte, https://t1p.de/hnpte.

374	 Vgl. www.netzwerk-iq.de unter »Förderpro‑
gramm IQ/Programmübersicht«.

1.5.3 KAUSA Landesstellen

Im Anschluss an die mittlerweile ausge‑
laufenen Projekte »KAUSA-Servicestel‑
len« und »KAUSA-Transfer« werden in 
vielen Bundesländern KAUSA-Fachstel‑
len gefördert. Ein Schwerpunkt ihrer Tä‑
tigkeit ist die Netzwerkarbeit rund um das 
Thema Ausbildung für junge Menschen 
mit Flucht- und Migrationshintergrund. 
Sie motivieren die Unternehmerschaft 
mit Migrationshintergrund dazu, jungen 
Menschen einen Ausbildungsplatz an‑
zubieten, unterstützen sie bei deren Ein‑
richtung und bei Bedarf auch während 
der Ausbildung. Jungen Menschen mit 
Flucht- und Migrationshintergrund hel‑
fen sie beim Start einer betrieblichen Aus‑
bildung. Die Landesstellen werden durch 
das BMBF im Rahmen der Initiative Bil‑
dungsketten gefördert.375 Besondere auf‑
enthaltsrechtliche Vorgaben – außer dem 
Zugang zum Arbeitsmarkt (vgl. I.1.1.1, 
I.2.1, I.3.1.1) – sind nicht ersichtlich. 

1.5.4 Willkommenslotsen

Die bisherigen Programme »Passgenaue 
Besetzung« und »Willkommenslotsen«, 
die bis 2023 in eigenständigen Förder‑
richtlinien geregelt waren, sind seit 2024 in 
einer gemeinsamen Richtlinie des dama‑
ligen Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz zusammengeführt. Ziel 
des Förderprogramms ist es, durch Bera‑
tung und Unterstützung von Unterneh‑
men zur Lösung der Passungsprobleme 

375	 Vgl. Bundesministerium für Bildung und For‑
schung/Bundesministerium für Arbeit und Sozi‑
ales, KAUSA-Projekte, https://t1p.de/34z1c. 

https://t1p.de/hnpte
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/programmuebersicht
https://t1p.de/34z1c
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am Ausbildungsmarkt und damit zur 
Fachkräftesicherung und -gewinnung 
beizutragen. Auch die Integration von 
Geflüchteten in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt ist ein Programmziel.376 Im 
Modul Willkommenslotsen werden für 
ein Matching vorrangig Geflüchtete und 
Jugendliche aus dem Ausland berücksich‑
tigt, die zum Zweck der Aufnahme einer 
Ausbildung nach Deutschland eingereist 
sind oder einreisen (wollen).377 Alle Per‑
sonen mit einer Aufenthaltserlaubnis, 
Aufenthaltsgestattung oder Duldung, die 
eine Beschäftigung aufnehmen können 
(vgl. I.1.1.1, I.2.1, I.3.1.1), haben Zugang 
zu diesem Angebot.378 

Die bundesweit zu findenden Will‑
kommenslotsen sind vor allem bei den 
Industrie- und Handelskammern, den 
Handwerkskammern und den Kreis‑
handwerkerschaften angesiedelt.379 Leit‑
stelle der Programmdurchführung ist der 
Zentralverband des Deutschen Hand‑
werks (ZDH).  

376	 BMWK, Förderrichtlinie »Unterstützung von 
Unternehmen bei der passgenauen Besetzung 
von Ausbildungsplätzen mit Jugendlichen aus 
dem Inland, aus dem Ausland oder mit Flucht‑
hintergrund« (Passgenaue Besetzung und Will‑
kommenslotsen) vom 30. Oktober 2023, BAnz 
AT 10.11.2023 B1, Nr. 1.1.

377	 Ebd. Nr. 2.2.1.
378	 Vgl. ebd. Nr. 2.2.2.
379	 Eine Liste der Beraterinnen und Berater des Pro‑

gramms Willkommenslotsen ist zu finden bei 
zdh.de unter »Über uns/Bereich Gewerbeförde‑
rung«, https://t1p.de/rgmit. 

1.5.5 Berufliche Orientierung für Perso-
nen mit Flucht- und Migrationserfah-
rung (BOFplus)

Das aktuelle Förderprogramm »BOFplus« 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung vom 1. Februar 2024 soll Per‑
sonen mit Flucht- und Migrationserfah‑
rung befähigen, die für sie passende Aus‑
bildung oder berufliche Qualifizierung 
zu beginnen. Dies kann eine betriebliche 
oder schulische Ausbildung (beziehungs‑
weise eine Einstiegsqualifizierung), eine 
(Teil-) Qualifizierung, eine Anpassungs‑
qualifizierung zur Anerkennung bisheri‑
ger Berufsabschlüsse, eine Umschulung 
oder ein Studium sein.380 

Zu den Aufgaben der einzelnen Pro‑
jekte gehört die Durchführung einer bis 
zu zweiwöchigen Orientierungsphase 
zur vertieften Eignungsfeststellung und 
die Umsetzung eines bis zu 26-wöchigen 
BOFplus-Kurses, in dem berufsbezogener 
integrierter Fach- und Sprachunterricht, 
eine praktische Erprobung von bis zu 
fünf Ausbildungsberufen, eine vier- bis 
achtwöchige Betriebsphase und eine 
kontinuierliche sozialpädagogische Be‑
gleitung umgesetzt werden.381

Die Teilnahme ist auch in Teilzeit mög‑
lich, außerdem können Eltern Unterstüt‑
zung bei der Organisation der Kinderbe‑
treuung bekommen.382

Zielgruppe sind Asylberechtigte, an‑
erkannte Flüchtlinge sowie Asylsuchende 

380	 Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Förderrichtlinie »Berufliche Orientierung für 
Personen mit Flucht- und Migrationserfahrung 
(BOFplus)« vom 1. Februar 2024, BAnz AT 
6.3.2024 B3, Nr. 1.1.

381	 Ebd., Nr. 1.2.
382	 Ebd. Nr. 2.2.1, 2.3.2, 1.2.

http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/willkommenslotsen.Eine
https://t1p.de/rgmit
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oder Geduldete mit Arbeitsmarktzugang, 
die die Vollzeitschulpflicht erfüllt haben 
und über keine in Deutschland anerkann‑
te berufliche Erstausbildung verfügen. In 
der Regel sollen sie über das Sprachni‑
veau B1 GER verfügen sowie einen In‑
tegrationskurs absolviert haben. Für die 
Betriebsphase ist eine Beschäftigungser‑
laubnis erforderlich.383 Die Standorte der 
Angebotsträger sind auf einer Projekt‑
landkarte zu finden.384 

2. Asylberechtigte sowie 
international und national 

Schutzberechtigte

2.1 Leistungen nach SGB II

Asylberechtigte und Schutzberechtigte 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1–3 AufenthG erhalten keine Leis‑
tungen nach dem AsylbLG und können 
daher unter bestimmten Voraussetzun‑
gen385 Leistungen des Jobcenters zur Si‑
cherung des Lebensunterhalts (Bürger‑
geld), aber auch zur Arbeitsmarktinteg‑
ration nach dem SGB  II beanspruchen 
(§ 7 Abs. 1, §§ 16 ff. SGB  II; § 1 Abs. 1 
AsylbLG). Asylberechtigte und Schutzbe‑
rechtigte haben einen uneingeschränkten 

383	 Ebd. Nr. 1.2.
384	 Vgl. Bundesministerium für Bildung und For‑

schung, berufsorientierungsprogramm.de/Pro‑
jektlandkarte.

385	 Nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB  II erhalten Personen 
Leistungen nach dem SGB  II, wenn sie im er‑
werbsfähigen Alter und auch sonst erwerbsfähig 
und hilfebedürftig sind und ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben.

Zugang zur Erwerbstätigkeit (vgl. I 2.1). 
Da das SGB II keine ausländerrechtlichen 
Sonderregelungen kennt, haben sie da‑
mit ohne Einschränkungen – unter den 
gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige – Zugang zu allen Leis‑
tungen der Jobcenter. Hierzu gehören ins‑
besondere folgende Förderinstrumente: 

	• Die Kommunalen Eingliederungs-
leistungen (§ 16a SGB  II) umfassen 
die Betreuung minderjähriger Kinder 
oder von Kindern mit Behinderung 
oder die häusliche Pflege von Angehö‑
rigen, Schuldnerberatung, psychosozi‑
ale Betreuung und Suchtberatung. 

	• Möchten sich Asylberechtigte und 
Schutzberechtigte selbstständig ma‑
chen oder sind sie bereits selbst‑
ständig tätig (vgl. I 2.2), können sie 
Leistungen zur Eingliederung von 
Selbstständigen (§ 16c SGB  II) er‑
halten. Hierzu gehören Darlehen und 
Zuschüsse386 für die Beschaffung von 
Sachgütern, die für die Ausübung der 
selbstständigen Tätigkeit notwendig 
und angemessen sind. Erfordert die 
weitere Ausübung der selbstständi‑
gen Tätigkeit die Beratung oder die 
Vermittlung von Kenntnissen und 
Fertigkeiten durch Dritte, kann dies 
ebenfalls gefördert werden. 

	• Möglich ist auch eine Zuweisung in 
Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB  II), 
wenn dies für die Erhaltung oder Wie‑
dererlangung der Beschäftigungsfähig‑
keit erforderlich ist.

	• Ein in der Praxis wichtiges Instrument 
stellt auch die Förderung von Arbeits-

386	 Maximal 5.000 € als Zuschuss (§ 16c Abs. 1 S. 2 
SGB II).
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§ 	 § 16c SBG II 

»(1) 1Erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit auf-
nehmen oder ausüben, können 
Darlehen und Zuschüsse für die 
Beschaffung von Sachgütern er-
halten, die für die Ausübung der 
selbständigen Tätigkeit notwendig 
und angemessen sind. 2Zuschüs-
se dürfen einen Betrag von 5.000 
Euro nicht übersteigen.
(2) 1Erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit ausüben, 
können durch geeignete Dritte 
durch Beratung oder Vermittlung 
von Kenntnissen und Fertigkeiten 
gefördert werden, wenn dies für 
die weitere Ausübung der selb-
ständigen Tätigkeit erforderlich ist. 

 2Die Vermittlung von beruflichen 
Kenntnissen ist ausgeschlossen.
(3) 1Leistungen zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit aufneh-
men oder ausüben, können nur 
gewährt werden, wenn zu erwar-
ten ist, dass die selbständige Tätig-
keit wirtschaftlich tragfähig ist und 
die Hilfebedürftigkeit durch die 
selbständige Tätigkeit innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums 
dauerhaft überwunden oder ver-
ringert wird. 2Zur Beurteilung der 
Tragfähigkeit der selbständigen 
Tätigkeit soll die Agentur für Arbeit 
die Stellungnahme einer fachkun-
digen Stelle verlangen.«

verhältnissen dar (§ 16e SGB II): Unter 
bestimmten Voraussetzungen können 
Arbeitgebende für die Beschäftigung 
von Asylberechtigten und Schutzbe‑
rechtigten im ersten Jahr des Arbeits‑
verhältnisses einen Zuschuss von 75 % 
des zu berücksichtigenden Arbeitsent‑
gelts erhalten; im zweiten Jahr beträgt 
der Zuschuss 50 %.

	• Zur Eingliederung von Langzeitar-
beitslosen (§ 16i SGB  II) können Ar‑
beitgebende Lohnkostenzuschüsse für 
bis zu fünf Jahre erhalten. In den ers‑
ten beiden Jahren des Arbeitsverhält‑
nisses beträgt der Zuschuss 100 %, er 
mindert sich in den folgenden Jahren 

um je 10 %. Voraussetzung ist, dass die 
Leistungsbeziehenden über 24 Jahre 
alt sind, seit mindestens sechs Jahren 
in den letzten sieben Jahren Bürger‑
geld beziehen und in diesem Zeitraum 
nicht oder nur sehr kurz erwerbsfähig 
waren.

	• Für Leistungsberechtigte unter 25 Jah‑
ren können zur »Förderung schwer 
zu erreichender junger Menschen« 
(§ 16h SGB  II) Leistungen mit dem 
Ziel erbracht werden, eine schuli‑
sche, ausbildungsbezogene oder be‑
rufliche Qualifikation abzuschließen 
oder anders ins Arbeitsleben einzu‑
steigen. Daneben können die Betrof‑
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fenen auch darin unterstützt werden, 
Schwierigkeiten, »Sozialleistungen zu 
beantragen oder anzunehmen«, zu 
überwinden. Die Förderung umfasst 
zusätzliche Betreuungs- und Unter‑
stützungsleistungen, um unter ande‑
rem die erforderlichen therapeutischen 
Behandlungen einzuleiten und an eine 
frühzeitige intensive berufsorientierte 
Förderung heranzuführen.

	• Zum Aufbau der Beschäftigungsfähig‑
keit von erwerbsfähigen Leistungsbe‑
rechtigten kann das Jobcenter oder ein 
beauftragter Dritter eine erforderliche 
ganzheitliche und gegebenenfalls auf‑
suchende Betreuung erbringen (§ 16k 
SGB II). Für junge Menschen kann dies 
auch zur Heranführung an eine oder 
zur Begleitung während einer Ausbil‑
dung erfolgen. 

Personen mit einer anderen Aufenthalts‑
erlaubnis aus völkerrechtlichen, huma‑
nitären oder politischen Gründen nach 
§§ 22–25b AufenthG können überwie‑
gend ebenfalls Leistungen des Jobcenters 
zur Sicherung des Lebensunterhalts, aber 
auch zur Arbeitsmarktintegration nach 
dem SGB  II beanspruchen. Ausgenom‑
men sind nur Personen mit bestimmten 
Aufenthaltserlaubnissen:

	• Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 
AufenthG, wenn die Aufenthaltsge‑
währung wegen des Krieges im Her‑
kunftsland erfolgt ist,

	• Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 
S. 1 AufenthG (vorübergehender Auf‑
enthalt aus dringenden humanitären 
oder persönlichen Gründen) sowie

	• Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 
AufenthG (Unmöglichkeit der freiwil‑

ligen Ausreise), wenn die Entscheidung 
über die Aussetzung der Abschiebung 
noch keine 18 Monate zurückliegt.

Diese Gruppen erhalten zur Sicherung 
des Lebensunterhalts Leistungen nach 
dem AsylbLG (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
SGB  II; § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG) und 
haben daher auch keinen Zugang zu den 
Leistungen der Jobcenter zur Arbeits
marktintegration.

2.2 Leistungen nach SGB III 

Als Personen mit einer Aufenthaltser‑
laubnis nach § 25 Abs. 1–3 AufenthG 
haben Asyl- und Schutzberechtigte (also 
GFK-Flüchtlinge sowie subsidiär und an‑
derweitig Schutzberechtigte) grundsätz‑
lich einen uneingeschränkten Zugang zu 
den Leistungen der SGB  III zur Einglie‑
derung in den Arbeitsmarkt.

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit387 kann Ar‑
beitgebenden bei der Beschäftigung von 
Personen mit einer Aufenthaltserlaub‑
nis grundsätzlich ein Eingliederungs-
zuschuss (vgl. II 1.2.2 (9)) gezahlt wer‑
den, wenn der Förderzeitraum und die 
Nachbeschäftigungszeit innerhalb der 
Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis 
liegen. Bei Asylberechtigten und Schutz‑
berechtigten – sowie auch bei Personen 
mit einem anderen Aufenthaltstitel nach 
§§ 22–25b AufenthG – ist eine Förderung 
aber unabhängig davon grundsätzlich 
möglich, weil von einer Verlängerung des 
Aufenthaltsrechts ausgegangen werden 

387	 BA Fachliche Weisung zum Eingliederungszu‑
schuss, Stand: 3.12.2024, Rn. 88.34–35.
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kann. Laut der Fachlichen Weisung der 
BA zur Beruflichen Weiterbildung,388 die 
sich an die Jobcenter richtet, kann auch 
bei befristeten Aufenthaltstiteln, deren 
Geltungsdauer während der Maßnahme 
endet, eine Förderung erfolgen. Dies gelte 
dann, wenn in der Regel mit einer Ver‑
längerung des Aufenthaltstitels zu rech‑
nen sei, was beispielsweise bei subsidiär 
Schutzberechtigten der Fall sei, da diese 
in der Regel eine langfristige bis dauerhaf‑
te Bleibeperspektive hätten. Damit steht 
auch nach den Fachlichen Weisungen der 
BA bei Asyl- und Schutzberechtigten die 
Laufzeit der Aufenthaltserlaubnis einer 
Förderung im Regelfall nicht entgegen, zu 
weiteren Einzelheiten u. a. zu deren Bin‑
dungswirkung und zu anderen Aspekten 
bei der Ermessensentscheidung siehe II 
1.2.2. 

Alle vier Personengruppen können 
daher auch alle Förderinstrumente des 
SGB III, bei denen es für bestimmte Per‑
sonengruppen (vgl. II 1.2.4) noch aufent‑
haltsrechtliche Ausschlüsse gibt (Berufs‑
ausbildungsbeihilfe, das Ausbildungsgeld, 
die berufsvorbereitenden Bildungsmaß‑
nahmen, die Vorphase der Assistierten 
Ausbildung sowie die außerbetriebliche 
Berufsausbildung) uneingeschränkt nut‑
zen.

Personen mit einem anderen Aufent‑
haltstitel aus völkerrechtlichen, huma‑
nitären oder politischen Gründen nach 
§§ 22–25b AufenthG können grund‑
sätzlich ebenfalls alle Leistungen des 
SGB III zur Arbeitsmarktintegration er‑
halten. Eine Einschränkung besteht nur 

388	 BA, Fachliche Weisungen Förderung der be‑
ruflichen Weiterbildung nach § 16 Abs. 1 
SGB II i. V. m. §§ 81 ff. SGB III, Stand 1.11.2024, 
Rn. 2.2.3.

bei der außerbetrieblichen Berufsausbil‑
dung. Hierdurch können Personen mit 
Aufenthaltserlaubnis nach §§ 23 Abs. 1, 
25 Abs. 4 S. 1, 25 Abs. 5 AufenthG, de‑
nen zur Lebensunterhaltssicherung nur 
Leistungen nach dem AsylbLG gewährt 
werden (vgl. II 2.1), nicht gefördert wer‑
den.

Asylberechtigte, GFK-Flüchtlinge so‑
wie subsidiär Schutzberechtigte kön‑
nen ohne Wartezeit einen Anspruch 
auf BAföG-Leistungen während einer 
schulischen Ausbildung oder eines Stu‑
diums haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG). 
Gleiches gilt nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG 
u. a. für Geflüchtete aus der Ukraine mit 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG sowie für Personen mit einem 
Chancen-Aufenthaltsrecht nach § 104c 
AufenthG oder einer Aufenthaltserlaub‑
nis nach den Bleiberechtsregelungen 
nach §§ 25a; 25b AufenthG (siehe III 2).  
Für anderweitig Schutzberechtigte mit ei‑
ner Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG gilt dies weiterhin erst, wenn 
sie sich seit mindestens 15 Monaten un‑
unterbrochen rechtmäßig, gestattet oder 
geduldet in Deutschland aufhalten (§ 8 
Abs. 2 Nr. 2 BAföG). 

2.3 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis‑
tungen und Förderangeboten haben alle 
Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach §§ 22–25b AufenthG – und damit 
auch alle asyl- und schutzberechtigten 
Personen – uneingeschränkt Zugang (vgl. 
II 1.3, II 1.4, II 1.5).
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3. Personen mit einer 
Duldung nach § 60a 

AufenthG

3.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen nach 
dem AsylbLG sind Personen mit einer 
Duldung von den Leistungen des SGB II 
zur Eingliederung in Arbeit ausgeschlos‑
sen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG; § 7 Abs. 1 
S. 2 Nr. 3 SGB II). Wie bei Asylsuchenden 
gilt dies auch, wenn sie keine Grundleis‑
tungen nach § 3 AsylbLG mehr beziehen, 
sondern die sogenannten Analogleis‑
tungen nach § 2 AsylbLG: Dies ändert 
nichts daran, dass sie weiterhin unter das 
AsylbLG fallen (vgl. II 1.1). 

3.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III)

Personen mit einer Duldung nach § 60a 
AufenthG und einem mindestens einge-
schränkten Arbeitsmarktzugang (in der 
Regel bei dreimonatigem Aufenthalt und 
keinem Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 
AufenthG; vgl. I 3.1.1) haben ebenso 
wie Asylsuchende grundsätzlich Zugang 
zu den Leistungen des SGB  III (vgl. II 
1.2.1). Werden Förderleistungen mit dem 
Hinweis auf das Bestehen eines Arbeits‑
verbots nach § 60a Abs. 6 AufenthG ab‑
gelehnt, ist im Rahmen der Beratung zu 
klären, ob dessen Voraussetzungen tat‑
sächlich gegenwärtig vorliegen. 

Die meisten Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung werden nach Ermes-
sen der Arbeitsagenturen erbracht (siehe 

II 1.2.2). Soweit ersichtlich enthalten die 
Fachlichen Weisungen der Bundesagen‑
tur für Arbeit keine Hinweise zur För‑
derung für Personen mit einer Duldung. 
Wenn eine Leistung mit Hinweis auf die 
kurze Laufzeit der Duldung abgelehnt 
wird, kann darauf hingewiesen werden, 
dass bei Personen mit einer Duldung 
nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG, deren 
Maximallaufzeit nicht gesetzlich geregelt 
wurde, häufig nicht absehbar ist, wie lan‑
ge das Abschiebungshindernis bestehen 
bzw. ob zu einem späteren Zeitpunkt eine 
Aufenthaltserlaubnis oder eine Ausbil‑
dungs- oder Beschäftigungsduldung er‑
teilt werden wird. 

Der Zugang zu den Leistungen der 
Ausbildungsförderung, bei denen auf‑
enthaltsrechtliche Einschränkungen oder 
Ausschlüsse bestehen, stellt sich seit dem 
Inkrafttreten des AuslBFG für Personen 
mit einer Duldung nach § 60a AufenthG, 
die Zugang zum Arbeitsmarkt haben, wie 
folgt dar (zu Einzelheiten zu den jeweili‑
gen Leistungen vgl. II 1.2.4):

Anders als Asylsuchende können sie 
während einer Berufsausbildung, einer 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah‑
me und der Vorphase der Assistierten 
Ausbildung einen Anspruch auf Berufs-
ausbildungsbeihilfe (BAB) haben,389 
wenn sie sich seit mindestens 15 Monaten 
ununterbrochen erlaubt, gestattet oder 
geduldet in Deutschland aufhalten (§ 60 
Abs. 3 S. 2 SGB III). Gleiches gilt für das 
Ausbildungsgeld (§ 122 Abs. 2 SGB III). 

Personen mit einer Duldung, die sich 
noch nicht 15 Monate hier aufhalten, be‑
ziehen weiterhin Grundleistungen nach 
§ 3 AsylbLG. 

389	 § 56 Abs. 2 S. 2 SGB III.
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Seit Inkrafttreten des AuslBFG können 
Personen mit einer Duldung an einer be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnah-
me teilnehmen, wenn ihre Abschiebung 
seit neun Monaten ausgesetzt ist; bei einer 
Einreise vor dem 1. August 2019 reichen 
drei Monate (§ 52 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 und 
S. 3 SGB III). Außerdem sind schulische 
Kenntnisse und Deutschkenntnisse erfor‑
derlich, die einen erfolgreichen Übergang 
in eine Berufsausbildung erwarten lassen 
(§ 52 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB  III; zu den 
Einzelheiten vgl. II 1.2.4 (2)).

Eine Teilnahme an der Vorphase der 
Assistierten Ausbildung ist für Personen 
mit einer Duldung nach § 60a AufenthG 
möglich, wenn sie sich seit 15 Mona-
ten gestattet, geduldet oder erlaubt in 
Deutschland aufhalten (§ 75a Abs. 1 S. 2 
Nr. 1 SGB  III). Außerdem sind Schul- 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 75a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB  III). Damit gelten 
hier, anders als beim Zugang zu einer be‑
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme, 
die gleichen Regelungen wie für Asylsu‑
chende. 

Wie Asylsuchende sind Personen mit 
einer Duldung vollständig von einer 
außerbetrieblichen Berufsausbildung 
ausgeschlossen (§ 76 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
SGB III). 

Zur Lebensunterhaltssicherung wäh‑
rend einer schulischen Ausbildung 
oder eines Studiums kann nach 15 Mo‑
naten Voraufenthalt ein Anspruch auf 
BAföG‑Leistungen bestehen (§ 8 Abs. 2a 
BAföG).

Eine Übersicht über alle Förder
instrumente ist in der Tabelle im Anhang 
zu finden. 

3.3 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis‑
tungen und Förderangeboten haben 
Personen mit einer Duldung nach § 60a 
AufenthG den gleichen Zugang wie Asyl‑
suchende (vgl. II 1.3, II 1.4, II 1.5).

4. Personen mit einer 
Duldung nach § 60b 

AufenthG 

Auch wenn die Duldung für Personen mit 
ungeklärter Identität mit einem Arbeits‑
verbot verbunden ist, sollte beim Zugang 
zu Leistungen zur Arbeitsmarktintegration 
berücksichtigt werden, dass viele Betrof‑
fene diese Duldungsform nicht dauerhaft 
bzw. für einen längeren Zeitraum haben 
werden. Zum einen kann die erforderliche 
Mitwirkungshandlung jederzeit nachge‑
holt werden mit der Folge, dass dann eine 
Duldung nach § 60a AufenthG ausgestellt 
werden muss (§ 60b Abs. 4 S. 1 und 2 
AufenthG). Zum anderen ist die rechtliche 
Bewertung, ob die Erteilungsvoraussetzung 
für eine Duldung nach § 60b AufenthG im 
Einzelfall vorliegen, vielfach streitig, sodass 
es zu einer Revidierung der ursprünglichen 
Beurteilung kommen kann. Außerdem ist 
nicht für alle Vorhaben, die einer künfti‑
gen Arbeitsmarktintegration dienen, eine 
Beschäftigungserlaubnis erforderlich. Der 
Besuch von Deutschkursen, die Nachho‑
lung von Schulabschlüssen, das Studium 
und die schulische Berufsausbildung (vgl. I 
1.1) sind ohne Zugang zum Arbeitsmarkt 
möglich. 
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Zur Vorbereitung auf den Einstieg in 
den Arbeitsmarkt nach einem Wegfall des 
Arbeitsverbots können also bestimmte 
Unterstützungsmaßnahmen sinnvoll sein. 

4.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen nach 
dem AsylbLG sind Personen mit einer 
Duldung nach § 60b AufenthG von den 
Leistungen des SGB II zur Eingliederung 
in Arbeit ausgeschlossen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
AsylbLG; § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II).

4.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III)

Die Agentur für Arbeit hat jungen Men‑
schen und Erwachsenen, die am Arbeits‑
leben teilnehmen oder teilnehmen wol‑
len, Berufsberatung (§§ 29 ff. SGB  III) 
anzubieten. Da die Absicht, am Erwerbs‑
leben teilnehmen zu wollen, damit für 
den Zugang zu Berufsberatung ausreicht, 
können Personen mit einer Duldung 
nach § 60b AufenthG sie auch dann in 
Anspruch nehmen, wenn kein Arbeits‑
marktzugang besteht.

Ausbildungsuchende und Arbeitsu‑
chende haben nach § 35 SGB  III einen 
Anspruch auf Vermittlung freier Aus-
bildungs- und Arbeitsstellen. Da wohl 
überwiegend vertreten wird, dass Per‑
sonen, deren Arbeitsvermittlung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
gänzlich ausgeschlossen ist, keine Arbeit‑
suchenden im Sinne des § 15 S. 2 SGB III 
sein können, haben Personen mit einer 
Duldung nach § 60b AufenthG keinen 
Vermittlungsanspruch (vgl. II 1.2.3 (2)). 

Eine Förderung durch Maßnahmen 
der Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 
Abs. 4 SGB  III benötigen junge Men‑
schen, die voraussichtlich Schwierigkei‑
ten haben werden, den Abschluss der 
allgemeinbildenden Schule zu erreichen 
oder den Übergang in eine Berufsaus‑
bildung zu bewältigen (vgl. II 1.2.3 (3)). 
Dabei kann es sich um eine betriebliche, 
außerbetriebliche oder schulische Berufs‑
ausbildung handeln.390 Weil die Regelung 
keine aufenthaltsrechtlichen Einschrän‑
kungen enthält und die Förderung keinen 
Arbeitsmarktzugang voraussetzen dürf‑
te (vgl. II 1.2.1), müssten auch Personen 
mit einer Duldung nach § 60b AufenthG 
durch diese Maßnahmen gefördert wer‑
den können, zumal die Aufnahme einer 
schulischen Berufsausbildung ohne Be‑
schäftigungserlaubnis möglich ist.

Zu den anderen Leistungen der Bun‑
desagentur für Arbeit besteht kein Zu‑
gang, da bei diesen Leistungen vorausge‑
setzt wird, dass kein Arbeitsverbot besteht 
(vgl. II 1.2.1).

4.3 Sonstige Leistungen

Personen mit einer Duldung nach § 60b 
AufenthG können Leistungen der Ju-
gendsozialarbeit (SGB  VIII) erhalten 
und an geeigneten sozialpädagogisch 
begleiteten Ausbildungs- und Beschäf‑
tigungsmaßnahmen teilnehmen, da zu 
den Leistungsberechtigten nach SGB VIII 
auch ausländische Staatsangehörige mit 
rechtmäßigem Aufenthalt oder Duldung 

390	 Fachkonzept Berufseinstiegsbegleitung im Auf‑
trag der Bundesagentur für Arbeit, Stand Sep‑
tember 2011, S. 5.
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(§ 6 Abs. 2 SGB VIII) gehören. Ein Aus‑
schluss von jungen Menschen mit einer 
Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität ist nicht normiert. Die Aufnah‑
me von Praktika oder anderen Tätigkei‑
ten, für die eine Beschäftigungserlaubnis 
erforderlich ist (vgl. I 1.1), ist dagegen 
nicht möglich.

Bei einer Duldung nach § 60b 
AufenthG besteht auch die Möglichkeit, 
ein Verfahren zur Anerkennung im Aus‑
land erworbener Berufsqualifikationen 

einzuleiten (vgl. II 1.4), da bestimmte 
aufenthaltsrechtliche Voraussetzungen 
nicht genannt sind (§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2, 
§ 6 Abs. 1 BQFG)391 und eine Beschäfti‑
gungserlaubnis hierfür nicht erforderlich 
ist.

Die Teilnahme an Angeboten im Rah‑
men von Förderprogrammen auf Bun‑
desebene setzt wohl überwiegend den 
(potenziellen) Zugang zum Arbeitsmarkt 
voraus (vgl. II 1.5). 

391	 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 356), S. 16.
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Teil III: Aufenthaltssicherung durch Ausbildung und 
Beschäftigung

1. Der Spurwechsel

1.1 Bedeutung

Der Begriff »Spurwechsel« ist kein 
Rechtsbegriff und daher nicht rechtlich 
eindeutig definiert. Hiermit wird viel‑
fach der Wechsel von der Flucht- in die 
Erwerbsmigration, also der Übergang 
von einer Aufenthaltsgestattung, einer 
Duldung oder einem Aufenthaltstitel aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder po‑
litischen Gründen (§§ 22–26 AufenthG) 
in einen Aufenthaltstitel zum Zwecke 
der Ausbildung (§§ 16–17 AufenthG) 
oder der Erwerbstätigkeit (§§ 18–21 
AufenthG) bezeichnet. 

Die Gesetzgebung steht dem Spur‑
wechsel grundsätzlich zurückhaltend 
gegenüber und ermöglicht ihn nur in 
bestimmten Konstellationen. Die erste 
Ausnahmeregelung wurde 2009 durch 
den damaligen § 18a AufenthG, heute 
§ 19d Abs. 1 AufenthG (siehe III 1.4.1), 
eingeführt, der erstmals Personen mit 
einer Duldung den Wechsel in eine Auf‑
enthaltserlaubnis zur Erwerbstätigkeit 
ermöglichte.392 Die Verhinderung eines 
Spurwechsels wird durch mehrere grund‑
sätzliche Regelungen umgesetzt, von de‑
nen dann für bestimmte Fälle Ausnah‑
men zugelassen werden (vgl. 1.2–1.4).

392	 Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz, BGBl. I, 
Nr. 63 vom 24.12.2008.

1.1.1 Spurwechselsperren bei 
Asylantrag (§ 10 AufenthG)

Nach § 10 Abs. 1 AufenthG darf während 
des laufenden Asylverfahrens nur dann 
ein Aufenthaltstitel erteilt werden, wenn 
hierauf ein Anspruch besteht.393 Das ist 
zwar bei einzelnen Aufenthaltstiteln der 
Fall, aber teilweise verhindern dann ande‑
re Ablehnungsgründe die Erteilung, wie 
bei der Aufenthaltserlaubnis zum Studi‑
um (vgl. III.1.1.3). 

Wird der Asylantrag unanfechtbar 
abgelehnt oder zurückgenommen, darf 
nach § 10 Abs. 3 S. 1 AufenthG grund‑
sätzlich vor der Ausreise nur ein Auf‑
enthaltstitel aus völkerrechtlichen, hu‑
manitären oder politischen Gründen 
(§§ 22–26 AufenthG) erteilt werden, da‑
her ist die Erteilung von Aufenthaltstiteln 
für andere Zwecke wie zur Ausbildung 
oder Erwerbstätigkeit grundsätzlich nicht 
möglich. Wurde der Asylantrag nach § 30 
Absatz 1 Nr. 3 bis 7 AsylG als offensicht-
lich unbegründet abgelehnt, etwa wenn 
das BAMF davon ausgeht, dass durch 
Verschweigen wichtiger Informationen 
offensichtlich über die Identität getäuscht 
wurde, ist auch das ausgeschlossen.394 
Ausnahmen von beiden Ausschlussrege‑

393	 Zudem kommt eine Erteilung in Betracht, wenn 
wichtige Interessen der Bundesrepublik Deutsch‑
land es erfordern.

394	 Ausnahmen gelten für die Erteilung einer Auf‑
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
(§ 10 Abs. 3 S. 3 HS. 2 AufenthG).
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lungen bestehen vor allem dann, wenn 
ein Anspruch auf die Erteilung des Auf‑
enthaltstitels besteht (zur Ausnahmerege‑
lung für Fachkräfte siehe III 1.2). 

1.1.2 Einhaltung des Visumsverfahrens 
(§ 5 Abs. 2 AufenthG)

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaub‑
nis und einer Blauen Karte EU setzen 
grundsätzlich voraus, dass die betroffene 
Person mit dem erforderlichen Visum 
eingereist ist. Hiervon kann abgesehen 
werden, wenn ein Anspruch auf die Er‑
teilung besteht, und es muss von dieser 
Voraussetzung abgesehen werden, wenn 
die Nachholung des Visumverfahrens 
aufgrund besonderer Umstände des Ein‑
zelfalls nicht zumutbar ist. 

Bei der Erteilung einer Aufenthaltser‑
laubnis nach §§ 25 Abs. 1–3 AufenthG bei 
Asyl- und Schutzberechtigten sowie nach 
§ 24 AufenthG zum vorübergehenden 
Schutz für Geflüchtete aus der Ukraine395 
muss von der Einhaltung des Visumsver‑
fahrens abgesehen werden, bei anderen 
Aufenthaltstiteln aus völkerrechtlichen, 
humanitären oder politischen Gründen 
(§§ 22–26 AufenthG) kann ein Absehen 
im Ermessen erfolgen (§ 5 Abs. 3 S. 1 
und 2 AufenthG). Unabhängig davon ist 
bei einzelnen Aufenthaltstiteln explizit 
geregelt, dass sie ohne Einhaltung des 
Visumsverfahrens erteilt werden müssen 
wie das Chancen-Aufenthaltsrecht nach 
§ 104c AufenthG (siehe III 2.1), die Auf‑
enthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG 

395	 Gleiches gilt für die Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 4a und 4b AufenthG für Opfer von 
Menschenhandel und von Arbeitsausbeutung 
(§ 5 Abs. 3 S. 1 HS. 2 AufenthG).

(siehe III 2.3), die Ausbildungsaufent‑
haltserlaubnis für Ausreisepflichtige nach 
§ 16g AufenthG (s. III 1.3) und die Auf‑
enthaltserlaubnis für »qualifizierte Ge‑
duldete« zur Beschäftigung (siehe III 1.4). 
Auch beim sogenannten kleinen Spur‑
wechsel muss ein Absehen erfolgen (siehe 
III 1.2).

Haben Personen bereits eine Aufent‑
haltserlaubnis, ist die Einhaltung des 
Visumsverfahrens nach § 39 1 S. 1 Nr. 1 
AufenthV ebenfalls nicht erforderlich.

1.1.3 Ablehnungsgründe bei der 
Erteilung einzelner Aufenthaltstitel 
(§ 19 f AufenthG)

Die Erteilung verschiedener Aufenthalts‑
titel, darunter die Aufenthaltserlaubnis 
nach § 16b AufenthG zum Zwecke des 
Studiums und die Blaue Karte EU, ist nach 
§ 19 f AufenthG für bestimmte Personen‑
gruppen ausgeschlossen. Hintergrund ist, 
dass diese Aufenthaltsrechte Gegenstand 
von EU-Richtlinien sind und in § 19 f 
AufenthG die Ablehnungsgründe bzw. 
Regelungen zum Anwendungsbereich aus 
den Richtlinien (EG) 2009/50 sowie (EU) 
2016/801 umgesetzt wurden.396 

Nach § 19 f Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 AufenthG wird eine 
Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des 
Studiums und eine Blaue Karte EU vor 
allem nicht erteilt an: 

	• Asylsuchende mit Aufenthaltsgestat‑
tung

	• Personen mit einer Duldung

396	 Gesetzesbegründung, vgl. BR-Drucksache 7/19 
vom 4.1.2019, S. 114.
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	• Personen mit einer Aufenthaltserlaub‑
nis zum vorübergehenden Schutz 

	• Personen, die eine Aufenthaltserlaub‑
nis zum vorübergehenden Schutz be‑
antragt haben. 

International Schutzberechtigten mit 
einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 25 
Abs. 1–2 AufenthG kann zwar eine Blaue 
Karte EU, aber keine Aufenthaltserlaub‑
nis nach § 16b AufenthG erteilt werden 
(§ 19 f Abs. 3 Nr. 1 AufenthG). Personen 
mit einem anderen Aufenthaltstitel aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder po‑
litischen Gründen kann demgegenüber 
keine Blaue Karte EU erteilt werden (vgl. 
§ 19 f Abs. 2 Nr. 3 AufenthG), der Ableh‑
nungsgrund nach § 19 f AufenthG steht 
jedoch der Erteilung einer Aufenthaltser‑
laubnis nach § 16b AufenthG nicht entge‑
gen. 

1.1.4 Einreise- und Aufenthaltsverbot 
(§ 11 AufenthG)

Wurde – beispielsweise wegen einer Ab‑
schiebung, einer Ausweisung oder we‑
gen der Ablehnung des Asylantrags als 
offensichtlich unbegründet bei Personen 
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaa‑
ten – ein Einreise- und Aufenthaltsverbot 
erlassen (§ 11 Abs. 1 S. 1 und Abs. 7 S. 1 
AufenthG), darf kein Aufenthaltstitel er‑
teilt werden (§ 11 Abs. 1 S. 2 AufenthG). 
Das Einreise- und Aufenthaltsverbot soll 
allerdings aufgehoben werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels aus völkerrechtlichen, 
humanitären oder politischen Gründen 
(§§ 22–26 AufenthG) vorliegen (§ 11 
Abs. 4 S. 2 AufenthG).

1.2 Der »kleine Spurwechsel« bei 
Rücknahme des Asylantrags in die 
Aufenthaltserlaubnis nach §§ 18a, 
18b, 19c Abs. 2 AufenthG

Seit dem 23. Dezember 2023397 können 
Personen, wenn sie ihren Asylantrag 
zurückgenommen haben und vor dem 
29. März 2023 eingereist sind, in drei Auf‑
enthaltstitel zum Zwecke der Erwerbstä‑
tigkeit (vgl. a–c) wechseln, wenn sie die 
jeweiligen Erteilungsvoraussetzungen 
erfüllen. Dies gilt auch für die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 27 ff. 
AufenthG an die Eheleute und minder‑
jährigen ledigen Kinder der betreffenden 
Person (§ 10 Abs. 3 S. 5 AufenthG). In 
beiden Fällen wird auf die Einhaltung des 
Visumsverfahrens verzichtet (§ 5 Abs. 3 
S. 5 AufenthG, s. III 1.1.2).

Die Rücknahme des Asylantrags, die 
schriftlich oder zur Niederschrift zu er‑
klären ist,398 muss gegenüber dem Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) erfolgen. Dies ist auch dann 
noch möglich, wenn bei Ablehnung des 
Asylantrags (auch als unzulässig oder 
offensichtlich unbegründet) Klage ein‑
gereicht wurde und das Asylverfahren 
bei den Verwaltungsgerichten anhängig 
ist.399 Dabei reicht allein die Rücknah‑
me der Asylklage nicht aus, sondern die 
Rücknahme des Antrags muss gegen‑
über dem BAMF erfolgen. Wenn das 

397	 Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Bundesvertriebenengesetzes, BGBl. I, Nr. 390 
vom 22.12.2023.

398	 Wittmann, in: BeckOK MigR, AsylG § 32 Rn. 13.
399	 Fränkel, in: NK-AuslR, AsylG § 32 Rn. 4–6; 

Wittmann, in: BeckOK MigR, AsylG § 32 
Rn. 12 f.; Broscheit/Lehnert, in: Huber/Mantel, 
Kommentar AsylG/AufenthG, AsylG § 32 Rn. 2; 
BT‑Drucksache 20/7394, S. 25.
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BAMF noch nicht über das Vorliegen 
eines Abschiebungsverbots nach § 60 
Abs. 5 oder 7 AufenthG entschieden hat, 
erfolgt dies gemäß § 32 S. 1 AsylG nach 
einer Rücknahme des Asylantrags. Da‑
mit sind Personen, bei denen Gründe für 
die Zuerkennung von internationalem 
Schutz und damit in der Regel auch für 
Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 
oder 7 AufenthG bestehen, im Falle eines 
späteren Verlustes des Aufenthaltstitels zu 
Erwerbszwecken – etwa bei Kündigung 
des Beschäftigungsverhältnisses – nicht 
vollständig schutzlos. Zu beachten ist 
aber dennoch, dass ein nach Rücknahme 
des ersten Asylantrags gestellter weite‑
rer Asylantrag als Folgeantrag nach § 71 
AsylG behandelt wird. Angesichts einer 
»bereinigten« Schutzquote400 bei den 
Asylverfahren beim BAMF von 59,3 % im 
Jahr 2024401 ist daher in jedem Einzelfall 
eine gründliche Abwägung der Vorteile 
und Risiken einer Rücknahme erforder‑
lich. Neben dem Herkunftsland und den 
individuellen Chancen im Asylverfahren 
müssen auch der Wunsch nach einem 
unmittelbaren Familiennachzug und die 
Möglichkeiten der Aufenthaltssicherung 
im Fall eines negativen Ausgangs des 
Asylverfahrens (Erteilung einer Aufent‑
haltserlaubnis nach § 25b AufenthG etc.) 

400	 Bei der »bereinigten Schutzquote« werden die 
Fälle herausgerechnet, bei denen das BAMF keine 
inhaltliche Entscheidung über das Asylbegehren 
getroffen hat, etwa weil der Asylantrag wegen der 
Zuständigkeit eines anderen EU-Mitgliedsstaates 
nach der Dublin-III-Verordnung unzulässig war.

401	 BAMF: Das Bundesamt in Zahlen 2024: bamf.
de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Bundes‑
amtinZahlen/bundesamt-in-zahlen-2024-asyl.
html; die aus den Zahlen errechnete »bereinigte 
Schutzquote« fällt nach Einbeziehung der ver‑
waltungsgerichtlichen Entscheidungen noch hö‑
her aus.

berücksichtigt werden. Nach § 10 Abs. 3 
S. 4 AufenthG ist ein Wechsel in folgende 
Aufenthaltstitel möglich:

1.2.1 Aufenthaltserlaubnis als Fachkraft 
mit Berufsausbildung 

Auf die Erteilung einer Aufenthaltser‑
laubnis nach § 18a AufenthG besteht ein 
Anspruch, wenn die betreffende Person 
eine inländische qualifizierte Berufsaus‑
bildung oder eine gleichwertige auslän-
dische Berufsqualifikation besitzt (§ 18 
Abs. 3 Nr. 1 AufenthG) und ein konkretes 
Arbeitsplatzangebot für eine qualifizierte 
Beschäftigung vorliegt. Das ist der Fall, 
wenn zur Ausübung der angestrebten 
Beschäftigung Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten erforderlich sind, die in 
einem Studium oder einer qualifizierten 
Berufsausbildung erworben werden (§ 2 
Abs. 12b AufenthG). Damit sind Hilfstä‑
tigkeiten ausgeschlossen. Es ist seit dem 
Inkrafttreten des ersten Teils des Gesetzes 
zur Weiterentwicklung der Fachkräfte‑
einwanderung am 18. November 2023402 
nicht mehr erforderlich, dass die Ar‑
beitnehmenden wegen ihrer erworbe-
nen Qualifikation zu der konkreten Be‑
schäftigung befähigt sind. Es muss also 
kein Zusammenhang zwischen der Aus‑
bildung und der angestrebten Beschäfti‑
gung bestehen. Sofern eine Person über 
die geforderte Qualifikation verfügt, kann 
sie vielmehr jede qualifizierte Beschäfti‑
gung ausüben, wenn dies nicht durch be‑
stimmte berufsrechtliche Vorgaben aus‑
geschlossen ist.

402	 BGBl. I, Nr. 217 vom 18.8.2023, S. 2.
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Bei Personen über 44 Jahren muss bei 
erstmaliger Erteilung der Aufenthaltser‑
laubnis das Gehalt mindestens 55 % der 
jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in 
der allgemeinen Rentenversicherung be‑
tragen.403 Im Jahr 2025 liegt dieser Betrag 
bei 4.427,50 € pro Monat.404 Die Arbeit‑
nehmenden dürfen nicht zu ungünstige‑
ren Arbeitsbedingungen als vergleichbare 
deutsche Arbeitnehmende beschäftigt 
werden, was behördenintern von der BA 
im Rahmen des Zustimmungsverfah‑
rens geprüft wird (§ 39 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
AufenthG). Tätigkeiten als Leiharbeit‑
nehmende sind ausgeschlossen.405 

1.2.2 Aufenthaltserlaubnis als 
akademische Fachkraft 

Ein Anspruch auf diese Aufenthaltser‑
laubnis setzt nach § 18b AufenthG einen 
deutschen, einen anerkannten ausländi‑
schen oder einen einem deutschen Hoch‑
schulabschluss vergleichbaren ausländi‑
schen Hochschulabschluss (§ 18 Abs. 3 
Nr. 2 AufenthG) und ein konkretes Ar‑
beitsplatzangebot für eine qualifizierte Be‑
schäftigung voraus. Ansonsten gelten die 
gleichen Erteilungsvoraussetzungen wie 
für die Aufenthaltserlaubnis nach § 18a 
AufenthG (s. III 1.2.1).

403	 § 18 Abs. 2 Nr. 5 S. 1 AufenthG, zu den Ausnah‑
men vgl. § 18 Abs. 2 Nr. 5 S. 2 AufenthG.

404	 Bundesministerium des Innern und für Heimat, 
Bekanntmachung vom 8.11.2024 zu § 18 Ab‑
satz 2 Nummer 5 des Aufenthaltsgesetzes und § 1 
Absatz 2 der Beschäftigungsverordnung über die 
Mindestgehälter bei vollendetem 45. Lebensjahr. 

405	 § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, zu den anderen Ver‑
sagungsgründen vgl. § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
AufenthG.

1.2.3 Aufenthaltserlaubnis für Personen 
mit ausgeprägten berufspraktischen 
Kenntnissen 

Seit dem 1. März 2024 kann eine Auf‑
enthaltserlaubnis nach § 19c Abs. 2 
AufenthG und § 6 BeschV erteilt werden, 
wenn die Antragstellenden über eine in 
den letzten fünf Jahren erworbene, min‑
destens zweijährige Berufserfahrung 
verfügen, die zu der Beschäftigung be‑
fähigt. Benötigt wird nun entweder ein 
Beruf auf dem Gebiet der Informations- 
und Kommunikationstechnologie,406 
eine im Herkunftsstaat staatlich aner-
kannte Berufsqualifikation mit einer 
Ausbildungsdauer von mindestens zwei 
Jahren oder ein im Herkunftsstaat staat‑
lich anerkannter Hochschulabschluss.407 
Die formale Anerkennung des Abschlus‑
ses in Deutschland ist nicht erforderlich.

Das Gehalt muss mindestens 45 % 
der jährlichen Beitragsbemessungsgren‑
ze in der allgemeinen Rentenversiche‑
rung betragen.408 Im Jahr 2025 liegt der 
entsprechende Betrag bei 3.622,50 € pro 
Monat. Bezüglich des Mindestgehalts für 
Arbeitnehmende über 44 Jahre und der 
Zustimmung der BA gelten die gleichen 
Regelungen wie bei Fachkräften mit Be‑
rufsausbildung (siehe III 1.2.1). 

In Abweichung von den allgemeinen 
Regelungen (siehe III 1.1.1) darf während 

406	 § 6 Abs. 1 S. 3 BeschV.
407	 Als Qualifikation gilt zudem ein von einer deut‑

schen Auslandshandelskammer erteilter Berufs‑
abschluss, der durch eine Ausbildung erworben 
wurde, die die Anforderungen des Berufsbil‑
dungsgesetzes einhält.

408	 § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BeschV; dies gilt nicht, wenn 
der Arbeitgebende tarifgebunden und die Person 
zu den bei ihm geltenden tariflichen Arbeitsbe‑
dingungen beschäftigt (§ 6 Abs. 1 S. 2 BeschV). 
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des Asylverfahrens eine Aufenthaltser‑
laubnis nach §§ 18a, 18b AufenthG nur 
mit Zustimmung der obersten Landes‑
behörde und nur dann erteilt werden, 
wenn wichtige Interessen der Bundesre‑
publik Deutschland es erfordern (§ 10 
Abs. 1 S. 2 AufenthG); die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 19c Abs. 2 
AufenthG ist mangels Erteilungsanspruch 
ohnehin nicht möglich. Damit hat die 
Gesetzgebung explizit ausgeschlossen, 
dass aufgrund des neu geschaffenen409 
Anspruchs auf die Erteilung der Aufent‑
haltserlaubnis nach §§ 18a, 18b AufenthG 
ein Spurwechsel im laufenden Asylver‑
fahrens erfolgen kann.410 

Wenn für die Erteilung einer Auf‑
enthaltserlaubnis nach §§ 18a, 18b, 19c 
Abs. 2 AufenthG mit Ausnahme der Asyl‑
antragsrücknahme alle Erteilungsvoraus‑
setzungen vorliegen, sollte eine bindende 
Zusicherung (§ 38 Abs. 1 S. 1 VwVfG) 
der Ausländerbehörde eingeholt werden, 
dass die Aufenthaltserlaubnis nach der 
Asylantragsrücknahme erteilt wird.    

Die neue Spurwechselregelung wird 
aller Voraussicht nach jedoch nur in ge-
ringem Umfang genutzt werden: Neben 
der erforderlichen Rücknahme des Asyl‑
antrags (s. o.) stellt bei reglementierten 
Berufen die Anerkennung des ausländi‑
schen Abschlusses nach wie vor eine hohe 
Hürde dar; bei einem deutschen Ausbil‑
dungs- oder Studienabschluss ist bereits 

409	 Dies erfolgt durch das Gesetz zur Weiterent‑
wicklung der Fachkräfteeinwanderung (BGBl. I, 
Nr. 217 vom 18.8.2023, S. 2), das insoweit am 
18.11.2023 in Kraft trat. 

410	 Ohne diese Regelung hätte nach § 5 Abs. 2 S. 2 
AufenthG und § 39 Nr. 4 AufenthV, die ein Ab‑
sehen von der Einhaltung des Visumsverfahrens 
ermöglichen, die Erteilung während des Asylver‑
fahrens erfolgen können.

seit 2009411 ein Wechsel von einer Dul‑
dung in eine Aufenthaltserlaubnis mög‑
lich (vgl. § 19d Abs. 1 AufenthG).412 

1.3 Ausbildungsaufenthaltserlaubnis 
für Ausreisepflichtige

Durch das Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Fachkräfteeinwanderung413 wurde 
zum 1. März 2024 mit § 16g AufenthG 
erstmals ein Anspruch auf eine Aufent-
haltserlaubnis zur Berufsausbildung für 
ausreisepflichtige Personen eingeführt. 
Damit wurde die seit Langem vielfach 
geforderte und im Koalitionsvertrag vom 
November 2021414 vorgesehene Schaffung 
eines Aufenthaltstitels umgesetzt, der 
Auszubildenden und Betrieben eine grö‑
ßere Rechtssicherheit verschaffen sollte.415 
Diese Aufenthaltserlaubnis ist jetzt als ei‑
ner der Aufenthaltstitel zu Ausbildungs‑
zwecken gefasst (Kapitel 2 Abschnitt 3 des 
AufenthG). Sie umfasst

	• einen Anspruch auf eine Aufenthalts‑
erlaubnis während der Ausbildung, 
die frühestens sechs Monate vor Aus‑
bildungsbeginn erteilt werden kann 
(§ 16g Abs. 1 S. 1 und Abs. 3 S. 2 
AufenthG)

411	 Eingeführt durch das Arbeitsmigrationssteue
rungsgesetz, BGBl. I, Nr. 63 vom 24.12.2008, 
S. 2846.

412	 Das gilt auch – unabhängig von dieser neuen 
Spurwechselmöglichkeit – in bestimmten Kons‑
tellationen für Personen mit ausländischem Stu‑
dien- oder Ausbildungsabschluss (§ 19d Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 b und c AufenthG). 

413	 BGBl. I, Nr. 217 vom 18.8.2023, S. 13; 25.
414	 Koalitionsvertrag 2021–2025, a. a. O. (Fn. 8), 

S. 110.
415	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑

setz, a. a. O. (Fn. 61), S. 73.
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	• die Erteilung nach Ermessen bei un‑
geklärter Identität in diesem Zeit‑
raum (§ 16g Abs. 6 und Abs. 1 S. 1 
AufenthG)

	• einen Anspruch auf eine Aufenthalts‑
erlaubnis für sechs Monate bei Ausbil‑
dungsabbruch zur Suche nach einem 
neuen Ausbildungsplatz (§ 16g Abs. 5 
S. 1 AufenthG)

	• einen Anspruch auf eine Aufenthalts‑
erlaubnis für sechs Monate nach er‑
folgreichem Ausbildungsabschuss zur 
Suche nach einem Arbeitsplatz (§ 16g 
Abs. 5 S. 2 AufenthG)

	• einen Anspruch auf eine Aufenthalts‑
erlaubnis nach erfolgreichem Ausbil‑
dungsabschuss zur Ausübung einer 
qualifizierten Beschäftigung (§ 16g 
Abs. 8 AufenthG); die Erteilungsvo‑
raussetzungen entsprechen denen 
der Aufenthaltserlaubnis nach § 19d 
Abs. 1a AufenthG, die im Anschluss an 
eine Ausbildungsduldung erteilt wird 
(siehe III 3.1). 

Für die Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG wurden zum einen die Ertei-
lungsvoraussetzungen für die Ausbil-
dungsduldung nach § 60c AufenthG 
vollständig übernommen (siehe III 
1.3.2). Es gilt also weiterhin, dass sich 
Betroffene, die die Ausbildung nicht wäh‑
rend des Asylverfahrens begonnen haben, 
mindestens drei Monate lang mit einer 
Duldung in Deutschland aufgehalten ha‑
ben müssen. Zudem ist die Erteilung aus‑
geschlossen, wenn konkrete Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. 
Dadurch wird am Vorrang der Durchset‑
zung der Ausreisepflicht festgehalten.416

416	 Ebd.

Zum anderen sind grundsätzlich die 
allgemeinen Regelerteilungsvoraus-
setzungen für Aufenthaltstitel nach § 5 
Abs. 1 AufenthG zu erfüllen (siehe III 
1.3.1).

Die Bundesagentur für Arbeit muss 
der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis – 
außer der nach § 16g Abs. 8 AufenthG für 
eine Beschäftigung nach Ausbildungs‑
abschluss – nicht zustimmen, kann aber 
gemäß § 72 Abs. 7 AufenthG durch die 
Ausländerbehörde am Verfahren beteiligt 
werden.

Gegenüber einer Ausbildungsduldung 
hat die Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG einige Vorteile: Der Familien-
nachzug ist unter den gleichen Voraus‑
setzungen wie bei anderen Aufenthalts‑
titeln zu Ausbildungszwecken möglich 
(§§ 30 Abs. 1 S. 1 Nr. 3e; 32 Abs. 1 Nr. 1 
AufenthG). Für die Erteilung der Nie-
derlassungserlaubnis sind die Zeiten mit 
dieser Aufenthaltserlaubnis anzurechnen 
(§ 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AufenthG). Auch eine 
Einbürgerung mit diesem Aufenthaltstitel 
kann gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 StAG er‑
folgen, wobei der geforderte fünfjährige 
rechtmäßige Voraufenthalt in der Regel 
nur bei der Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16g Abs. 8 AufenthG vorliegen wird. 
Eine Reise ins Ausland und eine Wieder‑
einreise sind für maximal sechs Monate 
möglich (vgl. §§ 4 Abs. 1; 51 Abs. 1 Nr. 6 
AufenthG). Die Anordnung einer Wohn‑
sitzauflage nach § 12 Abs. 2 S. 2 sollte we‑
gen des Verhältnismäßigkeitsprinzips in 
der Regel nicht in Betracht kommen.417 
Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 16g AufenthG können (ausbil‑

417	 Vgl. VG Freiburg, Urteil vom 30.10.2019 – 4 K 
7014/18 – asyl.net: M27912, Rn. 31.
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dungsbegleitend) bei freien Plätzen zum 
Integrationskurs zugelassen werden und 
an Berufssprachkursen teilnehmen (§ 44 
Abs. 4 S. 1, Abs. 1 S. 2 AufenthG; § 4 
Abs. 1 S. 1 DeuFöV).

1.3.1 Allgemeine Regelerteilungs
voraussetzungen

Wenn kein atypischer Ausnahmefall 
vorliegt, setzt die Erteilung der Ausbil‑
dungsaufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG vor allem voraus, dass der 
Lebensunterhalt gesichert ist – was bei 
schulischen Berufsausbildungen schwer 
erreichbar ist (s. u.) -, dass die Passpflicht 
erfüllt wird und dass kein Ausweisungsin‑
teresse besteht (§ 5 Abs. 1 AufenthG). Al‑
lerdings enthält § 16g Abs. 10 AufenthG 
hierzu bestimmte Sonderregelungen:

(1) Lebensunterhaltssicherung

Für die Lebensunterhaltssicherung müs‑
sen nach § 2 Abs. 3 S. 5 AufenthG, der 
sich an den BAföG-Sätzen orientiert, im 
Jahr 2025 Mittel in Höhe von monatlich 
666,00 € vorhanden sein.418 Auch wenn, 
wie im Fall einer schulischen Ausbildung, 
kein Kranken- und Pflegeversicherungs‑
schutz über das Ausbildungsverhältnis 
besteht, wird hierfür kein weiterer Bedarf 
berücksichtigt.419 

418	 Bundesministerium des Innern und für Heimat, 
Bekanntmachung zu § 2 Absatz 3 des Aufent‑
haltsgesetzes über den Mindestbetrag zur Siche‑
rung des Lebensunterhalts vom 19. August 2024.

419	 Vgl. AH des BMI zum Fachkräfteeinwande‑
rungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), S. 6. 

Der Lebensunterhalt kann auch durch 
eine Beschäftigung neben der Ausbil‑
dung, die im Umfang von bis zu 20 Wo‑
chenstunden erlaubt ist, gedeckt werden. 
Eine selbständige Nebentätigkeit ist nicht 
per se möglich,420 kann jedoch nach § 21 
Abs. 6 AufenthG erlaubt werden, wenn 
dies den Aufenthaltszweck nicht gefähr‑
det.421 

Mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16g AufenthG können Auszubilden‑
de bei einer betrieblichen Berufsausbil‑
dung ergänzend zur Ausbildungsvergü‑
tung Berufsausbildungsbeihilfe nach 
§ 56 SGB III von der Agentur für Arbeit 
erhalten.422 In diesen Fällen gilt der Le-
bensunterhalt gemäß § 16g Abs. 10 S. 3 
AufenthG als gesichert, auch wenn er‑
gänzend noch ansonsten »schädliche« 
Leistungen zur Lebensunterhaltssiche‑
rung insbesondere nach SGB II oder 
SGB VIII423 bezogen werden. 

Bei der Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
Abs. 5 AufenthG zur Suche nach einem 
neuen Ausbildungsplatz oder nach einer 
Arbeitsstelle ist die Lebensunterhaltssi‑
cherung keine Erteilungsvoraussetzung 
(§ 16g Abs. 10 S. 4 AufenthG). Allerdings 
besteht in diesen Zeiträumen kein An‑
spruch auf Bürgergeld oder Hilfe zum 
Lebensunterhalt (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2b 
SGB  II; § 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 SGB  XII). 
Die Aufnahme einer Beschäftigung soll in 
diesen Fällen unbeschränkt möglich sein, 
da der Ausbildungszweck hierdurch nicht 

420	 Ebd., S. 80.
421	 Vgl. Stahmann, in: NK-AuslR, § 16a Rn. 35.
422	 BA, Fachliche Weisungen zur Berufsausbildungs‑

beihilfe, Stand: 1.8.2019, Rn. 60.3.0; zu Einzelhei‑
ten zur Berufsausbildungsbeihilfe s. II 1.2.4 (1).

423	 Vgl. AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 
2.3.1.2.
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gefährdet werden kann.424 Zudem kann 
wegen der Vorbeschäftigungszeiten ein 
Anspruch auf Arbeitslosengeld bestehen 
(§§ 137; 142 SGB III).

Bei einer schulischen Berufsausbil-
dung besteht mit einer Aufenthaltserlaub‑
nis nach § 16g AufenthG kein Zugang 
zu BAföG-Leistungen (vgl. § 8 BAföG). 
Ohne Ausbildungsvergütung ist die ei‑
genständige Lebensunterhaltssicherung 
daher im Regelfall nicht erfüllbar, sodass 
nur die Erteilung einer Ausbildungsdul‑
dung in Betracht kommt (siehe III 3.1).425 

(2) Identitätsklärung und 
Passpflichterfüllung 

Da § 16g Abs. 2 Nr. 3 AufenthG spezielle 
Regelungen zur Identitätsklärung enthält 
(vgl. III 1.3.2), ist die allgemeine Regelung 
nach § 5 Abs. 1a AufenthG nicht anwend‑
bar (§ 16g Abs. 10 S. 2 AufenthG). Die Er‑
füllung der Passpflicht nach § 3 AufenthG 
ist eine Regelerteilungsvoraussetzung. 
Kann ein Pass- oder Passersatz nicht zu‑
mutbar erlangt werden, wird gemäß § 48 
Abs. 2, § 55 Abs. 1 S. 1 AufenthV ein Aus‑
weisersatz ausgestellt, der wiederum nach 
§ 3 Abs. 1 S. 2 AufenthG für die Erfüllung 
der Passpflicht im Inland ausreicht. 

Nach § 16g Abs. 6 AufenthG kann die 
Aufenthaltserlaubnis auch ohne Iden-
titätsklärung erteilt werden, wenn die 
Auszubildenden die erforderlichen und 
für sie zumutbaren Maßnahmen hierfür 

424	 BT-Drucksache 20/10090 vom 17.1.2024, S. 24; 
AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz, a. a. O. (Fn. 61), S. 80.

425	 Zu weiteren Einzelheiten zur Lebensunterhaltssi‑
cherung s. Weiser, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AsylG/AufenthG, AufenthG § 16g Rn. 27 ff.

getroffen haben. In diesen Fällen muss 
nach § 16g Abs. 10 S. 5 AufenthG auch 
von der Erfüllung der Passpflicht abge-
sehen werden.

(3) Fehlen eines Ausweisungsinteresses 
etc. 

Zu den weiteren Regelerteilungsvoraus‑
setzungen gehört das Fehlen eines Aus-
weisungsinteresses, das vor allem bei 
strafrechtlichen Verurteilungen besteht 
(§ 54 AufenthG). Dabei sollten jedoch 
Straftaten unterhalb der in §§ 16g Abs. 2 
Nr. 4; 19d Abs. 1 Nr. 7 AufenthG nor‑
mierten Schwelle von 50 bzw. bei 90 Ta‑
gessätzen (s. III 1.3.2) aufgrund der spe‑
zielleren Regelung unbeachtlich sein.426 
Ein Ausweisungsinteresse ist nicht mehr 
erheblich, wenn ohne vernünftige Zweifel 
feststeht, dass die hiermit zusammenhän‑
gende Gefahr für die öffentliche Sicher‑
heit und Ordnung nicht mehr besteht. 
Dabei ist das Bestehen einer Wiederho‑
lungsgefahr zu berücksichtigen,427 was 
bei vergangenen Identitätstäuschungen 
nach zwischenzeitlicher Identitätsklärung 
nicht mehr anzunehmen ist.428 

Wenn ein Anspruch auf die Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG besteht, ist die Ablehnung des 
Asylantrags als offensichtlich unbegrün‑
det irrelevant (§ 10 Abs. 3 S. 3 AufenthG 

426	 Streitig, so VG Stuttgart 25.11.2021 – 11 K 
1972/20 – openJur 2022, 18159; a. A. Anwen‑
dungshinweise des BMI zum Chancen-Aufent‑
haltsgesetz, S. 5.

427	 OVG Sachsen, Beschluss vom 17.8.2023 – 3 D 
16/23 – asyl.net: M31951 zu § 25b m. w. N.

428	 A. A. BVerwG, Urteil vom 18.12.2019, a. a. O. 
(Fn. 181) zu § 25b.
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i. V. m. § 30 Abs. 1 Nr. 3 bis 7 AsylG siehe 
III 1.1.1). Entscheidend ist aber, dass der 
Anspruch gegeben ist – wird die Aufent‑
haltserlaubnis nur aufgrund der Ermes‑
sensregelung des § 16g Abs. 6 AufenthG 
erteilt (siehe dazu unten 1.3.2.(1)), greift 
die Ausschlussregelung des § 10 Abs. 3 
S. 2 AufenthG und die Erteilung der Auf‑
enthaltserlaubnis kommt in diesen Fällen 
nicht in Betracht. 

Die Einhaltung des Visumsverfahrens 
ist nicht erforderlich (§ 16g Abs. 10 S. 1 
AufenthG, siehe III 1.1.2). Ein Einreise– 
und Aufenthaltsverbot steht der Titeler‑
teilung nach § 11 Abs. 1 S. 3 AufenthG 
jedoch in allen Fällen entgegen (siehe III 
1.1.4).

1.3.2 Erteilungsvoraussetzungen nach 
§ 16g AufenthG

Neben den allgemeinen Erteilungsvor‑
aussetzungen müssen die Voraussetzun‑
gen des § 16g AufenthG erfüllt sein: Das 
zentrale Erfordernis ist hier, dass entwe‑
der eine mindestens zweijährige betrieb-
liche oder schulische Berufsausbildung 
in einem staatlich anerkannten oder ver‑
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf 
oder eine Assistenz- oder Hilfskraftaus-
bildung429 aufgenommen wird. Letzteres 
genügt aber nur, wenn aufbauend auf 
diese Ausbildung anschließend eine min-

429	 Nach den AH des BMI zum Fachkräfteeinwan‑
derungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.1.1.1, 
handelt es sich dabei im Wesentlichen um Berufe 
im Bereich der Alten- und Krankenpflege, siehe 
dazu: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): 
»Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberu‑
fe 2025«, Bonn 2025 (abrufbar unter bibb.de). 

destens zweijährige Ausbildung in einem 
Engpassberuf430 (einem Beruf, bei dem 
Fachkräfte besonders gesucht werden) be‑
gonnen werden kann und hierfür bereits 
eine Ausbildungsplatzzusage vorliegt.

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG wird erteilt, wenn die Ausbil‑
dung als Asylsuchende begonnen wur‑
de und sie nach der endgültigen Ableh‑
nung des Asylantrags fortgesetzt werden 
soll oder wenn eine Duldung nach § 60a 
AufenthG vorliegt. In diesem Fall müssen 
aber zusätzliche Bedingungen erfüllt sein 
(s. 1.3.2 (2)). 

Die Ausländerbehörde kann die Er‑
teilung der Ausbildungsaufenthalts‑
erlaubnis in Fällen »offensichtlichen 
Missbrauchs« versagen. Nach den An‑
wendungshinweisen des BMI431 ist das 
insbesondere möglich bei »Scheinausbil‑
dungsverhältnissen«, wenn »von vorn‑
herein offensichtlich ausgeschlossen ist, 
dass die Ausbildung zum Erfolg geführt 
werden kann«, zum Beispiel wegen nicht 
vorhandener Deutschkenntnisse oder 
bei wiederholten Abbrüchen von Berufs‑
ausbildungen, wenn der Abbruch jeweils 
von den Auszubildenden zu verantwor‑
ten war. Da aber in § 16g AufenthG kein 
Sprachniveau vorgegeben ist, rechtferti‑
gen unzureichende Deutschkenntnisse 
allein keinen Missbrauchsverdacht.432 
Zudem fehlt der Ausländerbehörde die 
Sachkunde für eine solche Prognoseent‑

430	 Ebd., Rn. 16g.1.1.2, mit Hinweis auf die Bekannt‑
gabe der BA zu Engpassberufen. 

431	 Ebd., Rn.16g.1.2.
432	 Schöninger, in: BeckOK MigR, AufenthG § 16g 

Rn. 28; Erlass NRW AusbBeschDuldG, S. 12 zur 
Ausbildungsduldung, abrufbar bei asyl.net unter 
»Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilungen«.

https://www.bibb.de/verzeichnis-ausbildungsberufe
https://www.bibb.de/verzeichnis-ausbildungsberufe
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scheidung.433 Sogenannte Zweitausbil-
dungen, die eine berufliche Qualifikation 
außerhalb des bisherigen Ausbildungs‑
bereichs oder über die bisherige beruf‑
liche Tätigkeit hinaus vermitteln, sind 
kein Indiz für einen »offensichtlichen 
Missbrauch«.434 

(1) Allgemeine Versagungsgründe

Wird die Ausbildung mit einer Aufent‑
haltsgestattung oder einer Duldung be‑
gonnen, bestehen insbesondere die fol‑
genden Versagungsgründe:

	• Es besteht ein Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 AufenthG, was vor allem 
häufig der Fall ist, wenn die Auszubil‑
denden aus einem sogenannten siche‑
ren Herkunftsstaat435 kommen (zu den 
Einzelheiten s. I 3.1.1 (2)).

	• Es liegt eine Verurteilung wegen ei‑
ner in Deutschland begangenen vor‑
sätzlichen Straftat vor. Dabei werden 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 
Tagessätzen bzw. von bis zu 90 Tages‑
sätzen wegen Straftaten, die nur von 
ausländischen Staatsangehörigen be‑
gangen werden können,436 nicht be‑
rücksichtigt (§§ 16g Abs. 2 Nr. 4; 19d 
Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).

433	 Breidenbach, in: BeckOK AuslR, AufenthG § 60c 
Rn. 15. 

434	 BVerwG , Beschluss vom 11.8.2020 – 1 C 18.19 
– Rn. 3, asyl.net: M28814; AH des BMI zum 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), 
Rn. 16.g.1.2.

435	 § 29a AsylG, Anlage II.
436	 Das ist zum Beispiel ein wiederholter Verstoß 

gegen eine räumliche Beschränkung (§ 95 Abs. 1 
Nr. 7 AufenthG).

	• Es bestehen Bezüge zu oder Unterstüt‑
zung von extremistischen oder terroris‑
tischen Organisationen (§§ 16g Abs. 2 
Nr. 4; 19d Abs. 1 Nr. 6 AufenthG) oder 
es liegt eine Ausweisungsverfügung 
oder eine Abschiebungsanordnung 
vor.437 

	• Die Identität ist nicht in den folgen‑
den Zeiträumen geklärt worden: 
	◉ Bei Einreise bis 31.12.2016: im Zeit‑

raum bis zur Antragstellung
	◉ Bei Einreise zwischen 1.1.2017 und 

31.12.2019: bis zum Zeitpunkt der 
Antragstellung, aber spätestens bis 
30.6.2020

	◉ Bei Einreise ab 1.1.2020: bis sechs 
Monate nach der Einreise.

Damit wurden bei § 16g AufenthG die 
weit zurückliegenden Zeiträume aus der 
Regelung zur Ausbildungsduldung nach 
§ 60c AufenthG unangepasst übernom‑
men. Die Frist gilt als gewahrt, wenn alle 
erforderlichen und zumutbaren Maßnah‑
men ergriffen wurden und die Identität 
unverschuldet erst nach dieser Frist ge‑
klärt werden kann. 

Nach § 16g Abs. 6 AufenthG kann eine 
Ausbildungsaufenthaltserlaubnis aller‑
dings auch ohne die Identitätsklärung 
erteilt werden, wenn die erforderlichen 
und zumutbaren Maßnahmen hierfür 
ergriffen wurden und diese erfolglos ge‑
blieben sind. Außerdem kann in diesen  

437	 Nach § 58a Abs. 1 AufenthG kann »auf Grund 
einer auf Tatsachen gestützten Prognose zur Ab‑
wehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland oder einer ter‑
roristischen Gefahr ohne vorhergehende Aus‑
weisung eine Abschiebungsanordnung erlassen« 
werden.
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Fällen im Ermessen auch von der Frist-
wahrung bei der Identitätsklärung abge‑
sehen werden, was sich unmittelbar aus 
dem Gesetzeswortlaut »unbeachtlich des 
Abs. 2 Nr. 3« ergibt.438 

Das Ermessen sollte zugunsten der Er‑
teilung ausgeübt werden, wenn die Iden‑
tität zwar nicht abschließend geklärt wer‑
den konnte, aber die betreffende Person 
alles Erforderliche und Zumutbare hierzu 
unternommen und die Ausländerbehörde 
keine weiteren erfolgversprechenden und 
zumutbaren Mitwirkungshandlungen (I. 
4.1.3) genannt hat.439 

Auch nach den Anwendungshinweisen 
des BMI440 ist es während des gesamten 

438	 Schöninger, in: BeckOK MigR, AufenthG 
§ 16g Rn. 47; Breidenbrach, in: BeckOK AuslR, 
AufenthG § 16g Rn. 19; vgl. zur entsprechenden 
Regelung bei der Ausbildungsduldung: OVG 
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 9.7.2020, 
a. a. O. (Fn. 229), Rn. 24 f., Rn. 27 f.; Sächsischer 
Erlass AusbBeschDuldG, S. 17; Erlass Rheinland-
Pfalz, AusbBeschDuldG, S. 4; Erlass NRW Aus‑
bBeschDuldG, S. 30, abrufbar bei asyl.net unter: 
»Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilungen«; a. A. 
AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs‑
gesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.0.5; vgl. zur 
entsprechenden Regelung bei der Ausbildungs‑
duldung: VG Schleswig; Urteil vom 14.8.2020 
– 11 A 198/19 – asyl.net: M28800, Rn. 50; OVG 
Berlin‑Brandenburg, Beschluss vom 21.9.2021 – 
OVG 6 S 24/21 – Rn. 9.

439	 Vgl. AH des BMI zum Fachkräfteeinwande‑
rungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.6.1; Brei‑
denbach, in: BeckOK AuslR, AufenthG § 16g 
Rn. 19; Schöninger, in: BeckOK MigR, AufenthG 
§ 16g Rn. 47; zur entsprechenden Regelung bei 
der Ausbildungsduldung vgl. OVG Berlin-Bran‑
denburg, Beschluss vom 3.3.2021 – 3 S 120/20 – 
asyl.net: M29442, S. 6 f.; Erlass NRW AusbBesch
DuldG, 30; Erlass Sachsen-Anhalt, AusbBesch
DuldG, 12; Erlass Sachsen AusbBeschDuldG, 17; 
Erlass Schleswig-Holstein AusbBeschDuldG, 11, 
abrufbar bei asyl.net unter: »Recht/Erlasse/Be‑
hördliche Mitteilungen«.

440	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs‑
gesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.2; AH des BMI 

Asylverfahrens bis zu dessen unanfecht‑
barem Abschluss unzumutbar, »sich ei‑
nen Pass des Herkunftsstaates zu beschaf‑
fen oder in sonstiger Weise zur Passbe‑
schaffung mit dessen Auslandsvertretung 
in Kontakt zu treten.« 

Der Nachweis der Identität ist da‑
nach441 durch einen Pass oder andere 
Identitätsdokumente mit Lichtbild mög‑
lich. Wenn andere Dokumente nicht be‑
sorgt werden können, genügen auch an‑
dere ausländische amtliche Dokumente, 
die biometrische Merkmale und Angaben 
zur Person enthalten, wie etwa Führer‑
scheine, Dienstausweise oder Personen‑
standsurkunden mit Lichtbild. Sollten 
auch diese nicht vorliegen, können hilfs‑
weise beispielsweise auch Geburtsurkun‑
den, Heiratsurkunden, Meldebescheini‑
gungen, Schulzeugnisse oder Schulbe‑
scheinigungen ausreichen.442 

Die Aufenthaltserlaubnis443 wird nach 
§ 16g Abs. 7 AufenthG widerrufen, wenn 
ein Ausschlussgrund nach § 16g Abs. 2 
Nr. 4 AufenthG eintritt, vor allem bei be‑
stimmten strafrechtlichen Verurteilungen 
(s. o.). 

zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60c.2.3.4, 
60c.2.3. 

441	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs‑
gesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.2; AH des BMI 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60c.2.3.2.

442	 Zu weiteren Einzelheiten s. Eichler/Mantel/Wei‑
ser, in: Huber/Mantel, Kommentar AufenthG/
AsylG, AufenthG § 60c Rn. 25.

443	 Die gilt nur für die Aufenthaltserlaubnis zum 
Zwecke der Ausbildung nach § 16g Abs. 1 
AufenthG (Anspruch) und nach § 16g Abs. 6 
AufenthG (Ermessen). 
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(2) Zusätzliche Versagungsgründe für 
Personen mit einer Duldung 

Wird die Ausbildung mit einer Duldung 
nach § 60a AufenthG begonnen, müssen 
für die Erteilung einer Ausbildungsauf‑
enthaltserlaubnis noch zwei weitere Vo-
raussetzungen vorliegen:

	• Die Auszubildenden müssen eine Dul‑
dung nach § 60a AufenthG seit min-
destens drei Monaten haben. Nach 
den Anwendungshinweisen des BMI444 
gibt dieser Zeitraum »den Ausländer‑
behörden Gelegenheit, Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung zu ergrei‑
fen.«

	• Zudem dürfen keine konkreten Maß-
nahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
bevorstehen, die in einem hinreichen‑
den sachlichen und zeitlichen Zusam‑
menhang zur Aufenthaltsbeendigung 
stehen. Hierzu sind im Gesetzestext 
verschiedene Konstellationen genannt:
	◉ Eine ärztliche Untersuchung zur 

Feststellung der Reisefähigkeit wur‑
de veranlasst. Liegt eine längerfristi‑
ge oder dauerhafte Reiseunfähigkeit 
vor, verhindert dies die Erteilung 
der Ausbildungsduldung allerdings 
nicht.445

	◉ Staatliche Fördermittel zur freiwilli‑
gen Ausreise wurden beantragt.

444	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs‑
gesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.2; AH des BMI 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60c.2.2.

445	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs‑
gesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.2; AH des BMI 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60c.2.5.1.

	◉ Die Buchung von Transportmitteln 
für die Abschiebung wurde eingelei‑
tet. 

	◉ Vergleichbar konkrete Vorberei‑
tungsmaßnahmen zur Abschiebung 
wurden eingeleitet, wenn sie nicht 
erkennbar erfolglos bleiben müssen; 
nach der Gesetzesbegründung446 ist 
die Aufforderung zur Passersatz‑
beschaffung noch keine vergleich‑
bare Vorbereitungsmaßnahme. 
Diese Fallgruppe zeigt, dass es sich 
bei § 16g Abs. 2 Nr. 5 AufenthG 
nicht um einen in der Sache ab‑
schließenden Katalog, sondern um 
einen Auffangtatbestand handelt, 
der eng auszulegen ist.447 Wegen 
der Vergleichbarkeit mit den in 
§ 16g Abs. 2 Nr. 5 lit. a–c AufenthG 
genannten Fallgruppen muss die 
Abschiebung auch hier schon »in 
Sichtweite« sein.448

	◉ Ein Dublin-Verfahren wurde einge‑
leitet. 

Die Ausbildungsaufenthaltserlaubnis 
kann frühestens sieben Monate vor Aus‑
bildungsbeginn beantragt und frühestens 
sechs Monate vorher erteilt werden; sie 
wird für die Dauer der Ausbildung aus‑
gestellt. Wird die Abschlussprüfung nicht 
bestanden, verlängert sich das Berufs‑
ausbildungsverhältnis auf Antrag bis zur 
nächsten Wiederholungsprüfung, höchs‑
tens um ein Jahr (§ 21 Abs. 3 BBiG); die 
Ausbildungsaufenthaltserlaubnis wird 

446	 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Druck‑
sache 19/8286 vom 13.3.2019, S. 16.

447	 Vgl. Erlass NRW AusbBeschDuldG, 24, abrufbar 
bei asyl.net unter: »Recht/Erlasse/Behördliche 
Mitteilungen«.

448	 Röder, in: BeckOK MigR, AufenthG § 60c Rn. 55.
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dann ebenfalls entsprechend verlän‑
gert.449 Gleiches gilt, wenn die Ausbil‑
dungszeit auf Antrag der Auszubildenden 
verlängert wird, um das Ausbildungsziel 
zu erreichen.450 

Die Aufenthaltserlaubnis451 wird nach 
§ 16g Abs. 7 AufenthG widerrufen, wenn 
die Ausbildung vorzeitig beendet oder 
abgebrochen wird. Es wird einmalig eine 
Aufenthaltserlaubnis für sechs Monate 
für die Suche nach einer weiteren Aus‑
bildungsstelle erteilt (§ 16g Abs. 5 S. 1 
AufenthG). Finden die Auszubildenden 
eine neue Ausbildungsstelle, erhalten 
sie hierfür auf Antrag eine neue Ausbil‑
dungsaufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG, wenn alle Erteilungsvorausset‑
zungen weiterhin vorliegen.452 Wird die 
Ausbildung abgebrochen, ist der Ausbil‑
dungsbetrieb – oder bei einer schulischen 
Ausbildung die Schule – verpflichtet, dies 
unverzüglich, in der Regel innerhalb von 
zwei Wochen, der zuständigen Auslän‑
derbehörde schriftlich oder elektronisch 
mitzuteilen (§ 16g Abs. 4 AufenthG). Bei 
einem Verstoß droht ein Bußgeld (§ 98 
Abs. 2a Nr. 4 AufenthG). 

Nach einem erfolgreichen Abschluss 
der Berufsausbildung wird für sechs Mo-
nate eine Aufenthaltserlaubnis zur Suche 
nach einer der beruflichen Qualifikati‑
on entsprechenden Arbeitsstelle erteilt, 
wenn die Auszubildenden nicht vom 

449	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.3.4.

450	 § 8 Abs. 2 BBiG; AH des BMI zum Fachkräfteein‑
wanderungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.3.4.

451	 Die gilt nur für die Aufenthaltserlaubnis zum 
Zwecke der Ausbildung nach § 16g Abs. 1 
AufenthG (Anspruch) und nach §16g Abs. 6 
AufenthG (Ermessen). 

452	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 16g.5.1.

Ausbildungsbetrieb übernommen wer‑
den; eine Verlängerung ist nicht möglich 
(§ 16g Abs. 5 S. 2 AufenthG). 

Wenn Personen mit einer Ausbildungs‑
aufenthaltserlaubnis eine entsprechende 
Arbeitsstelle finden, besteht unter be‑
stimmten Voraussetzungen ein Anspruch 
auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaub‑
nis nach § 16g Abs. 8 AufenthG (zu den 
Einzelheiten vgl. III 3.2). 

1.4 Aufenthaltserlaubnis nach 
Ausbildungsabschluss zur 
Beschäftigung

1.4.1 Aufenthaltserlaubnis gemäß 
§ 19d Abs. 1 AufenthG für qualifizierte 
Geduldete

Personen mit einer Duldung soll unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Auf‑
enthaltserlaubnis zur Ausübung einer der 
beruflichen Qualifikation entsprechen‑
den Beschäftigung erteilt werden. Damit 
kann die Erteilung dann nur in atypischen 
Ausnahmefällen versagt werden. Seit dem 
1. März 2024 steht diese Möglichkeit auch 
Personen offen, die eine Aufenthaltser‑
laubnis aus völkerrechtlichen, humani‑
tären oder politischen Gründen nach 
§§ 22–25b AufenthG haben (§ 19d Abs. 4 
AufenthG).453 Es muss ein konkretes Ar‑
beitsplatzangebot vorliegen, aber es wird 
keine Vorrangprüfung durchgeführt (also 
die Prüfung, ob deutsche Arbeitnehmen‑
de oder ausländische Staatsangehörige, 
die ohne Einschränkungen erwerbstätig 

453	 Art. 2 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Fachkräfteeinwanderung, BGBl. I, Nr. 217 vom 
18.8.2023.
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sein können, für den Arbeitsplatz zur 
Verfügung stehen, vgl. § 39 Abs. 3 Nr. 3 
AufenthG). Im Hinblick auf die vorlie‑
gende Qualifikation muss eine der drei 
folgenden Optionen erfüllt sein:

	• Abschluss einer qualifizierten Berufs‑
ausbildung bzw. eines Hochschulstudi‑
ums in Deutschland oder seit 1. März 
2024454 auch einer staatlich anerkann‑
ten Ausbildung in einer Pflegehilfstä‑
tigkeit oder

	• Vorliegen eines Hochschulabschlusses, 
der in Deutschland anerkannt ist oder 
mit einem deutschen Hochschulab‑
schluss vergleichbar ist, und seit zwei 
Jahren ununterbrochene Ausübung ei‑
ner dem Abschluss angemessenen Be‑
schäftigung oder 

	• eine seit drei Jahren als Fachkraft un‑
unterbrochene Beschäftigung, die eine 
qualifizierte Berufsausbildung voraus‑
setzt, sowie seit einem Jahr eigenstän‑
dige Lebensunterhaltssicherung.

Nach den allgemeinen Verwaltungsvor‑
schriften zum Aufenthaltsgesetz455 sind 
unter einer der beruflichen Qualifikati‑
on entsprechenden Beschäftigung auch 
solche Tätigkeiten zu verstehen, die üb‑
licherweise eine qualifizierte Ausbildung 
(oder ein Studium) voraussetzen und bei 
denen die mit der Ausbildung erworbe‑
nen Kenntnisse zumindest teilweise oder 
mittelbar benötigt werden. Es muss also 

454	 Ebd.
455	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 40), 18.a.1.0; 

nach den AH des BMI zum Fachkräfteeinwande‑
rungsgesetz, a. a. O. (Fn. 61), Nr. 19d.0.1, gelten 
die Ausführungen der AVwV zu Nummer 18a 
insoweit fort.

keine Beschäftigung im Ausbildungsbe‑
ruf sein.

In allen Fällen müssen Deutschkennt‑
nisse der Niveaustufe B1 GER (§ 2 Abs. 11 
AufenthG) vorliegen. Außerdem müssen 
der Lebensunterhalt eigenständig gesi‑
chert456 und ausreichender Wohnraum 
vorhanden sein; die Passpflicht457 ist zu 
erfüllen. Folgende Umstände schließen 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
aus:

	• vorsätzliche Täuschung der Ausländer‑
behörde über aufenthaltsrechtlich rele‑
vante Umstände 

	• vorsätzliches Hinauszögern oder Be‑
hindern behördlicher Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung 

	• Bezüge zu extremistischen oder terro‑
ristischen Organisationen bzw. deren 
Unterstützung

	• Verurteilung wegen vorsätzlicher 
Straftaten (Geldstrafen von insgesamt 
bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 
Tagessätzen wegen Straftaten, die nur 
von ausländischen Staatsangehörigen 
begangen werden können, bleiben 
grundsätzlich außer Betracht).

Die BA, die der Erteilung der Aufent‑
haltserlaubnis zustimmen muss, prüft, ob 
in dem angebotenen Arbeitsvertrag die 
gesetzlichen Regelungen (Arbeitnehmer‑
schutzgesetze etc.) eingehalten werden 
und die Entlohnung dem Tariflohn bzw. 
ortsüblichen Lohn entspricht (sogenann‑

456	 Vgl. § 2 Abs. 3 AufenthG; der Lebensunterhalt ist 
nicht gesichert, wenn ein Anspruch insbesondere 
auf ergänzende Leistungen nach SGB II besteht.

457	 Auch die anderen allgemeinen Erteilungsvoraus‑
setzungen nach § 5 Abs. 1 AufenthG müssen im 
Regelfall gegeben sein.
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te Beschäftigungsbedingungsprüfung); 
Leiharbeit ist nicht möglich (§§ 39 Abs. 3 
Nr. 1, 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). 

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 19d 
AufenthG stellt eine Ausnahme von 
dem grundsätzlichen »Spurwechselaus‑
schluss« dar, da sie trotz unanfechtbarer 
Ablehnung oder Rücknahme eines vo‑
rangegangenen Asylantrags und ohne 
Einhaltung des Visumsverfahrens erteilt 
werden kann (siehe III 1.1.1 und 1.1.2), 
(§§ 19d Abs. 3; 5 Abs. 2; 10 Abs. 3 S. 1 
AufenthG). 

Wurde zwei Jahre lang eine der beruf‑
lichen Qualifikation entsprechende Be‑
schäftigung ausgeübt, kann anschließend 
jede Beschäftigung aufgenommen wer‑
den (§ 19d Abs. 2 AufenthG); die Zustim‑
mung der BA ist dann nicht mehr erfor‑
derlich (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BeschV).458 

1.4.2 Aufenthaltserlaubnis gemäß § 19d 
Abs. 1a AufenthG nach Ausbildungs-
duldung

Personen mit einer Ausbildungsduldung 
(vgl. III 3.1) haben nach erfolgreichem 
Abschluss dieser Berufsausbildung unter 
bestimmten Voraussetzungen einen An‑
spruch auf die Erteilung einer Aufenthalts‑
erlaubnis nach § 19d Abs. 1a AufenthG. 
Sie benötigen ein konkretes Arbeitsplatz‑
angebot für ein Beschäftigungsverhältnis, 
das ihrer in der Berufsausbildung er‑
worbenen beruflichen Qualifikation ent‑

458	 Vgl. VAB, Stand 18.6.2025, Nr. 19d 2.1; Dienelt/
Dollinger, in: Bergmann/Dienelt, Kommentar 
Ausländerrecht, AufenthG § 19d, Rn. 34; Dippe, 
in: Huber/Mantel, Kommentar AsylG/AufenthG, 
AufenthG § 19d Rn. 24; a. A. Hocks/Leuschner, 
in: NK-AuslR, AufenthG § 19d Rn. 42.

spricht. Nach den Anwendungshinweisen 
des BMI459 ist es erforderlich, dass die bei 
der Ausbildung erworbenen Kenntnisse 
zumindest teilweise oder mittelbar für 
die Beschäftigung benötigt werden. An‑
ders als bei der Aufenthaltserlaubnis für 
Fachkräfte mit Berufsausbildung und für 
akademische Fachkräfte nach §§ 18a; 18b 
AufenthG genügt es also nicht, dass die 
Tätigkeit lediglich irgendeine qualifizierte 
Beschäftigung (§ 2 Abs. 12b AufenthG) 
darstellt (siehe III 1.2.1 und 1.2.2). 

Die Erteilungsvoraussetzungen sind 
dieselben wie bei der Aufenthaltserlaub‑
nis für sonstige »qualifizierte Gedulde‑
te« nach § 19d Abs. 1 AufenthG (vgl. III 
1.4.1).

Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei 
Jahre erteilt und verlängert, wenn die Er‑
teilungsvoraussetzungen weiterhin vor‑
liegen (§ 8 Abs. 1 AufenthG). Da es sich 
um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit handelt, gelten für 
ihre Verlängerung sowie die Erteilung ei‑
ner Niederlassungserlaubnis die allgemei‑
nen aufenthaltsrechtlichen Regelungen.460 
Wurde zwei Jahre lang eine der berufli‑
chen Qualifikation entsprechende Be‑
schäftigung ausgeübt, kann anschließend 
jede Beschäftigung aufgenommen wer‑
den (§ 19d Abs. 2 AufenthG); die Zustim‑
mung der BA ist dann nicht mehr erfor‑
derlich (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BeschV).461 

459	 AH des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsge‑
setz, a. a. O. (Fn. 61), Rn. 19d.1a.2. 

460	 Ebd., Rn. 19d.1a.4. 
461	 Vgl. VAB, Stand 18.6.2025, Nr. 19d 2.1; Dienelt/

Dollinger, in: Bergmann/Dienelt, Kommentar 
Ausländerrecht, AufenthG § 19d Rn. 34; Dippe, 
in: Huber/Mantel, Kommentar AufenthG/AsylG, 
AufenthG § 19d Rn. 24; a. A. Hocks/Leuschner, 
in: NK-AuslR, AufenthG § 19d Rn. 42.
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1.4.3 Aufenthaltserlaubnis gemäß § 16g 
Abs. 8 AufenthG nach Ausbildungsauf-
enthaltserlaubnis

Personen mit einer Ausbildungsaufent‑
haltserlaubnis für Ausreisepflichtige ha‑
ben nach § 16g Abs. 8 AufenthG nach er‑
folgreichem Ausbildungsabschluss einen 
Anspruch auf die Erteilung einer Aufent‑
haltserlaubnis für zunächst zwei Jahre, 
wenn eine der erworbenen beruflichen 
Qualifikation entsprechende Beschäfti‑
gung aufgenommen wird. Damit wurde 
bei den Aufenthaltstiteln zur Ausbildung 
im dritten Abschnitt des AufenthG ein 
Aufenthaltstitel zur Erwerbstätigkeit ge‑
regelt, bei dem die Regelungen der § 19d 
Abs. 1a, 1b und 2 AufenthG für den An‑
schlussaufenthalt von Personen mit einer 
Ausbildungsduldung (siehe III 3.1) über‑
nommen wurden. Entsprechend § 19d 
Abs. 1 Nr. 2, 3, 6 und 7 AufenthG müssen 
neben den allgemeinen Regelerteilungs‑
voraussetzungen für Aufenthaltstitel nach 
§ 5 Abs. 1 AufenthG – wie die Passpflicht‑
erfüllung – insbesondere ausreichender 
Wohnraum und Deutschkenntnisse auf 
dem Niveau B1 des GER vorliegen und 
es dürfen keine erheblichen Straftaten be‑
gangen worden sein. 

Bei der Lebensunterhaltssicherung 
müsste, wie bei der Erteilung der Aufent‑
haltserlaubnis nach § 16g Abs. 1 und 5 
AufenthG während der Ausbildung (sie‑
he III 1.3.1 (1)), ebenfalls von einem Ori-
entierungsbetrag nach § 12 BAföG, also 
für das Jahr 2025 von einem Betrag von 
monatlich 666,00 €, auszugehen sein, da 
die Gesetzgebung keine abweichende Re‑
gelung für die Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16g Abs. 8 AufenthG getroffen hat (vgl. 
§ 2 Abs. 3 S. 5 AufenthG). 

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
Abs. 8 AufenthG wird widerrufen, wenn 
das Arbeitsverhältnis aus in der betroffe‑
nen Person liegenden Gründen aufgelöst 
wird oder ein Ausschlussgrund vor allem 
wegen bestimmter strafrechtlicher Verur‑
teilungen (§ 16g Abs. 2 Nr. 4 AufenthG) 
eintritt (§ 16g Abs. 9 AufenthG). 

Die BA muss der Erteilung zustimmen, 
was voraussetzt, dass adäquate Beschäfti‑
gungsbedingungen gegeben sind (§§ 39 
Abs. 5 und Abs. 3 Nr. 1 AufenthG).462 
Leiharbeit ist daher gemäß § 40 Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG nicht möglich. Nach zwei‑
jähriger qualifikationsentsprechender Be‑
schäftigung berechtigt die Aufenthaltser‑
laubnis nach § 16g Abs. 8 AufenthG zu 
jeder Beschäftigung; die Zustimmung 
der BA ist dann nicht mehr erforderlich 
(vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BeschV).463 

462	 Vgl. BA, Fachliche Weisungen Aufenthaltsgesetz 
und Beschäftigungsverordnung, Stand: 6/2024, 
Rn. 39.0.10 ff.

463	 Vgl. VAB, Stand 18.6.2025, Nr. 19d 2.1; Dienelt/
Dollinger, in: Bergmann/Dienelt, Kommentar 
Ausländerrecht, AufenthG § 19d Rn. 34; Dippe, 
in: Huber/Mantel, Kommentar AufenthG/AsylG, 
AufenthG § 19d Rn. 24; a. A. Hocks/Leuschner, 
in: NK-AuslR, § 19d Rn. 42.
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2. Aufenthaltserlaubnisse 
nach den Bleiberechts- und 

Altfallregelungen

2.1 Das Chancen-Aufenthaltsrecht

Seit dem 31. Dezember 2022464 können 
Personen mit einer Duldung, die Ende 
Oktober 2022 seit fünf Jahren in Deutsch‑
land gelebt haben, für 18 Monate eine Auf‑
enthaltserlaubnis nach § 104c AufenthG 
erhalten. Während der Zeit dieses soge‑
nannten Chancen-Aufenthaltsrechts kön‑
nen die noch fehlenden Voraussetzun‑
gen für eine Aufenthaltserlaubnis nach 
den Bleiberechtsregelungen §§ 25a und 
25b AufenthG (s. III 2.2 und 2.3) nach‑
gewiesen werden. Hierzu zählen z. B. die 
Klärung der Identität, die Erfüllung der 
Passpflicht und oftmals die Lebensunter‑
haltssicherung. Eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 104c AufenthG kann bis 31. De‑
zember 2025 beantragt werden. 

Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104c 
AufenthG soll erteilt werden, wenn vor 
allem folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind:

Die Antragstellenden haben eine Dul‑
dungsbescheinigung oder es liegen Dul-
dungsgründe465 vor.

	• Sie haben sich am 31. Oktober 2022 
seit fünf Jahren ununterbrochen ge‑
duldet, gestattet oder mit einer Auf‑

464	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.
465	 Zu den Einzelheiten s. Barbara Weiser: Arbeits‑

marktzugang und »Spurwechsel« – Stand der 
Umsetzung des Koalitionsvertrags, Asylmagazin 
3/2024, S. 69–79 (77). 

enthaltserlaubnis in Deutschland 
aufgehalten. Dabei werden Zeiten mit 
einer Duldung nach § 60b AufenthG 
für Personen mit ungeklärter Identi‑
tät (siehe I 4.1) mitgerechnet. Nach 
der Gesetzesbegründung466 sind kurz‑
fristige Unterbrechungen von bis zu 
drei Monaten, die keine Verlegung des 
Lebensmittelpunktes beinhalten, uner‑
heblich; diese Zeiten sind anrechenba‑
re Voraufenthaltszeiten.

	• Bekenntnis zur freiheitlichen demo‑
kratischen Grundordnung. Auch wenn 
erforderlich ist, dass der Inhalt des ab‑
gegebenen Bekenntnisses verstanden 
wurde und dessen Kerninhalte be‑
kannt sind,467 bestehen keine weiteren 
Anforderungen an diesen Nachweis 
– etwa durch eine persönliche Befra‑
gung –, wenn keine Zweifel an der Ver‑
fassungstreue ersichtlich sind.468

Es bestehen zudem die folgenden Versa-
gungsgründe:

	• Die Antragstellenden sind wegen einer 
in Deutschland begangenen vorsätzli‑

466	 BT-Drucksache 20/3717, vom 28.9.2022, S. 44; 
s. auch Weiser, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AufenthG § 104c Rn. 16 ff.

467	 Anwendungshinweise des BMI zum Chancen-
Aufenthaltsgesetz von April 2024, S. 5; VGH 
Baden-Württemberg, Urteil vom 20.2.2008 – 13 
S 1169/07 – asyl.net: M13073, zu § 10 StAG.

468	 VG Stuttgart, Beschluss vom 6.2.2024 – 8 K 
6066/23 – S. 7; OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss 
vom 26.10.2022 – 2 M 69/22 – Rn. 23 zu § 25b 
AufenthG, asyl.net: M31294; Röder, in: BeckOK 
MigR, AufenthG § 104c Rn. 56, wonach in die‑
sen Fällen weitere Nachforschungen erforder‑
lich seien; a. A. Anwendungshinweise des BMI 
zum Chancen-Aufenthaltsgesetz von April 2024, 
S. 5 f, wonach die Kerninhalte in einer persönli‑
chen, ggf. gedolmetschten Befragung zu prüfen 
sind.
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chen Straftat verurteilt wurden, wobei 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Ta‑
gessätzen, Geldstrafen von insgesamt 
bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, 
die nur von ausländischen Staatsan‑
gehörigen begangen werden können, 
sowie Verurteilungen nach dem Ju‑
gendstrafrecht außer der Jugendstrafe 
grundsätzlich außer Betracht bleiben.

	• Die Aufenthaltserlaubnis soll nicht 
erteilt werden, wenn wiederholt vor‑
sätzlich falsche Angaben gemacht 
oder über die Identität oder Staats‑
angehörigkeit getäuscht wurde und 
dadurch die Abschiebung verhindert 
wird. Dieses Verhalten muss weiterhin 
ursächlich für das derzeitige Abschie‑
bungshindernis sein.469 Daher sind ver‑
gangene Täuschungshandlungen oder 
Falschangaben unbeachtlich, wenn 
eine Abschiebung dadurch nicht aktu‑
ell verhindert wird.470

Wenn alle Erteilungsvoraussetzungen 
und keine Versagungsgründe vorlie‑
gen, soll eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 104c AufenthG erteilt werden, d. h. die 
Ausländerbehörde kann die Erteilung nur 
in einem atypischen Ausnahmefall ab‑
lehnen. Bloße Zweifel bzw. Vermutungen, 
dass ein Übergang in eine Aufenthalts‑
erlaubnis nach den der Bleiberechtsrege‑
lungen nach § 25a und § 25b AufenthG  

469	 Röder, in: BeckOK MigR, AufenthG § 104c 
Rn. 81. 

470	 OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 1.6.2023 
– 2 M 49/23 – asyl.net: M31629; vgl. Röder, in: 
BeckOK MigR, AufenthG § 104c Rn. 82, 84; zu 
den Einzelheiten s. Weiser, Arbeitsmarktzugang, 
a. a. O. (Fn. 465), S. 78.

auch künftig nicht erfüllt werden kön‑
nen, genügen für die Annahme eines aty‑
pischen Falles nicht.471 Dieser kann nur 
angenommen werden, wenn mit an Si‑
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
davon auszugehen ist, dass der Übergang 
in ein Bleiberecht künftig ausscheidet,472 
was nur in extremen Ausnahmefällen ge‑
rechtfertigt ist. 

Familienangehörigen (in Ehe oder Le‑
benspartnerschaft, minderjährige ledige 
Kinder sowie volljährige ledige Kinder, 
die bei der Einreise nach Deutschland 
minderjährig waren) soll eine Aufent‑
haltserlaubnis nach § 104c AufenthG er‑
teilt werden, wenn sie mit einem Begüns‑
tigten zusammenleben und außer dem 
fünfjährigen Voraufenthalt alle anderen 
Erteilungsvoraussetzungen erfüllt sind 
und keine Versagungsgründe vorliegen. 

In Abweichung von den allgemeinen 
Regelungen (§ 10 Abs. 3 S. 2 AufenthG, 
siehe III 1.1.1) kann das Chancen-Aufent‑
haltsrecht auch dann erteilt werden, wenn 
der Asylantrag nach § 30 Abs. 1 Nr. 3 bis 7 
AsylG als offensichtlich unbegründet ab‑
gelehnt wurde. Die Aufenthaltserlaubnis 
nach § 104c AufenthG hat eine Geltungs-
dauer von 18 Monaten und kann nicht 
verlängert werden. In dieser Zeit kann 
ausschließlich eine Aufenthaltserlaubnis 
nach §§ 25a oder 25b AufenthG erteilt 
werden. Wird ein entsprechender Antrag 
während der Geltungsdauer der Aufent‑
haltserlaubnis nach § 104c AufenthG ge‑
stellt, gilt diese vom Zeitpunkt ihres Ab- 

471	 Weiser, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AufenthG § 104c Rn. 7.

472	 VG Köln 22.5.2023 – 11 L 386/23 – openJur 2023, 
7359, Rn. 48.

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGKOELN&az=11L38623&d=2023-05-22
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=BeckRS&b=2023&n=17398&rn=48
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laufs bis zur Entscheidung der Ausländer‑
behörde als fortbestehend (§§ 104c Abs. 3 
S. 5; 81 Abs. 4 AufenthG). Das bedeutet, 
dass die Rahmenbedingungen des § 104c 
AufenthG – wie der Zugang zu Bürger‑
geld (s. u.) – weiterhin gelten. Die Aus‑
länderbehörde stellt für diesen Prüfungs‑
zeitraum eine Fiktionsbescheinigung aus 
(§ 81 Abs. 5 AufenthG).

Gelingt es in den 18 Monaten nicht, die 
Voraussetzungen für eine Aufenthaltser‑
laubnis nach §§ 25a oder 25b AufenthG 
zu erfüllen, kann nach Ablauf der Gel‑
tungsdauer nur eine Duldung erteilt 
werden, wenn Abschiebungshindernisse 
oder die Voraussetzungen für die Ertei‑
lung einer Ausbildungs-, Beschäftigungs- 
oder Ermessensduldung nach §§ 60a–60d 
AufenthG (siehe III 3.1 und 3.2) vorlie‑
gen. 

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 104c 
AufenthG berechtigt zur Ausübung je‑
der Beschäftigung und zur selbststän‑
digen Erwerbstätigkeit (§ 4a Abs. 1 
AufenthG); als Nebenbestimmung zur 
Aufenthaltserlaubnis wird »Erwerbstä‑
tigkeit erlaubt« o.Ä. vermerkt. Solange 
der Lebensunterhalt noch nicht aus ei‑
genen Mitteln gesichert werden kann, 
wird die Aufenthaltserlaubnis mit einer 
Wohnsitzauflage versehen (siehe I 2.2). 
Außerdem besteht bei (noch) fehlender 
Lebensunterhaltssicherung unter den 
allgemeinen Voraussetzungen ein An‑
spruch auf Bürgergeld gegenüber dem 
Jobcenter und Zugang zu allen Leistun‑
gen zur Arbeitsmarktintegration nach 
SGB  II und III (siehe II 2). Eine Zulas‑
sung zu einem Integrationskurs kann bei 
freien Plätzen erfolgen und die Teilnah‑
me an Berufssprachkursen (sogenannte 
DeuFöV-Kurse) ist möglich. 

2.2 Aufenthaltsgewährung gemäß 
§ 25a Abs. 1 AufenthG bei gut 
integrierten Jugendlichen und jungen 
Volljährigen

Seit Inkrafttreten des Chancen-Aufent‑
haltsgesetzes am 31. Dezember 2022473 
kann ein Übergang in diese Bleiberechts‑
regelung nicht nur aus einer Duldung, 
sondern auch aus einer Aufenthaltser‑
laubnis nach § 104c AufenthG (siehe III 
2.1) erfolgen. Durch dieses Gesetz wur‑
den zudem die Erteilungsvoraussetzun‑
gen zum Teil erleichtert, aber an einer 
Stelle auch erheblich erschwert. 

2.2.1 Voraussetzungen bei Duldung 

Nach § 25a Abs. 1 AufenthG soll Jugend‑
lichen und jungen Erwachsenen eine Auf‑
enthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

	• sie seit mindestens zwölf Monaten 
eine Duldung haben; diese neue Be‑
dingung sollte sicherstellen, dass nur 
die jungen Menschen begünstigt wer‑
den, bei denen ein Vollzug der Aus‑
reisepflicht auf absehbare Zeit nicht in 
Betracht kommt,474

	• sie sich seit drei Jahren ununterbro‑
chen erlaubt, geduldet oder gestattet in 
Deutschland aufhalten,

	• sie in Deutschland drei Jahre erfolg-
reich eine Schule besucht oder einen 
anerkannten Schul- oder Berufsab-
schluss erworben haben; hiervon wird 
jetzt abgesehen, wenn dies wegen einer 

473	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.
474	 Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 20/4700 

vom 30.11.2024, S. 14.
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körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht er‑
füllt werden kann,

	• sie den Antrag vor dem 27. Geburtstag 
stellen,

	• keine konkreten Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass sie sich nicht zur frei‑
heitlichen demokratischen Grundord‑
nung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennen,

	• es wegen der bisherigen Ausbildung 
und Lebensverhältnisse gewährleis‑
tet erscheint, dass sie sich in die Le‑
bensverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland einfügen können (soge‑
nannte positive Integrationsprognose) 
und

	• die Abschiebung nicht wegen eigener 
falscher Angaben oder eigener Täu‑
schung über die Identität oder Staats‑
angehörigkeit ausgesetzt ist.

Durch die Formulierung »soll erteilt wer‑
den« handelt es sich um einen sogenann‑
ten Regelerteilungsanspruch. Liegen die 
Voraussetzungen vor, kann die Erteilung 
daher nur in Ausnahmefällen abgelehnt 
werden. 

In mehreren Bundesländern (Ba‑
den‑Württemberg, Bayern, Brandenburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein)475 gibt es zu die‑
ser Regelung Verwaltungsvorschriften, in 
denen Vorgaben etwa zur Auslegung des 
Begriffs »erfolgreicher Schulbesuch« ge‑
macht werden. 

475	 Eine Übersicht über die verschiedenen Erlasse 
zum AufenthG bietet das WIR-Projekt »BLEIB‑
dran+«, abrufbar bei asyl.net unter: »Recht/Er‑
lasse/Behördliche Mitteilungen«.

Auch wenn seit der Novellierung des 
§ 25a AufenthG 2015476 keine ausdrückli‑
che Mindestaltersvoraussetzung (zuvor 
14 Jahre) mehr genannt ist, wird wegen 
der Verwendung des Begriffs »Jugendli‑
che« aus dem Jugendstrafrecht (§ 1 Abs. 2 
JGG) dieses Mindestalter abgeleitet.477 
Diese Bezugnahme ist allerdings nicht 
zwingend, da das Aufenthaltsgesetz die‑
sen Begriff ansonsten nicht verwendet 
(vgl. § 80 AufenthG zur Bestimmung der 
Handlungsfähigkeit).478 Dennoch wird 
auch in den Ländererlassen479 von diesem 
Mindestalter ausgegangen. 

Die Aufenthaltserlaubnis kann auch 
erteilt werden, wenn der Asylantrag als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt 
wurde (§§ 25a Abs. 4, 10 Abs. 3 S. 2 
AufenthG; siehe III 1.1.1).

Ein geduldeter Aufenthalt ist auch 
dann anzunehmen, wenn zwar keine 
Duldungsbescheinigung ausgestellt wur‑
de, aber Anspruch auf eine Duldung 
besteht. Auch ein kurzzeitiges Verlassen 
des Bundesgebiets ohne Aufgabe des 
gewöhnlichen Aufenthalts ist unerheb‑
lich. Darüber hinaus könnten Unterbre‑
chungen von bis zu einem Jahr analog 
zur Regelung des § 85 AufenthG unbe‑

476	 Durch das Gesetz zur Neubestimmung des Blei‑
berechts und der Aufenthaltsbeendigung vom 
27. Juli 2015, BGBl. I, Nr. 32 vom 31. Juli 2015, 
S. 1386 ff.

477	 Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 18/4097 
vom 30.6.2015, S. 42; OVG Saarland, Beschluss 
vom 27.3.2018 – 2 A 267/16 – openJur 2020, 
80981; vgl. auch § 7 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII.

478	 Fränkel, in: NK-AuslR, AufenthG § 25a Rn. 7.
479	 Niedersachsen, RdErl. vom 20.1.2025, Nr. 3.1.1, 

NRW, Erlass vom 26.6.2024, Nr. 1.1.1; abrufbar 
bei asyl.net unter: »Recht/Erlasse/Behördliche 
Mitteilungen«.
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rücksichtigt bleiben.480 Zeiten mit einer 
Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität nach § 60b AufenthG (siehe I 
4.1.) werden jedoch nicht als Vordul‑
dungszeiten angerechnet (§ 60b Abs. 5 
S. 1 AufenthG). 

In der Regel liegt ein erfolgreicher 
Schulbesuch vor, wenn die jungen Men‑
schen die Schule regelmäßig besucht 
haben und jeweils in die nächst höhere 
Jahrgangsstufe versetzt wurden bzw. die 
nächste Versetzung wahrscheinlich ist.481 
Ein einmaliges Wiederholen steht dem 
nicht entgegen, wenn eine Gesamtschau 
für die Prognose eines zukünftigen er‑
folgreichen Schulbesuchs spricht.482 Zu 
den anerkannten Schulabschlüssen ge‑
hören alle förmlichen Abschlüsse an all‑
gemeinbildenden Schulen, aber auch an‑
erkannte Abschlüsse an Volkshoch- oder 
Abendschulen.483

Wenn junge Menschen eine schuli‑
sche oder berufliche Ausbildung oder ein 
Hochschulstudium aufgenommen haben, 
können zur Sicherung des Lebensunter-
halts auch ansonsten aufenthaltsrecht‑
lich schädliche Sozialleistungen, wie das 
Bürgergeld,484 in Anspruch genommen 
werden. Ansonsten ist die eigene Lebens‑
unterhaltssicherung Regelerteilungsvor‑
aussetzung, wovon allerdings im Ermes‑
sen abgesehen werden kann (§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 3 S. 2 AufenthG). Bei die‑
ser Ermessensentscheidung ist dem hu‑

480	 Hupke, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AufenthG § 25a Rn. 7; Fränkel, 
in NK-AuslR, AufenthG § 25a Rn. 5.

481	 BT-Drucksache 17/5093 vom 16.3.2022, S. 15.
482	 Vgl. Hupke, in: Huber/Mantel, Kommentar 

AufenthG/AsylG, AufenthG § 25a Rn. 11.
483	 Ebd., Rn. 10.
484	 § 2 Abs. 3 AufenthG; AVwV zum AufenthG, 

a. a. O. (Fn. 40), Nr. 2.3.1.2.

manitären Sinn und Zweck der Regelung, 
gut integrierten jungen Menschen eine 
eigene gesicherte Aufenthaltsperspektive 
zu eröffnen, Rechnung zu tragen. Damit 
kommt die Erteilung der Aufenthalts‑
erlaubnis auch dann in Betracht, wenn 
die betroffene Person gerade die Schule 
beendet hat oder sich in einer berufsvor‑
bereitenden Maßnahme befindet, aber 
davon auszugehen ist, dass zukünftig der 
Lebensunterhalt ohne »schädliche« So‑
zialleistungen auf Dauer gesichert sein 
wird.485

Eine strafrechtliche Verurteilung in 
einem bestimmten Umfang steht der 
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach 
dem Wortlaut nicht notwendigerweise 
entgegen; sie ist (nur) ein Kriterium bei 
der zu treffenden Integrationsprogno‑
se.486 Allerdings kann nach der Gesetzes‑
begründung bei straffällig gewordenen 
Jugendlichen oder Heranwachsenden 
in aller Regel nicht von einer positiven 
Integrationsprognose ausgegangen wer‑
den.487 

Die Formulierung, wonach »eigene« 
falsche Angaben oder »eigene« Täu‑
schung über die Identität oder Staats‑
angehörigkeit der Erteilung der Aufent‑
haltserlaubnis entgegenstehen, stellt klar, 
dass es dabei nur auf das Verhalten der 
Antragstellenden selbst ankommt, wes‑
halb ihnen ein eventuelles Fehlverhalten 
ihrer Eltern nicht zugerechnet werden 

485	 Vgl. Hupke, in: Huber/Mantel, Kommentar 
AufenthG/AsylG, AufenthG § 25a Rn. 16; NRW, 
Erlass vom 26.6.2024, Nr. 1.1.1.; Niedersachsen, 
RdErl. vom 20.1.2025, Nr. 3.3.1, abrufbar bei 
asyl.net unter: »Recht/Erlasse/Behördliche Mit‑
teilungen«.

486	 Fränkel, in: NK-AuslR, AufenthG § 25a Rn. 8.
487	 BT-Drucksache 17/ 5093 vom 16.3.2011, S. 15. 
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kann. Schädlich ist in der Regel nur ein 
aktives Handeln nach Eintritt der Voll‑
jährigkeit.488 Zudem darf nur das aktuelle 
Verhalten in der Gegenwart berücksich‑
tigt werden; ein (vermeintliches) Fehlver‑
halten in der Vergangenheit stellt keinen 
Versagungsgrund dar.489 Die Ausländer‑
behörde trägt die Darlegungs- und Be-
weislast.490 

Soweit § 25a Abs. 1 AufenthG keine 
abweichenden Vorgaben enthält, wie zur 
Lebensunterhaltssicherung, müssen die 
in § 5 Abs. 1 AufenthG genannten Regel
erteilungsvoraussetzungen für Aufent‑
haltstitel – wie vor allem die Erfüllung der 
Passpflicht, die Identitätsklärung und das 
Fehlen eines Ausweisungsinteresses -ge‑
geben sein. Da es sich bei § 25a AufenthG 
um einen Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 
Abschnitt 5 handelt (also um einen Auf‑
enthaltstitel aus völkerrechtlichen, huma‑
nitären oder politischen Gründen nach 
den §§ 22–26 AufenthG), kann jedoch 
nach § 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG im Ermes‑
sen hiervon abgesehen werden.

Den Eltern und Geschwistern, (Ehe-)
Partner*innen und Kindern von Per‑
sonen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25a Abs. 1 AufenthG kann bzw. 
soll nach § 25a Abs. 2 AufenthG unter 
bestimmten Voraussetzungen ebenfalls 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 
hilfsweise kommt die Erteilung einer 
Duldung vor allem nach § 60a Abs. 2b in 
Betracht. 

488	 Vgl. Fränkel, in: NK-AuslR, AufenthG § 25a 
Rn. 11.

489	 Vgl. auch Niedersachsen, RdErl. vom 20.1.2025, 
Nr. 3.2, abrufbar bei asyl.net unter »Recht/Erlas‑
se/Behördliche Mitteilungen«.

490	 Fränkel, in: NK-AuslR, AufenthG § 25a Rn. 11.

2.2.2 Voraussetzungen bei Chan-
cen‑Aufenthaltserlaubnis nach § 104c 
AufenthG

Seit Inkrafttreten des Chancen-Aufent‑
haltsgesetzes491 soll neben Personen mit 
einer Duldung auch jungen Menschen 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 104c AufenthG eine Aufenthaltserlaub‑
nis nach § 25a Abs. 1 AufenthG erteilt 
werden, wenn sie die dort genannten Vo‑
raussetzungen erfüllen (siehe III 2.2.1). Es 
gelten für diese Gruppe allerdings die fol‑
genden abweichenden Regelungen:

Zeiten mit einer Duldung für Per-
sonen mit ungeklärter Identität nach 
§ 60b AufenthG (siehe I 4.1.) werden als 
Vorduldungszeiten angerechnet (§ 25a 
Abs. 5 AufenthG). Die Aufenthaltser‑
laubnis nach § 25a AufenthG soll jedoch 
nur erteilt werden, wenn die Identität 
geklärt ist (§ 25a Abs. 6 S. 1 AufenthG). 
Damit kann, anders als bei der Erteilung 
an Personen mit einer Duldung, nicht im 
Ermessen nach § 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG 
von der Identitätsklärung abgesehen 
werden. Hintergrund dieser Regelung 
ist, dass die betroffenen Personen die 
achtzehnmonatige Laufzeit der Chan‑
cen-Aufenthaltserlaubnis (siehe III 2.1) 
zur Identitätsklärung nutzen sollen.492 
Haben sie die erforderlichen und ihnen 
zumutbaren Maßnahmen hierfür ergrif‑
fen, kann allerdings von der Identitäts‑
klärung abgesehen werden (§ 25a Abs. 6 
S. 2 AufenthG).

491	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.
492	 Gesetzesbegründung BT-Drucksache 20/3717 

vom 28.9.2022, S. 37.
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2.3 Aufenthaltsgewährung bei 
nachhaltiger Integration nach § 25b 
AufenthG

2.3.1 Voraussetzungen bei Duldung 

Personen mit einer Duldung soll nach 
§ 25b AufenthG eine Aufenthaltserlaub‑
nis erteilt werden, wenn sie sich »nach‑
haltig in die Lebensverhältnisse der 
Bundesrepublik Deutschland integriert« 
haben. Bei dieser 2015 eingeführten 
Bleiberechtsregelung wurden durch das 
Chancen-Aufenthaltsgesetz493 die Vor‑
aufenthaltszeiten um jeweils zwei Jahre 
gesenkt. Damit setzt die Erteilung jetzt 
regelmäßig voraus, dass sie 

	• sich seit mindestens sechs Jahren oder 
beim Zusammenleben mit minderjäh‑
rigen Kindern seit mindestens vier Jah-
ren ununterbrochen geduldet, gestattet 
oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im 
Inland aufgehalten haben, 

	• sich zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland bekennen, 

	• über Grundkenntnisse der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung und der Lebens‑
verhältnisse im Bundesgebiet verfügen, 

	• ihren Lebensunterhalt überwiegend 
durch Erwerbstätigkeit sichern oder 
wegen der bisherigen Schul-, Ausbil‑
dungs-, Einkommens- sowie der fami‑
liären Lebenssituation zu erwarten ist, 
dass sie ihren Lebensunterhalt künftig 
sichern werden; hiervon wird abgese‑
hen, wenn diese Voraussetzung wegen 
einer körperlichen, geistigen oder see‑

493	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.

lischen Krankheit oder Behinderung 
nicht erfüllt werden kann,

	• mündliche Deutschkenntnisse im Sin‑
ne des Niveaus A2 GER haben; wie bei 
der Lebensunterhaltssicherung wird 
hiervon abgesehen, wenn diese Vor‑
aussetzung krankheits- oder behinde‑
rungsbedingt nicht erfüllbar ist und

	• bei ihren Kindern im schulpflichtigen 
Alter deren tatsächlichen Schulbesuch 
nachweisen.

Auch zur Auslegung des § 25b AufenthG 
haben mehrere Bundesländer (Ba‑
den‑Württemberg, Bayern, Bremen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und 
Thüringen)494 Verwaltungsvorschriften 
erlassen. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b AufenthG ist in der Regel von 
einer nachhaltigen Integration auszuge‑
hen. Die Verwendung der Formulierung 
»setzt regelmäßig voraus« bedeutet, dass 
ausnahmsweise auch eine Aufenthaltser‑
laubnis erteilt werden kann, wenn die Vo-
raussetzungen im Einzelfall nicht voll-
ständig erfüllt sind, aber besondere In‑
tegrationsleistungen von vergleichbarem 
Gewicht vorliegen oder einzelne andere 
Regelerteilungsvoraussetzungen überer‑
füllt sind.495 

Ein vorübergehender Bezug von 
Sozialleistungen ist für die Lebensun‑
terhaltssicherung in der Regel bei einer 

494	 Vgl. Übersicht des WIR-Projekts »BLEIBdran+« 
in asyl.net/Recht/Erlasse/Behördliche Mitteilun‑
gen, abrufbar bei asyl.net unter: »Recht/Erlasse/
Behördliche Mitteilungen«.

495	 Vgl. BVerwG, Urteil vom 18.12.2019, a. a. O. 
(Fn. 181).
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Reihe von im Gesetz definierten Gruppen 
unerheblich. Hierzu gehören u. a. Studie-
rende und Auszubildende in anerkann‑
ten Lehrberufen oder in staatlich geför‑
derten Berufsvorbereitungsmaßnahmen, 
Familien mit minderjährigen Kindern, 
die auf ergänzende Sozialleistungen ange‑
wiesen sind, sowie pflegende Angehörige 
(§ 25b Abs. 1 S. 3 AufenthG). 

Außerdem müssen die sonstigen allge‑
meinen Erteilungsvoraussetzungen nach 
§ 5 Abs. 1 AufenthG, wie die Erfüllung 
der Passpflicht, die Identitätsklärung und 
das Fehlen eines Ausweisungsinteresses 
gegeben sein, wobei die Ausländerbehör‑
de hiervon nach Ermessen absehen kann 
(§ 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG).

Den (Ehe)-Partner*innen und min‑
derjährigen Kindern von Personen mit 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b 
Abs. 1 AufenthG soll nach § 25b Abs. 4 
AufenthG ebenfalls eine Aufenthaltser‑
laubnis erteilt werden, wenn sie außer der 
Voraufenthaltszeit alle Erteilungsvoraus‑
setzungen erfüllen.

2.3.2 Voraussetzungen bei Chan-
cen‑Aufenthaltserlaubnis nach § 104c 
AufenthG

Seit Inkrafttreten des Chancen-Aufent‑
haltsgesetzes496 soll neben Personen mit 
einer Duldung auch Personen mit ei‑
ner Aufenthaltserlaubnis nach § 104c 
AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b Abs. 1 AufenthG erteilt wer‑
den, wenn sie die dort genannten Vor‑
aussetzungen erfüllen (siehe III 2.3.1). 
Nach § 25b Abs. 7 und 8 AufenthG gel‑

496	 BGBl. I, Nr. 57 vom 30.12.2022, S. 2847 ff.

ten für diese Gruppe die gleichen abwei‑
chenden Regelungen wie für Personen, 
die aus der Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 104c AufenthG in eine Aufenthaltser‑
laubnis nach § 25a AufenthG wechseln: 
Die Zeiten mit einer Duldung für Perso‑
nen mit ungeklärter Identität nach § 60b 
AufenthG (siehe I 4.1.) werden berück‑
sichtigt und die Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b AufenthG soll nur bei Identi‑
tätsklärung erteilt werden (siehe III 2.2.2). 

2.3.3 Voraussetzungen bei 
Beschäftigungsduldung

Personen, die seit 30 Monaten eine Be‑
schäftigungsduldung (siehe III 3.2) haben, 
soll die Ausländerbehörde eine Aufent‑
haltserlaubnis nach § 25b Abs. 6 AufenthG 
erteilen, wenn die Voraussetzungen für 
die Beschäftigungsduldung weiterhin vor‑
liegen. Konnten die Beschäftigten einen 
Integrationskurs besuchen, sind zusätz‑
lich schriftliche Deutschkenntnisse auf 
dem Niveau A 2 GER erforderlich, wobei 
es ausreicht, wenn diese Voraussetzung 
entweder von den Beschäftigten oder 
von ihren Ehe-/Lebenspartnerinnen oder 
-partnern erfüllt werden.497 Außerdem 
müssen die allgemeinen Erteilungsvoraus‑
setzungen nach § 5 Abs. 1 AufenthG, wie 
die Erfüllung der Passpflicht, die Klärung 
der Identität und das Fehlen eines Auswei‑
sungsinteresses gegeben sein. Von diesen 
Voraussetzungen kann die Ausländerbe‑
hörde nach Ermessen absehen (§ 5 Abs. 3 
S. 2 AufenthG).

497	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), 
S. 27.
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3. Duldungsformen zur 
Aufenthaltssicherung

3.1 Ausbildungsduldung

Durch das Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Fachkräfteeinwanderung498 wurde 
mit § 16g AufenthG eine Aufenthalts-
erlaubnis zur Berufsausbildung für 
Ausreisepflichtige eingeführt, die am 
1. März 2024 in Kraft trat (siehe III 1.3). 
Die zunächst vorgesehene Aufhebung 
der Ausbildungsduldung wurde jedoch 
vor ihrem Inkrafttreten durch das soge‑
nannte Rückführungsverbesserungsge‑
setz499 rückgängig gemacht. Hintergrund 
hierfür war die Erkenntnis, dass die Aus‑
bildungsaufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG das Vorliegen der allgemei‑
nen Regelerteilungsvoraussetzungen für 
Aufenthaltstitel gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 
AufenthG erfordert, aber die Lebensun-
terhaltssicherung bei einer schulischen 
Berufsausbildung ohne Ausbildungs‑
vergütung mangels eines Zugangs zu 
BAföG‑Leistungen im Regelfall nicht er‑
füllbar ist (siehe III 1.3.1).500 

Damit hat die Ausbildungsduldung 
vor allem bei schulischen Berufsausbil‑
dungen praktische Relevanz. Außerdem 
kann die Ausbildungsduldung in Betracht 
kommen, wenn die Lebensunterhaltssi‑
cherung wegen des fehlenden Anspruchs 
auf Berufsausbildungsbeihilfe etwa bei 
einer Zweitausbildung nicht vorliegt, 
wenn trotz geklärter Identität etwa bei 

498	 BGBl. I, Nr. 217 vom 18.8.2023, S. 25.
499	 BGBl. I, Nr. 54, vom 26.2.2024, S. 13.
500	 Vgl. BT-Drucksache 20/10090 vom 17.1.2024, 

S. 25.

einem abgelaufenen Pass die Passpflicht 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG nicht er‑
füllt ist oder wenn wegen Verurteilungen 
unterhalb der in §§ 60c Abs. 2 Nr. 4; 19d 
Abs. 1 Nr. 7 AufenthG genannten Schwel‑
le von 50 bzw. 90 Tagessätzen ein Aus‑
weisungsinteresse angenommen wird. 
Gegebenenfalls gibt es auch einzelne 
Konstellationen, in denen trotz Erfüllung 
der Erteilungsvoraussetzungen für eine 
Ausbildungsaufenthaltserlaubnis nach 
§ 16g AufenthG die Beantragung einer 
Ausbildungsduldung erwogen werden 
könnte, etwa wenn nach der Ausbildung 
die Aufnahme eines Studiums geplant ist: 
Nach dem Ausbildungsabschluss mit ei‑
ner Ausbildungsduldung müsste nämlich 
in der Regel der Übergang in eine Aufent‑
haltserlaubnis nach § 25a AufenthG mög‑
lich sein (siehe III 2.2), mit der wiederum 
ein Studium aufgenommen werden kann. 
Demgegenüber ermöglicht die Ausbil‑
dungsaufenthaltserlaubnis nach § 16g 
AufenthG im Anschluss nur die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16g 
Abs. 8 AufenthG für eine der Ausbil‑
dung entsprechende Beschäftigung (vgl. 
III.1.4.3) 

Da die Erteilungsvoraussetzung für 
die Ausbildungsduldung nach § 60c 
AufenthG denen für die Ausbildungsauf‑
enthaltserlaubnis nach § 16g AufenthG 
entsprechen, kann insoweit auf III.1.3.2 
verwiesen werden. 

Nach § 60c Abs. 8 AufenthG bleiben 
die Regelungen in § 60a AufenthG im 
Übrigen anwendbar. Daher ist die Dul‑
dungserteilung nach § 60a Abs. 2 S. 1 
und 3 AufenthG in Fällen, in denen die 
Voraussetzungen für eine Ausbildungs‑
duldungen noch nicht vorliegen, etwa 
während einer Einstiegsqualifizierung 
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(siehe II 1.2.3 (8)) oder in denen aus‑
bildungsunabhängige Duldungsgrün‑
de bestehen, möglich.501 Während einer 
Ausbildung kommt wegen der Spezial‑
regelung in § 60c AufenthG eine ausbil‑
dungsbedingte Ermessensduldung nach 
§ 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG grundsätz‑
lich nicht in Betracht.502 Dennoch müsste 
Menschen, die wegen der Art und Schwe‑
re ihrer Behinderung keine Ausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, 
sondern lediglich eine theoriereduzierte 
Ausbildung i. S. d. § 66 BBiG/§ 42m HwO 
(vgl. II.1.2.4 (4)) aufnehmen können, we‑
gen des Diskriminierungsverbots in Art. 5 
UN-Behindertenrechtskonvention als 
Ausnahmefall eine Ermessensduldung für 
die Dauer der Ausbildung erteilt werden. 

Personen mit einer Ausbildungsdul‑
dung als Unterfall der Ermessensdul‑
dung können (ausbildungsbegleitend) 
gemäß § 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 2 bei freien 
Plätzen zum Integrationskurs zugelas‑
sen werden und nach § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 
DeuFöV an Berufssprachkursen teil‑
nehmen. Wenn sie sich seit 15 Monaten 
gestattet, geduldet oder erlaubt im Bun‑
desgebiet aufhalten, können sie zur Le‑
bensunterhaltssicherung während einer 
betrieblichen Ausbildung zusätzlich zur 
Ausbildungsvergütung nach § 60 Abs. 3 
S. 2 SGB  III einen Anspruch auf Be-
rufsausbildungsbeihilfe sowie bei einer 
schulischen Ausbildung nach § 8 Abs. 2a 
BAföG Anspruch auf BAföG-Leistungen 
haben (siehe II 3.2). Reichen diese Leis‑
tungen zur Lebensunterhaltssicherung 

501	 Vgl. Wittmann/Röder, in: ZAR 2019, S. 412 ff. 
(426); AH-AusbBeschDuldG, 17 f.

502	 Vgl. Stahmann, in: NK-AuslR, AufenthG § 60c 
Rn. 32; Breidenbach: BeckOK AuslR, AufenthG 
§ 60c Rn. 40; Welte, in: ZAR 2020, 87 f.

nicht aus, kann ergänzend ein Anspruch 
auf Grund- und Analogleistungen nach 
§§ 2; 3 AsylbLG bestehen. Außerdem ha‑
ben Auszubildende Zugang zur begleiten‑
den Phase der Assistierten Ausbildung, 
die u. a. Angebote zur Vermittlung fach‑
theoretischer Kenntnisse beinhaltet (§ 75 
SGB III, siehe II 1.2.3 (11)). 

Eine Wohnsitzauflage muss nach § 61 
Abs. 1d S. 1 AufenthG aufgehoben wer‑
den, wenn der Lebensunterhalt eigen‑
ständig gesichert wird, wobei Berufsaus‑
bildungsbeihilfe und BAföG-Leistungen 
gemäß § 2 Abs. 3 S. 2 Nr. 5 AufenthG 
insoweit »unschädliche« Sozialleistungen 
sind. Ist nach einer Aufhebung der Wohn‑
sitzauflage die eigenständige Lebensun‑
terhaltssicherung nicht mehr möglich, 
entsteht eine neue Wohnsitzauflage am 
Ort, an dem die betroffene Person zu 
diesem Zeitpunkt wohnt.503 Neben einer 
Ausbildung kann eine Erwerbstätigkeit 
nach den allgemeinen Regelungen für 
Personen mit einer Duldung aufgenom‑
men werden (siehe I 3.1). 

3.2 Beschäftigungsduldung

Die durch das Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung504 geschaf‑
fene Beschäftigungsduldung nach § 60d 
AufenthG wurde durch das am 23. De‑
zember 2023 in Kraft getretene Gesetz zur 
Änderung des Bundesvertriebenenge-
setzes505 entfristet506 und an einigen Stel‑

503	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 9.9.2020 – 
13 ME 226/20 – Rn. 12, asyl.net: M28825.

504	 BGBl. I, Nr. 26 vom 15.7.2019.
505	 BGBl. I, Nr. 390 vom 22.12.2023. 
506	 Die am 1.1.2020 in Kraft getreten Regelung soll‑

te ursprünglich nur bis zum 31.12.2023 gelten, 
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len zugunsten der betroffenen Personen 
modifiziert. Die Änderungen betrafen 
den Einreisestichtag, die Fristen zur Iden‑
titätsklärung und die Vorbeschäftigung.

Die Beschäftigungsduldung soll erteilt 
werden, wenn Personen ein Jahr gearbei‑
tet haben und weitere Voraussetzungen 
erfüllen. Damit ist nur in untypischen 
Fällen ausnahmsweise eine Versagung 
möglich.507 

Auch Familienangehörige (in Ehe 
oder Lebenspartnerschaft und minder‑
jährige, ledige Kinder) sollen eine Be‑
schäftigungsduldung erhalten. Ein Teil 
der Erteilungsvoraussetzungen für eine 
Beschäftigungsduldung muss allerdings 
durch beide Ehe-/Lebenspartnerinnen 
oder -partner erfüllt werden. Ist das nicht 
der Fall, erhalten auch die Beschäftigten 
selbst keine Beschäftigungsduldung.508 
Gegenüber dieser so geschaffenen »Haf-
tungsgemeinschaft« bestehen im Hin‑
blick auf das aus Art. 6 Abs. 1 GG resul‑
tierende Diskriminierungsverbot von 
Verheirateten gegenüber Ledigen verfas‑
sungsrechtliche Bedenken.509

vgl. Art. 3 des Gesetzes über Duldung bei Aus‑
bildung und Beschäftigung, BGBl. I, Nr. 26 vom 
15.7.2018.

507	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), 
Nr. 60d0.2.

508	 Zur Kritik daran vgl. auch Stellungnahme von 
PRO ASYL zum Entwurf eines Gesetzes über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(BT-Drucksache 19/8286 vom 13.3.2019) zur 
Sachverständigenanhörung des Ausschusses für 
Inneres und Heimat des Deutschen Bundestages 
am 3.6.2019 vom 30. Mai 2019, S. 25, abrufbar 
auf proasyl.de unter »Material/Übersicht Materi‑
alien/Sorte Anzeigen: Stellungnahmen und Gut‑
achten«.

509	 Eichler/Mantel/Weiser, in: Huber/Mantel, Kom‑
mentar AufenthG/AsylG, AufenthG § 60d Rn. 9.

Eine Beschäftigungsduldung soll für 30 
Monate erteilt werden, wenn insbesonde‑
re folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

	• Die Einreise muss bis zum 31. De-
zember 2022 erfolgt sein 

	• Die Beschäftigten müssen seit min‑
destens zwölf Monaten eine Duldung 
haben, wobei Zeiten, in denen eine 
Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität nach § 60b AufenthG (I 4.1) 
erteilt wurde, nicht mitgerechnet wer‑
den. Kurzfristige Unterbrechungen, 
wenn die Betroffenen die Duldung 
unverschuldet nicht rechtzeitig verlän‑
gern lassen konnten oder die Auslän‑
derbehörde in der Zeit der Prüfung der 
Duldungsgründe keine Duldung erteilt 
hatte, sind unbeachtlich.510

	• Zudem ist es erforderlich, dass die 
Antragstellenden seit mindestens 12 
Monaten sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt sind. Die regelmäßi‑
ge Arbeitszeit muss mindestens 20 
Stunden pro Woche betragen haben. 
Unverschuldete, kurzfristige Unter‑
brechungen der zwölfmonatigen Vor‑
beschäftigungszeit sind unerheblich 
(§ 60d Abs. 3 S. 2 AufenthG). 

	• Der Lebensunterhalt muss in den 
letzten zwölf Monaten vor der Bean‑
tragung der Beschäftigungsduldung 
durch die Arbeit selbst gesichert wor‑
den sein.511 Auch hier sind unverschul‑
dete, kurzfristige Unterbrechungen 
unerheblich. Außerdem muss der Le‑

510	 AH des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 30), 
Nr. 60d1.2.

511	 Vgl. § 2 Abs. 3 AufenthG; der Lebensunterhalt 
ist nicht gesichert, wenn ein Anspruch auf ergän‑
zende Leistungen nach dem AsylbLG besteht.

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/PRO-ASYL_Stellungnahme_GE-Ausbildungs-und-Beschäftigungsduldung_30052019.pdf
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bensunterhalt auch weiterhin durch 
das Arbeitseinkommen finanziert wer‑
den können. 

	• Auch die Erteilung einer Beschäfti‑
gungsduldung setzt voraus, dass die 
Identität in den folgenden Zeiträumen 
geklärt wurde: 
	◉ bis zur Beantragung der Beschäfti‑

gungsduldung, wenn die Einreise 
bis zum 31. Dezember 2016 oder die 
Beantragung bis zum 31. Dezember 
2024 erfolgte

	◉ in allen anderen Fällen bis zum 
31. Dezember 2024 

	• Auch die Ehe-/Lebenspartnerinnen 
oder -partner haben diese Vorausset‑
zung zu erfüllen.

Wurden die erforderlichen und zumut‑
baren Maßnahmen zur Identitätsklärung 
ergriffen, kann eine Beschäftigungsdul‑
dung auch ohne Identitätsklärung erteilt 
werden; es besteht also dann kein Rechts‑
anspruch. Zu den Einzelheiten kann, ab‑
gesehen von den abweichenden Stichta‑
gen, auf die Ausführungen zur Identitäts‑
klärung bei der Ausbildungsaufenthalts‑
erlaubnis nach § 16g AufenthG verwiesen 
werden (vgl. III 1.3.2).

	• Weitere Voraussetzungen sind das 
Vorhandensein mündlicher Deutsch-
kenntnisse von A 2 GER512 und ein 
erfolgreicher Integrationskursbesuch, 
wenn eine entsprechende Verpflich‑

512	 Wenn kein Sprachstandzertifikat vorliegt, beur‑
teilt die Ausländerbehörde die Deutschkenntnis‑
se selbst, so die AH des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung, 
a. a. O. (Fn. 30), Nr. 60d.1.7.

tung bestand.513 Letzteres muss auch 
bei den Ehe-/Lebenspartnerinnen oder 
-partner der Fall sein. Außerdem ist 
nachzuweisen, dass die mit den Be‑
schäftigten zusammenlebenden min‑
derjährigen ledigen Kinder regelmäßig 
zur Schule gehen.

Bezüge zu extremistischen oder terroris‑
tischen Organisationen und eine Verur‑
teilung wegen einer in Deutschland be‑
gangenen vorsätzlichen Straftat bei den 
Beschäftigten oder ihren Ehe- oder Le
benspartnern stellen einen Versagungs‑
grund dar. Geldstrafen von nicht mehr 
als 90 Tagessätzen werden nicht berück‑
sichtigt, wenn die Verurteilung wegen 
Straftaten erfolgt ist, die nur von auslän‑
dischen Staatsangehörigen begangen wer‑
den können (§§ 95 ff. AufenthG). Auch 
eine Ausweisungsverfügung oder Ab‑
schiebungsanordnung (§ 58a AufenthG) 
gegenüber den Beschäftigten schließt die 
Erteilung einer Beschäftigungsduldung 
aus.

Endet nach der Erteilung einer Be‑
schäftigungsduldung das Arbeitsverhält‑
nis, sind die Betroffenen verpflichtet, dies 
innerhalb von zwei Wochen der Auslän‑
derbehörde schriftlich oder elektronisch 
mitzuteilen; die Arbeitgebenden sind 
ebenfalls zur Mitteilung innerhalb von 
zwei Wochen verpflichtet (§§ 60d Abs. 3 
S. 4, 82 Abs. 6 AufenthG). 

Haben die Beschäftigten seit 30 Mo‑
naten eine Beschäftigungsduldung, soll 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b 
AufenthG erteilt werden (zu den Einzel‑
heiten siehe III 2.3.3).  

513	 Erfolgte ein Kursabbruch, musste er unverschul‑
det sein (§ 60d Abs. 1 Nr. 11 AufenthG). 
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Im Folgenden wird bewertet, inwieweit 
die dargestellte Rechtsentwicklung die 
Rahmenbedingungen für die Arbeits
marktintegration von Geflüchteten in den 
Bereichen Arbeitsmarktzugang, Förder‑
möglichkeiten und Aufenthaltssicherung 
signifikant verbessert hat. Zudem werden 
Vorschläge für die hierfür erforderlichen 
Änderungen entwickelt, auch wenn deren 
Umsetzung wegen der aktuellen politi‑
schen Mehrheitsverhältnisse wenig wahr‑
scheinlich ist. 

Die flüchtlingspolitischen Entwick‑
lungen in den Jahren 2014–2016 hatten 
mit dem sogenannten Asylpaket I und 
dem Integrationsgesetz zur Folge, dass 
erstmals die Staatsangehörigkeit von 
Asylsuchenden beim Zugang zu einer 
Beschäftigungserlaubnis, zu Förderins‑
trumenten und zu Deutschkursen eine 
entscheidende Rolle spielt. Seither kön‑
nen Asylsuchende aus den sogenannten 
»sicheren Herkunftsstaaten« wegen ih‑
rer Staatsangehörigkeit vollständig vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden, 
was vor allem aufgrund der Vorgaben 
der EU-Aufnahmerichtlinie auch recht‑
lich problematisch ist. Ansonsten hat das 
Herkunftsland und die Erwartung eines 
rechtmäßigen und dauerhaften Aufent‑
halts, die sogenannte gute Bleibeperspek‑
tive, erheblich an Bedeutung verloren. Sie 
ist nur noch Voraussetzung für den un‑
mittelbaren Zugang zu einigen im SGB III 
normierten Leistungen zur Arbeitsmarkt‑
integration (siehe II 1.2.1).

Das Vorhaben des Koalitionsvertrags 
der »Ampel-Koalition« von 2021, ein in 
sich stimmiges, anwendungsfreundli‑
ches Einwanderungsrecht zu schaffen,514 
konnte nicht umgesetzt werden. Die 
Grundstrukturen der Duldungstatbe‑
stände wurden beibehalten. Damit haben 
die seitdem beschlossenen Gesetze nicht 
zu einer Vereinfachung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und zu einer grö‑
ßeren Übersichtlichkeit beigetragen. Im 
Gegenteil: Die Regelungen zum Arbeits‑
marktzugang, zu Förderangeboten und 
die weiteren im Kontext Arbeitsmarktin‑
tegration relevanten Bestimmungen sind 
nach wie vor auf eine Reihe verschiedener 
Gesetze und Verordnungen verteilt. Ein‑
zelne Regelungen, wie der Arbeitsmarkt‑
zugang von Personen mit einer Duldung, 
sind jetzt noch komplexer gestaltet wor‑
den. Warum, wann und unter welchen 
Voraussetzungen bestimmte Personen‑
gruppen Anspruch auf Förderung haben 
oder nicht, entzieht sich stellenweise jeg‑
licher Logik. 

Festzustellen ist zudem, dass Besser‑
stellungen in bestimmten Bereichen je‑
weils mit restriktiveren Regelungen 
insbesondere für Personen mit einer 
Duldung verknüpft wurden. Beim so‑
genannten Rückführungsverbesserungs‑
gesetz erfolgte dies u. a. mit den erwei‑
terten Durchsuchungsmöglichkeiten 
von Gemeinschaftsunterkünften (§ 58 

514	 Koalitionsvertrag 2021–2025, a. a. O. (Fn. 8), 
S. 110.
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AufenthG) und der Verlängerung des 
Ausreisegewahrsams (§ 62b AufenthG). 
Die im Folgenden vorgeschlagenen Än‑
derungen könnten auch als erste Schritte 
für eine Vereinfachung – und damit auch 
für eine erhebliche Entbürokratisierung – 
sorgen.

(1) Arbeitsmarktzugang

Entgegen des Vorhabens im Koalitions‑
vertrag von 2021515 wurden die beste‑
henden Arbeitsverbote nicht abgeschafft, 
sondern weiter ausgebaut; die Verkür‑
zung der Wartezeit von Asylsuchenden 
in Erstaufnahmeeinrichtungen auf den 
möglichen Beschäftigungsbeginn von 
neun auf sechs Monate wurde durch die 
Normierung neuer sogenannter sicherer 
Herkunftsstaaten »überkompensiert«. 
Zudem besteht die Gefahr, dass die Neu‑
regelung in § 60a Abs. 5b AufenthG, wo‑
nach Personen mit einer Duldung eine 
Beschäftigungserlaubnis erteilt werden 
soll, wenn nicht konkrete Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, 
in der Praxis als neues Arbeitsverbot ge‑
nutzt wird (siehe I. 3.1.2) und sich die 
Verfahrenszeiten durch die neuen Prü‑
fungspunkte noch weiter verlängern. 

Das Erteilungsverfahren ist durch die 
Beibehaltung der Beschäftigungsbedin‑
gungsprüfung und damit der Zustim‑
mung der BA ohnehin aufwendig und 
dauert wegen der starken Überlastung 
der Ausländerbehörden bundesweit viel‑
fach sehr lange mit der möglichen Folge, 
dass Arbeitsangebote zurückgenommen 

515	 Ebd.

werden.516 Daher bestehen folgende Än‑
derungsbedarfe:

	• Spätestens nach einer Wartefrist von 
drei Monaten sollte allen Asylsuchen‑
den und Personen mit einer Duldung 
eine Beschäftigungserlaubnis erteilt 
werden können, unabhängig von der 
Unterbringungsform und dem Her‑
kunftsland.

	• Die ausländerbehördlichen Arbeits-
verbote nach §§ 60a Abs. 6; 60b Abs. 5 
S. 2 AufenthG sollten aufgehoben wer‑
den, vor allem da bislang nicht belegt 
ist, dass sie eine Ausreise oder Abschie‑
bung ermöglichen oder zumindest 
beschleunigen517 und da sie darüber hi‑
naus dem sozialpolitischen und -recht‑
lichen Grundgedanken der Selbsthilfe 
widersprechen. 

	• Auf das Zustimmungsverfahren und 
damit auf die Durchführung der 
Beschäftigungsbedingungsprüfung 
sollte verzichtet werden. Es ist nicht 
erwiesen, dass diese Prüfung die Ar‑
beitsausbeutung von Asylsuchenden 
und Personen mit einer Duldung ver‑
hindert. Außerdem sind andere Grup‑
pen, wie etwa arbeitsuchende Personen 
mit Unionsbürgerschaft ohne Zugang 
zu lebensunterhaltssichernden Sozi‑
alleistungen, vermutlich ebenso von 
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen 
betroffen. Auch bei der Konferenz der 
Integrationsministerinnen und -mi‑

516	 Vgl. auch Externe Niederschrift über die Be‑
schlüsse der Hauptkonferenz der 19. IntMK am 
20.–21. März 2024 in Rostock-Warnemünde, 
S. 47. 

517	 Vgl. auch Stellungnahme des Bundesrats vom 
25.2.2015, in: BT-Drucksache 18/4097.
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nister 2024518 wurde vorschlagen, zu‑
nächst für einen Zeitraum von zwei 
Jahren die Zustimmung der BA und 
damit die Beschäftigungsbedingungs‑
prüfung entfallen zu lassen. 

	• Um (ausländische) Arbeitnehmende 
wirksam vor Arbeitsausbeutung 
zu schützen, sollten daher eher die 
allgemein bestehenden Kontroll-
möglichkeiten zur Einhaltung des 
Mindestlohngesetzes erweitert und 
stärker genutzt werden. Zudem sollte 
ein flächendeckender, niedrigschwel‑
liger sowie kosten- und barrierefreier 
Zugang zu professionellen Beratungs- 
und Unterstützungsangeboten, die 
auch in einer den Ratsuchenden ver‑
ständlichen Sprache beraten können, 
etabliert werden, damit arbeitsrecht‑
liche Ansprüche durchgesetzt werden 
können.519 

	• Auf die Erteilung der Beschäftigungs‑
erlaubnis sollte für Asylsuchende 
und Personen mit einer Duldung ein 
Rechtsanspruch bestehen; jedenfalls 
sollte klargestellt werden, dass das 
Bevorstehen konkreter Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung kein Ar‑
beitsverbot begründet (§ 60a Abs. 5b 
AufenthG). Solange kein Anspruch 
besteht, sollte zumindest präzisiert 
werden, welche Gesichtspunkte im 
Rahmen der Ermessensentscheidung 

518	 Externe Niederschrift, a.a.O. (Fn. 516), S. 47. 
519	 WIR-AG Aufenthaltsverfestigung: »Empfehlun‑

gen zur Abschaffung von Arbeitsverboten im 
Asyl- und Ausländerrecht und zu weiteren Ver‑
besserungen bei der Arbeitsmarktteilhabe von 
Asylsuchenden und Inhaber*innen einer Dul‑
dung« vom 8.11.2023, abrufbar bei ibs-thuerin‑
gen.de unter»/Publikationen/Positionspapiere«.

berücksichtigungsfähig sind (siehe I 
1.1.2 (3) und I 3.1.2).

	• Die Wohnsitzauflagen sollten abge‑
schafft oder jedenfalls so gestaltet 
werden, dass sie eine Arbeits- und Aus‑
bildungsaufnahme nicht erschweren. 

(2) Förderungsmöglichkeiten und 
Lebensunterhaltssicherung 

Asylsuchende und Personen mit einer 
Duldung bleiben weiterhin ganz oder 
teilweise von einigen Leistungen zur Aus‑
bildungsförderung ausgeschlossen, zum 
Beispiel von der Teilnahme an einer au‑
ßerbetrieblichen Berufsausbildung (siehe 
II 1.2.4. (4)).

Dies ist insbesondere für bildungsbe‑
nachteiligte Geflüchtete äußerst nachtei‑
lig. Ein weiteres zentrales Problem bleibt 
in der Praxis die Ablehnung von Förde‑
rung, weil die Laufzeit des Aufenthalts‑
papiers kürzer ist als die der Qualifizie‑
rungsmaßnahme oder weil für einzelne 
Maßnahmen oder die Aufnahme in den 
Reha-Bereich der BA pauschal ein be‑
stimmtes Deutschniveau verlangt wird, 
was auch nicht im Einklang mit der UN-
Behindertenrechtskonvention steht.520 

Zu begrüßen ist die Öffnung der In‑
tegrationskurse für alle Asylsuchenden 
unabhängig vom Einreisedatum und 
Herkunftsland, wodurch auch das Kons‑
trukt der »guten Bleibeperspektive«, zu‑
vor maßgeblich für die Zulassung, hier 
fast keine Bedeutung mehr hat (siehe II 
1.2.3 (2)). Personen mit einer Duldung 
bleiben aber weiterhin weitgehend von 

520	 Gag/Weiser: Inklusion von Geflüchteten mit Be‑
hinderung, a. a. O. (Fn. 339), S. 55 ff.
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Integrationskursen und zum Teil von 
Berufssprachkursen ausgeschlossen. 
Durch die weitgehende Streichung der 
Möglichkeit, maximal 300 Kursstunden 
zu wiederholen,521 und wegen des nicht 
ausreichenden Kursangebots können 
außerdem auch viele Asylsuchende und 
Schutzberechtigte nicht im erforderlichen 
Umfang Deutschkurse besuchen.

Darüber hinaus werden die Änderun‑
gen im AsylbLG, worunter die Einfüh‑
rung der Bezahlkarte, die Verdoppelung 
der Grundleistungsbezugszeit und die 
Ausweitung der Arbeitspflicht (§ 5 Abs. 1 
S. 2 AsylbLG) fallen, das tägliche Leben 
deutlich komplizierter machen und sich 
negativ auf die (psychische) Gesundheit 
der Betroffenen auswirken. Dies wird 
auch die Arbeitsmarktintegration erheb‑
lich erschweren. Durch die Beibehaltung 
des AsylbLG wird auch zukünftig bei 
Feststellung der Schutzberechtigung ein 
»Rechtskreiswechsel« von der Agentur 
für Arbeit zum Jobcenter stattfinden, der 
häufig zu Verzögerungen bei der Arbeits‑
marktintegration führt. Daher bestehen 
folgende Änderungsbedarfe:

	• Ausländischen Staatsangehörigen, 
die sich gewöhnlich in Deutsch‑
land aufhalten,522 sollte der Zugang 
zu Berufsausbildungsbeihilfe, zu 
BAföG-Leistungen sowie zu allen aus‑
bildungsunterstützenden Leistungen 
des SGB  III eingeräumt werden. Da‑
mit könnte der Lebensunterhalt wäh‑

521	 Fünfte Verordnung zur Änderung der Integ‑
rationskursverordnung, BGBl. I, Nr. 393 vom 
6.12.2024, Art. 1 Nr. 2.

522	 Zur Frage des gewöhnlichen Aufenthalts i. S. d. 
§ 30 SGB I siehe Weiser, Sozialleistungen, a. a. O. 
(Fn. 316), S. 19 ff. 

rend der Ausbildungszeit ohne Bezug 
»schädlicher« Sozialleistungen finan‑
ziert und auch ein Umzug zur Ausbil‑
dungsaufnahme generell ermöglicht 
werden. 

	• Auch Personen mit einer Duldung 
sollten uneingeschränkt die Möglich‑
keit erhalten, kostenfrei Deutsch zu 
lernen; die Wiederholung eines Teils 
des Integrationskurses sollte wieder 
erfolgen können und Integrationskurs- 
und Berufssprachkursplätze sollten 
in ausreichender Kapazität zur Verfü‑
gung stehen. Außerdem sollten auch 
Menschen mit allen Behinderungsfor‑
men an Sprachkursen teilnehmen kön‑
nen.523 

	• Das Asylbewerberleistungsgesetz 
sollte insgesamt abgeschafft werden, 
auch um eine einheitliche Zuständig‑
keit der Jobcenter für die Arbeitsm‑
arktintegration aller erwerbsfähigen 
Geflüchteten herzustellen. Bleibt das 
Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, 
sollten jedenfalls die Verlängerung 
des Grundleistungsbezugs nach § 3 
AsylbLG auf 36 Monate und die dar‑
aus resultierende schlechtere medizi‑
nische Versorgung, die Erweiterungen 
der Verpflichtung zu gemeinnütziger 
Arbeit und die mit der Einführung der 
Bezahlkarte verbundenen Restriktio‑
nen rückgängig gemacht werden.

(3) Aufenthaltssicherung

Zu begrüßen ist vor allem, dass zur Auf‑
enthaltssicherung während einer Berufs‑

523	 Gag/Weiser: Inklusion von Geflüchteten mit Be‑
hinderung, a. a. O. (Fn. 339), S. 15 ff.
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ausbildung jetzt eine Aufenthaltserlaubnis 
geschaffen wurde. Auch die sehr »nied‑
rigschwellige« Chancen-Aufenthaltser‑
laubnis ohne Lebensunterhaltssicherung, 
Identitätsklärung und Passpflichterfül‑
lung stellt eine erhebliche Verbesserung 
dar. Um das Entstehen von Kettendul‑
dungen dauerhaft zu vermeiden, ist aller‑
dings die Schaffung einer permanenten 
Bleiberechtsregelung wünschenswert. 
Weiterhin erschweren vor allem Vorga‑
ben zur Identitätsklärung zu bestimmten 
Stichtagen in der Vergangenheit, zu Vor‑
duldungszeiten und zur Haftungsgemein‑
schaft (§ 60d AufenthG) die Aufenthalts‑
sicherung. Daneben führen die Aufnah‑
me eines Studiums und die Ausbildungs‑
vorbereitung nach wie vor nicht zu einem 
Schutz vor Abschiebung. Daher bestehen 
folgende Änderungsbedarfe:

	• Die Regelung zur Chancen-Aufent‑
haltserlaubnis sollte entfristet und ihre 
Erteilung stichtagsunabhängig nach ei‑
ner fünfjährigen Voraufenthaltsdauer 
normiert werden.

	• Auf die Vorduldungszeiten für die Er‑
teilung der Aufenthaltserlaubnis für 
»gut integrierte junge Menschen« nach 
§ 25a AufenthG sowie bei der Ausbil‑
dungsaufenthaltserlaubnis und der 
Ausbildungs- und Beschäftigungsdul‑
dung sollte verzichtet werden. 

	• Die Identitätsklärung zu bestimmten 
Stichtagen in der Vergangenheit sollte 
nicht erforderlich sein.

	• Eine Ausbildungsaufenthaltserlaubnis 
und -duldung sollte auch für ein Stu‑
dium, die Ausbildungsvorbereitung524 

524	 Beispielsweise während einer Einstiegsqualifizie‑
rung (§ 54a SGB III).

und eine Fachpraktikerausbildung für 
Menschen mit Beeinträchtigungen er‑
teilt werden.525

	• Beschäftigten sollte ohne lange Vorauf‑
enthaltszeiten in Anlehnung an § 25b 
AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden, hilfsweise sollte die Er‑
teilung einer Beschäftigungsduldung 
unabhängig von einem bestimmten 
Einreisestichtag und ohne Berücksich‑
tigung des Verhaltens der Familienmit‑
glieder erfolgen. 

	• Wenn die Identität nicht anders geklärt 
werden kann, sollte sie durch Abgabe 
einer eidesstattlichen Versicherung er‑
möglicht werden. 

	• Die Duldung für Personen mit un‑
geklärter Identität und damit die 
Nichtberücksichtigung der Voraufent‑
haltszeiten mit diesem Aufenthaltspa‑
pier sollte abgeschafft werden.526

Diese Empfehlungen mögen auf den 
ersten Blick in einem deutlichen Wider‑
spruch zur gegenwärtigen politischen 
Agenda stehen, die geflüchtete Menschen 
verstärkt von wesentlichen Lebensberei‑
chen, wie etwa Beschäftigung und Bil‑
dung, ausschließen will. Der am 6. April 
2025 vorgestellte Koalitionsvertrag der 
aktuellen Bundesregierung betont das 
Ziel einer Begrenzung von Migration, 
u. a. durch Zurückweisung an den Staats‑
grenzen, durch die Aussetzung des Fami‑
liennachzugs zu subsidiär Schutzberech‑
tigten und durch eine Rückführungsof‑

525	 § 5 AufenthG; der Lebensunterhalt wäre bei ei‑
nem Zugang zu BAB und zu BAföG-Leistungen 
eigenständig gesichert.

526	 Koalitionsvertrag 2021–2025, a. a. O. (Fn. 8), 
S. 110.
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fensive.527 Die geplante Schaffung eines 
neuen Aufenthaltstitels in Anlehnung an 
die Beschäftigungsduldung für Personen, 
die u. a. Deutschkenntnisse auf dem Ni‑
veau von B 1 GER haben, wird keine si‑
gnifikante Verbesserung darstellen, auch 
weil die Regelung nur bis Ende 2027 
geltend soll.528 Die wohl vorgesehene Be‑
grenzung der temporären Arbeitsverbote 
auf drei Monate für Personen in Erstauf‑
nahmeeinrichtung529 wird ohne weitere 
Änderungen ebenfalls nur eine geringe 
Bedeutung haben. Immerhin wird da‑
rauf verwiesen, mehr in Integration zu 
investieren und Integrationskurse fort‑
setzen zu wollen.530 Es mag also durchaus 
sein, dass sich die Beteiligten gar nicht 
so sicher sind, ob sie ihre migrationsbe‑
schränkenden Ziele überhaupt erreichen 
können und ihnen im Kern klar ist, dass 
der überwiegende Teil der zu uns geflüch‑
teten Menschen in Deutschland bleiben 
und eine verschärfte Abschiebungspolitik 
am Ende die eigene Wettbewerbsfähigkeit 
und öffentliche Daseinsversorgung beein‑
trächtigen wird. 

Davon unabhängig gilt: Auf der Grund‑
lage des Urteils des Bundesverfassungsge‑
richts vom 18. Juli 2012 zum AsylbLG531 
bleibt es die Verpflichtung des Staates und 
seiner Regierung, den Arbeitsmarktzu‑
gang von geflüchteten Menschen sozial- 
und menschenrechtlich auszugestalten, 

527	 Verantwortung für Deutschland, Koalitionsver‑
trag zwischen CDU, CSU und SPD, 21. Legisla‑
turperiode, S. 92 ff., abrufbar bei fragdenstaat.de.

528	 Ebd., S. 96.
529	 Ebd., S. 15.
530	 Ebd., S. 95.
531	 BVerfG, Urteil vom 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 1 

BvL 2/11 – asyl.net: M19839. 

also einen auf gesellschaftliche Partizipa‑
tion beruhenden Ansatz zu wählen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, 
dass die Menschenwürde »migrations‑
politisch nicht zu relativieren« ist.532 Da‑
mit hat es die Argumentation verworfen, 
wonach ein Absenken der Leistungen 
für Asylsuchende und geduldete Perso‑
nen schon deshalb zulässig sei, weil An‑
reize für Wanderungsbewegungen nach 
Deutschland vermieden werden müssten. 
Weiterhin ist es nach dem Urteil des Bun‑
desverfassungsgerichts nicht zulässig, bei 
der konkreten Ausgestaltung existenzsi‑
chernder Leistungen pauschal nach dem 
Aufenthaltsstatus zu differenzieren.533 
An diesen Aussagen muss sich auch die 
Arbeitsmarktpolitik für geflüchtete Men‑
schen messen lassen. Allein die sozial‑
rechtliche Zielsetzung einer individuel‑
len Hilfe zur Selbsthilfe lässt Ausgren‑
zungsstrategien nicht zu, bei denen ganze 
Gruppen von Bildung, Ausbildung und 
Beschäftigung ausgeschlossen werden. 

532	 Ebd., Rn. 121.
533	 Ebd., Rn. 99. 
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Zitierte Kommentarliteratur

BeckOK AuslR Beck Online-Kommentar Ausländerrecht, 
44. Auflage 2025, Stand 1.4.2025.

BeckOK MigR Beck Online-Kommentar Migrationsrecht, 
21. Auflage 2025, Stand 1.5.2025.

BeckOK Sozialrecht Beck Online-Kommentar Sozialrecht, Rolfs/
Giesen/Udsching, 77. Auflage.

BeckOGK SGB III Beck-Online Großkommentar (Gagel), Hrsg. 
Rolfs (geschf.)/Knickrehm/Deinert, 2025.

BeckOGK SGB IV Beck-Online Großkommentar zum SGB: SGB I, 
SGB IV, SGB V, SGB VI, SGB VII, SGB X, SGB XI 
(Kasseler Kommentar), 132. Auflage, Stand Juli 
2025.

Bergmann/Dienelt,  
Kommentar Ausländerrecht

Bergmann/Dienelt: Kommentar Ausländerrecht, 
C.H. Beck, 15. Auflage 2025.

Brand,  
Kommentar Sozialgesetzbuch

Jürgen Brand: Kommentar Sozialgesetzbuch, C.H. 
Beck, 9. Auflage 2021.

Hailbronner,  
Kommentar Ausländerrecht

Kay Hailbronner, Kommentar Ausländerrecht 
(Loseblattwerk), Rehm Verlag, Stand: September 
2013.

Hauck/Noftz, SGB III Karl Hauck/Wolfgang Notz, Sozialgesetz‑
buch, SGB III, Arbeitsförderung, Kommentar, 
C.H.Beck, Stand: Mai 2020. 

Huber/Mantel,  
Kommentar AufenthG/AsylG

Berthold Huber/Johanna Mantel: Kommentar 
zum Aufenthaltsgesetz/Asylgesetz mit Freizügig‑
keitsgesetz/EU und ARB 1/80, C.H.Beck, 4. Auf‑
lage 2025.

JurisPK SGB III Rainer Schlegel/Thomas Voelzke/Jens M. Schu‑
bert: Juris Praxiskommentar SGB III, Arbeitsför‑
derung, 3. Aufl. 2023. 
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NK-AuslR Rainer M. Hofmann: Nomos-Kommentar Auslän‑
derrecht, 3. Auflage 2023.

NK-SGB III Andreas Heinz/Reimund Schmidt-De Caluwe/
Bernhard Joachim Scholz, Sozialgesetzbuch III, 
Arbeitsförderung – Großkommentar, Verlag: 
Nomos, 7. Auflage 2021.

Siefert, AsylbLG Jutta Siefert: Asylbewerberleistungsgesetz, Kom‑
mentar, C.H.Beck, 3. Auflage 2025.

Abkürzungen

a. F. 	 alte Fassung
AG 	 Amtsgericht
AsA 	 Assistierte Ausbildung 
AsylbLG 	 Asylbewerberleistungsgesetz
AsylG 	 Asylgesetz
AufenthG 	 Aufenthaltsgesetz (Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit 

und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet)
AufenthV 	 Aufenthaltsverordnung
AuslBFG 	 Ausländerbeschäftigungsbeförderungsgesetz
AVwV 	 Allgemeine Verwaltungsvorschrift
AWoV 	 Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung
BA 	 Bundesagentur für Arbeit
BAB 	 Berufsausbildungsbeihilfe 
BaE 	 Außerbetriebliche Berufsausbildung 
BAföG 	 Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bundesgesetz über individuelle 

Förderung der Ausbildung)
BAMF 	 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
BBiG 	 Berufsbildungsgesetz
BeschV 	 Beschäftigungsverordnung (Verordnung über die Beschäftigung von 

Ausländerinnen und Ausländern)
BMAS 	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMBF 	 Bundesministerium für Bildung und Forschung
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BMI 	 Bundesministerium des Innern
BMWi 	 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
BOF 	 Berufsorientierung für Zugewanderte
BQFG 	 Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (Gesetz über die Feststellung 

der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen)
BVerfG 	 Bundesverfassungsgericht
BVerwG 	 Bundesverwaltungsgericht
DA 	 Durchführungsanweisungen
EMRK 	 Europäische Menschenrechtskonvention
EQFAO 	 Einstiegsqualifikations-Anordnung
ESF 	 Europäischer Sozialfonds
FEG 	 Fachkräfteeinwanderungsgesetz
FW 	 Fachliche Weisungen
GER 	 Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen
GG 	 Grundgesetz
GFK 	 Genfer Flüchtlingskonvention (Abkommen über die Rechtsstellung 

der Flüchtlinge)
HwO 	 Handwerksordnung
IQ 	 ESF-Qualifikationsprogramm »Integration durch Qualifizierung«
IvAF 	 ESF-Integrationsrichtlinie Bund, Handlungsschwerpunkt Integration 

von Asylbewerberinnen, Asylbewerbern und Flüchtlingen
JGG 	 Jugendgerichtsgesetz
LSG 	 Landessozialgericht
MiLoG 	 Mindestlohngesetz
MKFFI NRW 	 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des 

Landes Nordrhein-Westfalen
n. F. 	 neue Fassung
OVG 	 Oberverwaltungsgericht
SG 	 Sozialgericht
SGB 	 Sozialgesetzbuch
StGB 	 Strafgesetzbuch
VG 	 Verwaltungsgericht
VGH 	 Verwaltungsgerichtshof
VwGO 	 Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG 	 Verwaltungsverfahrensgesetz 
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Tabelle 1: Überblick zum Arbeitsmarktzugang (vereinfacht)

Personengruppe Arbeitsmarktzugang Ausnahmen

Asylsuchende mit 
Aufenthaltsgestattung 
wohnhaft in Erstaufnah-
meeinrichtung

bis 6 Monate

nach 6 Monaten

Kein Arbeitsmarktzugang

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis 
(mit Zustimmung der BA oder bei zu-
stimmungsfreien Beschäftigungen)

permanentes 
Arbeitsverbot 
(Asylsuchende 
aus sicheren Her-
kunftsstaaten)

Asylsuchende mit 
Aufenthaltsgestattung 
wohnhaft außerhalb 
der Erstaufnahmeein-
richtung

bis 3 Monate 

nach 3 Monaten

nach 6 Monaten

nach 4 Jahren

Kein Arbeitsmarktzugang

Beschäftigung nach Ermessenprüfung 
der Ausländerbehörde möglich (mit 
Zustimmung der BA oder bei zustim-
mungsfreien Beschäftigungen)

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis 
(mit Zustimmung der BA oder bei zu-
stimmungsfreien Beschäftigungen)

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis 
für jede Art von Tätigkeit ohne Zustim-
mung der BA

permanentes 
Arbeitsverbot 
(Asylsuchende 
aus sicheren Her-
kunftsstaaten)

Asyberechtigte, inter-
national oder national 
Schutzberechtigte mit 
Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 1–3 
AufenthG

Beschäftigung und selbstständige 
Erwerbstätigkeit erlaubt

Personen mit Duldung 
nach § 60a AufenthG 
wohnhaft in Erstaufnah-
meeinrichtung

bis 6 Monate* 

nach 6 Monaten*

Kein Arbeitsmarktzugang 

Beschäftigung soll erlaubt werden** 
(mit Zustimmung der BA oder bei zu-
stimmungsfreien Beschäftigungen)

permanentes Ar-
beitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG

Personen mit Duldung 
nach § 60a AufenthG 
wohnhaft außerhalb 
der Erstaufnahmeein-
richtung

bis 3 Monate

nach 3 Monaten   

nach 4 Jahren

Kein Arbeitsmarktzugang (Beschäfti-
gungen, bei denen die BA nicht zustim-
men muss, wie Berufsausbildungen, 
sind möglich)

Beschäftigung soll erlaubt werden** 
(mit Zustimmung der BA oder bei zu-
stimmungsfreien Beschäftigungen)

Beschäftigung soll erlaubt werden** für 
jede Art von Tätigkeit ohne Zustimmung 
der BA

permanentes Ar-
beitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG

Personen mit Duldung 
nach § 60b AufenthG

Kein Arbeitsmarktzugang

*	 Bei Personen mit Duldung nach § 60a AufenthG 
werden nur Voraufenthaltszeiten mit dieser Dul‑
dung angerechnet. 

**	 Wenn keine konkreten Maßnahmen zur Aufent‑
haltsbeendigung bevorstehen.
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Tabelle 2: Überblick zur Ausbildungsförderung

Die Tabelle stellt diejenigen Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zur Ausbildungs‑
förderung dar, bei denen aufenthaltsrechtliche Einschränkungen bestehen. 
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Tabelle 3: Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen
A

: E
le

m
en

ta
re

 S
pr

ac
hv

er
w

eu
nd

un
g

A
1 

– 
A

nf
än

ge
r  

(B
re

ak
th

ro
ug

h)

Kann vertraute, alltägliche Ausdrücke und einfache Sätze verstehen und verwenden. 
Kann sich und andere vorstellen und anderen Leuten Fragen stellen und kann auf 
Fragen dieser Art Antwort geben. Kann sich auf einfache Art verständigen, wenn die 
Gesprächspartner/innen langsam und deutlich sprechen und bereit sind zu helfen.

A
2 

– 
G

ru
nd

la
ge

n-
ke

nn
tn

is
se

 
 (W

ay
st

ag
e) Kann Sätze und häufig gebrauchte Ausdrücke verstehen. Kann sich in routinemäßigen 

Situationen verständigen, in denen es um einen einfachen Austausch über geläufige 
Dinge geht. Kann mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung, die 
direkte Umgebung und Dinge im Zusammenhang mit unmittelbaren Bedürfnissen 
beschreiben.

B:
 S

el
bs

tä
nd

ig
e 

Sp
ra

ch
ve

rw
en

du
ng

B1
 –

 F
or

tg
es

ch
ri

te
ne

 
Sp

ra
ch

ve
rw

en
du

ng
 

(T
hr

es
ho

ld
)

Kann die Hauptpunkte verstehen, wenn klare Standardsprache verwendet wird und 
wenn es um vertraute Dinge geht. Kann sich einfach und zusammenhängend über ver-
traute Themen äußern. Kann über Erfahrungen und Ereignisse berichten und zu Plänen 
und Ansichten kurze Begründungen oder Erklärungen geben.

B2
 –

 S
el

bs
tä

nd
ig

e 
Sp

ra
ch

ve
rw

en
du

ng
 

(V
an

ta
ge

) Kann die Hauptinhalte komplexer Texte zu konkreten und abstrakten Themen verste-
hen; versteht im eigenen Spezialgebiet auch Fachdiskussionen. Kann sich so spontan 
und fließend verständigen, dass ein normales Gespräch mit 
Muttersprachlern ohne größere Anstrengung auf beiden Seiten gut möglich ist. 

C:
 K

om
pe

te
nt

e 
Sp

ra
ch

ve
rw

en
du

ng

C1
 –

 F
ac

hk
un

di
ge

 
Sp
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ch

ke
nn

tn
is

se
 

(E
ffe

ct
iv

e 
O

pe
ra

tio
na

l 
Pr

ofi
ci

en
cy

) Kann ein breites Spektrum anspruchsvoller, längerer Texte verstehen und auch 
implizite Bedeutungen erfassen. Kann sich spontan und fließend ausdrücken, ohne 
öfter deutlich erkennbar nach Worten suchen zu müssen. Kann sich klar zu komplexen 
Sachverhalten äußern und dabei verschiedene Mittel zur Textverknüpfung angemessen 
verwenden.

C2
 –

 A
nn

äh
er

nd
 

m
ut

te
rs

pr
ac

hl
ic

he
 

Ke
nn

tn
is

se
  

(M
as

te
ry

) Kann praktisch alles, was er/sie liest oder hört, mühelos verstehen. Kann Informationen 
aus verschiedenen schriftlichen und mündlichen Quellen zusammenfassen und dabei 
Begründungen und Erklärungen in einer zusammenhängenden Darstellung wiederge-
ben. Kann sich spontan, sehr flüssig und genau ausdrücken und auch bei komplexeren 
Sachverhalten feinere Bedeutungsnuancen deutlich machen.





Publikationen

•	 Basisinformationen und Über­
sichten 

•	 Leitfäden und Arbeitshilfen
•	 Stellungnahmen und Berichte 

anderer Organisationen
Abrufbar bei asyl.net unter »Publika­
tionen«

www.asyl.net

•	 Rechtsprechungsdatenbank und  
»Dublin-Entscheidungen«

•	 Themenseiten
•	 Länderinformationen
•	 Beiträge aus dem Asylmagazin
•	 Publikationen
•	 Newsletter 

basiswissen.asyl.net

Informationen für Schutzsuchende  
und Engagierte: 
•	 »Wissen kompakt« zum Leben in 

Deutschland
•	 HInweise auf weiterführende Pub­

likationen und Ressourcen

www.ecoi.net

Die Internetdatenbank mit den wich­
tigsten internationalen Informationen 
zu Herkunftsländern und Drittstaaten.

Der Informationsverbund Asyl und Migration ist Partner 
von ecoi.net, das von der Forschungsstelle ACCORD beim 
Österreichischen Roten Kreuz koordiniert wird.

familie.asyl.net

Das Informationsportal zum 
Familiennachzug zu Asylsuchenden 
und Schutzberechtigten.
•	 Nachzug von außerhalb Europas
•	 »Dublin-Familienzusammenfüh­

rung«
•	 Fachinformationen

adressen.asyl.net

Adressdatenbank mit
•	 Beratungsstellen im Bereich 

Flucht und Migration sowie weite­
ren Rechtsgebieten (dt./engl.)

•	 Weitere Adressen und Links

Unsere Angebote

Asylmagazin

•	 Beiträge und Rechtsprechungs­
übersichten

•	 Aktuelle Gerichtsentscheidungen
•	 Länderinformationen
•	 Nachrichten, Buchbesprechungen
Weitere Informationen bei asyl.net 
unter »Asylmagazin«

migrationsberatung.org

Website des Bundesprogramms  
Migrationsberatung für erwachsene 
Zugewanderte (MBE).

Die Website migrationsberatung.org wird vom Informations­
verbund Asyl und Migration im Auftrag der Trägerorganisatio­
nen der MBE betreut. 

https://www.asyl.net
https://www.fluechtlingshelfer.info
https://www.ecoi.net
https://familie.asyl.net
https://adressen.asyl.net


Informationsverbund Asyl und  
Migration e. V.
Haus der Demokratie und Menschenrechte
Greifswalder Straße 4
10405 Berlin
www.asyl.net

Deutsches Rotes Kreuz e. V.
Generalsekretariat
Carstennstraße 58
12205 Berlin
www.drk-wohlfahrt.de
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